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(A) 


(C) 


82 . Sitzung 


Bonn, den 13. September 1984 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Barzei: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, wir fahren in der ver- 
bundenen Aussprache über die Punkte la und Ib 
der Tagesordnung fort: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1985 (Haushaltsgesetz 
1985) 

— Drucksache 10/1800 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Beratung der Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung Der Finanzplan des Bundes 
1984 bis 1988 

— Drucksache 10/1801 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort hat als erster Redner der Abgeordnete 
Dr. Dregger. 


Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das umwelt- 
freundliche Auto ist die wichtigste und dringlichste 
Aufgabe des Umweltschutzes in Deutschland und in 
Europa jetzt. Wie bereits gestern der Bundeskanz- 
ler und der Bundesfinanzminister ausgeführt ha- 
ben, sind uns andere Länder, allerdings nur in an- 
deren Kontinenten, in dieser Hinsicht weit voraus, 
nämlich die Vereinigten Staaten von Amerika und 
Japan, die bereits 1972 und 1976 mit der Einführung 
des schadstoffarmen Autos begonnen haben. Die 
SPD-geführten Bundesregierungen haben dieses 
Thema wie so viele andere auch leider liegenlas- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erst die Bundesregierung Kohl, der Bundeskanzler 
und der Bundesinnenminister, Fritz Zimmermann, 
haben diese Aufgabe energisch angepackt. 

(Dr. Hauff [SPD]: Mit einer Bauchlan- 
dung!) 

Was kann nun geschehen? Wir können leider 
nicht ohne Rücksicht auf unsere Nachbarn im na- 


tionalen Rahmen das nachvollziehen, was in Japan 
und in den Vereinigten Staaten von Amerika er- 
reicht wurde. Wir leben nicht auf einer Insel wie die 
Japaner, und unser Land ist kein Kontinent wie die 
USA. Wir haben viele Nachbarn. Wir sind nur ein 
Stück von Europa, und dieses Stück ist noch einbe- 
zogen in die Europäische Gemeinschaft, auf die wir 
einen Teil unserer Souveränität auch im Umwelt- 
schutz übertragen haben. Die Lage ist so, daß wir 
mit unseren Nachbarn — um das einmal so zu 
sagen — einen lebhaften Schadstoffaustausch be- 
treiben. Etwa die Hälfte des Drecks, den wir erzeu- 
gen, geben wir an unsere Nachbarn ab, und die 
revanchieren sich dafür mindestens in gleicher 
Weise. 

Was folgt daraus? Nationale Alleingänge im Um- 
weltschutz sind bei uns nur von begrenztem Wert. 
Wann immer es möglich ist, ist Gemeinschaftslö- 
sungen der Vorzug zu geben. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Man kann ja 
mal anfangen!) 

Vielleicht ist das in der bisherigen Diskussion nicht 
immer ausreichend beachtet worden. Was wir, 
meine Damen und Herren, für die Kraftfahrzeug- 
entgiftung zum 1. Januar 1986 wollen, will die Euro- 
päische Gemeinschaft nach der bisherigen Be- 
schlußlage erst zum Jahre 1995. Meine Damen und 
Herren, in Brüssel, in London, in Paris, in Rom und 
in anderen europäischen Hauptstädten; das ist für 
uns völlig unakzeptabel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir empfinden den jetzigen Zustand hier als ei- 
nen nationalen Notstand, der uns gegebenenfalls 
auch zu eigenständigem Handeln befugt. Eine euro- 
paweite Lösung ziehen wir jedoch vor. Eine erste 
erfreuliche Nachricht aus Brüssel: Die Kommission 
ist bereit, unser Ziel, diesen Termin 1995 vorzuzie- 
hen, zu unterstützen. 

Nun sind objektiv Schwierigkeiten in zwei Rich- 
tungen gegeben. Einmal ist die Einführung des Ka- 
talysators als eine der Möglichkeiten — im Moment 
wohl die einzig praktische, um das Ziel zu erreichen 
— bei kleineren Hubräumen, bei kleineren Kraft- 
fahrzeugen schwieriger und relativ teurer als bei 
großen. Außerdem — und das hängt damit zusam- 


(D) 
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(A) men — haben Italien und Frankreich als Automo* 
bilproduzenten einen höheren Anteil an kleineren 
Autos, als wir. Natürlich versuchen die Franzosen 
und Italiener, deren Automobilindustrie ohnehin in 
einer etwas schwierigen Lage ist, ihre Interessen zu 
wahren. 

Die Lösung könnte vielleicht darin bestehen, daß 
wir,Vie wir es wollen, bereits am 1. Januar 1986 mit 
der obligatorischen Einführung der Schadstoffbe- 
grenzung bei den Kraftfahrzeugen beginnen, die 
nach ihrer Größe und nach ihrem Hubraum es auch 
heute schon können. Es gibt auch heute BMW- und 
Daimler-Benz-Fahrzeuge, die nach Amerika expor- 
tiert werden, und es gibt auch außereuropäische 
Wagen, für die das in gleicher Weise zutrifft. Wir 
würden also bei denen mit der obligatorischen Ein- 
führung am 1. Januar 1986 beginnen und dann mög- 
lichst schnell die anderen einbeziehen, nach meiner 
Vorstellung bis spätestens 1989. Das wäre europa- 
weit gegenüber der Vorstellung, dies erst 1995 ein- 
zuführen, ein ungeheurer Erfolg, den wir anstre- 
ben. 

Das wird nicht ganz leicht sein, weil die Interes- 
sen in der Europäischen Gemeinschaft unterschied- 
lich sind, weil auch die Schadstoffbelastungen un- 
terschiedlich sind. Das wird die Kommission und 
das wird der Ministerrat allein nicht schaffen. Ich 
möchte heute morgen an den Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl und in gleicher Weise an den französi- 
schen Staatspräsidenten Fran 9 ois Mitterrand ap- 
pellieren, sich noch einmal zusammenzutun, um 
hier einen Durchbruch in der Europäischen Ge- 
meinschaft zu erzielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Bundeskanzler, ohne dieses Zweigespann Mit- 
terrand/Kohl wären die Krisen in der Europäischen 
Gemeinschaft nicht gemeistert worden. Der Kom- 
promiß von Rambouillet wäre nicht zustande ge- 
kommen, die Agrarfinanzierung wäre nicht geklärt 
worden, die Frage des britischen Beitrags wäre 
nicht geklärt worden. Ohne Ihr Zusammenwirken 
hätte Europa nicht diesen NATO-Doppelbeschluß, 
der für seine Sicherheit unentbehrlich ist, auf den 
Weg gebracht. Ich erinnere noch an die große Rede 
des französischen Staatspräsidenten hier im Deut- 
schen Bundestag zu diesem Thema. 

Ich möchte Sie beide bitten, dieses Umweltthema, 
das abgasentgiftete Auto, als ein Anliegen höchster 
Bedeutung anzusehen. Es geht hier um nicht weni- 
ger als um die Sicherung der natürlichen Lebens- 
grundlagen der europäischen Völker, und das ist 
Ihren Einsatz wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ob und wann das auch immer gelingt, wir möch- 
ten noch vor der obligatorischen Einführung, die 
viel früher stattfinden muß, als das bisher in der 
Kommission in Brüssel gedacht war — wir haben 
noch Chancen, daß wir es hinkriegen — , die freiwil- 
lige Einführung im nationalen Rahmen, ebenfalls 
möglichst frühzeitig, durch Differenzierung bei der 
Mineralölsteuer fördern, um zu erreichen, daß das 
bleifreie Benzin zumindest nicht teurer ist als das 
andere, wie es in Amerika heute der Fall ist, son- 


dern vielleicht sogar billiger. Wir möchten das vor (C) 
allem durch eine Differenzierung bei der Kraft- 
fahrzeugsteuer erreichen, indem das umweltfreund- 
liche Auto auf eine längere Frist davon befreit wird, 
während die anderen, wenn sie 1986 in Betrieb ge- 
hen, eben eine drastische Mehrbelastung an Kraft- 
fahrzeugsteuer erfahren müssen. Es darf sich in 
Zukunft nicht lohnen, sich umweltschädlich zu ver- 
halten, sondern das umweltfreundliche Verhalten 
auch bei Autos muß belohnt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist unsere Konzeption zur Entgiftung des 
Kraftverkehrs. Es kommen viele Teilfragen noch 
hinzu, wie der Altbestand an Kraftfahrzeugen, der 
25 Millionen beträgt. Die Lebensdauer eines Kraft- 
fahrzeugs liegt bei zehn Jahren. Das ist also eine 
Sache, die wir mitschleppen müßten, wenn nicht 
auch im Altbestand Verbesserungen herbeigeführt 
werden. Daran arbeiten wir, und das Kabinett wird 
sich in der nächsten Woche damit befassen. In der 
Koalitionsrunde haben wir noch gestern abend dar- 
über beraten. 

Meine Damen und Herren, eine kurze Nachlese 
zu Buschhaus. Buschhaus ist ja eines von vielen 
Kohlekraftwerken, keineswegs das die Umwelt am 
meisten belastende. Der niedersächsische Minister- 
präsident, den ich zu meiner Freude heute morgen 
auf der Bundesratsbank begrüßen kann, hat ja in 
der letzten Sondersitzung des Bundestages Zahlen 
genannt. Bei Buschhaus geht es um zirka 34 000 t 
Schwefeldioxid; diese Belastung wird sehr schnell 
abgesenkt werden. In Borken, Hessen, sind es (dj 
40 000 t Schwefeldioxid, und im rheinischen Revier 
gibt es Kraftwerke mit einem Ausstoß von über 
100 000 t Schwefeldioxid, leider. In der DDR sind es 
bis zu 500 000 t je Kraftwerk, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie haben 
nichts dazugelernt! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

und in Delitzsch ist ein weiteres Werk im Bau, bei 
dem die Schadstoffmenge zirka 700 000 t beträgt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, wenn Sie intelligente, 
knappe Zwischenrufe machen, dann kann ich dar- 
auf antworten, aber ein allgemeines Gebrodel kann 
nicht aufgenommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nenne diese Zahlen nur, um deutlich zu ma- 
chen, wie wichtig es auch in diesem Kraftwerksbe- 
reich ist, daß wir zu Gemeinschaftslösungen kom- 
men: mit unseren EG-Nachbarn — von denen 
allerdings Frankreich darauf hinweisen kann, daß 
es durch die Umstellung auf Atomenergie ja nicht 
mehr zu den großen Schadstofferzeugern ge- 
hört — , 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Den Teufel 
durch Beelzebub austreiben!) 

aber möglichst auch mit der DDR. Die DDR ist z. B. 
an unserer Entschwefelungsanlage in Buschhaus 
auf das, höchste interessiert, weil die Entschwefe- 
lungsanlage in Buschhaus die erste der Welt für 
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(A) Salzkohle ist und insofern auch eine Pioniertat be- 
deutet. 

Der Deutsche Bundestag hat das Thema Busch- 
haus in seiner Entschließung vom 28. Juni aufge- 
griffen, obwohl der Bund auf diesem Felde keinerlei 
administrative Kompetenzen hat. Baugenehmigung 
und Betriebsgenehmigung sind allein Sache der 
niedersächsischen Landesregierung. Wir haben die- 
ses Thema trotzdem aufgegriffen, 

(Horacek [GRÜNE]: Erst nach unserem 
Antrag!) 

weil nach unserer Auffassung — dabei bleibe ich — 
der Bau dieses Kraftwerks ohne Entschwefelungs- 
anlage für die besonders schwefelhaltige Salzkohle 
ein Thema von nationalem Rang ist. Solche Fragen 
gehören unabhängig von Verwaltungskompetenzen 
vor den Bundestag als das Forum der Nation. 

Man fragt sich heute, wie dieses Kraftwerk 1978 
ohne Entschwefelungsanlage überhaupt genehmigt 
werden konnte, 

(Dr, Hauff [SPD] [auf Ministerpräsident 

Dr. Albrecht deutend]: Da sitzt er! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

— Machen Sie nicht so, bitte; das entsprach nicht 
nur der übereinstimmenden Auffassung aller Par- 
teien und Fraktionen, sondern vor allem der 
Rechtslage, Herr Hauff, die von der sozialliberalen 
Koalition geschaffen worden war. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Vogel 
(b) [SPD]: Anders das Gericht in Braun- 
schweig!) 

Nach der heute geltenden Rechtslage, die wir ge- 
schaffen haben, könnte das Kraftwerk ohne Ent- 
schwefelungsanlage gar nicht gebaut werden. 

Nun hat ja die Presse und auch die Opposition 
besonders der Umstand beschäftigt, daß zwischen 
der Entschließung vom 28. Juni und zwischen dem, 
was nachher erarbeitet und von der Mehrheit am 
31. Juli gebilligt wurde, ein Unterschied besteht. Die 
Entschließung vom 28. Juni hieß im Kern: keine In- 
betriebnahme ohne Entschwefelungsanlage. — Das, 
was wir dann am 31. Juli gebilligt haben, hieß im 
Kern: keine Salzkohle ohne Entschwefelungsanla- 
ge. — Wir haben dieser Veränderung zugestimmt, 
weil auf diesem Wege schneller mehr für den Um- 
weltschutz erreicht werden konnte als auf dem 
Wege, der von uns am 28. Juni nicht beschlossen — 
dazu hatten wir keine Kompetenz — , aber empfoh- 
len worden war. 

Meine Damen und Herren, ich sagte schon, diese 
Unterschiede haben zu Polemiken der Opposition 
und zu manchen hämischen Kommentaren in der 
Presse geführt. Das müssen wir ertragen. Für uns 
zählt der Erfolg, 

(Zurufe von der SPD) 

und der Erfolg für den Umweltschutz in Buschhaus 
ist optimal, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD und den GRÜNEN) 


Wir verdanken diesen Erfolg auf dem Gebiet des (C) 
Umweltschutzes — ich will die Zahlen nicht wieder- 
holen, weil sie allen bekannt sind — vor allem dem 
Bundeskanzler, der sich — ich kann das bezeugen, 
da ich an den Gesprächen und Verhandlungen mit- 
gewirkt habe — in dieser Angelegenheit sehr per- 
sönlich und sehr wirksam eingeschaltet hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Bei der ersten Entschlie- 
ßung! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ja, bei Ihnen war das vielleicht anders, bei uns 
ist das so. Wir kümmern uns um diese Dinge, und 
da schaltet sich auch der Kanzler ein. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Augen zu und 
durch!) 

Meine Damen und Herren, was uns, die CDU/ 

CSU- Bundestagsfraktion, angeht — das will ich für 
die Zukunft sagen — , möchte ich ausdrücklich er- 
klären, daß wir es uns Vorbehalten, im Laufe eines 
Entscheidungsprozesses auch in Zukunft techni- 
sche Positionen zu verändern, wenn wir auf diese 
Weise zu schnelleren und besseren Ergebnissen für 
den Umweltschutz kommen. Es wäre doch töricht, 
wenn wir aus Prestigeüberlegungen, aus Rechtha- 
berei oder anderen unsachlichen Erwägungen nicht 
bereit wären, bei diesen komplizierten technischen 
Dingen zu lernen und uns dann zu einer besseren 
Lösung zu bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden Ihrem schlechten Beispiel, das Sie in 
dieser Frage geboten haben, auch in Zukunft nicht (D) 
folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte das aber mit einer kritischen Mah- 
nung verbinden. 

(Zuruf von der SPD: An wen denn?) 

Es ist mir nicht begreiflich, warum das, was nach 
dem 28. Juni unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers 
mühsam erarbeitet wurde, nicht von vornherein aus 
eigener Initiative des Kraftwerksbetreibers hervor- 
gegangen ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

Der Vorstand der BKB müßte doch eigentlich schon 
vorher auf den Gedanken gekommen sein, daß man 
bis zur Fertigstellung der Entschwefelungsanlage 
statt der besonders schwefelhaltigen Salzkohle 
auch normale Braunkohle verwenden kann. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lauter Märchen haben 

Sie bis jetzt erzählt! Der Albrecht erzählt 
uns heute noch Märchen!) 

Meine Damen und Herren, Umweltschutz im Be- 
reich technischer Großanlagen, insbesondere dann, 
wenn es sich um neue Verfahren handelt, wie das 
hier der Fall ist — Entschwefelungsanlagen für 
Salzkohle gibt es auf der Welt noch nicht — , ist 
kompliziert, und zwar nicht nur technisch, sondern 
auch rechtlich. Ich appelliere an die Kraftwerksbe- 
treiber, an die Automobilhersteller, an die Wirt- 
schaft insgesamt: Denken Sie bitte nicht nur tech- 
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(A) nisch und ökonomisch, sondern denken Sie auch 
gemeinwohlorientiert, politisch! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der großen Aufgabe des Umweltschutzes können 
wir nur gerecht werden, wenn alle mehr tun als das, 
wozu sie verpflichtet sind; 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Und wenn die Re- 
gierung vorangeht!) 

viele tun es heute schon. 

Der Bundesinnenminister hat inzwischen neben 
der Reinhaltung des Wassers und neben der Rein- 
haltung der Luft die dritte große Aufgabe des Um- 
weltschutzes in Angriff genommen, den Schutz des 
Bodens, genauer: der Erdkrume, aus der alles Le- 
ben erwächst. Auch auf diesem Feld ist von uns Pio- 
nierarbeit zu leisten. Die alte Bundesregierung hat 
da nichts Wesentliches hinterlassen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deshalb sind die Vorwürfe der Opposition — der 
sozialdemokratischen jedenfalls — absurd, nicht 
auch das noch in den knapp zwei Jahren, in denen 
wir die Verantwortung tragen, schon erledigt zu ha- 
ben. 

Meine Damen und Herren, niemand kann be- 
streiten: Durch die Aktivität der neuen Regierung 
ist die Bundesrepublik Deutschland heute der Vor- 
reiter des Umweltschutzes in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sind der 
Geisterreiter des Ümweltschutzes, Herr 
Dregger!) 

Dazu beglückwünschen wir Sie, Herr Bundeskanz- 
ler, 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

und dazu beglückwünschen wir Sie, Herr Innenmi- 
nister Fritz Zimmermann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Of- 
fenburg] [SPD]: Betretenes Schweigen bei 
der Koalition!) 

Auch wenn sich die Opposition der Mitarbeit ver- 
weigert und nur lacht — ich habe den Eindruck, 
nicht immer besonders intelligent — : 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Machen Sie 
das einmal vor, Herr Dregger, wie man in- 
telligent lacht!) 

Wir, die CDU/CSU-Fraktion und die FDP-Fraktion, 
werden sie in dieser Aufgabe auch weiterhin unter- 
stützen. Wir werden vor allem dafür sorgen, daß bei 
aller Begeisterung für die Aufgabe, bei aller Sorge, 
die wir alle empfinden, aber auch bei der Angstma- 
che, die von nicht wenigen geschürt wird und die 
zur Verwirrung führt, der Faden nicht verlorengeht, 
damit das Mögliche — unter Zuhilfenahme des 
technischen Fortschritts — so schnell geschieht, 
wie es notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CDU) 


Meine Damen und Herren, der Bundesfinanzmi- (C) 
nister hat in seiner Einbringungsrede gestern dar- 
auf hingewiesen, daß bei der Regierungsübernahme 
von Bundeskanzler Helmut Kohl am 1. Oktober 
1982 alle vier Ziele des Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetzes nachhaltig verletzt waren: Wir hatten we- 
der Wirtschaftswachstum noch Geldwertstabilität, 
noch außenwirtschaftliches Gleichgewicht, noch 
Vollbeschäftigung. Hinzu kam, daß unter den Kanz- 
lern Brandt und Schmidt die Staatsverschuldung 
wie eine Rakete in den Himmel gestiegen war. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie mit Ih- 
ren Raketen haben das nötig!) 

Die dann unter der neuen Regierung eingeleitete 
Wende in der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
war so erfolgreich, daß schon weitgehend in Verges- 
senheit geraten ist, was sich in diesen zwei Jahren 
verändert hat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Von den vier Zielen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes sind drei wieder erreicht. 

Wir haben wieder ein reales Wirtschaftswachs- 
tum. Es liegt bei schätzungsweise 2,5%. Vor dem 
schädlichen Arbeitskampf in der Metall- und in der 
Druckindustrie lag es im ersten Quartal sogar bei 
3,6%. 

Wir haben wieder Geldwertstabilität. Die Geld- 
entwertungsrate ist von 5,6% im Jahre 1982 auf der- 
zeit 1,7% gefallen. 

(Kretkowski [SPD]: Das ist kein Verdienst 
der Regierung!) 

Das ist Geldwertstabilität wie in Ludwig Erhards 
Zeiten, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Of- 
fenburg] [SPD]: Ein sehr pikanter Hiweis! 

— Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Diese Geldwertstabilität ist vor allem eine soziale 
Errungenschaft: eine Errungenschaft für die Rent- 
ner, für die Sparer und für die Arbeitnehmer. Bei 
dem derzeitigen Geldvermögen der privaten Haus- 
halte bedeuten 1% weniger Geldentwertung eine 
Kaufkraftsteierung von 18 Milliarden DM. 1 % weni- 
ger Geldentwertung bedeuten für die Arbeitsein- 
kommen ebensoviel wie eine entsprechende reale 
— ich betone: reale — Lohn- und Gehaltserhöhung, 
nämlich eine Kaufkraftsteigerung von 7,7 Milliar- 
den DM. 

Was Regierung, Bundesbank und die Tarifpar- 
teien — die Gewerkschaften und ihre Partner auf 
der Arbeitgeberseite — durch eine erfolgreiche Po- 
litik der Inflationsbekämpfung herausgeholt haben, 
gerade für den sogenannten kleinen Mann, ist 
mehr, als Nominallohnerhöhungen jemals bringen 
könnten. Das ist doch die soziale Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt erst recht, wenn diesen Nominallohner- 
höhungen Arbeitskämpfe vorausgehen, die die 
Volkswirtschaft mit Milliardenverlusten schädigen, 
vor allem aber auch die am Arbeitskampf beteilig- 
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(A) ten Arbeitnehmer selbst Es dauert lange, bis die 
beteiligten Arbeitnehmer ihre streikbedingten Ein- 
kommensverluste wieder aufgeholt haben, auch 
wenn sie Streikunterstützung erhalten haben; erst 
recht, wenn das nicht der Fall ist. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSUj: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, Wirtschaftswachstum 
haben wir geschafft, Geldwertstabilität haben wir 
geschafft, und auch das dritte Ziel haben wir er- 
reicht, nämlich das außenwirtschaftliche Gleichge- 
wicht. Wir haben wieder beträchtliche Handels- und 
auch Leistungsbilanzüberschüsse. 

Meine Damen und Herren, das alles ist in weni- 
ger als zwei Jahren zustande gebracht worden. 
Wenn das keine Wende ist, dann frage ich unsere 
Kritiker, was sie sich eigentlich darunter vorgestellt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auf einem der vier Felder sind wir noch nicht am 
Ziel: Wir haben keine Vollbeschäftigung. Wir haben 
in der kurzen Zeit, die uns bisher zur Verfügung 
stand, noch nicht wiedergutgemacht, was unter den 
Kanzlern Brandt und Schmidt in über zehn Jahren 
angerichtet wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesen zehn Jahren sind ja nicht nur die Schul- 
den — wenn die Rakete Sie stört, dann spreche ich 
vom Berg — wie die Zugspitze in den Himmel ge- 
stiegen, sondern auch die Arbeitslosigkeit. In der 
Ära Brandt/Schmidt hat sich die Arbeitslosigkeit 

(B) verzehnfacht: von 200 000 auf 2 Millionen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben sie zunächst einmal gestoppt. Aber wir 
haben die Wende noch nicht herbeigeführt. 

(Zurufe von der SPD: Was haben Sie?) 

— Ja, zählen Sie man ruhig. Es stimmt im großen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die können 
nicht rechnen!) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter Dregger, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Westphal? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte. 

Westphal (SPD): Herr Abgeordneter Dregger, 
würden Sie mir bestätigen, daß am 1. Oktober 1982, 
als hier ein Regierungswechsel stattfand, die Zahl 
der Arbeitslosen 1,8 Millionen betrug, daß sie ein 
Jahr, nachdem Sie an die Regierung gekommen wa- 
ren, 2,1 Millionen betrug, also um 316 000 Arbeits- 
lose gleich 17 % höher lag, und daß sie heute, nach 
einem weiteren Jahr, sozusagen am Ende eines 
Sommers, saisonbereinigt zusätzlich um 100 000 ge- 
stiegen ist und immer noch über 2 Millionen liegt? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr 
Westphal, es ist sicherlich nicht zu bestreiten, daß 
die Arbeitskämpfe in der Metall- und in der Druck- 


industrie einen Einbruch des Vertrauens bedeutet (C) 
haben, 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 

und ohne Vertrauen in den sozialen Konsens und 
die Stabilität unserer wirtschaftlichen Ordnung 
wird nicht investiert. Jedenfalls werden dann keine 
Erweiterungsinvestitionen gemacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Deswegen ist es dringend notwendig — dazu wollte 
ich noch etwas sagen — , daß wie diesen sozialen 
Konsens stärken, damit die Bundesrepublik 
Deutschland unbezweifelbar wieder als ein belieb- 
tes Land für Investitionen in der ganzen Welt gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die bedrückende Zahl der Arbeitslosen birgt die 
Gefahr in sich, daß jetzt falsche Wege beschriften 
werden. Ich habe schon einige Male gemahnt — 
und ich wiederhole es heute — : Orientieren wir uns 
doch bitte an den Ländern, die Vollbeschäftigung 
haben! Das ist die Schweiz, unser europäisches 
Nachbarland, und das ist Japan. Beide sind markt- 
wirtschaftlich verfaßte Länder, um das zunächst 
einmal herauszustreichen. In beiden Ländern gilt 
das Prinzip der Sozialpartnerschaft und nicht das 
des Klassenkampfes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Außer an Japan und der Schweiz sollten wir uns 
auch an den Vereinigten Staaten von Amerika 
orientieren. 

(Walther [SPD]: An den hohen Haushalts- (D) 

defiziten? — Weiterer Zuruf von der SPD: 

Jawohl, an der Verschuldung!) 

— Darauf komme ich, Herr Walther. Ich kann ja 
nicht alle Gedanken in einem Wort ausdrücken. Das 
ist selbst mir nicht möglich. — Auch die Vereinigten 
Staaten können und wollen wir nicht in allen Ein- 
zelheiten kopieren. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Aber auch von ihnen können wir etwas lernen. Das 
Schlimme ist, daß Sie so wenig lernfähig sind trotz 
der vielen Fehler, die Sie gemacht haben, und der 
miserablen Ergebnisse, die Sie hinterlassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das überhebliche europäische Achselzucken über 
die Wirtschaftspolitik des amerikanischen Präsi- 
denten wirkt heute doch schon fast lächerlich. 

Nach einem lesenswerten Aufsatz des früheren 
Bundesbankpräsidenten Otmar Emminger vom 
11. September 1984 — gerade erschienen in der 
„FAZ“ — sind in den USA von Ende 1982 bis Mitte 
1984, also in anderthalb Jahren, 6,8 Millionen zu- 
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden. 

(Schiatter [SPD]: Ja, bei der Rüstungspro- 
duktion!) 

Das hohe Staatsdefizit kann dafür nicht die ent- 
scheidende Ursache sein — darauf weist auch Em- 
minger hin — ; denn schon im Jahrzehnt zuvor, von 
1973 bis 1983, nahm in den Vereinigten Staaten von 
Amerika die Zahl der Beschäftigten per saldo um 
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(A) 15,8 Millionen zu; im gleichen Zeitraum in Japan 
um 5 Millionen, Dagegen ging sie bei den Europä- 
ern, die über andere so gerne die Achseln zucken, in 
dieser Zeit um 1,5 Millionen zurück. 

Das wirft doch die Frage auf: Haben die erfolgrei- 
chen Volkswirtschaften diese Vollbeschäftigung 
durch Arbeitszeitverkürzung erreicht? Nein! Japan 
und die Schweiz haben die längste Arbeitszeit aller 
Industrienationen der Welt, Auch in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika ist die Arbeitszeit heute 
wesentlich länger als bei uns. Haben diese erfolg- 
reichen Volkswirtschaften diese Vollbeschäftigung 
durch das Abstoppen des technischen Fortschritts 
erreicht? Nein! Sie stehen an der Spitze des techni- 
schen Fortschritts in der Welt. Geschafft haben sie 
es durch schnellere Anpassung an veränderte 
Marktbedingungen, durch Abbau unproduktiverer 
Arbeitsplätze und durch Wachstumsbedingungen 
für produktivere, neue Arbeitsplätze, durch größere 
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt, durch Begrenzung 
der Kosten, weniger der Lohnkosten, wohl aber der 
Lohnnebenkosten, die bei uns so extrem hoch sind. 
Bei uns sind es 79% im Vergleich zu den Lohnko- 
sten, in den Vereinigten Staaten von Amerika 38%, 
in Japan 28%. Auf diesen Punkt hat der niedersäch- 
sische Ministerpräsident in der Vergangenheit häu- 
figer hingewiesen. Das ist eine Tatsache. 

Die gegenwärtige Defizitpolitik der USA ist für 
uns dagegen kein Rezept. Uns gelänge es nicht, da- 
mit die Kapitalströme anzulocken, die jetzt in die 

(B) USA fließen. Auch in den USA wird dieses Rezept 
nicht unbegrenzt angewandt werden können. Im 
übrigen haben wir keine so günstige Ausgangslage 
wie die Vereinigten Staaten von Amerika für ein 
solches Experiment, denn die Staatsquote liegt bei 
uns bei 48% — sie lag schon einmal bei 50%; sie 
geht jetzt wieder leicht zurück — ; in den USA be- 
trägt sie nur 38%. Da kann man besser aufstocken, 
als wenn man schon sehr hoch liegt. 

Meine Damen und Herren, wir können aber z. B. 
auf den Feldern lernen, auf denen Norbert Blüm, 
unser hervorragender Arbeitsminister, zur Zeit ak- 
tiv wird. Ich meine das Beschäftigungsförderungs - 
gesetz und das Arbeitszeitgesetz, die sich nicht an 
denen orientieren, die bereits Arbeit haben, son- 
dern an denen, die Arbeit haben möchten. Um letz- 
tere müssen wir uns doch kümmern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Von Illusionen sollten wir allerdings Abschied 
nehmen. Wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten kann 
niemand außer Kraft setzen. Arbeit, die nicht mehr 
nachgefragt wird, kann niemandem aufgedrängt 
werden. Wirtschaftliche Leerläufe kann keine 
Volkswirtschaft auf Dauer bezahlen. Meine Damen 
und Herren, wenn man sich einmal das Ergebnis 
des demokratischen Sozialismus — ob hier bei uns, 
in Frankreich oder sonst in Europa — ansieht, wird 
klar: Das Ergebnis war immer Null, also miserabel. 

(Zurufe von der SPD) 


Demokratischer Sozialismus ist immer nur auf Zeit (C) 
möglich, weil er auf Pump lebt, und auf Pump kann 
man nur zeitweise leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Nase am Markt haben, in der Technik und 
Entwicklung den anderen voraus sein, Kosten und 
Preise im Griff haben, in Lieferung und Service 
zuverlässig sein das ist das einzige Rezept, das 
hilft. Hinzu kommen müssen Partnerschaft, Kon- 
sens, Zusammenarbeit. Daher begrüße ich den Vor- 
schlag von Gewerkschaftsseite, die Gespräche zwi- 
schen Regierung, Wirtschaft und Gewerkschaften 
zu konkreten Themen wieder aufzunehmen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion legt auf diese Zu- 
sammenarbeit mit den Sozialpartnern, insbeson- 
dere mit den Gewerkschaften, größten Wert. Auch 
während der Arbeitskämpfe bei Druck und Metall 
sind die Gespräche weitergegangen, zwar nicht im 
offiziellen Rahmen, aber sie haben stattgefunden. 

Wir freuen uns, daß die Gewerkschaften empfehlen, 
sie jetzt wieder offiziell aufzunehmen. Die CDU/ 
CSU-Fraktion wird alles tun, was geeignet ist, den 
sozialen Konsens zu fördern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein dritter Punkt. Das kostbarste Gut unseres 
Volkes sind unsere Kinder. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: O Gott, 
jetzt kommt dieser Teil! Uns bleibt heute 
morgen nichts erspart, Herr Dregger!) 

Da schalten Sie ab. Sie waren ja auch einmal ein 
Kind und haben einmal eine Mutter und einen Va- 
ter gehabt. Daran sollten Sie sich vielleicht einmal 
erinnern. Sie sollten sich auch einmal daran erin- 
nern, wer nachher eigentlich Ihre Rente bezahlt, 
wenn Sie hier den ganzen Tag nur herumlachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Sie nicht! Sie bezah- 
len sie ganz sicher nicht! Machen Sie mal 
weiter so!) 

Das kostbarste Gut — ich wiederhole es, auch wenn 
Sie lachen; das stört mich überhaupt nicht — , das 
kostbarste Gut unseres Volkes sind unsere Kinder. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihnen das Leben zu schenken, sie seelisch, geistig 
und körperlich gesund heranzubilden, das ist die 
beste Zukunftsinvestition, die sich überhaupt vor- 
stellen läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die revolutionären Veränderungen der letzten 
Jahrzehnte in Wirtschaft und Gesellschaft sind, was 
das Zusammenleben der Geschlechter und die 
Folge der Generationen angeht, bisher nicht gemei- 
stert. Abkehr von der Ehe, Abkehr von Kindern, 
Abtreibungen, Drogenkonsum, 

(Horacek [GRÜNE]: Alkoholismus!) 
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(A) die Flucht in Sekten, ein Volk von immer mehr 
Alten und immer weniger Jungen, all das zeigt, daß 
wir in einer Krise stecken. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das liegt 
vielleicht auch an den Vorbildern, Herr 
Dregger!) 

— Sie sind das Beispiel, gewissermaßen der Höhe- 
punkt dieser Krise. 

(Beifall bei der CDU/CSU ~ Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Aber jetzt wollen 
wir hier einmal keine Ehrabschneidung be- 
treiben!) 

— Ich hoffe, daß das Fernsehen Sie zeigt, wenn ich 
das gleich untermale. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ich bitte 
Sie, halten Sie sich doch an die Tatsachen! 

Sie können uns doch nicht Kinderlosigkeit 
vorwerfen! Das geht nun wirklich nicht!) 

Meine Damen und Herren, diese Krise ist auch 
eine Krise unseres Bewußtseins. Wir alle sollten 
Kinder lieben und es denen, die sie zur Welt brin- 
gen und erziehen — den Müttern also vor allem — , 
erleichtern, ihre schöne und große Aufgabe wahrzu- 
nehmen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Amen!) 

Was heißt denn „Kinder erziehen*^? Mit Kindern 
leben und für Kinder leben heißt doch für Frauen, 
eine Zeitlang außerhalb der Erwachsenen- und au- 

(B) ßerhalb der Berufswelt zu leben, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wo bleiben denn 
die Väter?) 

wie Frau Professor Höhler das kürzlich in einem 
Aufsatz dargestellt hat. Sie hat tiefer darüber nach- 
gedacht als Sie, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn das von der Gesellschaft überhaupt nicht zur 
Kenntnis genommen oder sogar noch lächerlich ge- 
macht wird, wenn es nicht gewürdigt wird, dann 
werden immer weniger Kinder geboren werden. 

Ich glaube, daß dieses Geistig-Seelische noch viel 
wichtiger ist als das Materielle, obwohl eben auch 
das Materielle wichtig ist. Anrechnung von Erzie- 
hungszeiten in der Rentenversicherung ist gewiß 
notwendig. Ein Jahr je Kind, wie Norbert Blüm es 
vorschlägt, ist gewiß nicht zuviel, aber doch ein 
finanziell belastender großer Schritt in eine neue 
Richtung. Steuerliche Erleichterungen für Kinder 
sind notwendig. Da machen wir ja — das ist bereits 
beschlossen — 1986 mit unseren Freibeträgen einen 
großen Schritt nach vorne. Mutterschaftsgeld und 
Kindergeld sind notwendig. Auch da sind unsere 
konkreten Beschlüsse bemerkenswert. 

All das reicht aber noch nicht, um das auszuglei- 
chen, was Wolfram Engels in einem „Welt“-Inter- 
view vor einigen Monaten dargestellt hat. Er hat 
geschrieben: Wenn zwei Berufstätige sich entschlie- 
ßen, Kinder zu haben und sie zu erziehen — was ja 
wohl bedeutet, daß einer, in der Regel die Mutter, 


sich dann auch um die Kinder kümmert und aus (C) 
der Berufswelt ausscheidet — , 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wieso denn?) 

dann bedeutet das, daß sie ihren Lebensstandard 
auf ein Drittel vermindern. Und das, was im Ar- 
beitsleben stattfindet, findet dann noch weiter statt, 
setzt sich fort im Rentenalter. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter Dregger, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Matthäus-Maier? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte schön, ja, 

Präsident Dr. Barzei: Bitte, Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Dregger, wenn 
das so ist, wie Sie es zu Recht beschreiben, daß so 
starke finanzielle Einbußen da sind, wenn von zwei 
Berufstätigen einer den Beruf für das Kind unter- 
bricht: Können Sie mir dann erklären, warum es 
eine Ihrer ersten Großtaten war, das Mutterschafts- 
urlaubsgeld drastisch abzusenken? Denn das hat 
dagegen geholfen? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Gnädige Frau, eine unse- 
rer Großtaten war, einen chaotischen Bundeshaus- 
halt zu ordnen, um wieder Spielraum zu bekommen, 
auch für die Familienpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber wir haben ja inzwischen ein Familienpro- 
gramm, ein Kinderprogramm, möchte ich sagen, 
weil es ja auch für Alleinerziehende da ist, von 
immerhin 8 Milliarden DM auf den Weg gebracht. 

Ich denke, daß sich der Bundesfamilienminister 
dazu in der Debatte noch äußern wird. Es ist das 
größte der Nachkriegszeit. 

Ich habe ja gerade gesagt: Das alles ist viel, aber 
verändert noch nicht die grundlegende Lage in ei- 
ner Gesellschaft, in der Frauen nicht notwendig in 
die Familie gehen müssen, sondern ihren Erfolg 
auch im Beruf finden können, genauso gut, wie 
Männer es können. 

Aber weitere Schritte stoßen an Grenzen. Und 
darauf mache ich jetzt einmal aufmerksam. Es geht 
nicht nur um den guten Willen, sondern auch um 
die Finanzierung seiner Verwirklichung. Weder im 
Steuerhaushalt noch im Rentenhaushalt gibt es 
Spielräume. Das wird voraussichtlich so bleiben. 

Die Folgerung, die sich daraus ergibt, ist nicht 
bequem. Sie lautet nach meiner Auffassung: Wir 
können auf Dauer die, die Kinder zur Welt bringen 
und erziehen, nur dann entlasten, wenn die Lasten 
von denen mitgetragen werden, die sich dieser Auf- 
gabe nicht widmen. Wir haben keinen Juliusturm 
mehr, aus dem wir gute Werke finanzieren können. 

Wir können nur noch umschichten: innerhalb des 
Steuerhaushalts und innerhalb der Sozialhaushalte. 
Umschichtung, nicht Mehrbelastung der Haushalte 
ist notwendig, wenn auch die anderen staatlichen 
Aufgaben erfüllt und die Steuer- und Beitragslasten 
nicht unerträglich in die Höhe getrieben werden 
sollen und auch eine untragbare Zukunftsbelastung 
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(A) durch immer mehr Schulden und immer mehr Zins- 
lasten vermieden werden soll. 

Ich glaube, diese Erkenntnis erfordert von uns 
allen ein Umdenken — noch nicht für diesen Haus- 
halt, aber mittelfristig. Ich wollte darauf heute nur 
hinweisen. 

Ohne Kinder, ohne Zukunft verliert Politik ihren 
Sinn, selbst die Politik für die Alten; denn ohne Kin- 
der ist ihr Lebensabend ohne Hoffnung und Hilfe. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Gilt das 
auch für die Ausländer, Herr Dregger?) 

Lieber Herr Geißler, Bundesfamilienminister und 
auch Generalsekretär unserer Partei, Sie sind ein 
hervorragender Anwalt des jungen Lebens, des ge- 
borenen und des ungeborenen , der alleinerziehen- 
den Mütter und Väter und der Familien. Schon das, 
was die Koalition bisher auf Ihren Vorschlag hin 
beschlossen hat, stellt sicher, daß wir auf diesem, 
für die Zukunft unseres Volkes wichtigsten Feld, 
wie ich meine, in dieser Wahlperiode einen großen 
Schritt nach vorn tun werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Oppo- 
sition ist eine schwierige Aufgabe. Ich weiß das. Die 
SPD hat sich in ihre neue Rolle noch nicht hinein- 
gefunden. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das wird sie auch 
nicht schaffen!) 

Eine sachpolitische Alternativen ist zur Stunde 
nicht sichtbar. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das wird auch 
lange so bleiben!) 

Statt daran zu arbeiten, sind in der SPD Wendepoli- 
tiker eigener Art, besser gesagt: Zuwendepolitiker, 
am Werk. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Sie bewegen sich nach dem Beispiel Börners, der 
das ja unter Wortbruch 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Werden Sie 
doch nicht beleidigend, Herr Dregger!) 

vorexerziert hat, auf die alternative Szene zu. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aber, aber! 

— Horacek [GRÜNE]: Sie sind nachtra- 
gend!) 

Und das ist, meine ich, der tiefere Grund 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nach zehn 
Jahren auf die Schnauze gefallen!) 

für die Konzeptionslosigkeit der Opposition. Denn 
man kann jedenfalls aus dem alten Konzept der 
deutschen Sozialdemokratie und dem, was diese 
Wohlstandspartei, die GRÜNEN, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

an Ideen haben, kein gemeinsames Oppositionskon- 
zept entwickeln. Ich freue mich nicht darüber. Was 
die Übernahme des hessischen Modells 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha!) 


auf die Bundesebene bedeuten würde, daran kann (C) 
man nur mit Schrecken denken. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Na, na! 

Mehr Chaos ist nicht möglich!) 

Die Grundlage unserer äußeren Sicherheit, un- 
sere Nordatlantische Allianz, würde verlorenge- 
hen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ou! Ou!) 

— Das ist Ihr Programm! — Unsere Volkswirtschaft 
würde ihre Leistungsfähigkeit im Wettbewerb der 
Industrienationen einbüßen. Die Grundlagen unse- 
res parlamentarischen Systems, die Sie ja nicht ak- 
zeptieren, würden zunehmend in Frage gestellt. Ich 
kann nur hoffen, daß die SPD ihren Ursprung als 
Arbeitnehmerpartei nicht vergißt und sich wieder 
an den großen Abschnitten ihrer Geschichte orien- 
tiert. 

Daß der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt 
heute in seiner eigenen Partei eine Randfigur ge- 
worden ist, erschreckt mich. Daß für eine hervorra- 
gende sozialdemokratische Wissenschaftlerin, Frau 
Professor Gesine Schwan, von der ich einiges gele- 
sen habe, was mich beeindruckt hat — das ist aber 
nicht das Entscheidende — , die die Sicherheitspoli- 
tik von Helmut Schmidt verteidigt, in der Grund- 
wertekommission der SPD kein Platz mehr ist, 
macht mich betroffen. 

(Zuruf von der SPD: Wo habt ihr denn 

Herrn Biedenkopf gelassen? — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

(D) 

Am meisten erschreckt mich — damit knüpfe ich 
an die Debatte von gestern an — , daß die SPD nicht 
bereit war, sich von dem Aufruf der sogenannten 
Friedensbewegung, die Manöver deutscher und alli- 
ierter Truppen zu behindern, eindeutig zu distanzie- 
ren. Das ist bis heute nicht geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zurufe von den GRÜNEN) 

Was Herr Kollege Brandt gestern vorgetragen 
hat — entschuldigen Sie, Herr Kollege Brandt — , 
wirkte wie ein Eiertanz. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das war 

auch einer! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Er hat auf einen Informationsdienst der SPD mit 
dem bezeichnenden Titel „Intern“ hingewiesen. Und 
nur in diesem internen Informationsdienst war eine 
Warnung vor Manöverbehinderungen expressis 
verbis enthalten. Ich frage Sie, Herr Kollege 
Brandt: Warum war das nicht bereits in dem Partei- 
vorstandsbeschluß der SPD enthalten, der nach 
meinem Gefühl sehr langatmig war, zwei lange Sei- 
ten, der dann an die Presse ging? Da hätte man 
doch mit einem Satz sagen können: Wir distanzie- 
ren uns von Manöverbehinderungen bei unseren 
Truppen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Fragen Sie mal, 
ob die Leute das wollen!) 

Nichts davon hat darin gestanden. 
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(A) Sie haben nur einen kleinen Kreis von Funktio- 
nären gewarnt. Ich weiß nicht, warum? Wollten Sie 
sich freizeichnen, wenn es zu Zwischenfällen kom- 
men sollte? Ich frage nur. 

Die gutgläubigen Sozialdemokraten und die Öf- 
fentlichkeit haben Sie darüber jedenfalls im unkla- 
ren gelassen. Sie haben sie durch Ihren an die 
Presse gegebenen Vorstandsbeschluß dazu aufge- 
fordert, die Herbstaktion der sogenannten Frie- 
densbewegung zu unterstützen. Zu diesen Herbst- 
aktionen gehören Manöverbehinderungen deut- 
scher und alliierter Truppen. Sie haben zwar vor 
Konfrontationen zwischen Soldaten und Demon- 
stranten gewarnt, aber Sie haben nicht einfach ge- 
sagt, was doch selbstverständlich sein sollte: Wir 
behindern die Manöver unserer Bundeswehr, in der 
die Söhne unseres Volkes dem Frieden dienen, 
nicht; wir stellen uns nicht auf die diese Seite. Das 
ist nicht geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun ist in der Presse auch noch zu lesen, daß die 
SPD dem Koordinationsausschuß der sogenannten 
Friedensbewegung eine Zuwendung in Höhe von 
100 000 DM zukommen lassen wollte oder will. Das 
Dementi des Parteigeschäftsführers Glotz war sehr 
wortreich — wie die meisten seiner Äußerun- 
gen — , 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Aber unklar!) 

aber auch das war nicht eindeutig. Man kann doch 
ja oder nein sagen, man kann es doch auch präzise 
. . sagen, wie ich das zu tun pflege. Dann weiß man 
' ^ jedenfalls, woran man ist. Nach diesem Vorfall muß 
ich wirklich die Frage aufwerfen — es ist eine nicht 
angenehme Frage — : Wozu steht die SPD? Steht sie 
zur Bundeswehr oder zu denen, die dieser Bundes- 
wehr bei ihren Manövern entgegentreten wollen? 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Steht sie 
überhaupt noch? Das ist die Frage!) 

Meine Damen und Herren, ich bitte um eine klare 
und eindeutige Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundeswehr ist nicht eine Parteiarmee, die 
Bundeswehr ist die Armee dieses demokratischen 
Staates, und sie darf nicht in innenpolitische Aus- 
einandersetzungen hineingezogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Toll, Herr Batail- 
lonskommandeur, das klingt nach Tages- 
befehl!) 

Je alternativloser die Politik der SPD wird, je 
mehr sie sich der grünen Szene zuwendet, um so 
größer wird die Verantwortung der CDU/CSU und 
ihres Koalitionspartners, der FDP. Aus dieser kla- 
ren Erkenntnis heraus wiederhole ich, was ich be- 
reits in der letzten Ausgabe der „Welt am Sonntag“ 
gesagt habe: Ich wünsche der FDP an unserer Seite 
Erfolg, ganz eindeutig und klar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Da klatscht Herr 
Waigel aber nicht, Herr Dregger!) 


Wolfgang Mischnick habe ich als einen fairen, sach- (C) 
kompetenten und zur Zusammenarbeit bereiten 
Partner kennengelernt. 

(Zuruf von der SPD: Aber?) 

Wir haben auf vielen Feldern, insbesondere im 
Bereich der Wirtschafts-, der Finanz-, der Sicher- 
heits- und der Umweltpolitik Großartiges auf den 
Weg gebracht. Wir alle wissen, daß wir im Bereich 
der Rechts- und Innenpolitik in den nächsten Wo- 
chen einiges auf den Weg bringen müssen und auch 
werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Na, na, 
keine Drohungen!) 

Ich möchte an die Kolleginnen und Kollegen beider 
Regierungsfraktionen appellieren, dazu kompro- 
mißbereit nach Lösungen zu suchen, die vernünftig 
und praktisch sind. Ich finde, wenn man mit diesem 
Willen an eine Aufgabe herangeht, ist sie mit Si- 
cherheit lösbar; da habe ich gar keinen Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, den Bundeskanzler 
und seine Regierung, die schon nach knapp zwei 
Jahren auf eine — ich will mich vorsichtig ausdrük- 
ken — große Erfolgsbilanz zurückblicken kann — 
so etwas hat es bei Ihnen ja nie gegeben; Ihre 
Erfolge bestanden immer im Schuldenmachen, in 
Zinslasten, in steigender Arbeitslosigkeit usw., wäh- 
rend bei uns das Gegenteil der Fall ist — , möchte 
ich zu ihrer hervorragenden Arbeit beglückwün- 
schen, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Zynismus, p) 

Herr Dregger!) 

und ich möchte versichern: 

(Zurufe von der SPD) 

Die CDU/CSU-Fraktion wird sie auch in den kom- 
menden Monaten konstruktiv und konsequent un- 
terstützen. 

(Zuruf von der SPD: Bei der Amnestie!) 

Herr Bundeskanzler, wir freuen uns, unter Ihrer 
Kanzlerschaft für Deutschland arbeiten zu kön- 
nen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 

der FDP — Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Sehr verehrter Herr 
Kollege Dregger, ich muß sagen. Sie haben früher 
schon bessere Reden gehalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch bessere? — 

Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das muß 
aber schon lange her sein!) 

Denn all Ihre schönen Worte — und sie können 
noch so schön sein — können doch über einige 
grundlegende Tatsachen nicht hinwegtäuschen. 

Seit diese Regierung im Amt ist, steigt die Arbeits- 
losigkeit. Sie sinkt nicht. Die Zahlen sind heute um 
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(A) nahezu 400 000 höher, nicht niedriger. So sehen An- 
spruch und Wirklichkeit aus! 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen wä- 
ren es heute 3 Millionen!) 

Was ist eigentlich von einer Politik zu erwarten, 
die in einer Zeit weltweiten Aufschwungs zu einer 
Erhöhung der Arbeitslosigkeit führt? Was wird 
eigentlich passieren, wenn es einmal schwieriger 
wird? 

Ali Ihre schönen Worte können auch nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß, seit diese Regierung im 
Amt ist, die Schulden des Bundes nicht sinken, son- 
dern weiter steigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum denn?) 

Sie steigen weiter! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Was haben Sie uns hinterlas- 
sen?!) 


Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 


Dr. Hauff (SPD): Im Augenblick nicht! 

Wenn Sie in Ihren schönen Worten sagen — und 
da stimme ich Ihnen zu — , das kostbarste Gut seien 
unsere Kinder, frage ich; Warum um alles in der 
Welt wollen Sie, wenn das wirklich Ihre Meinung 
^ ' ist, auf Teufel komm raus das Kabelfernsehen ein- 
führen, das nur Sex und Crime in unsere Wohnun- 
gen bringt? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wenn es wirklich so ist, daß die Kinder Ihr kost- 
barstes Gut sind, warum eigentlich schreibt dann — 
und jetzt kommen wir zu harten Tatsachen — 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Jetzt erst!) 

der Ministerpräsident des Landes Niedersachsen 
einer Mutter, die sich darüber Sorgen macht, 
was durch Luftverschmutzung ihren Kindern pas- 
siert, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]; Das ist hier schon 
einmal eingebracht worden! Herr Hauff, 
das ist ein Ladenhüter!) 

und die darum bittet, daß sich die niedersächsische 
Landesregierung dafür einsetzt, daß die Luftver- 
schmutzung reduziert wird, warum also schreiben 
Sie, Herr Albrecht, dann dieser Mutter: 

Wenn Ihre Kinder diese allergische Anlage ha- 
ben und wenn Sie mir schreiben, daß schon 
30 km außerhalb Braunschweigs die Symptome 
in kurzer Zeit vergehen, wie glauben Sie ver- 
antworten zu können, daß Sie mit den Kindern 
in der Stadt leben? Erfordert es nicht das Wohl 
Ihrer Kinder, daß Sie aufs Land ziehen? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU Zuruf 
von der SPD: Das sind Zyniker!) 


Ist das eigentlich die kinderfreundliche Politik, die (C) 
Sie betreiben? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das sind Anspruch und Wirklichkeit! 

Haben Sie eigentlich nicht zur Kenntnis genom- 
men, daß die gerichtliche Auseinandersetzung im 
Zusammenhang mit Buschhaus um Kinder geht, 
deren Anspruch auf Erhaltung ihrer Gesundheit 
zur Debatte steht, und daß das Gegenstand des Ge- 
richtsurteils ist, das jetzt vorliegt? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist praktische Kinderpolitik. Sonntagsreden 
helfen da nicht weiter, sondern Anspruch und Wirk- 
lichkeit müssen da zueinander passen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Seit wann wissen Sie das denn? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch und gerade in der Umweltpolitik klaffen bei 
dieser Regierung Anspruch und Wirklichkeit weit 
auseinander. Dort, wo Sachkunde, Kompetenz und 
auch entschlossenes Handeln gefragt wären, gab es 
Unentschlossenheit, gab es Inkompetenz, gab es 
wortreiche Ankündigungen, gefolgt von Kehrtwen- 
dungen. Alle reden mit, keiner weiß Bescheid, und 
niemand handelt. Das ist das Motto dieser Umwelt- 
politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Zimmermann kündigt an und kündigt an und 
kündigt an, aber er bewegt nichts, und vom Bundes- (d) 
kanzler ist in diesem Sommer weit und breit nichts 
zu sehen gewesen. 

Der Generalsekretär der FDP, der Kollege Haus- 
mann, hat dafür das Wort geprägt, es sei „ein reich- 
liches Tohuwabohu“, das die umweltpolitische Ar- 
beit dieser Regierung kennzeichne. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, das ist eine Beschöni- 
gung der Situation, wenn man sagt, das sei „ein 
reichliches Tohuwabohu“: auf der einen Seite die 
Dramatik der Umweltvergiftung und auf der ande- 
ren Seite die Geschwätzigkeit einer Regierung, die 
nicht zum Handeln fähig ist. Konsequente Umweit- 
politik findet bei dieser Bundesregierung nicht 
statt, meist sogar nach ihrem eigenen Urteil; ich 
erinnere an die Großfeuerungsanlagen-Verordnung. 

Sie, Herr Dregger, haben selbst gesagt, sie sei unzu- 
reichend. Hier und da eine Verordnung, aber seit 
zwei Jahren hat diese Bundesregierung auf um- 
weltpolitischem Gebiet kein einziges wirkliches Re- 
formgesetz zustande gebracht, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

obwohl sie wortreich behauptet, der Umweltschutz 
sei nach der Erhaltung des Friedens die wichtigste 
Aufgabe. 

Unsere Kritik, Herr Bundeskanzler, beginnt beim 
handwerklichen Können. Ich beklage die Unfähig- 
keit dieser Regierung, den Sachverstand für eine 
handlungsorientierte Umweltpolitik zu organisie- 
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(A) ren. Ich kritisiere, daß es keine geregelten Verfah- 
ren gibt, die in überschaubaren Zeiträumen zu kla- 
ren Entscheidungen für die Bürger, für die Gewerk- 
schaften und für die Industrie führen. All das gibt 
es nicht. Erfolgreiche Umweltpolitik muß klar und 
kalkulierbar sein. Diese Regierung tut das Gegen- 
teil. Ihre Umweltpolitik ist unklar und unkalkulier- 
bar. 

(Beifall bei der SPD) 

Kein einziger Termin, zu dem wichtige umweltpoli- 
tische Entscheidungen angekündigt worden sind, 
wurde tatsächlich eingehalten, kein einziger. 

Vor einem Jahr hat Herr Zimmermann von die- 
ser Stelle aus eine Rede gehalten, die von Ankündi- 
gungen und Absichtserklärungen nur so sti?otzte. 
Aus heutiger Sicht liest sich dieser Katalog wie ein 
Märchen. Mindestens zehn Ankündigungen zu 
wichtigen Vorhaben, Herr Zimmermann, hängen in 
der Luft, die mittlerweile alle schon erfolgt sein sol- 
len. Das Bodenschutzkonzept, angekündigt für den 
Herbst 1983, verschoben auf Februar 1984, verscho- 
ben auf August 1984, ist heute noch nicht da. Die 
Festschreibung der Abgaswerte für Autos: x-mal 
angekündigt. Wo ist eigentlich das konkrete gesetz- 
liche Vorhaben, wo drinsteht, womit die Industrie 
zu rechnen hat? Nirgendwo steht es. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wer hat seit Jahren geschlafen?) 


(B) 


Das Bundesnaturschutzgesetz: angekündigt für die- 
ses Frühjahr. Nichts ist da. — Die Novelle zum Bun- 
desimmissionsschutzgesetz, eine Vielzahl von In- 
itiativen aus den Bundesländern und von der Oppo- 
sition: Nichts ist da von der Regierung. So sieht die 
praktische Umweltpolitik tatsächlich aus. 


(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
13 Jahre lang gemacht?) 


Nein, meine Damen und Herren, es bleibt dabei: 
im Ankündigen, Herr Zimmermann, sind Sie groß, 
im praktischen Durchsetzen, im Handeln haben Sie 
versagt. 

(Beifall bei der SPD — Jung [Lörrach] 
[CDU/CSU]: Was haben Sie denn ge- 
macht?) 


Es hat auch Ursachen, daß Sie versagt haben. 
Neben dem Durcheinander innerhalb der Regie- 
rung gehört dazu, daß diese Regierung in entschei- 
denden Fragen vor der interessierten Lobby in die 
Knie geht. Im Fall Buschhaus hat das groteske 
Züge angenommen. Der Bundestag beschließt mit 
Ihrer Zustimmung am 28. Juli nahezu einstimmig: 
Das Kraftwerk Buschhaus geht nicht ohne mo- 
derne Rauchgasentschwefelungsanlage in Betrieb. 
Kein Mitglied dieser Regierung hat in jener De- 
batte das Wort ergriffen, kein einziges. Alle, wie Sie 
dasitzen, haben Sie geschwiegen. Sie haben zuge- 
stimmt. Der Beschluß war eine Aufforderung an die 
Bundesregierung. Das hat die Bundesregierung 
aber reichlich wenig bekümmert. Zunächst einmal 
hat sie den Beschluß nahezu einstimmig verdrängt. 
Anschließend hat sie ihn genommen, ist zum Kraft- 
werksbetreiber gegangen und hat gefragt: Liebe 
Leute, wie sollen wir den Beschluß am besten um- 


setzen? Und das, was die geantwortet haben, war (C) 
das Konzept der Regierung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

So professionell und kompetent betreibt diese Bun- 
desregierung Umweltpolitik. Buschhaus, meine Da- 
men und Herren, ist das umweltpolitische Marken- 
zeichen dieser Pannenregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Buschhaus war kein Einzelfall. Vier Wochen nach 
dem gemeinsamen Bundestagsbeschluß, am 31. Juli, 
erklärt der Minister Stoltenberg in der Sondersit- 
zung, in der der Umweltminister überhaupt nicht 
das Wort ergreift — man muß das einmal in Ruhe 
angucken — : 

Ich habe am 28. Juni auch nicht alle komplizier- 
ten Details so übersehen, wie ich es heute auf 
Grund der intensiven Beratungen der letzten 
Wochen tue. 

(Dr. Vogel [SPD]: Er sieht es heute noch 
nicht!) 

Ich frage Sie, Herr Stoltenberg: Gibt es eigentlich 
innerhalb der Bundesregierung kein Verfahren, 
den Sachverstand der Ressorts wirklich zu bündeln, 
um sich rechtzeitig vor zugegebenermaßen schwie- 
rigen politischen Entscheidungen Klarheit zu ver- 
schaffen? Was Sie uns auf diesem Gebiet bieten, ist 
administrative Unfähigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie beherrschen noch nicht einmal das Handwerk. 

Das muß man Ihnen sagen. 

Ich frage den zuständigen Bundesfinanzminister. 

Ist denn auch er von den einsamen Formulierungs- 
künsten des Bundeskanzlers überrascht worden? 
Wenn man den Zeitungen Glauben schenken kann, 
dann hat der Herr Bundeskanzler selbst in einer 
grünen Laune zu nächtlicher Stunde eine Busch- 
haus-Entschließung entworfen — auch noch nach 
dem Streß einer Parisreise, wie er uns später frei- 
mütig erzählt hat — , deren Tragweite er offensicht- 
lich selbst nicht begriffen hat und die er von seinem 
Amt noch nicht einmal prüfen ließ, wie der soge- 
nannte Chef des Kanzleramtes bereitwillig zu er- 
kennen gegeben hat. 

(Zuruf von der SPD: So regieren die!) 

Wer das Dilettantismus nennt, übertreibt nicht, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber die Posse ist noch nicht zu Ende. Wiederum 
vier Wochen nach der Sondersitzung des Bundesta- 
ges Ende Juli macht das Verwaltungsgericht 
Braunschweig die neue Entscheidung des Bundes- 
tags und die Entscheidung der Regierung Albrecht 
zu Makulatur. Erst ein Gericht hat der umweltpoli- 
tischen Vernunft zum Durchbruch verhelfen müs- 
sen, die weder die Bundesregierung noch die nie- 
dersächsische Landesregierung zu erkennen gege- 
ben hat. Der Beschluß des Verwaltungsgerichts 
wirft die Frage auf, ob der Ministerpräsident des 
Landes Niedersachsen, der sich auf Recht und Ge- 
setz beruft — auch Sie, Herr Dregger, haben das 
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(A) heute getan — , nicht selbst Recht und Gesetz verbo- 
gen hat. 

(Sehr gut! Sehr wahr! bei der SPD) 

Das mindeste, was jetzt bereits feststeht, ist: Die 
niedersächsische Landesregierung hat schlampig 
gearbeitet. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Ministerpräsident, von Tag zu Tag wird es 
wahrscheinlicher, daß die Regierungen — ich 
nehme bewußt einmal den Plural — bewußt oder 
unbewußt im Fall Buschhaus das Parlament ge- 
täuscht haben. 

Was Ihre Aussage angeht, Herr Dregger, daß das 
alles Rechtens und in Ordnung sei: Warum, so frage 
ich Sie, kann dann eigentlich der bayerische Mini- 
sterpräsident mit voller Überzeugung, nehme ich 
an, sagen: Buschhaus wäre in Bayern nicht möglich 
gewesen? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Offensichtlich hätte die Landesregierung von Nie- 
dersachsen doch mehr Möglichkeiten gehabt, als 
Sie, Herr Dregger, heute morgen zu erkennen gege- 
ben haben. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Immer die CSU!) 

Den kaum nachprüfbaren Zahlenspielereien zur 
Verringerung der Schwefeldioxidemissionen und 
zur Erhaltung der Arbeitsplätze bei den Braun- 
schweigischen Kohle-Bergwerken AG habe ich 
nach zahllosen Desinformationen in diesem Zusam- 
menhang tief mißtraut. Das Verwaltungsgericht be- 
stätigt jetzt mit der Begründung seines Beschlusses 
die Berechtigung dieses Mißtrauens und macht die 
ganze Schlamperei und Schlampigkeit im Geneh- 
migungsverfahren endlich einmal transparent. 

Wir verlangen von der Bundesregierung, und 
wenn Sie heute morgen das Wort ergreifen, Herr 
Ministerpräsident Albrecht, dann verlangen wir 
von Ihnen, auf vier präzise Fragen präzise Antwor- 
ten. 

Erstens. Gilt in Zusammenhang mit Buschhaus 
der Vorbescheid, nach dem Offleben I außer Betrieb 
zu nehmen ist, oder gilt die jetzt erteilte Betriebsge- 
nehmigung, nach der dieser Kraftwerksblock nur in 
die Kaltreserve zu übernehmen ist? 

Zweitens. Ist Buschhaus, Herr Bundesinnenmini- 
ster, nach den Kriterien der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung überhaupt eine Altanlage? Wir würden 
darauf gern eine klare Antwort haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Warum wurden in Zusammenhang mit 
Buschhaus die in den Gesetzen vorgeschriebenen 
Meßverfahren nicht angewandt? 

Und viertens. Wird der von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Betrieb von Buschhaus, der von der 
Mehrheit des Parlaments, von den Regierungsfrak- 
tionen, so gebilligt wurde, nicht zu ganz neuen ge- 
fährlichen Schadstoffen führen? Ich nenne das Pro- 
blem Dioxin in dem Zusammenhang und ein Gut- 


achten, das offensichtlich der Niedersächsischen (C) 
Landesregierung vorliegt. 

Herr Ministerpräsident Albrecht, diese Fragen 
sollten Sie endlich einmal beantworten und nicht in 
Zusammenhang mit dieser Auseinandersetzung zu 
dem schändlichen Versuch greifen, politisch An- 
dersdenkende und diejenigen, die vor Gericht für 
Recht sorgen, z. B. den Rechtsanwalt, der den Pro- 
zeß geführt hat, in der Weise zu diffamieren, daß 
Sie sie als Kommunisten beschimpfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies ist eine traurige Tradition der politisch Rech- 
ten in diesem Land, daß sie immer dann, wenn sie 
nicht weiter wissen, meinen, den politisch Anders- 
denkenden als Kommunisten beschimpfen zu müs- 
sen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hält 
fest: Der nahezu einstimmig gefaßte Beschluß des 
Bundestages vom 28. Juni dieses Jahres, nach dem 
Buschhaus erst nach Einbau einer Rauchgasent- 
schwefelungsanlage in Betrieb zu nehmen ist, war 
eine bahnbrechende umweltpolitische Entschei- 
dung, denn er trug sowohl dem Schutz der Umwelt 
als auch der Sicherung der Arbeitsplätze Rechnung. 

Im ungünstigsten Fall hätte dann über drei Jahre 
hinweg bis zur Inbetriebnahme von Buschhaus den 
betroffenen Bergleuten und Kraftwerkern für eine 
Gehaltseinbuße ein Ausgleich von maximal — ma- 
ximal! — 40 Millionen DM gezahlt werden müssen. 

Das sind gerade fünf Tage Milchsubvention, die die- 
ses Land sich leistet. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Zahl nur an die Adresse des Bundesfinanzmi- 
nisters. 

Wir werden es auch nicht hinnehmen, wenn die 
Bundesregierung die berechtigten Sorgen der be- 
troffenen Arbeitnehmer gegen die Umwelt aus- 
spielt. Kohle und Wald lassen sich nur gemeinsam 
retten. Die Kohle hat nur eine Zukunft, wenn sie 
umweltfreundlich verbrannt wird, und der Wald 
kann nur überleben, wenn schnell gehandelt wird. 

Das zeigt der Fall Buschhaus. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Buschhaus war, wie 
gesagt, kein Einzelfall. Seit April 1983 haben wir 
Sozialdemokraten gesagt, daß wir die Einführung 
des umweltfreundlichen Autos notfalls auch im na- 
tionalen Alleingang ab 1986 für notwendig halten. 

Das sind mittlerweile fast eineinhalb Jahre. Diese 
eineinhalb Jahre wertvolle Zeit haben Sie verstrei- 
chen lassen. 

(Weiß [CDU/CSU]: Sie haben 13 Jahre Zeit 
gehabt!) 

Am 9. Februar dieses Jahres hat der Bundestag 
dann endlich mit großer Mehrheit einen Beschluß 
gefaßt — und dies ist Buschhaus zwei. Er hat näm- 
lich auf Ihren Antrag hin mit einer großen Mehr- 
heit gesagt, daß 
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(A) ab 1. Januar 1986 nur noch Kraftfahrzeuge neu 
zugelassen werden, die der in den USA vorge- 
schriebenen Norm der Abgasgrenzwerte ent- 
sprechen, durch die die Schadstoffemission um 
rund 90% reduziert werden. 

Mit Ihrer Zustimmung — präziser formuliert: auf 
Ihren Antrag hin — wurde das beschlossen. Aber 
genauso schluderig, wie diese Bundesregierung bei 
Buschhaus vorgegangen ist, geht sie auch mit die- 
sem Bundestagsbeschluß zum abgasentgifteten 
Auto um. Auf Druck der Autolobby wird auch dieser 
Parlamentsbeschluß zur Makulatur — genauso, wie 
das bei Buschhaus der Fall war. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Berechenbarkeit der Umweltpolitik dieser 
Bundesregierung erschöpft sich darin, daß auf eine 
Ankündigung eine neue folgt. In drei Kabinettsit- 
zungen der letzten 14 Monate hat es die Bundesre- 
gierung nicht geschafft, klare Abgasgrenzwerte für 
die Autoindustrie mit klaren zeitlichen Fristen mit 
einem geschlossenen Konzept der steuerlichen Be- 
handlung umweltfreundlicher Autos und einem 
Konzept für Abgaskontrolle vorzulegen. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie jetzt eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Lattmann? — 
Bitte schön, Herr Kollege. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Hauff, da 
Sie so leidenschaftlich beklagen, daß die Abgas- 
grenzwerte noch nicht vorgeschrieben sind: Könn- 
ten Sie uns einmal erklären, warum Sie in den 70er 

(B) Jahren, als dies alles ja schon bekannt war, nicht zu 
einem solchen Beschluß gekommen sind? 


Dr. Hauff (SPD): Ich möchte mich ausdrücklich für 
diese Frage bedanken, Herr Kollege. Wenn Sie die 
Freundlichkeit hätten — notfalls können Sie Herrn 
Genscher fragen; er war damals Bundesinnenmini- 
ster — , das umweltpolitische Programm der Bun- 
desregierung aus dem Jahre 1971 zur Kenntnis zu 
nehmen, dann würden Sie feststellen, daß wir schon 
damals klare Grenzwerte zur Reduzierung der 
Schadstoffe vorgegeben haben. Wir haben aller- 
dings darauf vertraut — genauso wie Herr Dregger 
das heute hier getan hat — , daß die Autoindustrie 
freiwillig bereit ist, das umzusetzen. Daran können 
Sie erkennen, daß wir ein entsprechendes Konzept 
hatten. Unser Fehler war vielleicht — das zu akzep- 
tieren bin ich gern bereit — , daß wir gemeint haben, 
die Industrie würde das freiwillig tun. Sie tut es 
offensichtlich nicht Das ist der Punkt 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Erkundigen Sie sich bei Herrn Genscher und lesen 
Sie noch einmal nach, was dort steht 

Die politischen und administrativen Vorbereitun- 
gen der Regierung zeigen auch beim umweltfreund- 
lichen Auto einen eindrucksvollen Dilettantismus. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Sie haben also 
nicht gehandelt! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Die schlechteste Entschuldigung! — 
Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSUj: Die 


ganze Zeit auch auf diesem Gebiet geschla- (C) 

fen — und jetzt solche Reden!) 

Die Forderung der Automobilindustrie nach Klar- 
heit ist ohne Zweifel berechtigt. Der BMW-Chef von 
Kuenheim hat schon im Februar eine entspre- 
chende Forderung erhoben. Seitdem ist nur geredet 
worden; nichts ist entschieden worden. 

Im übrigen wird auch immer klarer, daß diese 
Regierung auch in Europa ihre Hausaufgaben nicht 
gemacht hat Herr Zimmermann, ich frage Sie, 
wann Sie eigentlich in den Hauptstädten Europas 
waren, um mit Ihren Amtskollegen ungeschminkt 
zur Sache zu reden. Sie hätten doch direkt etwas 
tun können, um das voranzubringen. Der Einfluß 
der Bundesregierung kann doch nicht so schwach 
sein, 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Aber 
Ihr Gedächtnis, Herr Hauff!) 

daß in Europa überhaupt nichts passiert Wenn Sie 
es schon nicht tun, warum hat sich eigentlich der 
Bundeskanzler nicht darum gekümmert? Weil sich 
niemand darum gekümmert hat und weil kein kla- 
res Konzept vorhanden war, entstand ein Vakuum. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Bei Ih- 
nen besteht ein geistiges Vakuum in der 
Erinnerung, da haben Sie recht!) 

Einige Ministerpräsidenten haben versucht dieses 
Vakuum auszufüllen, und zwar mit mehr oder min- 
der großem Erfolg. Der Vorstoß der Ministerpräsi- 
denten Strauß und Späth im Bundesrat — : nach der 
Kabinettssitzung Anfang Juli — war doch zunächst (d) 
einmal eine schallende Ohrfeige für die Null- Aktivi- 
täten der Bundesregierung. Was danach, im Som- 
mer, geboten wurde, lief nach dem Motto ab: Alle 
reden durcheinander, und keiner hat die Über- 
sicht. 

Herr Genscher hat große neue umweltpolitische 
Aktivitäten angekündigt und gesagt, notfalls müsse 
man einen nationalen Alleingang riskieren. Der 
neue Wirtschaftsminister, Herr Bangemann, hat 
ihm prompt widersprochen und einen Brief an den 
Bundeskanzler geschrieben, daß alles Kappes sei, 
was Herr Genscher da vorschlage, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Minister Stoltenberg und Zimmermann liegen 
sich über die Frage in den Haaren, ob man Kaufan- 
reize bieten soll oder nicht. Je nach Tagesnotierung 
liegt mal der eine ein bißchen vorn, mal der andere. 
Ministerpräsident Späth wollte erst schneller sein 
als alle anderen und meinte, er könne sich an die 
Spitze stellen. Nach seiner Rückkehr aus den Fe- 
rien machte er eine Vollbremsung, die er kunstvoll 
als „Stufenplan“ zu umschreiben versucht. Zu allem 
unnötigen Palaver haben sich auch noch die Herren 
Spranger und Sudhoff zu Wort gemeldet und ge- 
sagt, es bleibe auf jeden Fall beim 1. Januar 1986. 

Vom Bundeskanzler selbst hieß es — man weiß 
es noch nicht so recht — , er habe nach einem Ge- 
spräch mit der deutschen Automobilindustrie eine 
Kehrtwende vollzogen. Das würde bedeuten: also 
doch keine obligatorische Einführung ab 1. Januar 
1986. So geht er mit Ihrem Beschluß um. Meine 



5964 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 82. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. September 1984 


Dr. Hauff 

(A) Damen und Herren, hier wundert es niemanden 
mehr, daß auch der letzte nicht mehr durchblickt, 
was diese Regierung auf umweltpolitischem Gebiet 
eigentlich will. 

(Beifall bei der SPD) 

Mittlerweile werden Sie ja gar nicht mehr kriti- 
siert Das Schlimmste, was einem Politiker passie- 
ren kann, geschieht Ihnen: Sie werden lächerlich 
gemacht hinsichtlich der Art und Weise, wie Sie die- 
ses Land regieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So hätten Sie es 
gern!) 

So schrieb Martin Urban in der „Süddeutschen Zei- 
tung“: 

Eine Kapitulation vor der Automobilindustrie 
ist bequemer. Entscheidend sei, „was hinten 
'raus kommt“, hat der Kanzler kürzlich über 
seine Politik des Zögerns gesagt Beim Auto 
kommt hinten entschieden zuviel ’raus. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, hier ist nichts solide vorberei- 
tet und entschieden worden, schon gar nicht von 
Ihnen. Das, was Herr Zimmermann vollmundig als 
„Jahrhundertentscheidung“ angepriesen hat ist in 
der Entscheidungsschwäche und im Mißmanage- 
ment dieser Bundesregierung steckengeblieben. 
Der Bundeskanzler glänzt durch Inkompetenz und 
durch Abwesenheit 

(Beifall bei der SPD) 

(R) Für ihn gibts einfach keine Probleme. Es wäre ja 
noch schöner, wenn er sich auch noch durchs Wald- 
sterben den Spaß am Regieren vergällen lassen 
würde! Nur, Herr Bundeskanzler, täuschen Sie sich 
nicht: Das Regieren darf nicht nur Spaß machen, 
man muß es auch können. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baeswei- 
ler] [CDU/CSU] : Da haben Sie recht, was 
Sie angeht! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich bestreite Ihnen nicht den guten Willen zum 
Schutz der Umwelt Wer wollte diesem Bundeskanz- 
ler den guten Willen bestreiten? 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Der 
große Schläfer Hauff sagt das hier! — Weiß 
[CDU/CSU]; Sie waren doch alle Versa- 
ger!) 

Das geht ja gar nicht. Aber das, was ich ihm bestrei- 
te, ist die Fähigkeit das auch wirklich durchzuset- 
zen. 

Nach Buschhaus und nach der Abgasregelung 
scheint der Bundesregierung nun auch bei einem 
dritten umweltpolitischen Problem der Ernst zur 
sachlichen Durchdringung zu fehlen. Auf die Frage, 
ob Formaldehyd krebserregend ist oder nicht bat 
die Bundesregierung hilflos reagiert. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Wissen Sie 
es denn? Das ist doch dümmlich!) 

Dabei hätte die Regierung gerade dieses Beispiel 
zum Anlaß nehmen können, um deutlich zu ma- 


chen, daß sich Umweltpolitik nicht an einer Politik (C) 
des „Schadstoffs des Monats“ ausrichten darf. Wir 
Sozialdemokraten werden jedenfalls keine Umwelt- 
politik mitmachen, die sich darin erschöpft den 
„Schadstoff des Monats“ so wie das „Tor des Mo- 
nats“ durch die Gazetten zu jagen. Das reicht nicht 
aus. 

(Beifall bei der SPD) 

Umweltpolitik darf sich nicht nur im Klagen über 
Umweltvergiftungen und Gesundheitsgefährdun- 
gen erschöpfen. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das 
reißt uns nicht vom Stuhl!) 

Deswegen ist ein systematischer Ansatz gefragt 
der nicht — wie Sie — langatmig beschreibt und 
sagt daß die Industriegesellschaft ökologischen An- 
forderungen entsprechend angepaßt werden muß, 
wie auch Herr Dregger das heute morgen getan hat, 
sondern wie dies in konkreten Schritten und ohne 
soziale Zerreißproben organisiert werden kann. Es 
reicht nicht zu fordern — das sage ich an die 
Adresse der GRÜNEN — , alle Kernkraftwerke so- 
fort abzuschalten und die Produktion von Formal- 
dehyd zu verbieten, wie die GRÜNEN es tun. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU] und Schmitz 

[Baesweiler] [CDU/CSU]: Der Börner ist 
bald so weit!) 

Die Antworten, die gesucht werden müssen, sind 
komplexer. Wer die Forderung nach Produktions- 
aufgabe erhebt 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Hauff (D) 

und die GRÜNEN in Frankfurt — und das 
Chaos ist perfekt!) 

ist nicht davon entbunden, den Menschen zu ant- 
worten, wie sie ihre materielle Existenzgrundlage 
sichern können. 

(Beifall bei der SPD — Horacek [GRÜNE]: 

Das wissen wir auch!) 

Wir wissen, daß grundlegende Veränderungen der 
Industriegesellschaft notwendig sind. Aber wer sich 
dabei nur von einer Widerstandsphilosophie leiten 
läßt, wird scheitern. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist 
doch Quatsch, was Sie da erzählen!) 

Das, woran wir Sozialdemokraten arbeiten, ist eine 
ökologische Modernisierung der Industriegesell- 
schaft. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dazu fehlt 
Ihnen doch die Kraft, Herr Hauff!) 

Und genau dazu hätten wir gern Antworten von 
allen Fraktionen, auch von den GRÜNEN. 

Die von uns geforderte ökologische Modernisie- 
rung brauchen wir vor allem für den Kraftwerksbe- 
reich, für die Automobilindustrie und für den Be- 
reich, den Herr Dregger heute morgen gar nicht 
angesprochen hat: für die chemische Industrie. 

Diese ökologische Modernisierung ist eine Heraus- 
forderung für die Industrie und die gesamte Gesell- 
schaft. Umweltpolitik kann nicht mehr isoliert be- 
trieben werden. Die Beseitigung und Verhinderung 
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(A) von Umweltschäden sind die reformpolitische Auf- 
gabe der nächsten zehn Jahre. 

Diese ökologische Modernisierung der Volkswirt- 
schaft setzt Arbeitnehmer Werksschließungen und 
Produktionsverboten nicht schicksalhaft aus, son- 
dern sie schafft durch eine abgestimmte Wirt- 
schafts- und Umweltpolitik Arbeitsplätze und si- 
chert auch unsere Exportfähigkeit. Denn Umwelt- 
schutz ist auch ein Markt für Milliarden. Alle zu- 
künftigen Schlüsseltechnologien müssen hier ein- 
gesetzt werden. Es gibt keinen vernünftigen Grund, 
neue Technologien nur oder vorrangig im Bereich 
der militärischen Nutzung oder bei der Weltraum- 
technik zum Einsatz zu bringen. Hier auf der Erde 
warten genügend Herausforderungen für Techni- 
ker und Ingenieure, Herausforderungen, die zu be- 
stehen überlebensnotwendig ist. 

Unsere Umweltpolitik, die aus dem Teufelskreis 
zwischen Umweltzerstörung und Umweltreparatur 
heraus will, braucht nicht weniger Technik, sondern 
sie braucht eine bessere Technik, sie braucht eine 
intelligentere Nutzung der Technik. Dort liegt auch 
ein Stück Zukunft für unser Land. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusammen mit dem Deutschen Gewerkschafts- 
bund fordern wir Sozialdemokraten ein Investi- 
tionsprogramm für den Umweltschutz. Der stellver- 
tretende DGB-Vorsitzende hält ein solches Pro- 
gramm sowohl umweit- als auch Wachstums- und 
beschäftigungspolitisch für dringend geboten. Er 
fügt hinzu: „Die Chancen für mehr Arbeit und mehr 
^ ' Wachstum durch Umweltschutz liegen auf der 
Hand.“ 

Der Vorschlag der SPD-Bundestagsfraktion für 
ein „Sondervermögen Arbeit und Umwelt“ ist ein 
Bestandteil dieser ökologischen Modernisierung. 
Der zunächst von der CDU angestimmte Refrain, 
diese abgedroschene Phrase, das sei alles Dirigis- 
mus, zeigt doch nur Ihre eigene Phantasielosigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Solche Kommentare sind spätestens dann lächer- 
lich geworden, als die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau ein Programm für den Umweltschutz aufgelegt 
hat, das dem Grundmuster unseres Vorschlags 
folgt. Dieses Programm ist zweifelsohne ein Schritt 
in die richtige Richtung, doch leider sind die Mittel 
völlig unzureichend. Das heißt, es bleibt im Ansatz 
stecken. 

Meine Damen und Herren, wir werden unsere 
Industriegesellschaft mit ihrem Wohlstand nur 
dann erhalten, wenn wir sie verändern. Sie, meine 
Damen und Herren von der Fraktion der GRÜNEN, 
mogeln sich an der Beschreibung von Wegen und 
Zeitkompromissen für die Fortentwicklung der In- 
dustriegesellschaft vorbei. Es reicht eben politisch 
nicht aus, Probleme zu nennen und dann die Hände 
in die Tasche zu stecken. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Der Bundesregierung werfe ich vor, daß sie den 
gesellschaftspolitischen Stellenwert des Umwelt- 
schutzes und der Umweltzerstörung und die indu- 


striepolitische Dimension der Umweltpolitik noch (C) 
überhaupt nicht begriffen hat. 

Uns Sozialdemokraten, meine Damen und Her- 
ren, geht es darum, Alternativen in der Industriege- 
sellschaft voranzutreiben, die eine umweltverträgli- 
che Entwicklung ermöglichen, weil wir wissen, daß 
sonst weder unsere Umwelt noch unsere Gesell- 
schaft eine gute Zukunft haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Mehr als schwach!) 


Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Minister- 
präsident des Landes Niedersachsen. 


Ministerpräsident Dr. Aibrecht (Niedersachsen): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bin nicht gekommen, um — so reizvoll 
es auch wäre — an der allgemeinen Haushaltsde- 
batte des Hohen Hauses teilzunehmen, sondern ich 
bin gekommen für den Fall, daß das Thema Busch- 
haus noch einmal, wie man es streckenweise hörte, 
zur Diskussion kommt. Deshalb möchte ich gleich 
auf das, was Sie hierzu gesagt haben, Herr Kollege 
Hauff, antworten. 

Ich will vorweg sagen: Es ist schon ein erstaunli- 
ches Phänomen, zu sehen, wie schnell Sie sich in 
Ihre neue Rolle gefunden haben. Sie haben das 
Thema Buschhaus eingeleitet mit dem Hinweis auf 
die Kinder, die durch das immer noch sehr hohe 
Niveau der Schadstoffemissionen in der Bundesre- 
publik Deutschland gesundheitlich belastet werden 
können. Aber diese Kinder waren auch in den letz- 
ten 13 Jahren belastet. Wie können Sie sich hier 
hinstellen, gewaltige Forderungen erheben und mit 
keinem Wort darauf eingehen, daß Sie es 13 Jahre 
lang nicht fertiggebracht haben, das Notwendige 
für die Kinder zu tun, also das, was Sie heute for- 
dern! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch eine schlichte Wahrheit, daß erst die 
neue Bundesregierung in der Lage war, die Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung zu verabschieden. 
Ich will es mir versagen, hier über die innerparteili- 
chen Gründe zu reden, die Sie daran gehindert ha- 
ben, das zu tun, von dem Sie auch schon damals 
wußten, daß es notwendig gewesen wäre. 

Sie haben zweitens der Bundesregierung und 
wohl auch der Landesregierung vorgeworfen, daß 
sie, wie Sie es ausdrücken, vor der Lobby der Indu- 
strie in die Knie gegangen seien. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja auch so!) 

Das, was wir erreicht haben, ist, daß wir weit über 
das hinaus, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist nicht 
wahr!) 

was das Gesetz vorsieht, das Unternehmen dazu 
gebracht haben, eine Reduzierung der Schadstoff- 
emission schneller und drastischer vorzunehmen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist 
doch absoluter Unsinn, was Sie erzählen!) 
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(A) Die Wahrheit ist, daß das Unternehmen nach dem 
Gesetz Zeit bis 1988 gehabt hätte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ist das eine 
Altanlage?) 

— Das ist eine Altanlage. Auf Ihre Frage komme 
ich noch. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Die Altan- 
lage spricht hier!) 

Tatsache ist, daß wir es trotz dieser rechtlichen 
Situation erreicht haben, daß die Umwelt in einer 
Schnelligkeit und in einem Maß verbessert wird, 
wie es kaum irgendwo anders in der Bundesrepu- 
blik Deutschland der Fall sein dürfte. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ein Segen 
für das Gebiet!) 

Sie haben drittens gesagt — das ist auch eine 
schlichte Unwahrheit — , daß die Entscheidung, die 
wir getroffen haben, durch den Beschluß des Ver- 
waltungsgerichts in Braunschweig Makulatur ge- 
worden sei. Meine Damen und Herren, was hat 
denn das Verwaltungsgericht in Braunschweig be- 
schlossen? Es hat gesagt, daß ein Verfahrensfehler 
vorliege. 

(Dr. Hauff [SPD]: Einer?) 

— Darauf komme ich noch. Es hat gesagt, es liege 
ein Verfahrensfehler vor, weil wir in dem Vorbe- 
scheid gesagt haben, Offleben I soll außer Betrieb 
gehen. Wir haben das so interpretiert, daß dieses 
„außer Betrieb“ sehr wohl auch „Kaltreserve“ be- 
deuten kann, d. h. Wiederinbetriebnahme, wenn an- 
dere Produktionsstätten — Offleben II oder Busch- 
haus — ausfallen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der SPD) 

— Darüber kann man diskutieren. Ich sage Ihnen 
gleich: Wenn das Gericht darauf besteht, daß Offle- 
ben I entgegen dem Beschluß des Deutschen Bun- 
destags — es waren im übrigen die Sozialdemokra- 
ten im niedersächsischen Landtag, die als erste den 
Begriff der Kaltreserve für Offleben I ins Spiel ge- 
bracht haben — endgültig stillgelegt wird, dann 
werden wir Offleben I stillegen mit der Konsequenz 
— die jeder kennen muß; wir können das dann 
nicht ändern — , daß leider 150 Arbeitsplätze verlo- 
rengehen werden. 

Das zweite, was schließlich beanstandet worden 
ist, sind die Meßwerte. Darauf komme ich gleich 
noch zu sprechen. Aber seien Sie auch hier versi- 
chert: Diese Dinge werden wir ausräumen. Die Ent- 
scheidung, die der Bundestag getroffen hat, und die 
Entscheidung, die als Folge davon die niedersächsi- 
sche Landesregierung getroffen hat, werden nicht 
Makulatur sein. Da bin ich ziemlich sicher. 

(Zuruf von der SPD: Ziemlich?) 

— Sie wissen ja: Auf hoher See und vor Gericht 
sind wir in Gottes Hand. Deshalb ist man wohl 
beraten, wenn man hier eine gewisse Einschrän- 
kung einfügt. Aber ich denke, wir werden das schon 
so hinkriegen. 


Präsident Dr. Barzel: Herr Ministerpräsident, ge- (C) 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hauff? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 

Aber gerne. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Ministerpräsident Albrecht, 
wenn Sie Ihrer Sache so sicher sind, werden Sie 
denn dann Beschwerde gegen den Beschluß einle- 
gen? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): Ja- 
wohl, heute. 

Nun Zu Ihren vier Fragen. Erste Frage: Gilt der 
Vorbescheid der Außerbetriebnahme? Ich habe das 
schon beantwortet. Wir werden diesen Punkt aus- 
räumen. Dann, denke ich, ist das Thema vom 
Tisch. 

Zweitens: Ist es eine Altanlage? Wir haben das 
natürlich schon vor vielen, vielen Monaten sehr 
sorgfältig geprüft. Die Großfeuerungsanlagen-Ver- 
ordnung — ich habe jetzt die genaue Formulierung 
nicht im Kopf — sagt ja, daß im Bau befindliche 
Anlagen Altanlagen sind, wenn schon bindende Be- 
scheide ergangen sind 

(Dr. Hauff [SPD]: Höchstwerte festgelegt 
sind!) 

— ja — , die die Werte festlegen. Genau das ist der 
Fall. Wir haben eine Fülle von Schadstoffwerten in 
dem Vorbescheid festgelegt. Nach der Rechtspre- 
chung, die unser Oberverwaltungsgericht mehrfach 
praktiziert hat, gelten die Anlagen, die dem Be- 
scheid beiliegen, als integrierender Bestandteil die- 
ses Bescheides, und genau da sind diese Grenzen 
vorgesehen. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie noch eine Zwi- 
schenfrage, Herr Ministerpräsident, des Abgeord- 
neten Schäfer? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 

Aber gerne. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Sind in dem Vorbe- 
scheid vom Oktober 1978 Grenzwerte, beispiels- 
weise für Schwefeldioxid, festgelegt 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— für Schwefeldioxid; meine Fragen stelle ich, Frau 
Kollegin — oder haben Sie es bei Vereinbarungen 
im Dezember 1978 bewenden lassen? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 
Nein, wir haben Grenzwerte über Schwefeldioxid — 
damit darf ich vielleicht gleich einen anderen Punkt 
aufgreifen, den Sie angeschnitten haben, nämlich 
hinsichtlich der Meßmethode 

(Dr. Hauff [SPD]: Wie ist es mit Schwefel- 
dioxid?) 

— Doch, auch hinsichtlich des Schwefeldioxids. Ich 

denke, Sie haben kritisiert 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie haben of- 
fenkundig meine Frage nicht vernehmen 
können!) 
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Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen) 

(A) — Wir haben in dem Vorbescheid den Höchstwert 
festgelegt, nämlich daß ein bestimmter Schwefelge- 
halt in der Kohle nicht überschritten werden darf. 
Das haben wir auch in dem neuen Bescheid festge- 
legt. 

(Horacek [GRÜNE]: Was aus dem Schorn- 
stein kommt, ist wichtig, nicht, was in der 
Kohle ist!) 

— Aber durch den Schornstein kann nur konimen, 
was in der Kohle ist. Je nach dem Schwefelgehalt 
der Kohle ergibt sich ein gewisser Ausstoß von 
Schwefeldioxid. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Ministerpräsident, er- 
lauben Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord- 
neten Schäfer? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 
Bitte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Ministerpräsi- 
dent, Sie haben offenkundig meine einfache Frage 
nicht ganz vernommen. 

Präsident Dr. Barzel: Ich bitte zu fragen, Herr Ab- 
geordneter. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich wiederhole die 
Frage: Haben Sie im Vorbescheid vom Oktober 1978 
für das Kohlekraftwerk Buschhaus Grenzwerte für 
Emissionen, Schwefeldioxid pro Kubikmeter Abgas, 
festgeigt, wie es nach der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung notwendig wäre? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 
Wir haben Grenzwerte für die Schwefeldioxidab- 
gabe festgelegt, aber nicht in Milligramm. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 

Aha!) 

— Entschuldigen Sie, ich muß mich korrigieren. Wir 
haben das sogar auf der Salzkohlebasis in dem 
TÜV-Gutachten in der Tat festgelegt: 12 660 mg/m^ 
Ich wiederhole: Nach geltender Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichtes ist das integrierender 
Bestandteil der Entscheidung. 

Das Verwaltungsgericht in Braunschweig hat das 
ja im übrigen nicht in Frage gestellt. Es hat die 
Frage vielmehr offengelassen und gesagt, das sei 
unerheblich, weil 

(Dr. Hauff [SPD]: Weil die Luft sowieso so 
schlecht ist?!) 

sich Ansprüche von Dritten daraus sowieso nicht 
ergeben werden. 

Die Frage der Meßmethode habe ich, wie ich 
glaube, implizit schon beantwortet. Die Frage nach 
Milligramm pro Kubikmeter macht eigentlich nur 
Sinn 

(Zurufe von der SPD) 

— Für Altanlagen eben nicht. Für die Altanlagen 
gilt diese Grenze erst ab 1988, und zwar aus gutem 
Grund. Nur wenn man eine Rauchgasentschwefe- 
lungsanlage hat, kann sich — je nach dem Wir- 
kungsgrad dieser Rauchgasentschwefelungsanlage 


— ein höherer oder niedrigerer Gehalt an Schad- (C) 
stoffen pro Kubikmeter Abgas ergeben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sachlich 

falsch! — Dr. Hauff [SPD]: Peinlich, was 
Sie von sich geben!) 

Solange Sie keine Rauchgasentschwefelungsanlage 
haben, ergibt sich das Maß an Schwefeldioxidaus- 
stoß pro Kubikmeter Abgas aus dem Schwefelge- 
halt der Kohle. Wir haben festgesetzt, daß dieser 
1,8% nicht überschreiten darf. Wenn wir die Salz- 
kohle verfeuert hätten, wäre der Gehalt etwa dop- 
pelt so hoch gewesen. Das heißt, wir haben — ge- 
messen an dem Vorbescheid, den wir herausgege- 
ben haben — eine wesentliche Verbesserung der 
Abgassituation erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Frau Dr. 

Hickel [GRÜNE] meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

— Frau Kollegin, ich möchte jetzt fortfahren. 

Schließlich möchte ich gerne auch noch Ihre 
vierte Frage, Herr Hauff, beantworten, die Frage 
nach den anderen gefährlichen Schadstoffen. Wenn 
ich Sie akustisch richtig verstanden habe, sprachen 
Sie von Schwefeltrioxid. 

(Dr. Hauff [SPD]: Dioxin!) 

— Von Dioxin. Was Dioxin angeht, so will ich Ihnen 
sagen, daß diesbezüglich keine Vorschriften beste- 
hen und daß in der Tat noch eine weitgehende Un- 
klarheit über das herrscht, was an Schadstoffbela- 
stung herauskommt. 

(Horacek [GRÜNE]: Alles, was Sie hier sa- 
gen, wird protokolliert!) 

Man geht ganz generell davon aus, daß diese Bela- 
stung unbedenklich ist. Ich will mir das aber gar 
nicht zu eigen machen; ich kann es selber auch gar 
nicht beurteilen. Ich sage nur: Hier haben wir es 
mit Buschhaus zu tun. Das, worüber wir jetzt disku- 
tieren, ist nichts Besonderes, sondern es gilt für die 
Gesamtheit der deutschen Großfeuerungsanlagen. 
Wenn der Bundestag sich mit dieser Frage noch 
näher befassen will, würden wir das durchaus be- 
grüßen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was ist mit der Phenol- 
haltigkeit der Kohle?) 

Lassen Sie mich zum Schluß aber auf zwei Tatsa- 
chen hinweisen, die mir in Wahrheit viel wichtiger 
zu sein scheinen als diese Einzelheiten, die wir hier 
diskutiert haben. 


Präsident Dr. Barzel: Herr Ministerpräsident, er- 
lauben Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schäfer (Offenburg)? 

Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen): 
Nein, Herr Präsident, jetzt nicht. 

Das möchte ich hier doch einmal sagen: Was wir 
jetzt hier diskutieren, ist unser tägliches Brot bei 
den Genehmigungsentscheidungen. Es ist wirklich 
das, womit unsere Verwaltungen weitgehend be- 
schäftigt sind. 
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Ministerpräsident Dr. Albrecht (Niedersachsen) 

(A) Ich würde auch gern zu der politischen Bewer- 
tung jenes Gerichtsurteils etwas sagen. Es gibt in 
der Bundesrepublik Deutschland kaum noch Groß- 
anlagen dieser Art, die nicht irgendwann im Laufe 
des Verfahrens durch Gericht blockiert worden 
sind. Wir haben bei den Kernkraftwerken in den 
letzten zehn Jahren ja unsere Erfahrungen gesam- 
melt. Fast jedes neue Kernkraftwerk ist irgend- 
wann einmal durch Gericht blockiert gewesen. Bei 
mir im Lande ist Esensham blockiert gewesen, ist 
Grohnde blockiert gewesen. Sie sind alle in Betrieb 
gegangen, allerdings mit den Verzögerungen und 
Kostensteigerungen und schließlich auch den höhe- 
ren Energiepreisen, die sich daraus ergeben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der Schwa- 
felgehalt Ihrer Rede übersteigt alle Ober- 
grenzen!) 

Neuerdings sind es die Kohlekraftwerke, die vor 
Gericht besonders sorgfältig geprüft werden. Dies 
bestätigt im übrigen meine ständige Behauptung, 
daß die Umweltprobleme bei Kohle kraftwerken 
größer sind als die Umweltprobleme bei Kernkraft- 
werken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD und den GRÜNEN) 

Dies ist aber nichts Außergewöhnliches. Ich wieder- 
hole: Wir sind zuversichtlich, daß wir die Probleme 
ausräumen werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt 
kommt der alte Strahlemann heraus!) 

Zwei Tatsachen sind aber politisch wichtig. Sie 
möchte ich doch noch einmal hervorheben. Erstens: 
Auch das Verwaltungsgericht in Braunschweig hat 
sich ausdrücklich auf den Boden unserer Feststel- 
lung gestellt, daß durch die Inbetriebnahme von 
Buschhaus die Emission von Schadstoffen verrin- 
gert werden kann. Jeder muß wissen: Jeder weitere 
Tag, um den die Inbetriebnahme von Buschhaus 
verhindert wird, jede Verlängerung der Blockade 
bedeutet, daß wir einen erhöhten Ausstoß an 
Schwefeldioxid und an anderen Schadstoffen ha- 
ben. 

^ Das zweite, was bleibt, will ich zum Schluß auch 
noch einmal sagen: Ich empfehle dem Deutschen 
Bundestag sehr — ich habe das schon das letztemal 
gesagt — , sich sorgfältig die Situation im Rest der 
Bundesrepublik Deutschland anzussehen; denn 
dem deutschen Wald ist es völlig egal, ob er aus 
Helmstedter Kraftwerken, aus rheinischen oder 
hessischen oder sonstigen angegriffen wird. 

Es wäre ein gewaltiger Fortschritt für die effek- 
tive Umweltsituation in der Bundesrepublik 
Deutschland — ich glaube, das ist völlig unbestreit- 
bar — , wenn wir es überall erreichen würden, daß 
schon mit Beginn des Jahres 1985 die Schadstoffsi- 
tuation verbessert wird und daß wir schon vor der 
Frist, die die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
setzt — Mitte 1988 — , die Rauchgasentschwefe- 
lungsanlagen erhalten. Es wäre ein gewaltiger Fort- 
schritt für den Umweltschutz in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, wenn auch das Ausmaß der Redu- 
zierung der heutigen Schadstoffbelastung Helm- 
stedter Verhältnisse erreichen würde, d. h. 75%. 


Heute morgen hörte ich in den Nachrichten — ich (C) 
glaube, es war gestern hier in der Debatte in diesem 
Hohen Hause gewesen — , daß bis 1988 — Herr Zim- 
mermann — die Schadstoffbelastung an Schwefel- 
dioxid in der Bundesrepublik Deutschland um etwa 
50% reduziert sein wird. 

Meine Damen und Herren, nicht erst 1988, son- 
dern schon 1987 wird die Schadstoffbelastung aus 
dem Raum Helmstedt um 75% und nicht nur um 
50% reduziert sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Kleinert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Marburg!) 

— Kleinert (Marburg). 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Von einem berühmten 
Wissenschaftler stammt die Beobachtung — jetzt 
zitiere ich — , 

daß jeder von uns sich an irgendeinem Punkt 
wie der Paranoiker benimmt, eine ihm unleidli- 
che Seite der Welt durch eine Wunschbildung 
korrigiert und diesen Wahn in die Realität ein- 
prägt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da muß er die 
GRÜNEN gemeint haben!) 

— Warten Sie es ab. — 

Eine besondere Bedeutung beansprucht der 
Fall, daß eine größere Anzahl Menschen ge- 
meinsam den Versuch unternimmt, sich 
Glücksversicherung und Leidensschutz durch 
wahnhafte Umbildung der Wirklichkeit zu 
schaffen. 

Diese Sätze stammen von Sigmund Freud. Sie sind 
mir eingefallen, als ich die Rede von Herrn Dregger 
heute morgen hörte. Ich glaube, daß diese Worte 
auch für große Teile von dem gelten, was der Herr 
Bundeskanzler gestern vorgetragen hat — zu Herrn 
Albrecht komme ich dann noch — ; denn wenn man 
gehört hat, wie diese Bundesregierung einen wirt- 
schaftlichen Aufschwung abfeiert, den es in der 
Wirklichkeit nicht gibt, und wie Sie hier Ihre eigene 
angeblich aktive Umweltpolitik bejubeln, die es 
ebensowenig gibt, dann muß man sich schon fragen, 
ob Sie noch mit beiden Beinen auf dem Boden der 
Realitäten stehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Von welcher Wirklichkeit, meine Damen und 
Herren, wird hier eigentlich geredet, während doch 
selbst die Leib- und Magenblätter dieser Bundesre- 
gierung über ihr umweltpolitisches Nichtstun Klage 
führen? Da brauchen Sie nur „Quick“ oder „Die 
Bunte“ aufzuschlagen. Das ist doch ansonsten die 
Lieblingslektüre der Herren hier vorne rechts. Wäh- 
rend fast keine Woche mehr vergeht, in der nicht 
ein neuer Umweltskandal die Medienlandschaft be- 
herrscht und während Sie gerade eben durch die 
Gerichtsentscheidung in Sachen Buschhaus eine 
schallende Ohrfeige kassiert haben, stellen Sie sich 
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Kleinert (Marburg) 

(A) hierhin und verkünden, die Belange der Umwelt 
seien bei Ihnen in besten Händen. 

Wie gut sie da wirklich aufgehoben sind, zeigt am 
besten ein Beispiel. Ich will dazu das Beispiel des 
Waldsterbens nehmen, ein Drama in fünf Akten. 

Der erste Akt begann, als Mitte der 70er Jahre — 
damals waren die Sozialdemokraten noch in der 
Regierung — Forstleute festgestellt hatten, daß das 
Absterben von Tannen sich auffällig häufte. Als sie 
dann Alarm schlagen wollten, wurden sie von den 
Politikern erst einmal nicht ernst genommen. Doch 
Forstleute und Umweltschutzverbände gaben keine 
Ruhe. 1980 häuften sich Presseberichte über das 
Tannensterben. 1981 wies eine Arbeitsgemeinschaft 
der Waldbesitzerverbände darauf hin, daß durch die 
ständigen SO 2 -Emissionen eine weiträumige Ver- 
nichtung von Nadelwäldern befürchtet werden 
müsse. Die damalige Bundesregierung wollte davon 
aber immer noch nichts wissen. Sie erklärte, sie 
habe die SO 2 -Emissionen im Griff. Der damalige 
Landwirtschaftsminister Ertl sprach von — ich zi- 
tiere — einem gewissen Krankheitsbild, das etwas 
voreilig Sterben genannt werde. Die Devise hieß: 
ignorieren, bagatellisieren, herunterspielen. 

Ende 1982 begann der zweite Akt. Da waren die 
Schäden so offensichtlich geworden, daß es nichts 
mehr zu vertuschen gab. Nun aber hieß es, man 
müsse erst einmal sorgfältige Ursachenforschung 
betreiben, bevor es ans Handeln gehe. Die Ursa- 
chen des Waldsterbens lägen im dunkeln, erklärte 
Minister Zimmermann zu einer Zeit, als kein Um- 

(B) weltexperte mehr bestritt, daß Schwefeldioxid und 
Stickoxide die Hauptverursacher des Waldsterbens 
sind. Und daß in der Nähe von Industrieschornstei- 
nen Bäume absterben, weiß jeder Waldarbeiter seit 
Jahrzehnten. 

Nicht, daß wir etwas gegen sorgfältige Untersu- 
chungen von biologischen und chemischen Abläu- 
fen hätten. Im Gegenteil. Die Sorgfalt, die hier an 
den Tag gelegt werden sollte, hätten wir uns gern 
auch in anderen Stellen in der Umweltpolitik ge- 
wünscht, z. B. bei der Reaktorsicherheit oder bei der 
Produktion und Lagerung toxischer Stoffe. Viel- 
leicht wären uns dann viele Umweltgefährdungen 
erspart geblieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

So, wie Sie dieses Argument damals gebracht ha- 
ben, muß man das einfach als Schutzbehauptung 
für eigene Untätigkeit bezeichnen. Und daß Sie 
nicht bereit waren, selber etwas zu tun, das haben 
wir an dieser Stelle 1983 erleben müssen. Oder wes- 
halb sonst haben Sie unsere Forderungen nach 
wirksamen Entschwefelungsprogrammen einfach 
zurückgewiesen? 

(Zuruf der Abg. Frau Berger [Berlin] 
[CDU/CSU]) 

Erst als 1983 — und damit bin ich beim dritten 
Akt — Ihre eigenen Veröffentlichungen eine Ver- 
dreifachung der Waldschäden innerhalb eines Jah- 
res auswiesen, begann sich Ihr Tonfall zu ändern. 
Da sprach der Minister Zimmermann selber von 
einer dramatischen Entwicklung. 


Doch wer geglaubt hatte, jetzt werde etwas getan, (C) 
sah sich wiederum getäuscht. Die TA Luft wurde 
geändert. Aber wie! Die zulässigen Höchstwerte von 
Schwefeldioxiden und anderen Giftstoffen wurden 
eben nicht drastisch heruntergesetzt; und für den 
Umbau entsprechender Anlagen wurden Zeitspan- 
nen eingeräumt, die den notwendigen Zeitbedarf 
weit übersteigen. 

Die bisherige Spitzenleistung dieser Art Bekämp- 
fung der Luftverschmutzung haben wir neulich er- 
lebt: Buschhaus. Damit bin ich beim vierten Akt. Da 
beschließt der Deutsche Bundestag mit großer 
Mehrheit, daß das nagelneue Kraftwerk Buschhaus 
nicht ohne Filter ans Netz gehen dürfe. Dann stellt 
die Bundesregierung fest, daß diese Entscheidung 
auf den energischen Widerstand der Kraftwerkin- 
dustrie, der IG Bergbau und Energie und der nie- 
dersächsischen Landesregierung trifft. Und was 
passiert? In aller Eile werden Abgeordnete aus den 
Ferien zusammengetrommelt, um diesen Beschluß 
zu kassieren und um einen neuen Beschluß über 
eine Betriebsgenehmigung für eine sogenannte 
Altanlage in Buschhaus zu fassen, die gar keine 
Altanlage ist. Sie selber — das hat dieses Beispiel 
gezeigt — halten sich nicht einmal an Ihre eigenen, 
viel zu großzügigen Gesetze; 

(Beifall bei der GRÜNEN und des Abg. Dr. 

Hauff [SPD]) 

und Sie leisten sich dabei obendrein die Absurdität, 
Hunderttausende DM Steuergelder dafür aufzu- 
wenden, daß die Abgeordneten aus dem Urlaub zu- 
sammengeholt werden, um im Deutschen Bundes- 
tag über eine Altanlage Buschhaus abzustimmen, ^ ' 
die gar keine Altanlage ist. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Doch damit nicht genug. Wie sich inzwischen ge- 
zeigt hat — das haben Sie verschwiegen, Herr Al- 
brecht — , ist selbst der Beschluß, den Sie hier am 
31. Juli gefaßt haben, längst Makulatur geworden. 

Herr Albrecht, Sie denken nämlich gar nicht daran, 
auch nur die Auflagen, die mit dem damaligen Be- 
schluß verbunden sind, in die Tat umzusetzen. Denn 
bis zum heutigen Tag ist kein Auftrag an irgendein 
Unternehmen ergangen, das die Filter herstellt, die 
laut Bundestagsbeschluß bis Mitte 1987 eingebaut 
sein sollen. Und die angekündigte Stillegung von 
Offleben I wird ebenfalls nicht erfolgen. Statt des- 
sen wollen Sie das Kraftwerk als Kaltreserve wei- 
ter betreiben. Die vorgesehene Entschwefelung von 
Offleben II wird ebenfalls nicht stattfinden; von den 
drei Blöcken soll nämlich nur einer entschwefelt 
werden, und die anderen beiden sollen bis zur Stil- 
legung 1993 ohne Entschwefelung weiterlaufen. 
Schließlich nehmen Sie es auch mit dem Arbeits- 
platzargument offenbar nicht so genau, wenn es 
darauf ankommt; denn in Buschhaus sollen, wie 
man hört, 100 Arbeitskräfte entlassen werden. 

Meine Damen und Herren, man könnte das 
Ganze schon fast als kurios bezeichnen, wenn das 
Thema nicht so ernst wäre, denn der Wald stirbt 
weiter, und deshalb ist das Ganze auch eher ein 
Drama. Aber da ist ja noch der Abgaskatalysator, 
werden Sie sagen, wenn es um die Umweltbilanz 
dieser Regierung geht; da tun wir doch was. Sie 
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Kleinert (Marburg) 

(A) merken, ich bin beim fünften und damit vorläufig 
letzten Akt. Tatsächlich hat der Innenminister mit 
großem Theaterdonner im letzten Winter sein um- 
weltpolitisches Kaninchen aus dem Zylinder gezo- 
gen. Da erlebten wir dann einen Zimmermann in 
der Pose des starken Mannes, der an dieser Stelle 
keine Kompromisse machen wollte und der mit fe- 
ster Stimme erklärte, ab Januar 1986 würden nur 
noch Katalysatorenautos zugelassen. 

(Fischer [Frankfur] [GRÜNE]: Der Mini- 
ster war das Karnickel selbst!) 

Manch einer war verwundert, als er einen Minister 
aus einer industrie- und kapitalfreundlichen Partei 
markig von der Automobilindustrie einen Beitrag 
zur Bekämpfung von Umweltschäden fordern hörte. 
Zog da nicht einer gegen Bösewichte und Umwelt- 
feinde zu Felde, von dem man das am wenigsten 
erwartet hatte? 

Doch inzwischen ist längst klar, daß von den gro- 
ßen Worten des starken Friedrich in der Praxis we- 
nig übriggeblieben ist. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nur noch 
die langen Ohren!) 

Der gleiche Innenminister, der noch vor wenigen 
Monaten lauthals verkündet hat, diese Umstellung 
auf Abgaskatalysatoren sei technisch kein Problem, 
läßt jetzt erklären, die Industrie habe technische 
Schwierigkeiten, über die sich die Bundsregierung 
bei der Umstellung nicht hinwegsetzen könne. Des- 
halb könne die Umstellung eben nur schrittweise 

(B) erfolgen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Sie müßten 
Entwicklungshilfe leisten!) 

Was jetzt herausgekommen ist, ist noch weniger als 
ein lauer Kompromiß. Wer bleifrei und mit Abgas- 
katalysator fahren will, der wird das mit ein paar 
Mark staatlicher Unterstützung ab 1986 tun, und 
wer das nicht will, der läßt es erst einmal bleiben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Herr Zimmermann, der immer dann so stark 
ist, wenn es gegen Ausländer und angebliche Ver- 
fassungsfeinde geht, der hat vor den Interessen der 
Automobilindustrie jämmerlich kapituliert. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Die Hosen voll!) 

Das „Handelsblatt“ — das ist nicht gerade das 
Zentralorgan der GRÜNEN, wie Sie wissen — hat 
diesen Vorgang treffend als „Posse“ bezeichnet. Es 
gibt das schöne Sprichwort: Es kreißte der Berg und 
gebar eine Maus. So etwa ist das zu kennzeichnen, 
was Sie in diesem Punkt als Beitrag zu einer akti- 
ven Umweltpolitik vorgelegt haben. Nur in einem 
sind Sie fix: in Ihrer Imagepflege. Während Sie 
selbst noch herumdoktern, welche der verwässerten 
Lösungen nun beim Katalysator beschlossen wer- 
den soll, hat das Innenministerium längst gehan- 
delt und in Hunderttausender-Auflage ein Blatt zur 
Luftverschmutzung herausgegeben, das den schö- 
nen Titel trägt: „Andere reden, wir handeln“. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Balsam!) 


Anmaßender hätte das kaum noch lauten können. (C) 
Wind machen. Staub aufwirbeln, das Ganze mit ver- 
teilten Rollen, und dabei so tun, als ob etwas passie- 
ren würde, das ist die umweltpolitische Praxis die- 
ser Regierung. 

Die Reihe der Beispiele dafür ließe sich leicht 
fortsetzen; denn die ökologischen Zerstörungen, um 
die es geht, sind längst nicht mehr bloß Teilproble- 
me, sie begleiten uns praktisch den ganzen Tag. 

Laut Umweltbundesamt gibt es inzwischen 3 000 bis 
6 000 chemischer Substanzen, die für den Menschen 
gefährlich sind. Eine DGB-Studie hat gezeigt, daß 
es mindestens 150 krebsverdächtige Stoffe gibt, mit 
denen 10 Millionen Arbeitnehmer in Berührung 
kommen. Das besonders Gefährliche daran ist die 
Unberechenbarkeit dieser Stoffe; denn es kann 
sein, daß ihre Gefährlichkeit erst dann offensicht- 
lich wird, wenn sie bereits in großen Mengen und 
über Jahre in Umlauf sind, und sie können als Ver- 
bindung von an sich ungefährlichen Stoffen auftre- 
ten. Die Neuartigkeit dieser Gefahrenpotentiale ist 
durch die jüngsten Ereignisse um die Stoffe Dioxin 
und Formaldehyd ebenso offensichtlich geworden 
wie die Verantwortlichkeit der Privatwirtschaft und 
die Nebelwerfermentalität bei den meisten Politi- 
kern. 

So umfassend, wie die ökologische Krise inzwi- 
schen ist, müssen auch die Antworten darauf ange- 
legt sein. Sie müssen das Übel an der Wurzel grei- 
fen, denn Verschmutzung und Vergiftung von Luft, 
Wasser und Boden greifen ineinander und verviel- 
fachen auf diese Weise ihre Wirkung. 

Wer solche umfassenden Antworten in dem vor- 
gelegten Haushaltsentwurf sucht, wird sie nicht fin- 
den, nicht einmal Spurenelemente davon. Statt des- 
sen findet er die Fortsetzung der alten, der falschen 
Prioritätensetzungen mit all der Verschwendung 
und den ökologischen Wahnsinnsprojekten, die Sie 
seit Jahren finanzieren. Abgesehen von den Um- 
weltausgaben im ERP-Sondervermögen beläuft 
sich der Gesamtumfang der Umweltausgaben in 
diesem Haushalt gerade auf 982 Millionen DM; das 
sind ganze 0,4% des Gesamtetats, Dieser Betrag 
würde nicht einmal für das reichen, was ein mehr- 
jähriges Programm zur Sanierung des Schwarzwal- 
des jährlich kosten würde. 

Wie auch dieser Haushaltsentwurf wieder zeigt, 
ist das Vertrauen dieser Bundesregierung in die 
Kräfte des Marktes auch in der Umweltpolitik 
durch nichts zu erschüttern. Während der von allen 
Seiten ständig von neuem mit Giftspritzen heimge- 
suchte Patient Umwelt weiter dahinsiecht, wollen 
Sie ihm unter der Parole „marktwirtschaftliche 
Steuerung“ offenbar einen Sanierungsakt ä la 
Münchhausen zumuten. Die Politiker aus den Re- 
gierungsfraktionen, sie sitzen derweil in gemütli- 
cher Oggersheimer Runde den Hintern platt, und 
sie schauen darauf, was hinten herauskommt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist richtig! 

— Dr.-Ing, Kansy [CDU/CSU]: Bei Ihnen 
kommt das vorne raus!) 

Meine Damen und Herren, statt großer Ankündi- 
gungen und weniger Oberflächenreparaturen wä- 
ren umfangreiche Maßnahmen notwendig, wenn 
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(A) auch nur die dringendsten Gefährdungen von 
Mensch und Natur abgewendet werden sollten. Wir 
haben dazu eine ganze Reihe von Vorschlägen ge- 
macht, die zum großen Teil auch den Haushalt be- 
treffen. Wir haben Maßnahmen zur Entgiftung der 
Luft und zur Rettung des Waldes, zur Lösung des 
Giftmüllproblems und zur Umstellung der Land- 
wirtschaft auf biologischen Anbau gefordert Wir 
haben ein Sonderprogramm zur Untersuchung gif- 
tiger Stoffe am Arbeitsplatz und vieles andere mehr 
vorgeschlagen; der Kollege Verheyen hat gestern 
ausführlich dazu gesprochen. 

Daß das alles Geld kostet, bestreiten wir nicht. 
Aber dieses Geld ist da, wenn Sie bei Ihren ökologi- 
schen Verschwendungsprojekten, die der Kollege 
Verheyen gestern an Beispielen aufgezeigt hat, spa- 
ren, wenn Sie an Ihrem Rüstungshaushalt sparen 
und wenn Sie an anderen Stellen sparen. Denn wer 
ausgerechnet in der Umweltpolitik sparen will, 
spart nun wirklich an der falschen Stelle. Hier geht 
es nämlich um die Sicherung des Fundaments für 
unsere Existenz, hier geht es um die Sicherung der 
Zukunft für künftige Generationen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Meine Damen und Herren, Ökologie und Ökono- 
mie bilden einen unauflösbaren Zusammenhang. 

Das wissen wir mindestens so gut wie die, die stän- 
dig einen Gegensatz zwischen ökologischen und Ar- 
beitsplatzinteressen beschwören, und das wissen 
wir, auch wenn Sie, Herr Hauff, meinen, daß Sie mit 

(B) Ihrem Stichwort „ökologische Modernisierung“ auf 
ein Defizit bei uns hingewiesen hätten. 

Gerade weil es diesen Zusammenhang gibt, kann 
wirklich ökologische Politik auch nicht bloß Repa- 
raturarbeit bedeuten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Kranke Strukturen können auch durch die beste 
Reparaturarbeit nicht wirklich dauerhaft saniert 
werden. Wirkliche Gesundung wird nur dann mög- 
lich sein, wenn wir auch vor Eingriffen in die beste- 
henden Strukturen der Wirtschaft nicht zurück- 
schrecken. Gerade die letzten Umweltskandale ha- 
ben nämlich überaus deutlich gezeigt, daß die pri- 
vatwirtschaftliche Selbstkontrolle in diesem Be- 
reich eben nicht funktioniert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein wirklich ökologisches Wirtschaften hat einen 
Umbau der Wirtschaft zur Voraussetzung. „Umbau“ 
heißt in erster Linie: Umbau und auch Abbau von 
besonders umweltgefährdeten Industriezweigen. 
Ein solcher Zweig ist die chemische Industrie. In 
ihr werden bei enormem Verbrauch von Energie 
und Rohstoffen viele der gefährlichen Stoffe herge- 
stellt. Die chemische Industrie zählt zu den ärgsten 
Verschmutzern von Luft und Wasser, und sie ist 
dabei eine jener Branchen, in denen in den letzten 
Jahren enorme Gewinnsteigerungen erzielt werden 
konnten. Hier müssen gesetzliche Auflagen, hier 
müssen steuerliche Instrumente, hier müssen staat- 
liche Konversionshilfen gezielt eingesetzt werden. 


um unter Einbeziehung der Belegschaften Produk- (C) 
tionsumstellungen zu ermöglichen, um zu ermögli- 
chen, daß hier endlich ökologisch verträglich produ- 
ziert wird. Es muß endlich eine umfassende Dekla- 
rations- und Registrierungspflicht für gefährliche 
chemische Substanzen her. Es muß eine Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung her. Es muß eine Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung für jedes neue Produkt und 
für jedes neue Produktionsverfahren her, und es 
müssen auch, wenn es nicht anders geht, schlicht 
und einfach Produktionsverbote her. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich weiß, daß immer dann, wenn wir solche Überle- 
gungen vortragen, lauthals gerufen wird: Die GRÜ- 
NEN gefährden die Arbeitsplätze, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das tut ihr 
auch! — Ganz bewußt!) 

die GRÜNEN wollen in die Steinzeit zurück. Nichts 
davon wollen wir. Aber wir wollen eines, wir wollen 
einen Zustand beenden, in dem einige wenige auf 
Kosten der Allgemeinheit unsere Lebenswelt ge- 
fährden dürfen und dabei noch ordentlich abkassie- 
ren können. Das wollen wir beenden. 

(Beifall bei den GRÜNEN : — Zuruf von der 
CDU/CSU: Da müßt Ihr Euch auflösen!) 

Die Maßnahmen, die wir dazu vorschlagen, müssen 
nicht die Folge haben, daß Arbeitsplätze vernichtet 
werden. Im Gegenteil, sie können sogar Arbeits- 
plätze schaffen, an denen ökologisch nützliche Pro- 
dukte unter ökologisch zumutbaren Arbeitsbedin- 
gungen hergestellt werden. Es gibt viele Studien, (^) 
die das beweisen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Die werden aber 
alle nicht gelesen!) 

Das alles hat nichts zu tun mit dem Marsch in die 
Steinzeit oder auch nur mit der Fortschrittsfeind- 
lichkeit, die Sie uns so gerne anhängen wollen. Im 
Gegenteil, die Entwicklung von umweit- und lebens- 
freundlicher Technologie wird noch viel staatliche 
Forschungsgelder kosten müssen. Vielleicht mer- 
ken auch Sie das eines Tages noch. Man soll die 
Hoffnung nie aufgeben. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Sagen Sie mal 
was über Ihr Auto, Herr Kleinert!) 

Zum Schluß noch eine Bemerkung zu einigen Äu- 
ßerungen aus den letzten Wochen aus dem Regie- 
rungslager. Seit neuestem haben Sie in den GRÜ- 
NEN Ihren Hauptgegner ausgemacht. Der Herr 
Geißler meint sogar, wir seien inzwischen die ei- 
gentliche Opposition, die die SPD längst im 
Schlepptau halte. 

(Beifall bei den GRÜNEN — ‘ Dr.-Ing. 

Kansy [CDU/CSU]: Das ist leider wahr!) 

Und der Bundeskanzler hat sich so ähnlich geäu- 
ßert. Der Herr Geißler hat das noch mit der Fest- 
stellung verbunden, das sei eine Gefahr für die De- 
mokratie, denn wir wollten ja eine andere Repu- 
blik. 

Nun wissen wir, was der Herr Geißler meint, 
wenn er von Republik und wenn er von der Vertei- 
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(A) digung der Republik spricht. Er meint in erster Li- 
nie den Schutz bestehender Industriestrukturen 
und bestehender wirtschaftlicher Macht, die Be- 
wahrung wirtschaftlicher und sozialer Privilegien. 
Das ist Ihre Republik. Gemessen daran wollen wir 
wirklich etwas anderes. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen den Umbau der Wirtschaft, jenes Öffnen 
eines Weges zu einer ökologischen Wirtschaftswei- 
se, den ich anzudeuten versucht habe. Insofern wol- 
len wir auch den Umbau dieser Republik. Wir wol- 
len einen Umbau, durch den die Natur und die Men- 
schen wieder Zukunftschancen bekommen und der 
künftigen Generationen eine lebenswerte Umwelt 
hinterläßt. 

(Weiß [CDU/CSU]: Geprägt von Gehässig- 
keit!) 

Was aber soll daran eine Gefahr für die Demokra- 
tie sein? Was soll Schreckliches daran sein, wenn 
wir andere Wege, wenn wir neue Wege vorschlagen. 
Sie sind es doch, die oft genug gezeigt haben, daß 
Sie nicht bereit sind, solche neuen Wege zu gehen, 
und Sie sind es doch, die schon längst nichts mehr 
anzubieten haben als steigende Umweltgefährdung, 
schlechte Verwaltung von Dauerarbeitslosigkeit 
und organisierte Untätigkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir freuen uns auf die angekündigte verschärfte 
Auseinandersetzung mit uns. Ich will Ihnen dazu 
zum Schluß nur noch einen guten Ratschlag geben: 

(B) Machen Sie es nicht so platt wie jener Staatssekre- 
tär aus dem innerdeutschen Ministerium, der letzte 
Woche ein Papier von beispielloser intellektueller 
Dürftigkeit verfaßt hat, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wie heißt 
er denn?) 

das er dann „Analyse grüner Programmatik“ ge- 
nannt hat und das so originelle Aussagen enthält 
wie die, daß eine Machtbeteiligung der GRÜNEN 
den Einmarsch der Roten Armee sofort zur unver- 
meidlichen Konsequenz haben würde. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Versuchen Sie es doch einmal mit einer wirklich 
effektiven Umweltpolitik! Dann hätten wenigstens 
die Menschen in diesem Lande etwas davon. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat Frau Abgeord- 
nete Seiler-Albring. 


Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kleinert, die schöne Welt, 
die Sie in Ihren letzten Ausführungen geschildert 
haben, wollen wir alle. Ich glaube, Ihre Schilderung 
war die einer schönen Welt. Nur, Herr Kleinert, 
wenn man sich Ihre wirtschaftspolitischen Überle- 
gungen ansieht, dann fragt man sich: Wie, um Him- 


mels willen, wollen Sie denn dieses jemals finan- (C) 
zieren können? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zuruf von der CDU/CSU: Mit Papiergeld!) 

Ich habe mit Interesse Ihren Ausflug in die Ge- 
schichte verfolgt, Herr Kleinert. Auch ich möchte 
gern mit einem kurzen Rückblick beginnen und als 
Berichterstatter zum Einzelplan 06 einen kleinen 
Beitrag zur historischen Wahrheit leisten. 

Nach dem umweltpolitischen Trommelfeuer der 
Sommerpause reibt sich der erstaunte Zeitgenosse 
die Augen und denkt darüber nach, ob der Umwelt- 
schutz in diesem Lande tatsächlich erst am 17. Sep- 
tember 1982 erfunden wurde, als die sozialliberale 
Koalition zu Ende ging. Tun Sie doch nicht so, 
meine Damen und Herren von der Opposition, als 
wäre das Wort Umweltschutz in diesem Hause erst 
mit dem Eintritt der Sozialdemokraten in die Oppo- 
sition und mit dem Einzug der GRÜNEN in das Par- 
lament zum erstenmal formuliert worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auch wenn Sie es heute nicht mehr wahrhaben wol- 
len, erinnere ich Sie daran, daß es die Liberalen 
waren, die zu Beginn der 70er Jahre unter dem 
damaligen Bundesinnenminister Genscher die 

Grundlagen für die Umweltpolitik in der Bundesre- 
publik Deutschland gelegt haben. 

(Beifall bei der FDP — Schäfer [Offenburg] 

[SPD]: Ganz allein?) (D) 

Wir haben schon die Aufnahme des Umweltschut- 
zes als Staatsziel in das Grundgesetz gefordert, als 
viele von den jungen Kollegen aus der Fraktion der 
GRÜNEN auf der Schulbank noch das Buchstabie- 
ren dieses Wortes lernten. 

(Beifall bei der FDP — Fischer [Frankfurt] 

[GRÜNE]: Na, na, na, Frau Kollegin, Sie 
sind doch noch keine Großmutter!) 

Ich erinnere Sie daran, daß in diesen Tagen das 
Umweltbundesamt in Berlin zehn Jahre existiert, 
eine Anregung und Forderung meiner Partei. Ich 
erinnere Sie daran, daß wir es waren, die im Bun- 
desinnenministerium die Abteilung Umwelt einge- 
richtet haben. 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN) 

— Herr Fischer, da wir schon über Schule reden, 
wäre es vielleicht angebracht, zu sagen, daß Sie dort 
vielleicht gelernt hätten, daß man auch einmal zu- 
hören kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich erinnere Sie daran, daß nicht zuletzt auf Initia- 
tive der FDP die Bundesrepublik Deutschland der 
Vorreiter bei der Begrenzung des Bleigehalts im 
Vergaserkraftstoff ist. So haben wir 1971 dafür 
Sorge getragen, daß der Bleigehalt im Benzin 

(Dr. Hauff [SPD]: Was ist mit Buschhaus?) 
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(A) von seinerzeit 0,70 g/1 über 0,40 g/1 auf heute, im- 
merhin seit acht Jahren, nur noch 0,15 g/1 gesenkt 
wurde. Unsere Vorreiterrolle wird deutlich 

(Dr. Hauff [SPD]: Vorreiterrolle bei Busch- 
haus?) 

— zu Buschhaus komme ich gleich — , wenn man 
bedenkt, daß die Mehrzahl unserer europäischen 
Nachbarn heute noch ein Vielfaches von diesem 
Bleigehalt in ihrem Benzin fahren. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Sie wissen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, vor allen Dingen von der SPD, daß sich 
die Liste der umweltpolitischen Maßnahmen der 
letzten 15 Jahre auf einen stattlichen Umfang ver- 
längern ließe. Es steht natürlich außer Frage, daß 
die Liste der Maßnahmen, die weiter in Angriff zu 
nehmen sind, ebenfalls sehr lang ist und höchste 
Priorität erhalten muß. Aber, meine Damen und 
Herren, ich halte es für unverantwortlich, daß wider 
besseres Wissen insbesondere die SPD, die ja von 
1969 bis 1982 Regierungsverantwortung trug 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU] und Abgeord- 
nete der SPD: Von 1966!) 

und durch Ihren Kanzler die Richtlinien in der Poli- 
tik bestimmen konnte, heute den Eindruck zu er- 
wecken sucht, daß nichts Wesentliches geschehen 
sei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Dr. Weng [FDP]: Das ist der Punkt: wider 
besseres Wissen!) 

(B) 

Ich bedaure, daß es Ihnen nicht darum geht, die 
Bevölkerung über das Geschaffene aufzuklären, 
sondern offensichtlich darum, zu verunsichern und 
Angst zu erzeugen. Es nützt niemandem, meine Da- 
men und Herren, am wenigsten der Umwelt, wenn, 
geboren aus einem Klima der Angst und Panik — 
Stichwort: Schadstoff des Monats — , hektischer Ak- 
tionismus zielgerichtetes Handeln überlagert Un- 
sere Umwelt ist in großer Gefahr. Das steht außer 
Zweifel. Jeder hier im Raum und draußen ist herz- 
lich eingeladen, an der Minimierung dieser Gefah- 
ren mitzuarbeiten, und zwar nicht durch öffentli- 
ches Schaulaufen und Vorschläge, die die Arbeits- 
plätze ganzer Branchen mutwillig und beliebig aufs 
Spiel setzen. 

Wenn man sich, meine Kollegen von den GRÜ- 
NEN, Ihre Überlegungen zur Kommunalwahl in 
Nordrhein-Westfalen ansieht, kann man nur noch 
den Dichter zitieren: Und treiben mit Entsetzen 
Scherz. 

Wenn es um die Frage geht, Herr Kleinert, wer 
mit den Beinen auf dem Boden steht, liegt die Ant- 
wort nach dieser Lektüre auf der Hand: Sie zumin- 
dest haben den Kopf in den Wolken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Fragen Sie ein- 
mal Herrn Kleinert, wieviel Schadstoff 
sein 280er Mercedes ausstößt!) 

Letztes Beispiel für Ihre Verwirrung in der Um- 
weltpolitik, meine Damen und Herren von der SPD, 
ist Ihre Interpretierung der Sondersitzung Busch- 


haus. Ich weiß wie jede andere in diesem Haus, daß (C) 
die Erteilung oder Nichterteilung der Betriebsge- 
nehmigung nicht im Vordergrund der Überlegun- 
gen stand. Denn diese Genehmigung unterliegt aus- 
schließlich der Entscheidung der niedersächsischen 
Landesregierung. Unser Anliegen war es, politi- 
schen Einfluß geltend zu machen, um den mit der 
Betriebsgenehmigung zu erwartenden Schadstoff- 
ausstoß so niedrig wie möglich zu halten. Unser Ziel 
war es, den Stickoxidausstoß so weit wie vertretbar 
zu begrenzen und die Entschwefelungsanlage 
schneller als vorgesehen zu bauen, des weiteren 
sicherzustellen, daß bis zum Bau dieser Entschwe- 
felungsanlage das Kraftwerk nicht mit der giftigen 
Salzkohle betrieben wird. Mit unserem Vorgehen 
wollten wir erreichen, daß insgesamt die Umweltbe- 
lastung in diesem Raum gegenüber dem Jetztzu- 
stand unmittelbar verringert wird. 

Sie dagegen wollten mit dem Kopf durch die 
Wand und haben auf unrealistische Konzepte ge- 
setzt. Für mich interessant ist hier die Tatsache, 
daß die Forderung des damaligen Innenministers 
Maihofer nach einem frühestmöglichen Einbau ei- 
ner Entschwefelungsanlage bei den Kollegen der 
SPD keinerlei Würdigung gefunden hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Diese Anregung des Innenministers ist, wenn ich 
mich recht erinnere, vom damaligen Finanzmini- 
ster, der von der SPD gestellt wurde und der für 
Bundesbeteiligungen zuständig ist, nicht aufgenom- 
men worden. 

Es gibt zur Zeit kein Thema, das angesichts des (D) 
Waldsterbens bei der Umweltschutzdiskussion eine 
solche Priorität besitzt wie die Einführung des ab- 
gasarmen Autos. Bei aller Notwendigkeit, hier in 
naher Zukunft zu einer drastischen Begrenzung des 
Schadstoffausstoßes zu gelangen, darf nicht der 
Eindruck entstehen, als würde erst jetzt gehandelt 
und als habe man das Problem in der Vergangen- 
heit einfach verdrängt. Seit 1971 haben wir die 
Schadstoffemissionen durch kontinuierliche Ver- 
schärfungen der ECE-Richtlinien verschärft. Die 
deutsche Automobilindustrie hat freiwillig ab dem 
Modelljahr 1983 die ECE-Richtlinie 15 04 erfüllt, die 
für 1986 vorgesehen war. Grundsätzlich kann fest- 
gehalten werden, daß die vom Kraftverkehr ausge- 
hende Gesamtmenge des Schadstoffausstoßes seit 
Jahren rückläufig ist, obwohl der Fahrzeugbestand 
in der Bundesrepublik ständig zugenommen hat. 
Beim Kohlenmonoxid ist ein Rückgang seit 1975 
feststellbar, bei Kohlenwasserstoffen seit 1978 und 
bei Stickoxiden seit 1983. 

Trotzdem — da sind wir uns alle sicher einig — 
reicht das nicht aus. Die FDP hat deshalb als So- 
fortmaßnahme eine Änderung der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung angeregt und hat dafür 
die Mehrheit im Verkehrsausschuß gefunden. Diese 
Änderung sieht vor, daß alle Pkw jährlich zu einer 
Abgaskontrolle in Werkstätten bzw. beim TÜV vor- 
geführt werden müssen. Untersuchungen des TÜV 
Rheinland haben ergeben, daß diese Kontrollen so- 
fort eine Reduzierung der Schadstoffemission von 
30 % ergeben würden. Am 1. Januar 1985 ist es 
soweit. 
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(A) Darüber hinaus halten wir an der Einführung des 
schadstoffarmen Autos fest Die Bundesregierung 
hat dies in ihrem Kabinettsbeschluß deutlich ge- 
macht. Wir halten daran fest, daß die obligatorische 
Einführung des abgasarmen Kfz in der Bundesre- 
publik keinen weiteren Aufschub erfahren darf. Die 
steuerlichen Anreize zum Kauf dieser Kfz — über 
Art und Umfang wird man sich einigen — sollen 
nach Möglichkeit bereits vor dem 1. Januar 1986 
wirksam werden. Die Kraftfahrzeugsteuer ist, wie 
wir alle wissen, Ländersache. Ich bin zuversichtlich, 
daß wir in nächster Zeit hier zu einem Konsens mit 
den Ländern kommen werden. 

Meine Damen und Herren, ich wollte mit meinen 
Ausführungen darstellen, daß entgegen dem Ein- 
druck, den Sie in der Öffentlichkeit gern vermitteln 
wollen, wir auf allen Gebieten des Umweltschutzes 
Schritte in die richtige Richtung machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Trotzdem gebe ich denjenigen recht, die sagen, daß 
noch mehr getan werden muß. Diese Bundesregie- 
rung ist, wenn Sie sich den Haushalt daraufhin an- 
sehen, dazu bereit. Ich erinnere daran, Herr Klei- 
nert, daß es nicht 900 Millionen DM, sondern inge- 
samt mehr als 1,5 Milliarden DM sind. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das ist 
auch nicht viel mehr; aber ich bin froh, daß 
es wenigstens das ist!) 

Der Mittelansatz in der Finanzplanung wird stei- 
gen. Allein das Umweltschutzprogramm der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau von 3,5 Milliarden DM 

(B) wird ein Auslöser für Investitionen von 10 Milliar- 
den DM in diesem Bereich sein. Die Ökologische 
Modernisierung, die Sie, Herr Hauff, anmahnen, 
marschiert bereits. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie — das ist 
mein herzlicher Appell an Sie — das öffentliche 
Kriegsgeschrei über Tunix-usw.-Regierung! Das 
bringt uns nicht weiter. Setzen wir uns zusammen 
und entwickeln wir vernünftige und realistische 
Strategien für einen Kampf für eine auch morgen 
lebenswerte Umwelt! 

Ich danke Ihnen. 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Handlos. 

Handlos (fraktionslos): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich darf in meiner kurzen Rede- 
zeit an den Sachbeitrag des Herrn Kollegen Dreg- 
ger am Vormittag zum Thema Arbeitslosigkeit an- 
knüpfen. Wir wissen alle, daß das Thema Arbeitslo- 
sigkeit das Problem der Zukunft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wird. Dazu wurde gestern und 
heute sehr viel gesagt, aber es wurde nicht konkre- 
tisiert, was man anders, was man besser machen 
könnte. Die Regierung meint, es sei mit den Selbst- 
heilungskräften der Wirtschaft getan, die Opposi- 
tion fordert Beschäftigungsprogramme. Wir REPU- 
BLIKANER glauben, daß beide Modelle nur An- 
satzpunkte darstellen, die nicht geeignet sind, das 
Problem der Arbeitslosigkeit auf Dauer wirksam 
und nachhaltig zu bekämpfen. 


Aus der Sicht der REPUBLIKANER müssen die (C) 
folgenden Punkte hinzukommen — ich darf dann 
einige praktische Beispiele aufzählen, wie es auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt aussieht — : 

Wir halten erstens Umschichtungen im Staats- 
haushalt, wie sie der Herr Kollege Dregger heute 
früh angesprochen hat, für erforderlich. 

Wir meinen zweitens weiterhin, daß wir dringend 
Zinsverbilligungsprogramme und Umschuldungs- 
programme für Handel, Handwerk, Mittelstand, 
Fremdenverkehr und Kleinlandwirte benötigen. 
Solche Programme sind insbesondere für den Ein- 
zelhandel erforderlich, weil die Einzelhändler in der 
Bundesrepublik Deutschland von den Großmarkt- 
ketten systematisch kaputtgemacht werden. Das 
wird ein Problem in der Zukunft. 

Wir sind drittens der Auffassung, daß eine ver- 
stärkte Förderung moderner umweltverträglicher 
Technologien notwendig ist. 

Viertens. Der Schwarzarbeit muß der Kampf an- 
gesagt werden. 

Wir fordern fünftens eine Ausländerpolitik mit 
Augenmaß. Ich möchte Ihnen erläutern, was wir 
REPUBLIKANER darunter verstehen, damit wir 
nicht gleich falsch verstanden werden. Ich darf Ih- 
nen aus einem Brief des hessischen Innenministers 
vom 25. Juni 1984 zitieren, in dem es wörtlich 
heißt: 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den Bundesminister des Innern da- 
von in Kenntnis gesetzt, daß in verschiedenen (D) 
Bundesländern Ausländer, die unter Inan- 
spruchnahme von Leistungen nach dem Gesetz 
zur Förderung der Rückkehrbereitschaft von 
Ausländern ausgereist waren, nach kurzer Zeit 
wieder eine Aufenthaltserlaubnis für das Bun- 
desgebiet beantragt haben und wieder einge- 
reist sind. 

Wenn das so ist, meine Damen und Herren — es 
gibt Beweise dafür — , dann ist es notwendig, daß 
dem ein Riegel vorgeschoben wird, denn es kann 
nicht angehen, daß diejenigen, die eine Rückkehr- 
hilfe in Anspruch genommen haben, zum Schluß 
wieder durch die Hintertür hereinkommen. Wir 
REPUBLIKANER fordern deshalb für Nicht-EG- 
Bürger die Beantragung eines Sichtvermerks bei 
der jeweiligen deutschen Botschaft, wie dies z. B. 
auch in Amerika der Fall ist. 

In diesem Zusammenhang darf ich hier im Parla- 
ment einen Brief vorlegen, der zeigt, welche Aus- 
wüchse auf dem sogenannten grauen Arbeitsmarkt 
herrschen. Eine Frankfurter Firma hat in der 
„Frankfurter Rundschau“ vom 7. Juli 1984 eine An- 
nonce aufgegeben; sie bekam daraufhin folgende 
Antwort von einer ansässigen Frankfurter Firma — 
ich zitiere wörtlich — : 

Aus Ihrer Annonce entnehmen wir, daß Sie 
neue Mitarbeiter für Software-Entwicklung su- 
chen. Wir sind ein Unternehmen mit ca. 20 Di- 
plom-Mathematikern und Elektronikspeziali- 
sten in Budapest. Unser Kontaktbüro befindet 
sich in Frankfurt. Wir erstellen im Kundenauf- 
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Handlos 

(A) trag vollständige Software und Teile davon und 
helfen auch im Entwurfsstadium. Wir überneh- 
men Pauschalaufträge oder in Regie. 

Jetzt kommt der entscheidende Satz: 

Unser Angebot ist deswegen interessant, weil 
wir durch verschiedene Umstände weit unter 
den üblichen Preisen arbeiten können. 

Budapester Spezialisten können unter dem weit üb- 
lichen Preis in der Bundesrepublik Deutschland ar- 
beiten mit dem Erfolg, daß soundso viele deutsche 
Personen dieser Berufsgruppe keine Beschäftigung 
bekommen können. Derartige Vermittlungsfirmen 
tragen zur Arbeitslosigkeit deutscher Arbeitnehmer 
bei. Wir REPUBLIKANER — das muß ich einmal 
ganz deutlich sagen — fordern verschärfte gesetzli- 
che Bestimmungen gegen diesen grauen Arbeits- 
markt. 

Ich kann Ihnen ein weiteres Beispiel nennen: 50 
südbayerische Handwerksfirmen im Bereich des 
Innenputzausbaus werden von jugoslawischen 
Schwarzarbeitern, die weit unter Preis arbeiten 
können, systematisch kaputtgemacht. Diese 50 
müssen jetzt aufhören. Ich darf den Finanzminister 
bitten, einmal beim bayerischen Finanzministerium 
nachzufragen, was sich allein hier an Steuerausfäl- 
len ergibt. Wir hatten entsprechende Gespräche im 
Finanzministerium, und ich kann nur sagen: Hier 
muß ein Schwerpunkt darauf gelegt werden, daß 
die Bundesrepublik Deutschland nicht das Eldo- 

(B) rado für alle möglichen ist, die glauben, hier billiges 
Geld verdienen zu können — und noch dazu mit 
Schwarzarbeit. 

Lassen Sie mich ein letztes Beispiel nennen, das 
das Verhältnis zwischen der Türkei und der Bun- 
desrepublik Deutschland schlaglichtartig erhellt. 
Ein deutscher Arbeiter bekommt in der Türkei 
praktisch keine Arbeitserlaubnis. Ich kann Ihnen 
dies an Hand eines Briefes des Bundesverwaltungs- 
amtes an einen deutschen Staatsbürger beweisen. 
Das Bundesverwaltungsamt schreibt unter dem 
23. März 1984 u. a., daß man in der Türkei zwar 
grundsätzlich arbeiten könne, weist aber dann auf 
Gesetze hin, nämlich auf das Gesetz 2007 vom 
13. Juni 1932 und auf das Gesetz 2818 aus dem Jahre 
1960, in denen ein sehr umfangreicher Katalog von 
Fällen geregelt ist, wonach Arbeitnehmer aus dem 
Ausland — damit auch Deutsche — , angefangen 
von Friseuren, Schriftsetzern und Hutmachern 
über Börsenmakler, Fremdenführer bis hin zu Tier- 
ärzten, Chemikern, Flugzeugmechanikern und Pilo- 
ten, keine Arbeitsgenehmigung in der Türkei erhal- 
ten. Es heißt dann in diesem Schreiben des Bundes- 
verwaltungsamtes wörtlich weiter: 

Weitere restriktive Bestimmungen, die in die- 
sem Zusammenhang erwähnenswert erschei- 
nen; Berufstätige Ausländer, auch wenn in der 
Türkei geboren oder mit türkischen Staatsan- 
gehörigen verheiratet, müssen mindestens alle 
zwei Jahre erneut die Aufenthaltserlaubnis be- 
antragen. Ständige Aufenthaltsgenehmigungen 
sind rechtlich nicht möglich. 


Im Schlußsatz heißt es dann wörtlich — ich stelle (C) 
diese Unterlagen allen Kollegen gerne zur Verfü- 
gung — : 

In der Praxis ist es so, daß Ausländern für eine 
selbständige Tätigkeit in der Türkei praktisch 
keine Genehmigung erteilt wird. Damit ist nach 
Auffassung der Botschaft der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit nicht gewährt. 

Meine Damen und Herren, muß man dazu eigent- 
lich noch mehr sagen? Deswegen betonen wir RE- 
PUBLIKANER: Wir halten ein solches Vorgehen 
gegenüber Deutschen nicht für gerechtfertigt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ich weiß 
gar nicht, was Sie wollen, der Jupp Derwall 
ist da in Amt und Würden!) 

— Der Jupp Derwall ist in der Türkei übrigens 
schon lange nicht mehr gern gesehen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie lesen 
zuviel den „Stern“, Herr Handlos!) 

Kaum daß er hingekommen ist, verehrter Kollege 
Fischer, wollen die Türken ihn schon wieder gehen 
sehen. Also, dieses ist kein Argument. Aber ich sage 
Ihnen abschließend noch einmal folgendes: So kann 
das nicht gehen! Wir REPUBLIKANER -- das 
möchte ich hier zum Abschluß meines kurzen Rede- 
beitrages sagen — verlangen für alle gleiches Recht 
in Europa. Es geht nicht, daß die Deutschen immer 
diejenigen sind, die auf der einen Seite in allem 
nachgeben, auf der anderen Seite aber im Ausland 
ausgenützt werden, wo dies möglich ist. 

Herzlichen Dank. (D) 

Vizepräsident Wurbs; Das Wort hat der Herr Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt 
kommt der propagandistische King-Kong 
der Regierung, und keiner ist da!) 

Dr. Geißler,' Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich möchte in dieser 
Haushaltsdebatte zu zwei Problemen Stellung neh- 
men, die die Haushaltsdebatte bisher gekennzeich- 
net haben, und dabei den Versuch unternehmen, zu 
diesen beiden Fragen, nämlich der Sicherung unse- 
rer Gesundheit und dem Stellenwert unserer Fami- 
lie, etwas Grundsätzliches zu sagen. 

Wir haben ja in den letzten Tagen und in den letz- 
ten Monaten erlebt, daß die Gesundheitspolitik im 
Rahmen der Umweltschutzpolitik eine immer grö- 
ßere öffentliche Rolle gespielt hat. Ich möchte hier 
im Namen der Bundesregierung klar sagen: Die Ge- 
sundheitspolitik der Bundesregierung läßt sich von 
einer klaren Maxime leiten, nämlich daß der Schutz 
der Gesundheit unserer Bevölkerung den Vorrang 
vor wirtschaftlichen Interessen hat. Es ist unsere 
Aufgabe, die Gesundheit zu schützen, sie zu verbes- 
sern, die Krankheiten zu bekämpfen. 

Es wäre aber nur eine halbe Wahrheit, wenn wir 
nicht gleichzeitig darauf hinwiesen, daß es zu dieser 
Industriegesellschaft, so wie wir in ihr leben, keine 
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(A) Alternative gibt, daß es aber sehr wohl humane 
Alternativen in dieser Industriegesellschaft gibt. 

Nur: Die Vorsorge für die Gesundheit hat zwei 
Seiten. Ganz sicher — das stand nach meiner Auf- 
fassung in der letzten Zeit zu sehr im Vordergrund 
— gibt es gesellschafts- und umweltbedingte 
Krankheitsursachen. Aber zunächst einmal ist je- 
der persönlich für seine eigene Gesundheit verant- 
wortlich. Der Staat kann nicht jedem seine Gesund- 
heit garantieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Gilt das auch für die 
Kindersterblichkeit?) 

Jeder weiß, daß Rauchen, übermäßiger Alkohol- 
konsum und Bewegungsmangel die Ursachen vieler 
Krankheiten sind und oft zum Tode führen. Dar- 
über kann der Staat aufklären, aber entscheiden 
muß jeder selber, wie er lebt. Er hat in der Art und 
Weise, wie er lebt, auch eine Verantwortung für den 
anderen, für den Mitbürger, eine Verantwortung für 
seine eigene Familie, für seine Kinder. 

Der Kampf für die Gesundheit und gegen die 
Krankheit ist nicht zu gewinnen, wenn der einzelne 
seine persönliche Verantwortung auf den Staat und 
auf die Gesellschaft abschiebt Das ist, wenn Sie so 
wollen, grüne Gesundheitspolitik. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist 
dummes Geschwätz! — Weitere Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Sie ideologisieren die Krankheit des einzelnen zur 
Krankheit der Gesellschaft. Durch Ideologie ist 
noch keiner gesund geworden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

aber viele sind durch Ideologien psychisch und phy- 
sisch krank geworden. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Verantwortung des einzelnen und Verantwortung 
des Staates — beide gehören zusammen. So ver- 
stehe ich Gesundheitspolitik. 

Vor dem Hintergrund der Schadstoffproblematik 
werden von den GRÜNEN — ich muß leider sagen: 
mit der gebotenen Schamfrist auch von der SPD, 
wie es in dieser gemeinsamen Oppositionskoalition 
inzwischen Übung geworden ist — 

(Dr. Hauff [SPD]: Jetzt sind Sie beim The- 
ma! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Schreckensbilder vom Gesundheitszustand der Be- 
völkerung gezeichnet, die den objektiven Tatsachen 
einfach widersprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Extreme und oft auch fragliche Beispiele — ich 
komme gleich dazu — sollen den Eindruck vermit- 
teln, als stünde der toxische Weltuntergang vor der 
Tür, als drohte uns allen am Arbeitsplatz, auch im 
Freien und im Wohnzimmer unablässiges Siech- 
tum. 


Die Tatsachen sehen aber anders aus. Nun (C) 
könnte ich es mir leichtmachen, Herr Hauff — ich 
wende mich jetzt an die SPD — , 

(Zurufe von der SPD) 

und könnte sagen: Die Schreckensbilder, die hier 
gezeichnet werden, haben mit den Ergebnissen von 
anderthalb Jahren Regierung Helmut Kohl ebenso- 
wenig zu tun wie das Waldsterben. Das wäre sogar 
die Wahrheit. 

(Conradi [SPD]: Wieso „sogar“?) 

Aber ich beteilige mich nicht an dieser Hysterie. Ich 
könnte Ihnen mitteilen, was ich als der zuständige 
Minister an Ergebnissen von Politik zur Abwehr 
von Gefahrenstoffen, zur Abwehr einer toxischen 
Gefährdung der Bürger vorgefunden habe. Ich 
könnte hier genauso vom Punkt Null sprechen, wie 
das gestern zu Recht hinsichtlich der Maßnahmen 
gegen das Waldsterben gesagt wurde. Ich will dies 
nicht tun, meine sehr verehrten Damen und Her- . 
ren. 

Nur: Ein typisches Beispiel für eine unverant- 
wortliche Propaganda war die gestrige Rede des 
grünen Abgeordneten Verheugen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt haben 
wir die Führungsrolle wirklich schon beim 
Personal! — Weitere Zurufe von den GRÜ- 
NEN — Lachen bei der SPD) 

— Entschuldigung, Verheyen. Ich mache hier kei- 
nen großen Unterschied. 

(D) 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hauff 
[SPD]: Sehr sachkundig! — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Wes das Herz voll ist!) 

Ich wiederhole: Ein typisches Beispiel für eine 
unverantwortliche Propaganda war die gestrige 
Rede des grünen Abgeordneten Verheyen, der sagte 

— ich zitiere — : 

In zunehmendem Maße leiden Menschen unter 
Umweltkrankheiten: . . . Pseudo-Krupp . . . 

— und andere Umweltkrankheiten — 

nehmen in bedrohlichem Maße zu. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist doch 
richtig!) 

Richtig ist, daß der Zusammenhang zwischen die- 
sen Krankheiten und der Umwelt in der Wissen- 
schaft diskutiert wird. Erwiesen ist ein geringer 
Teil. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das haben 
Sie beim Waldsterben letztes Jahr auch 
noch erzählt!) 

— Herr Fischer, wenn Sie alles schon wissen, bevor 
die wissenschaftlichen Untersuchungen vorliegen, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie reden 
sich doch heraus!) 

dann ist das Ihr Bier. Aber Bertrand Russell hat 
schon einmal zu Recht gesagt: Das ist ja der ganze 
Jammer: Die Dummen sind ja so sicher, und die 
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(A) Gescheiten sind so voller Zweifel. Das wollte ich 
Ihnen einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schäfer? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Nein. 

Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ich lasse jetzt keine Zwischen- 
frage zu. 

Tatsache ist dagegen — ich nehme dieses Bei- 
spiel heraus, ich möchte das der deutschen Öffent- 
lichkeit sagen — , daß der Lungenkrebs zunimmt. 
Das ist richtig. Aber dafür ist in erster Linie — das 
ist wissenschaftlich erwiesen — das Zigarettenrau- 
chen verantwortlich. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das nimmt 
doch ab! — Dr. Hauff [SPD]: Unerträg- 
lich!) 

Die Bronchitis dagegen nimmt ab, vor allem bei 
Kindern. Atemwegerkrankungen sind als Todesur- 
sache bei Kindern in den letzten Jahren entschei- 
dend zurückgegangen. Eine typische Halbwahrheit 
und damit eine Unwahrheit ist die Behauptung von 
' Herrn Verheyen, daß der Krebs heute bei Kindern 
schon die zweithäufigste Todesursache sei und daß 
das ein bezeichnendes Licht auf den Grad der Ver- 
giftung der Umwelt werfe. In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es pro Jahr 1 300 krebskranke 
Kinder. Nur, soweit ich die medizinischen Statisti- 
ken überblicke, rangiert der Kinderkrebs neben 
dem Unfalltod schon immer an der ersten Stelle. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist ja das Trostlose!) 

Das hat auch einen einfachen Grund. Die sonst häu- 
figste Todesursache, nämlich Kreislaufkrankheiten, 
kommt bei Kindern so gut wie nicht vor. 

Das sind zwei Beispiele für eine unverantwortli- 
che, weil unwahre Propagandapolitik der GRÜ- 
NEN, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die, meine sehr verehrten Damen und Herren, in 
ihrer ganzen Politik davon leben, daß sie möglichst 
vielen Leuten Angst machen, daß möglichst viele 
Leute Angst bekommen und sich bedroht fühlen. 
Vorgestern war es die Kernenergie, gestern war es 
die Nachrüstung, und heute sind es die Umweltgif- 
te. So läuft das Szenario ab. 

Die Bundesregierung bagatellisiert nicht die Ge- 
fährdungen, die durch die moderne Technik, durch 
die Wissenschaft und auch die moderne Chemie für 
die Menschen vorhanden sind. Aber verantwortli- 
che Politik heißt hier, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Verleugnen, 
verharmlosen! — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Verdummen!) 


die Bürger richtig zu informieren. Das heißt auch, (C) 
die Dinge in der öffentlichen Diskussion wieder 
vom Kopf auf die Füße zu stellen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Auf die 
Plattfüße! — Weiterer Zuruf von den GRÜ- 
NEN: Sie beschönigen!) 

Das heißt: Die moderne Chemie und moderne Arz- 
neimittel waren und sind kein Fluch, sondern wa- 
ren und sind in Wirklichkeit auch ein Segen für die 
Menschheit. 

(Duve [SPD]: Im Gegensatz zu Ihnen, Herr 
Minister! — Heiterkeit bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Die Schreckensbilder vom uns alle am Arbeitsplatz, 
im Freien und im Wohnzimmer bedrohenden Siech- 
tum sind einfach falsch. 

Die Menschen leben heute länger als früher. Wir 
haben heute Medikamente, mit denen wir Seuchen, 
Epidemien, ansteckende Krankheiten, die Geißeln 
früherer Jahrhunderte, wirksam bekämpfen kön- 
nen. Auch die Entdeckung der Ursachen des Kreb- 
ses oder neuer Krankheiten wie AIDS kann nicht 
gegen die Wissenschaft, nicht gegen den techni- 
schen Fortschritt, sondern nur mit der Wissenschaft 
und mit der modernen Technik im Dienste des 
Menschen erreicht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hauff 
[SPD]: Hurra!) 

Das ist die verantwortungsvolle Politik, die wir den 
Bürgern gegenüber zu vertreten haben. 

Viele Angstproduzenten vom Dienst — einige Po- 
litiker wie neuerdings auch Zeitschriften, Illu- 
strierte — arbeiten in Wirklichkeit in die eigene 
Tasche. Die einen wollen Stimmen fangen, und die 
anderen wollen Geld verdienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Pfui-Rufe von der SPD) 

Illustrierte, Zeitschriften, die früher die Frau ver- 
marktet haben, vermarkten heute den Umwelt- 
schutz. Das ist die Wahrheit. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Seit wann 
haben Sie etwas gegen Burda?) 

Diese Leute treiben eine unverantwortliche Politik. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der heilige 
Heiner spricht! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

— Daß Sie im Chor gut rufen können, ist mir be- 
kannt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Als Chor- 
knaben, Herr Geißler!) 

Daß Sie unangenehme Wahrheiten nicht ertragen 
können, ist mir auch bekannt. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich werde mich deswegen aber 
nicht darin beirren lassen, eine verantwortungs- 
volle Gesundheitspolitik hier vor dem Hohen Hause 
und vor der Bevölkerung darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: Diese Leute treiben eine unver- 
antwortliche Politik. Für die Schlagzeile beispiels- 
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(A) weise „Experten schlagen Krebsalarm“ gab und 
gibt es bis zur Stunde keine Veranlassung. Mir als 
Bundesgesundheitsminister sind diese Experten 
nicht bekannt Ich halte es für eine unverantwortli- 
che Äußerung in Massenblättern, wenn so etwas 
gesagt wird. 

(Horacek [GRÜNE]: Das ist bezeichnend!) 

Hinter uns liegt ein Jahrhundert stürmischer in- 
dustrieller und technischer Entwicklung. Es hat 
uns einen hohen Lebensstandard ermöglicht. Es hat 
aber nicht nur Vorteile, sondern auch neue Pro- 
bleme mit sich gebracht Manches war nicht zu 
erkennen. Heute kann man Nanogramme und Pi- 
kogramme, d. h. Milliardstel- und Billionstel- 
gramme einer Substanz messen. Aber allein da- 
durch, daß man Stoffe in dieser Kleinstgröße mes- 
sen kann, werden sie noch nicht gefährlich. Bei den 
allermeisten Stoffen kommt es — wie überall — auf 
das Maß und auf die Dosierung an. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, darf 
ich noch einmal fragen: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Dr. Geißier, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Nein. 

Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ich lasse keine Zwischenfrage zu. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
am Tag — das sage ich vielleicht jetzt auch in Ihre 
Richtung — drei Flaschen Kognak trinkt, kriegt mit 
Sicherheit Leberkrebs. — Ich hoffe, daß ich Sie mit 
dieser Bemerkung nicht ängstige. * — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das hat etwas mit der Überdosierung zu tun. Bei 
der Verwendung der meisten chemischen Stoffe ist 
nicht ihre Existenz, sondern sind ihr Mißbrauch 
und die Nichteinhaltung der bestehenden Vor- 
schriften das eigentlich Problematische. Die Erfin- 
dung der Ammoniaksynthese war eine großartige 
Erfindung und die Voraussetzung für die Schaffung 
moderner Düngemittel, ohne die wir heute den 
Hunger in der Welt nicht bekämpfen könnten. Aber 
es ist klar: Die Erfindung der Ammoniaksynthese 
hat auch die Salpetersäure ermöglicht, und mit der 
Salpetersäure kann man Sprengstoff herstellen. 
Mit dem Sprengstoff kann man Straßen oder Brük- 
ken bauen; man kann aber auch Bomben damit 
bauen und menschliches Leben vernichten. Nicht 
die Technik an sich ist gut oder böse, sondern im- 
mer das, was der Mensch daraus macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Eben, da 
vorne steht ein böser Mensch!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies 
gilt selbstverständlich genauso für alle modernen 
chemischen und technischen Produkte, die wir in 
unserer Industriegesellschaft verwenden müssen. 
Die Mehrheit der Bürger will den Fortschritt des 
modernen Lebens nicht missen. Oder glaubt je- 
mand im Ernst, die Bürger sehnten sich nach den 


Krankheiten, der hohen Kindersterblichkeit und (C) 
der niedrigen Lebenserwartung der sogenannten 
guten alten Zeit zurück? Es ist wahr: Einige dieser 
unverantwortlichen Angstproduzenten laufen so 
herum, als wollten sie auf Schädlingsbekämpfungs- 
mittel und Hygiene verzichten. Das ist richtig. Aber 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung lehnt 
es zu Recht ab — gerade im Interesse der Gesund- 
heit — , wieder mit Läusen, Flöhen und Wanzen le- 
ben zu müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜ- 
NE]: Das stinkt aber ganz gewaltig!) 

Wir sind keine blinden Fortschrittsgläubigen. Ge- 
nausowenig sagen wir, daß Leistung alles ist. Wir 
sagen vielmehr, daß die Leistung eine moralische 
Komponente hat und daß derjenige, der zur Lei- 
stung fähig ist, verpflichtet ist, diese Leistung zu 
erbringen, weil wir anders denen nicht helfen kön- 
nen, die zur Leistung nicht fähig sind: den Behin- 
derten, den Kranken, den Alten. Das ist ganz selbst- 
verständlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind nicht der Auffassung, daß wir leben, um 
zu arbeiten, sondern wir vertreten die Auffassung, 
daß wir arbeiten, daß wir wirtschaften, um mit un- 
seren Familien, mit unseren Kindern glücklich le- 
ben zu können. 

Auch wissen wir sehr wohl um die Grenzen des 
technischen Fortschritts. Wir wissen, daß nicht al- 
les, was dem Menschen möglich ist, auch das dem 
Menschen Gemäße ist Dies gilt für die Biotechnik. 

Dies gilt für die Gentechnologie. Ich habe dazu in 
meinem letzten Debattenbeitrag im Parlament das 
Notwendige gesagt. Wir wollen den medizinischen 
Fortschritt Um noch einmal auf die Biotechnologie 
einzugehen: Wir wollen sie auch nutzen, um Ehe- 
paaren, die keine Kinder bekommen können, ein 
eigenes Kind zu ermöglichen. Wir werden uns aber 
— dies sage ich, weil dieses Thema eingeführt wor- 
den ist — entschieden dagegen wehren, daß mit 
tiefgefrorenen Embryos und Leihmüttern üble Ge- 
schäfte gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die soll es bei uns in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht geben. Die Politik kann Wissenschaft 
und Technik nicht ersetzen, sie muß darauf auf- 
bauen. 

Aber das sage ich in allem Ernst an die Adresse 
der Opposition: Wer ein bestimmtes wissenschaftli- 
ches Ergebnis politisch vorwegnehmen oder mani- 
pulieren will, der handelt einfach unseriös. 

(Zuruf von der SPD: Wie Sie so oft, Herr 
Geißler!) 

Er verhindert medizinischen Fortschritt und leistet 
der Gesundheit einen Bärendienst. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU!) 

Ich möchte auf diesem konkreten Hintergrund, 
weil die Bekämpfung des Krebses eine außeror- 
dentlich große Rolle spielt, noch einmal an die Län- 
der appellieren, mit uns zusammen im erforderli- 
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(A) chen Umfang weitere Krebsregister einzuführen, 
und zwar auch als eine Alternative zur Melde- 
pflicht, die im Zusammenhang mit den Krankhei- 
ten, die uns beschäftigen, immer wieder gefordert 
wird. Meldepflicht ist mit Sicherheit in den meisten 
Fällen kein richtiger Vorschlag. Wir brauchen aber 
zur Bekämpfung des Krebses, zur epidemiologi- 
schen Aufarbeitung dieser in den Ursachen noch 
nicht erkannten Krankheit Krebsregister. Also sind 
im erforderlichen Umfange weitere Krebsregister 
einzurichten, während wir in Berlin beim Bundes- 
gesundheitsamt die zentrale Sammelstelle dieser 
dann anonymisierten Daten einrichten wollen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu dem Thema sa- 
gen, das völlig zu Recht in den vergangenen Mona- 
ten eine Rolle gespielt hat, nämlich zum Thema der 
gefährlichen Stoffe, nicht am Arbeitsplatz und nicht 
im Freien, sondern in den Wohnräumen. Das ist ein 
Problem, das gelöst werden muß. Nur bin ich der 
Auffassung, daß wir die Gefahren durch gefährliche 
Stoffe nicht dadurch bannen, daß wir je nach Aufruf 
in der Öffentlichkeit heute ein Wohnzimmer- oder 
Küchengesetz, morgen eines für Autoinnenräume 
und übermorgen eines für weitere Spezialitäten er- 
stellen. Das gemeinsam von allen Parteien getra- 
gene Chemikaliengesetz bietet das Instrumenta- 
rium für notwendige Maßnahmen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Die Füh- 
rung der Opposition trägt das Gesetz nicht 
mit, Herr Geißler!) 

Sie wissen — ich habe dies in der Öffentlichkeit 

(B) schon gesagt — , daß die Gefahrstoffverordnung auf 
der Grundlage des Chemikaliengesetzes, die auf 
Umweltstoffe, Arbeitsstoffe und Giftstoffe zielt, in 
Vorbereitung ist, und zwar lange bevor die öffentli- 
che Diskussion darüber begonnen hat. Diese No- 
velle wird noch in diesem Jahr vorgelegt werden. 

Zur Lösung steht hier zunächst die Frage des 
Formaldehyds an, und zwar unabhängig davon, ob 
Formaldehyd in die Gefahrenklasse 3 — d. h. als 
krebserzeugend — eingestuft wird oder nicht Auch 
dies hängt davon ab, wie die wissenschaftlichen Er- 
gebnisse ausfallen, und kann nicht politisch ent- 
schieden werden. 

Unabhängig davon müssen wir schon aus toxiko- 
logischen Gründen, um Räume auszufüllen, die 
rechtsfrei geblieben sind, folgende Maßnahmen 
vorbereiten: 

Maßnahmen der Gefahrstoffverordnung, die, wie 
gesagt, bis zum Ende des Jahres dem Bundesrat 
zugeleitet werden soll. In dieser Gefahrstoffverord- 
nung sollen die Probleme gelöst werden, die ange- 
sprochen worden sind, vor allem was den Import 
von Gebrauchsgegenständen anbelangt. Dazu ge- 
hört auch das Verbot der Verwendung von Harn- 
stoff-Formaldehyd-Harzortschäumen in Innenräu- 
men, also die Verwendung insbesondere zur Isolie- 
rung oder beim Vertrieb von Sprays im Hobbybe- 
reich; Beschränkungen für Erzeugnisse, die in In- 
nenräumen verwendet werden und zu einer Raum- 
luftkonzentration von mehr als 0,1 ppm Formalde- 
hyd führen können; Kennzeichnung und Ge- 
brauchsanweisung für Erzeugnisse und Bedarfsge- 


genstände, mit denen Menschen in Berührung kom- (C) 
men, also Schutz der Allergiker. Ich nenne Ihnen 
diese konkreten Punkte. Wir werden weitere Ver- 
ordnungen erlassen mit Maßnahmen bei Arzneimit- 
teln und medizinischen Geräten. Das heißt, wir wer- 
den diese Lücken füllen, die ich vorgefunden habe 
und die notwendigerweise gefüllt werden müssen, 
um diese Gefahren vorbeugend zu hemmen und zu 
verhindern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe es als meine Pflicht angesehen, hier einmal 
darzulegen, wie die Bundesregierung die gesund- 
heitliche Situation vom Grundsätzlichen her beur- 
teilt, und einige konkrete Maßnahmen anzukündi- 
gen, die anstehen, um konkrete Probleme zu lösen. 

Aber ich wiederhole: Die gesundheitliche Lage der 
Nation ist besser als früher. Sie ist auch besser, als 
professionelle Pessimisten den Menschen einreden 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen: Eine andere Feststellung wäre ja 
eine Bankrotterklärung einer 13jährigen Gesund- 
heitspolitik der Sozialdemokraten. Ich glaube, daß 
Sie sich in allem Ernst nicht an dieser Hysterie 
beteiligen sollten. Sie ist auch unberechtigt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

Sie ist unberechtigt auch im Interesse der Arbeit- 
nehmer. Ich verzichte darauf, hier diesen Zusam- 
menhang noch einmal gesondert darzustellen. 
Diese Diskussion müssen Sie in Ihren eigenen Rei- 
hen austragen. 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Marburg] [GRÜ- 
NE]) 

Was wir hier in Teilen der öffentlichen Debatte 
erleben, ist etwas anderes. Wir kommen nämlich 
auf die grundsätzliche Problematik des Zweifels am 
Fortschritt. Die Flucht in einfache und radikale 
Antworten auf komplexe Fragen ist ein Grundwi- 
derspruch unserer Zeit. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ- 
NE]) 

Es ist so, daß die Probleme komplexer werden, daß 
wir aber in der Politik Gefahr laufen oder zumin- 
dest in Versuchung geraten, auf komplexe Pro- 
bleme pauschale, simple, einfache Antworten zu ge- 
ben, 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 

[GRÜNE]: Das machen Sie doch laufend! 

Sie sind das doch!) 

und daß wir infolgedessen die Verpflichtung haben, 
in diesen wichtigen Fachfragen, in diesen wichtigen 
grundsätzlichen Fragen differenzierte Antworten 
zu geben. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Flucht in einfache und radikale Antworten auf 
komplexe Fragen ist bei manchen eine Anklage ge- 
gen das System. Das alles muß überwunden wer- 
den. 
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(A) Was heute Gesundheit und ihre Risiken anlangt, 
das wissen wir. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Nicht!) 

Wir haben die Aufgabe, innerhalb dieser Indu- 
striegesellschaft die notwendigen differenzierten 
Antworten zu geben, aber keine pauschalen Ant- 
worten, die den Menschen Angst machen und die 
nichts anderes sind als Anker, an denen Protestbe- 
wegungen ihre politischen Ziele festmachen, nichts 
anderes als emotionale Winde, die ihre Segel füllen 
sollen. 

(Conradi [SPD]: Hoho!) 

Ich nehme die Sorgen um den Verfall der Natur 
ernst Aber wir können natürlich auch die Frage 
stellen, ob der mit dieser Angstmacherei einherge- 
hende Verfall der politischen Zivilisation nicht 
ebenso gefährlich ist, weil er uns lähmt, mit jenen 
Gefahren wirklich fertigzuwerden, und weil hier 
neue Gefahren für das Gemeinwesen heraufbe- 
schworen werden. 

(Conradi [SPD]: Wer redet denn dauernd 
davon?) 

Mit Verfall der politischen Zivilisation meine ich 
die kollektive Depression und die negativen Uto- 
pien, die sich in vielen Köpfen eingenistet haben, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Heiner 
Spengler!) 

den Verlust aller Maßstäbe im historischen wie im 
internationalen Vergleich, der zu einer Verurteilung 

(B) der Bundesrepublik Deutschland führt; eine emotio- 
nale, hypermoralische und pseudoreligiöse Aufla- 
dung der Politik, die die politische Kultur verdirbt 
und die Lösung von Sachfragen verhindert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Hoho! Hoho! Scharf! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt kriegen wir es 
aber gesagt!) 

Niemand sieht die Zukunft als eine Fortschrei- 
bung der Vergangenheit Der wissenschaftliche und 
der technische Fortschritt, den wir erlebt haben 
und von dem wir leben, macht aber unser Leben 
leichter. Der technische Fortschritt ist auch für die 
Arbeitnehmer nicht ein Fluch gewesen, sondern hat 
zu einer großen Befreiung der Arbeitnehmer in der 
Arbeitswelt geführt Dies muß auch in Zukunft so 
bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Aufgabe ist heute schwieriger. Aber es bleibt 
uns keine andere Wahl, als fortzuschreiten im 
Sinne des Fortschritts in eine bessere Zukunft Das 
kann nur dann gelingen, wenn wir unser Handeln 
an einigen Maximen ausrichten: 

Ein romantischer Rückfall und ein Ausstieg aus 
der parlamentarisch verfaßten Gesellschaft, auch 
unserer Industriegesellschaft, hätte für die Men- 
schen ebenso katastrophale Folgen wie ein blinder 
Fortschrittsglaube. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ich werde 
sofort austreten aus der parlamentari- 
schen Gesellschaft!) 


Soziale Sicherheit, hoher Lebensstandard, persönli- (C) 
che Freiheit gibt es nicht gegen die, sondern nur in 
der Industriegesellschaft und innerhalb der parla- 
mentarischen Demokratie und nicht außerhalb. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Grunde genommen ist es auch eine Auseinan- 
dersetzung zwischen Rationalität und Emotionali- 
tät. Sie fahren auf der Emo-Schiene. Aber damit 
erweisen Sie den Bürgern keinen Dienst. Wir brau- 
chen nicht nur ein heißes Herz, sondern vor allem 
einen kühlen Verstand, um mit den Widersprüchen 
unserer Zeit fertig zu werden. Wir brauchen des- 
halb die Koalition einer kompetenten Wissenschaft 
mit einer verantwortlichen Politik. Nicht eine Mobi- 
lisierung der Gefühle und der Emotionen, sondern 
die Mobilisierung von Wissen und Mut zu sachge- 
rechten Entscheidungen helfen uns jetzt weiter, in 
der Gesundheitspolitik und in der Umweltpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen Sie das mal 
Herrn Kohl! Der regiert doch mit dem Hin- 
terteil!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ge- 
nauso grundsätzlich müssen wir die gesellschafts- 
politischen Fragen angehen. Wir haben in dieser 
Haushaltspolitik und bei unseren Haushaltsent- 
scheidungen eine wichtige, grundsätzliche Weichen- 
stellung getroffen, nämlich die Weichenstellung zu- 
gunsten einer Verbesserung der Situation unserer 
Familien. Es ist in diesem Zusammenhang sehr oft 
gesagt worden, die materiellen, die finanziellen Lei- 
stungen, die wir jetzt vorschlagen, mit der Anerken- (D) 
nung der Erziehungsjahre, mit Sicherheit eine Grö- 
ßenordnung von zusätzlich 10 Milliarden DM — 
dies hat es in der Nachkriegsgeschichte im Rahmen 
des Familienlastenausgleichs noch nicht gege- 
ben — , dies sei nicht alles, noch nicht einmal das 
Entscheidende. Dies mag so sein, und hier ist im 
Prinzip natürlich auch etwas dran. 

Nur muß der Staat sozusagen den Beweis für 
seine richtige grundsätzliche Bewertung der Fami- 
lie dadurch erbringen, daß er konkrete haushalts- 
und steuerpolitische Entscheidungen trifft Davor 
darf er sich nicht drücken. Diese Entscheidungen 
haben wir getroffen; sie sind dargestellt worden. 

Für die Bundesregierung ist die Familie die wich- 
tigste Gemeinschaft; sie ist aber — das möchte ich 
hinzufügen — ein unantastbarer Raum der Freiheit 
gegenüber Staat und Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In allen Zeiten 

(Conradi [SPD]: Bringt er Phrasen!) 

— Daß Sie sagen, es seien Phrasen, beweist, daß ich 
mit diesem Ansatzpunkt in der kritischen Ausein- 
andersetzung mit Ihnen hier fortfahren muß; denn 
in allen Zeiten totalitärer Herrschaft ist die Familie 
immer auch der freiheitliche Kern des Widerstan- 
des gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Nicht ohne Grund haben alle totalitären Herr- 
schaftssysteme, von den Nazis bis zu den Kommu- 
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(A) nisten, versucht, die Familie und ihre Strukturen zu 
zerstören, das Selbstverständnis der Familie mit ih- 
ren personalen Bindungen und Bezügen, dem ge- 
genseitigen Vertrauen, der Liebe, der Geborgenheit, 
der personalen und der sozialen Verantwortung 
und der Partnerschaft. Das diesem Selbstverständ- 
nis zugrunde liegende Menschenbild ist eine Her- 
ausforderung für alle politischen Doktrinen, bei de- 
nen das gesellschaftliche oder staatliche System 
wichtiger ist als der Mensch. Deswegen ist die Fa- 
milienpolitik für uns etwas, was über reine Sozial- 
politik weit hinausgeht 

An dieser Stelle gibt es im übrigen auch keine 
Brücke zum Marxismus. Die Sozialdemokraten dis- 
kutieren im Moment eine Neuauflage des Godes- 
berger Grundsatzprogramms in der Grundwerte- 
kommission, eine Überholung des Orientierungs- 
rahmens ’85. Sie werden bei dieser wichtigen und 
notwendigen Diskussion — lesen Sie Ihre eigenen 
Dokumente nach! — um eine Neubewertung oder 
zumindest um eine Stellungnahme zu dieser grund- 
sätzlichen Frage der Familie, dem Verständnis der 
Familie nicht herumkommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hamburger Be- 
schlüsse!) 

Die gesamte politische Philosophie Europas, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Die Sie 
kennen!) 

von Aristoteles über Thomas bis zu Montesquieu, 
stellte den Menschen und seine natürliche Gemein- 
schaft, die Familie, und deren Wertorientierung vor 

Staat und Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Ihre Doktorarbeit kennen wir, aber 
daß Sie uns jetzt Ihre Abituraufsätze vorle- 
sen, geht zu weit! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

— Ich weiß nicht, warum Sie sich dagegen sträuben, 
daß wir über die Frage des Menschenbildes und der 
Politik, die einem Menschenbild zugrunde liegt, 
hier im Bundestag diskutieren; denn je nachdem, 
welches Menschenbild wir oder Sie haben, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wenn ich 
Sie so vor mir sehe, zweifle ich an meinem 
Menschenbild, Herr Minister!) 

wird sich dies praktisch in der Politik auswirken. 
Das ist doch ganz selbstverständlich. Wenn ich jetzt 
sage, daß erst Hegel den Bruch brachte, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt müs- 
sen Sie noch Mao Tse-tung zitieren! — Wei- j 
tere Zurufe von der SPD und den GRÜ- * 
NEN) 

dann hat das etwas mit Ihrer politischen Philoso- 
phie zu tun; denn nach Hegel läuft die Geschichte 
auf ein Ziel zu, nämlich die vollkommene Verwirkli- 
chung des objektiven Geistes in der Gestaltung des 
Staates, und Mensch und Familie werden zum blo- 
ßen Teil des Staates; personale Einzigartigkeit und 
Verantwortung werden dem Menschen und der Fa- 


milie abgesprochen, und sie werden auf den Staat (C) 
übertragen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Geißler, 
eins, setzen! — Weitere Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Von Hegel spannt sich ein Bogen zur Staatsphiloso- 
phie von Carl Schmitt und genauso zu Marx und 
Lenin, bei denen an die Stelle des Obrigkeitsstaates 
das totale Gesellschaftssystem getreten ist, dem der 
Mensch und die Familie untergeordnet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen Sie 
etwas zu Bakunin! Vergessen Sie Bakunin 
nicht! — Weitere Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN) 

— Daß Sie die geistesgeschichtlichen Zusammen- 
hänge verkennen, wundert mich überhaupt nicht. 

Die habe ich bei Ihnen auch nicht vorausgesetzt. Im 
Moment unterhalte ich mich mit den Sozialdemo- 
kraten. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Entschuldi- 
gung, Herr Lehrer, daß wir so vorlaut da- 
zwischenplärren! — Weitere Zurufe) 

Auf diesem Hintergrund wird es interessant sein, 
welche grundsätzliche Stellung die SPD der Familie 
geben wird. Immerhin ist es ja so, daß in ihrer 
Theoriezeitschrift „Die Neue Gesellschaft“ in den 
70er Jahren über diesen Stellenwert philosophiert 
und auch geschrieben wurde. In der „Neuen Gesell- 
schaft“ habe ich in den 70er Jahren — in der dama- 
ligen familienpolitischen Auseinandersetzung — (D) 

gelesen, daß die Familie der Ort erster Verformung 
und Beschädigung des Potentials der geistigen und 
moralischen Kräfte sei, die das menschliche Wesen 
unverzüglich und vom ersten Lebenstage an er- 
fährt. Nach diesen Ausführungen — die man belie- 
big ergänzen könnte — ist die Familie der Ort, an 
dem schon in der Kindheit die geistige und seeli- 
sche Verkrüppelung der Menschheit vollzogen wird, 
die sich von einer Generation auf die nächste fort- 
pflanzt. 

Frau Fuchs, was in den Familienberichten der 
alten Regierung stand, ist Ihnen ja bekannt: Die 
Erziehung der Kinder ist eine gesamtgesellschaftli- 
che Aufgabe besonderer Art und Bedeutung; die 
Wahrnehmung dieser Aufgabe überträgt unsere Ge- 
sellschaft Familien und außerfamiliären pädagogi- 
schen Einrichtungen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im ersten Entwurf der damaligen Bundesregierung 
zur Regelung des Rechts der elterlichen Sorge hatte 
es geheißen: Der junge Mensch muß aus der Fremd- 
bestimmung der Eltern befreit werden. 

Sie verstehen jetzt vielleicht, warum ich den phi- 
losophischen Zusammenhang hergestellt habe: 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Erklären 
Sie es!) 

Ich stelle fest, daß Vorstellungen, wie sie dort for- 
muliert worden sind — und ich richte an Sie die 
Frage, was Sie in der Grundwertekommission und 
bei der Erarbeitung des neuen Godesberger Grund- 
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(A) Satzprogramms zu dieser Problematik sagen — , daß 
solche Begriffe und solche Theorien im Wider- 
spruch zu der Auffassung unserer Verfassung und 
zum Verständnis unserer Freiheit stehen; sie haben 
in einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung meiner 
Auffassung nach nichts verloren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wissen ja, daß dies weit in die Bildungspolitik 
hineinreicht. Ich halte es, um dies nebenbei zu sa- 
gen, im Verhältnis von Familie und Schule eben- 
falls für einen Ansatz totalitären Denkens, wenn 
unter der Überschrift der Konflikttheorie und der 
Konfliktpädagogik in manchen Schulen, die unter 
der Verantwortung sozialdemokratischer Kultusmi- 
nister stehen, sozialistische Pädagogen darangehen, 
die Kinder gegen die eigenen Eltern aufzuwiegeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Eine Relativierung des Stellenwerts der Familie 
und die totale Kollektivierung und Verstaatlichung 
der Erziehung widersprechen jedenfalls dem 
Grundgesetz und seinem Freiheitsverständnis. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie widersprechen seinem Freiheitsverständnis! 
Freiheit ist für uns nicht — wie es Willy Brandt ein- 
mal klassisch als sozialistisches Freiheitsverständ- 
nis formuliert hat — das Ergebnis gesellschaftli- 
cher Leistung, sondern personal verantwortete 
Freiheit, Selbstverantwortung und Mitverantwor- 
tung in der Gemeinschaft, das sind die klassischen 

(B) Tugenden und Verhaltensweisen, wie sie in der Fa- 
milie erfahren und erlernt werden können und 
wahrscheinlich anderswo nicht. 

Deswegen bedeutet für uns die Familie auch kein 
Hindernis bei der Emanzipation der Frau, wie es im 
Orientierungsrahmen '85 bei der SPD noch darge- 
stellt worden ist. Die Familie ist für uns der wichtig- 
ste Ort der Gleichberechtigung und der Partner- 
schaft, aber auch der Ort individueller Geborgen- 
heit, der Sinnvermittlung und der freien Entfaltung 
in der Gemeinschaft. 

Bildung kann für uns infolgedessen nicht Indok- 
trination bedeuten, sondern hat die Aufgabe, den 
Menschen zu einem Leben in Selbstverantwortung 
und Mitverantwortung zu befähigen. 

(Duve [SPD]: Außerordentlich differen- 
ziert, was Sie da sagen!) 

Deswegen widersprecht es — ich wiederhole das — 
unserem Verständnis von Bildung, 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

daß sozialdemokratische Kultusminister es mit ih- 
rer Verantwortung auch gegenüber der Familie für 
vereinbar halten, daß sie Eltern zwingen, die Kin- 
der in der Schule gegen ihr Gewissen der Erzie- 
hung von Extremisten anzuvertrauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Dies hat etwas mit Gewissensfreiheit zu tun. Wir 
haben den Artikel 4. Dort steht in Abs. 3: „Niemand 
darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der 


Waffe gezwungen werden.“ Die Christlich Demokra- (C) 
tische Union achtet die Gewissensfreiheit, einen 
Verfassungsgrundsatz. Dieser Grundsatz ehrt die 
Verfassung und diesen Staat. 

(Conradi [SPD]: Gilt nicht für Kommuni- 
sten!) 

Wir sind das einzige Land, in dem diese Gewissens- 
freiheit der Wehrdienstverweigerer in der Verfas- 
sung verankert ist. Wenn aber die Gewissensfrei- 
heit einen so hohen Rang hat, daß junge Menschen 
das Verfassungsrecht bekommen, sich gegen eine 
allgemeine Staatsbürgerpflicht zu wenden und sich 
davon befreien lassen zu können, dann muß diese 
Gewissensfreiheit auch im Rahmen einer anderen 
staatsbürgerlichen Pflicht, nämlich der allgemeinen 
Schulpflicht, gegenüber sozialdemokratischen Kul- 
tusministern gelten, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD und bei den GRÜNEN — Lebhafte 
Zurufe bei der SPD) 

die mit dem Mittel der allgemeinen Schulpflicht El- 
tern gegen ihr Gewissen zwingen wollen, ihre Kin- 
der dem Unterricht von Neonazis oder Kommuni- 
sten anzuvertrauen. Dies muß einmal gesagt wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Oh-Rufe bei 
den GRÜNEN --- Duve [SPD]: Außeror- 
dentlich differenziert, was Sie da sagen!) 

Ich stelle hier den Zusammenhang her zwischen 
konkreten politischen Aussagen und Entscheidun- 
gen und dem politischen Hintergrund und Men- (D) 
schenbild, auf dem eine Politik aufgebaut ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
will nicht auf die Einzelheiten der gestrigen De- 
batte zurückkommen. Ich möchte hier nur noch 
kurz auf die Rede des Kollegen Apel eingehen, der 
stolz vermerkt hat, er habe während seiner Zeit als 
Finanzminister dem Bundestag vier Haushalte vor- 
gelegt. Ich will jetzt nicht sagen, das waren vier 
zuviel, obwohl auch das die Wahrheit ist. Er hat 
gesagt — und deswegen komme ich auf diesen 
Punkt zurück — : „Dem Staat darf das Kind des Mil- 
lionärs“ — und das hat er als Vorwurf gegen die 
Christlich Demokratische Union, gegen die Christ- 
lich-Soziale Union und gegen die Freien Demokra- 
ten gewendet — „nicht zweieinhalbmal soviel wert 
sein wie das Kind des Durchschnittsverdieners.“ 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
SPD: Mit Recht!) 

Diesem Satz zolle ich Beifall. Dieser Satz ist absolut 
richtig. Aber Herr Apel hat auch hier bewiesen, daß 
er nun einmal keine glückliche Hand hat, die Fak- 
ten mit der Wahrheit in Einklang zu bringen. Er hat 
nämlich ganz einfach weggelassen — auch ein Ver- 
treter der Halbwahrheiten, die dann zu einer tota- 
len Lüge und Unwahrheit werden — , daß der Fami- 
lienlastenausgleich aus Kindergeld und Kinder- 
freibeträgen besteht. Für die Familien ist allein in- 
teressant, was unter dem Strich für sie heraus- 
kommt, also was Kinderfreibetrag und Kindergeld 
zusammen in Mark und Pfennig im Portemonnaie 
des einzelnen bedeuten. Er hat eine politische Ent- 
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(A) Scheidung schlechthin, man kann nur sagen: unter- 
schlagen; denn ich kann bei ihm nicht unterstellen, 
daß er dies nicht gewußt hat. Er hat nämlich unter- 
schlagen, daß die Christlich Demokratische Union, 
die Christlich-Soziale Union und die FDP eine Ent- 
scheidung durchgesetzt haben, zu der Sie nicht in 
der Lage gewesen sind, obwohl Sie das vielleicht 
partiell auch gewollt haben — Frau Huber z. B. — , 
daß wir nämlich in einer Zeit knapper Kassen ei- 
nem Hilfsarbeiter oder einem, der durchschnittlich 
verdient, nicht zumuten können, daß man ihm das 
Kindergeld kürzt, was Sie 1981 getan haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß wir aber sehr wohl einem, der brutto 62 000 DM 
und mehr verdient, für eine befristete Zeit zumuten 
können, daß er auf 30 DM Kindergeld verzichtet. 
Das haben wir getan. Wir haben Einkommensgren- 
zen beim Kindergeld eingeführt 

(Zurufe von der SPD) 

Im übrigen möchte ich Ihnen vorschlagen: Über- 
prüfen Sie Ihre sonstige Sozialpolitik, was Lernmit- 
telfreiheit anbelangt und Schülerbeförderung, wich- 
tige soziale, bildungspolitische Leistungen z. B. in 
unseren Ländern. Ich bin aber auch hier der Auffas- 
sung, daß wir von einer Politik der Gießkanne Ab- 
schied nehmen sollten. Leute, die ein hohes Ein- 
kommen haben wir als Abgeordnete und ich als 
Minister haben ein hohes Einkommen; ich habe 
drei Kinder — , können die Schulbücher und die 
Fahrtkosten für ihre Kinder aus der eigenen Ta- 

(B) sehe bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Ich brauche mir so etwas nicht vom Staat finanzie- 
ren zu lassen. 

Deswegen haben wir diese Entscheidung getrof- 
fen. Deswegen kann überhaupt nicht die Rede da- 
von sein, daß das, was Herr Apel gestern gesagt hat, 
der Wahrheit entspricht: daß ein Millionär das 
Zweieinhalbfache eines Arbeitslosen erhält. Bei un- 
serer Regelung wird einem Arbeitslosen mit drei 
Kindern im Monat 505 DM Kindergeld einschließ- 
lich des Kindergeldzuschlags gezahlt. Der Spitzen- 
verdiener — jetzt rede ich noch nicht einmal vom 
Millionär; bei dem wäre es genauso — mit 280 000 
DM Einkommen im Jahr erhält demgegenüber nur 
260 DM Kindergeld im Monat. Das hätte Herr Apel 
doch wissen müssen. Zusammen mit der Steuerer- 
mäßigung durch den Kinderfreibetrag in Höhe von 
348 DM ergibt das unter dem Strich 608 DM. 

(Conradi [SPD]: Der braucht es auch!) 

Also: Der Millionär bekommt 260 DM Kindergeld 
und 348 DM Steuerfreibetrag und der Arbeitslose 
505 DM Kindergeld. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 

Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Diese Logik 
müssen Sie mir erklären!) 

Ich möchte gerne einmal wissen, wo das Zweiein- 
halbfache des Herrn Apel geblieben ist. Meine sehr 


verehrten Damen und Herren, Herr Apel hat hier (C) 
schlicht die Unwahrheit gesagt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Den hat schon 
wieder das Pferd getreten!) 

Es war eine wichtige Entscheidung, die Kinder- 
freibeträge einzuführen, auch in der familienpoliti- 
schen Diskussion. Es ist richtig, daß die CDU der 
Abschaffung der Freibeträge zum 1. Januar 1975 zu- 
gestimmt hat, aber doch nur aus einem Grunde, den 
wir auch im Bundesrat in einer Entschließung 
mehrheitlich beschlossen haben. Wir haben gesagt: 

Die Abschaffung der Kinderfreibeträge ist sozialpo- 
litisch nur zu verantworten, wenn das Kindergeld 
jährlich dynamisiert wird. Sie wissen doch, was dar- 
aus geworden ist. In den acht Jahren Ihrer Regie- 
rungsverantwortung ist da praktisch nichts pas- 
siert. Durch die Einführung der Kinderfreibeträge 
erreichen wir wieder eine Dynamisierung des Fa- 
milienlastenausgleichs. Wenn 50% der Arbeitneh- 
mer heute in die Progression hineinwachsen, dann 
bedeutet das, daß für über 50% der Arbeitnehmer, 
wenn sie Kinder haben, durch die Kinderfreibe- 
träge eine Erhöhung des Familienlastenausgleichs 
bewirkt wird. 

Im übrigen: Was soll die sozialpolitische Diskus- 
sion im Zusammenhang mit dem Freibetrag? Sie 
wissen ganz genau, daß sich der Freibetrag so aus- 
wirkt. Aber der Mann, der ein höheres Einkommen 
hat — auch der Facharbeiter, der ein höheres Ein- 
kommen als der Hilfsarbeiter hat — , bekommt na- 
türlich mehr auf Grund des Freibetrages. Aber er 
zahlt vorher auch mehr Steuern. Das müssen Sie (D) 
doch dazusagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
werden mit dieser ‘Sozialdemagogie keinen Erfolg 
haben. Wir haben eine klare familienpolitische 
Konzeption erarbeitet. Die Bundesregierung hat am 
3. Juli 1984 mit dem Familienpaket, mit der neuen 
Familienpolitik eine Verbesserung mit dem größten 
Finanzvolumen für die Familien seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 

(Zuruf von der SPD: Märchenerzähler!) 

Wir werden am 1. Januar 1985 das Kindergeld für 
die 18- bis 21jährigen, die keinen Arbeits- oder Aus- 
bildungsplatz haben, wieder einführen. Für viele 
der jungen Menschen und ihre Eltern wird damit 
eine Benachteiligung beseitigt, die ihnen sozialde- 
mokratische Familienpolitik zugefügt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden ab 1. Januar 1986 eine grundsätzlich 
neue Weichenstellung in der Familienpolitik her- 
beiführen, nämlich durch die Einführung eines Er- 
ziehungsgeldes in Höhe von 600 DM pro Monat, 
zunächst für zehn Monate, und ab 1988 für ein Jahr, 
und zwar für alle Mütter und Väter. Wir nehmen 
damit Abschied von dem sozialdemokratischen 
Zweiklassenrecht, daß nämlich nur eine bestimmte 
Gruppe von Frauen das Mutterschaftsgeld be- 
kommt und die andere nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Ich werde mich — dies ist noch nicht entschieden 
— dafür einsetzen, daß die Arbeitsplatzgarantie, die 
heute beim Mutterschaftsgeld vorhanden ist, auf 
das Erziehungsgeld ausgedehnt wird. Ich will Ihnen 
sagen, die Entscheidung von Norbert Blüm, der Be- 
schluß des Kabinetts, befristete Arbeitsverträge zu 
ermöglichen, ist eine hilfreiche Entscheidung, im 
übrigen nicht nur für Wehrpflichtige, sondern vor 
allem für Mütter, die ein Baby bekommen haben, 
denn der Unternehmer ist jetzt leichter in der Lage, 
eine Ersatzkraft einzustellen. 

Der Kinderfreibetrag wird, wie bereits gesagt, auf 
2 484 DM erhöht. Als völlig neue Leistung innerhalb 
des Familienlastenausgleichs führen wir einen 
Kindergeldzuschlag bis zur Höhe von 45 DM für 
alle Familien ein, und zwar zusätzlich zum Kinder- 
geld, die vom Steuerfreibetrag nicht oder nicht in 
- voller Höhe profitieren. Das bedeutet z. B. beim 
Kindergeld für das erste Kind nahezu eine Verdop- 
pelung von jetzt 50 DM auf künftig 95 DM, und auch 
jedem weiteren Kind kommen diese mindestens 45 
DM zugute. Wir werden das Baukindergeld verbes- 
sern. Allein dies alles zusammengenommen, was 
ich gerade gesagt habe, bedeutet ein Mehr im Fami- 
lienlastenausgleich in der Größenordnung von über 
8 Milliarden DM. 

Ich begrüße außerordentlich, daß der Bundes- 
kanzler gestern noch einmal klar erklärt hat, daß 
diese Koalition auch in dieser Legislaturperiode die 
Anerkennung der Erziehungsjahre in der Renten- 
versicherung beschließen will. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Damit ^ — ich darf dies einmal auch im Namen der 
CDU/CSU-Fraktion sagen — werden wichtige, ent- 
scheidende Forderungen der Christlich Demokrati- 
schen Union zusammen mit den Freien Demokra- 
ten — was ich dankbar begrüße — realisiert. Die 
Einführung des Erziehungsgeldes, die Anerken- 
nung der Erziehungsjahre sind wichtige Elemente 
unserer Familienpolitik gewesen, die früher keine 
Chance gehabt haben, weil die parlamentarischen 
Mehrheiten dafür nicht vorhanden gewesen sind. 
Sie sind gleichzeitig ein Beitrag zur Gleichberechti- 
gung, zu mehr Wahlfreiheit für die Frauen. Diese 
familienpolitischen Entscheidungen schreiben nie- 
mandem vor, weder dem Vater noch der Mutter, 
welche Aufgabe und welche Rolle sie übernehmen 
sollen. Wir wollen mit diesen Entscheidungen in der 
Familienpolitik — eine große Entscheidung ange- 
sichts knapper Kassen — erreichen, daß diejenigen, 
die sich für die Aufgabe in der Familie, für die 
Erziehung der Kinder entscheiden, endlich von ih- 
rer massiven Benachteiligung befreit werden, in 
der sie sich bis auf den heutigen Tag noch befin- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dieser grundsätzlichen Weichenstellung, 
glaube ich, haben wir einen entscheidenden Beitrag 
auch zum sozialen Frieden geleistet. Die Kürzun- 
gen, die vorgenommen werden mußten, waren im 
übrigen auch Kürzungen, die einen wichtigen Bei- 
trag für die kommenden Generationen geleistet ha- 
ben, denn Abbau der Staatsverschuldung bedeutet 


gleichzeitig eine Verringerung der Ausbeutung der (C) 
nach uns kommenden Generationein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist ebenfalls im Zusammenhang mit unserer 
Aufgabe zu sehen, einen Grundwiderspruch unse- 
rer Zeit aufzuheben und zu lösen, einen Grundwi- 
derspruch, der darin besteht, daß die Interessen der 
Gegenwart gegenüber denen der Zukunft dominie- 
ren. Wir haben durch unsere Familienpolitik einen 
entscheidenden Beitrag geleistet. Ich bin davon 
überzeugt, daß das Parlament in seiner Mehrheit 
den Vorschlägen der Bundesregierung folgen wird, 
daß die Interessen der Zukunft, die Interessen un- 
serer Kinder und. der jungen Menschen wieder ein 
größeres Gewicht bekommen gegenüber den Inter- 
essen der Gegenwart, als das in den letzten Jahren 
der Fall gewesen ist. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 

CSU und der FDP) 


Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Roth. 


Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Geißler, Ihre Rede, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] : . . . 
war gut!) 

bei der Sie sich zum großen Teil auch als Philosoph 
benehmen wollten, hatte auch eine Passage zum (D) 
Menschenbild. Ich muß sagen: Wer das Menschen- 
bild in unserer Gesellschaft lädiert sieht und nicht 
gleichzeitig Stellung z. B. zum Einfluß der neuen 
Medien auf die Familie nimmt — die neuen Medien 
überwuchern die Familie ja — und wer nicht die 
Erfahrungen beispielsweise aus Amerika mit in 
diese Debatte einbringt, wo Familien durch die Viel- 
zahl der Medien zerstört wurden, der sollte meiner 
Auffassung nach nicht über die Familie schlechthin 
reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die technisch-ökonomische Umwelt völlig ex- 
trapoliert, völlig aus der Diskussion läßt, sollte nicht 
die Familie preisen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mancher von uns 
wundert sich ohnehin, wenn Herr Geißler ein positi- 
ves Menschenbild vermitteln will. Wer den politi- 
schen Kampf als Kriegshandwerk betreibt, sollte 
nicht über das Menschenbild reden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich habe keine Veranlassung, im politischen Raum 
die GRÜNEN besonders zu verteidigen; ich muß 
nur sagen: Herr Hennig und Herr Geißler, wie Sie 
in den letzten Wochen mit diesem politischen Geg- 
ner umgesprungen sind, zeigt kein vorbildliches 
Menschenbild. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Krey 
[CDU/CSU] : Tosender Beifall!) 
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(A) Hier spielt das Thema Glaubwürdigkeit herein. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Sagen Sie mal 
was zur Familienpolitik!) 

Herr Geißler, Sie haben sich darüber beklagt, es 
sei eine Welle der Hysterie bei der Auseinanderset- 
zung um Formaldehyd durch das Land gegangen. 
Sie haben erklärt, es sei Ja nicht mehr rational, wie 
technische, ökonomische Prozesse bewertet wür- 
den, Haben Sie sich einmal überlegt, warum die 
Öffentlichkeit so hysterisch reagiert? Haben Sie 
einmal überlegt, warum diese Bundesregierung — 
was die Gesundheitsgefährdungen anbetrifft — so 
wenig Glaubwürdigkeit hat und so wenig zu einer 
rationalen Diskussion beitragen kann? 

(Beifall bei der SPD — Krey [CDU/CSU]: 
Diese Bundesregierung hat Formaldehyd 
eingeführt! — Heiterkeit bei der CDU/ 
CSU) 

Das heißt: Ihre Unfähigkeit, sich mit Andersden- 
kenden hinsichtlich derartiger Probleme fair aus- 
einanderzusetzen, führt dann natürlich auch zu 
Reaktionen, die die Probleme mehr verdecken als 
lösen. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung zu 
Ihren Ausführungen zur Familienpolitik machen. 
Interessant war Ja Ihr Beispiel zum Kindergeld. 
Wir haben an dieser Stelle oft gesagt: Ihre Reform 
führt dazu, daß der Reiche unter Einschluß der 
steuerlichen Regelung mehr Kindergeld bekommt 
als der Arme. Ihr Beispiel war Ja auch schlagend: 
Der Haushalt, der 280 000 DM bezieht, bekommt 
unter Einschluß der steuerlichen Regelung mehr 
Kindergeld als der fünfköpfige Arbeitslosenhaus- 
halt, den Sie selbst als Beispiel ausgewählt haben. 
Wer 280 000 DM verdient, bekommt über 600 DM, 
der fünfköpfige Arbeitslosenhaushalt bekommt 
505 DM. Das ist Ihre Strategie in diesem Zusam- 
menhang. 

(Krey [CDU/CSU]: Sie hätten doch wenig- 
stens richtig rechnen können! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
eines hinzufügen. In diesen Wochen wird in vielen 
Familien diskutiert: Was soll unsere Tochter, unser 
Sohn Jetzt machen? Wir haben keinen Ausbildungs- 
platz; 

(Krey [CDU/CSU]: Wer hat das denn ver- 
schuldet?) 

wir haben keine Chance für die nächsten Jahre. — 
Für diese Probleme der Familien hat die Bundesre- 
gierung nichts anderes übrig als das, was Frau 
Wilms ständig macht: Sie warnt vor einer Hysterie 
bzw. vor dem Gerede über eine Ausbildungskata- 
strophe. Angesichts einer solchen Situation sollten 
Sie in der politischen Diskussion das Wort von der 
Kinderfreundlichkeit und Familienfreundlichkeit 
nicht in den Mund nehmen. 

* (Krey [CDU/CSU]: Da lachen doch die 

Hühner! Wir lösen die Probleme, die Sie 
geschaffen haben!) 

Denn wo ist die Zukunftssicherheit in den Familien, 
was die künftigen Lebensmöglichkeiten der Jungen 


Menschen betrifft? Das heißt: Die Arbeitslosigkeit, (C) 
die Massenarbeitslosigkeit — so vieler auch Junger 
Menschen — hat die Familien außerordentlich bela- 
stet. 

Wir haben gestern vom Bundeskanzler und heute 
von Herrn Dregger gehört, wir seien in einem Wirt- 
schaftsaufschwung, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das sind wir 
auch!) 

Jetzt gehe es aufwärts. Ich frage mich angesichts 
der Realität wirklich, ob Sie noch Kontakt zu den 
Familien und ihren Ängsten haben und mit den 
Familien sprechen. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Ja, sicher!) 

Seit Ihrem Amtsantritt sind 400 000 Menschen 
zusätzlich arbeitslos geworden. Sie sagen: „Den 
Aufschwung wählen“. Wird Ihnen nicht selbst klar, 
wieweit Sie sich mit dieser Art von Debatte, wir hät- 
ten einen Wirtschaftsaufschwung, von den Empfin- 
dungen und Gefühlen der Menschen entfernen? 

(Krey [CDU/CSU]: Wo haben Sie denn das 
abgeschrieben? — Hornung [CDU/CSU]: 

Sie haben 2 Millionen Arbeitslose geschaf- 
fen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Seit Januar, mitten in dem, was Sie Aufschwung 
nennen, sind zusätzlich 100 000 Menschen arbeits- 
los geworden, in einer Phase, in der Sie sagen. Sie 
hätten Ihre Wirtschaftspolitik praktisch realisiert. 

Was mich beunruhigt, was uns beunruhigt und pj 
was viele Betroffene, Verängstigte beunruhigt: Wir 
haben Jetzt seit etwa zwei Jahren eine leichte Wirt- 
schaftsbelebung gehabt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Trotzdem wurde der Sockel von zweieinhalb Millio- 
nen Arbeitslosen überhaupt nicht tangiert. Das ist 
die Situation, mit der wir uns auseinandersetzen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord- 
strand] [CDU/CSU]: Und die Kurzarbeiter? 

— Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wir haben 
1 Million weniger Kurzarbeiter!) 

— Meine Damen und Herren, machen Sie sich doch 
bei all Ihren Zwischenrufen einen Moment klar: Ich 
habe Jetzt nicht über eine Zahl gesprochen, sondern 
darüber, daß hinter dieser Zahl 2,5 Millionen Men- 
schen und — angesichts der Durchschnittsgröße 
der Haushalte — weitere 7,5 Millionen Menschen 
stecken. Das heißt: 10 Millionen Menschen sind zu 
diesem Zeitpunkt von der Arbeitslosigkeit betrof- 
fen; aber Sie reden vom Aufschwung. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wir haben 
1 Million weniger Kurzarbeiter!) 

Das ist die Situation, die uns hier betreffen müßte 
und betroffen machen müßte. 

Die Regierung hat — heute durch Dregger als 
Fraktionsvorsitzenden und gestern durch den Bun- 
deskanzler — schon dargestellt, daß sie, was den 
Arbeitsmarkt betrifft, keinen akuten wirtschaftspo- 
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(A) litischen Handlungsbedarf sehe. Die Regierung will 
also — das sieht man auch am Etat — nichts tun. 

(Kolb [CDU/CSU]: Was haben eure Regie- 
rungen denn getan?) 

„Nichts“ ist dabei noch außerordentlich zurückhal- 
tend ausgedrückt. Im Grunde verschärft die Bun- 
desregierung durch ihre Haushaltspolitik die Pro- 
bleme am Arbeitsmarkt. Durch nichts wird das 
deutlicher als durch die unglaubliche Politik gegen- 
über der Bundesanstalt für Arbeit; das ist die Versi- 
cherungsgemeinschaft der Arbeitnehmer. Zuerst 
wird durch Leistungskürzung für Arbeitslose und 
durch Beitragserhöhung gesamtwirtschaftlich 
Kaufkraft entzogen. Das heißt: Nachfrage wird ab- 
gebaut — und das mitten in einer konjunkturell 
noch sehr labilen Lage. Anschließend sammelt man 
die Überschüsse, die dadurch entstehen, ein und 
stellt sie in den Etat für das nächste Jahr ein. Statt 
dieses Geld also für die Bekämpfung der Jugendar- 
beitslosigkeit zu verwenden, vereinnahmt man es 
beim Etat. Das nennt man dann Sparen. Meine Da- 
men und Herren, das ist nicht Sparen, sondern das 
ist Vergeudung menschlicher Arbeitskraft und Lei- 
stungsfähigkeit. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Übrigens scheint mir das ein Aspekt der Arbeits- 
losigkeit zu sein, der überhaupt nicht genügend dis- 
kutiert wird, nämlich daß man angesichts einer so 
hohen Arbeitslosigkeit eben nicht spart, wenn man 
Aktionsprogramme gegen die Arbeitslosigkeit ab- 
lehnt, sondern mit dem eigentlichen Kapital unse- 
res Landes schlecht wirtschaftet, nämlich mit dem 
Leistungsvermögen seiner Bürger. 

Das gilt in ganz besonderem Maße für die Ju- 
gendlichen. Ich habe schon erwähnt: Frau Wilms, 
Herr Blüm, alle wiegeln ab. Alle sagen: Was die SPD 
da sagt, Ausbildungskatastrophe, das stimmt nicht. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Das stimmt 
ja auch nicht!) 

Fragen Sie doch einmal die Menschen, die Betroffe- 
nen im Saarland, in Emden, in Gelsenkirchen oder 
in Bremen und zunehmend ja auch im Süden, in 
Nürnberg oder in Ulm, ob es, wenn sie nach 50 oder 
70 Bewerbungen jetzt, Mitte September, keinen 
Ausbildungsplatz haben, für sie und die Familie et- 
was anderes als eine Katastrophe ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter Roth, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Roth (SPD): Bitte. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege, da Sie Gel- 
senkirchen erwähnt haben, darf ich Sie fragen, ob 
Ihnen bekannt ist, daß im Arbeitsamtsbezirk Gel- 
senkirchen im vergangenen Jahr das Angebot an 
Lehrstellen größer war als die Nachfrage und dies 
ein besonderer Ausdruck des Rekordangebots an 
Lehrstellen im letzten Jahr war? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Roth (SPD): Zunächst ist das sachlich falsch. Aber (C) 
ich will jetzt nicht Arbeitsamtsbezirk für Arbeits- 
amtsbezirk zitieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Mein Herr, es kommt mir in dieser Frage darauf 
an, daß wir in diesem Parlament den großen ge- 
meinsamen Willen erreichen und formulieren, daß 
diese Jugendarbeitslosigkeit im Jahre 1984 nicht 
zunimmt, sondern abnimmt. Darum geht es. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wer hindert Sie daran? — Zuruf von 

der CDU/CSU: Panikmache ist das! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang möchte ich im Namen 
der Sozialdemokratischen Partei und der sozialde- 
mokratischen Fraktion den Kammern, den Betrie- 
ben, den Unternehmen für ihre Anstrengungen im 
Jahre 1984 ausdrücklich danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn die Bundesregierung die gleichen Anstren- 
gungen wie die Wirtschaft unternommen hätte, 
dann stünden wir besser da. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber im Gegenteil: Statt die Angebote der Städte, 
der Schulträger, freier Träger — von der Arbeiter- 
wohlfahrt bis zur Caritas — , der Handwerks- und 
Industrie- und Handelskammern aufzunehmen — 
die haben nämlich alle gesagt, sie könnten zusätzli- 
che außer- und überbetriebliche Ausbildungsstellen 
anbieten — , hat man stur nein gesagt und jede Son- 
dermaßnahme im Bundesetat verweigert. 

(Krey [CDU/CSU]: Auch das ist falsch! Das 
stimmt doch gar nicht!) 

— Das ist die Wahrheit 

Statt beispielsweise die ersparten 1,7 Milliarden 
DM, die nicht als Bundeszuschuß für die Bundesan- 
stalt für Arbeit fällig geworden sind, für Sonder- 
maßnahmen auszugeben, vereinnahmt der Bundes- 
finanzminister dieses Geld. Ich finde, man kann, 
ohne polemisch zu sein, sagen: Einige zehntausend 
Jugendliche, die keinen Ausbildungsplatz bekom- 
men haben, „verdanken“ das dem sturen fiskali- 
schen Denken von Herrn Stoltenberg. 

(Beifall bei der SPD — Krey [CDU/CSU]: 

Das glauben Sie doch selber nicht!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Roth (SPD): Ich möchte das jetzt im Zusammen- 
hang abschließen. 

Die Bundesregierung hat sich mit der Arbeitslo- 
sigkeit, so meine ich, abgefunden. Sie richtet sich 
mit ihr ein. Um aber trotzdem der Kritik entgegen- 
treten zu können, hat sie sich auf eine Strategie der 
Ausreden und der Alibis versteift. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Billige Pole- 
mik!) 

Zuerst im Herbst 1982, dann im Jahre 1983 hat man 
ständig von einer Erblast geredet. Nachdem sich 
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(A) dieses Alibi der Erblast abgenutzt hat, kommt jetzt 
das Streikalibi: der Streik habe die Probleme her- 
vorgerufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Beides ist nicht wahr. Wie könnte denn ein Streik 
im Frühjahr eine Nachfrageschwäche im Januar 
und Februar produziert haben? Diese ökonomiche 
Logik habe ich noch nicht verstanden. 

Übrigens habe ich vom Verband der Facheinzel- 
händler die Monatszahlen seit Januar — für sieben 
Monate, also für mehr als ein halbes Jahr — der 
Umsätze im Facheinzelhandel zugeschickt bekom- 
men. Sie weisen von der ersten bis zur letzten Zeile 
Minuswerte auf. Es gab Minuszahlen, lange bevor 
der Streik in der Bundesrepublik überhaupt in der 
Diskussion war. 

Das heißt. Sie sollten sich, bevor Sie Ablenkungs- 
manöver starten, selber überlegen, was Sie durch 
Ihre Etatentscheidungen des letzten Jahres — das 
sieht im nächsten Jahres nicht besser aus — zur 
Nachfrageschwäche bzw. zur Selbstblockade der 
Konjunkturerholung in der Bundesrepublik 
Deutschland beigetragen haben. Der Umfang und 
die Geschwindigkeit der Konsolidierung, die Sie be- 
trieben haben, waren zu groß bzw. zu hoch. 

Weil es Mode geworden ist, englische Wirtschafts- 
zeitungen zu zitieren, will auch ich eine zitieren. In 
ihr steht nun das Gegenteil dessen, was andere be- 
haupten. Der „Economist“, die berühmteste europäi- 
sche Wochenzeitschrift für Wirtschaftsfragen, über- 
schrieb vor einigen Wochen — vor genau 14 Tagen 
^ ^ — einen Artikel zu Deutschland in der Rubrik 
World Business: „Die Wirtschaft expandiert, Ar- 
beitsplätze gehen verloren.“ Und als weitere Über- 
schrift des ganzen Artikels steht dort: „West- 
deutschland war lange“ — also exakt in der Zeit, die 
Sie mit Erblast in Verbindung bringen — „Westeu- 
ropas Modellwirtschaft. In vielen Aspekten ist sie 
es heute immer noch. Jetzt findet in Deutschland 
eine Erholung statt,“ — nun kommt es, meine Da- 
men und Herren — „aber sie bringt keine neuen 
Arbeitsplätze.“ 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das wollen die 
auch gar nicht! — Weiterer Zuruf des Abg. 

Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]) 

Warum nicht? Weil der Staat mit dem Bundesetat 
Arbeitsplätze vernichtet Ich werde Ihnen das jetzt 
in acht Punkten belegen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Erstens. Es wurden Sozialleistungen gekürzt, und 
zwar insbesondere für die Bevölkerungsgruppen 
der sogenannten Schwachen, die ihr Geld ausgeben: 
Arbeitslose, Behinderte, BAföG. Damit wurde Kauf- 
kraft vernichtet. 

Zweitens. Zusätzlich wurden noch öffentliche In- 
vestitionen gekürzt. Damit wurden unmittelbar in 
der Bauwirtschaft Arbeitsplätze vernichtet. 


Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge- 
ordneter. Gestatten Sie eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Kolb? 


Roth (SPD): Ich möchte die Punkte im Zusam- (C) 
menhang vortragen. 

Drittens. Die Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
wurden erhöht: Kaufkraft entzogen. 

Viertens. Die Beiträge zur Rentenversicherung 
wurden erhöht: Kaufkraftentzug. 

Fünftens. Die Mehrwertsteuer wurde erhöht: 
Kaufkraftentzug. 

Sechstens. Die heimlichen Steuererhöhungen — 
früher dramatisch beklagt — sollen jetzt faktisch 
bis zum Jahr 1988 hingenommen werden: Kauf- 
kraftentzug. 

Siebtens. Die Rentenanpassung ist um ein halbes 
Jahr verschoben worden: also für dieses halbe Jahr 
Kaufkraftentzug. 

Achtens. Die Gemeindekassen wurden geplün- 
dert, weil ihnen Arbeitslosenlasten der Bundesan- 
stalt für Arbeit übertragen wurden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist Blüms 
Verdienst!) 

Acht Punkte der Kontraktion der Kaufkraft und 
der Schaffung von Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ohne Zweifel hätten auch wir in der Regierungs- 
verantwortung über den einen oder anderen Punkt 
diskutieren müssen. Zur Zeit muß man den Haus- 
halt vorsichtig fahren. Aber diese Mischung, diese 
Kombination, diese Mixtur war für die Konjunktur 
verheerend. Das ist die Ursache der Arbeitsplatz- 
schwäche des Jahres 1984. 

(B) 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge- 
ordneter. Gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Kolb? 

Roth (SPD): Bitte schön. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Kollege Roth, würden Sie 
so freundlich sein, dem Hohen Hause einmal zu 
erklären, welche Investitionsprogramme wir fahren 
könnten, wenn wir nicht 29,7 Milliarden DM für 
Zinsen bezahlen müßten, sondern für Investitionen 
verwenden könnten? Dann, glaube ich, wären die 
gesamten acht Punkte, die Sie angeführt haben, 
nicht nötig gewesen. 

Roth (SPD): Herr Kolb, ich werde zum Schluß 
meiner Rede einen Investitionsprogrammvorschlag 
machen. 

(Zuruf von. der CDU/CSU: Aha!) 

Dabei stellen wir auf die Bereitschaft der Bürger 
ab, für die Umweltinvestitionen einen Obolus zu 
zahlen. In diesem Programm verbinden wir einen 
aktiven Arbeitsmarktbeitrag mit nicht mehr Schul- 
den und nicht mehr Zinslasten für den Bund. Ma- 
chen Sie da mit. Das ist ein Vorschlag, der finan- 
zierbar ist 

(Beifall bei der SPD) 

Man hat die Konjunktur nicht nur damit zum 
Wackeln gebracht, daß man Kaufkraft entzogen 
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(A) hat, sondern zusätzlich noch mit einer unseligen 
Steuerdiskussion. Bis heute ist ja nicht klar, was in 
der Steuerpolitik in den nächsten Jahren wirklich 
geschieht. FDP, CDU, CSU haben offenkundig ver- 
schiedene Zeitpunkte und Zielsetzungen vor Augen. 
Ich weiß jedenfalls nicht, ob ich Graf Lambsdorff 
glauben soll — dessen Durchsetzungsfähigkeit ich 
aus anderen Zeiten kenne — oder dem Herrn Bun- 
desfinanzminister hinsichtlich des Zeitpunktes der 
Tarifreform. Wird das 1986 oder 1988 sein? Aber 
eines weiß ich ganz genau: daß es für eine Wirt- 
schaft, die plant, verheerend ist, wenn sie keine kla- 
ren Steuergrundlagen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Und dann diese fabelhafte Diskussion über 
Schuldzinsenabzug! Der Herr Bundeswirtschafts- 
minister war kaum im Amt, da hat er schon eine 
neue Steuersubvention vorgeschlagen. Ich habe ge- 
dacht: Ungerecht ist sie, unfair ist sie, aber sie hätte 
ohne Zweifel Wirkungen auf der Konsumgüter- 
nachfrageseite. Das ist überhaupt nicht zu bezwei- 
feln. Ich war nicht dafür, weil ich finde, daß es 
Bedürftigere als die gibt, die beim Schuldzinsenab- 
zug gefördert werden. Als Beispiel nenne ich die 
Arbeitslosen. Die Wiederherstellung des alten 
Rechts für sie brächte ja auch Kaufkraft. Aber mir 
ist ja auch dann eine Diskussion recht, wenn sie 
überhaupt aus dieser Massenarbeitslosigkeit her- 
ausführt. Auf der anderen Seite weiß ich: Einen 
Liberalen kann ich nie zur sozialen Gerechtigkeit 
verpflichten. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der FDP — Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 

So ist es!) 

Meine Damen und Herren, kaum aber hatte Herr 
Bangemann erklärt, das wolle er, ist er in einer Sit- 
zung zurückgepfiffen worden. Er sah dabei nicht 
sehr gut aus. Dann ist er für vier Wochen in seine 
schwäbische Wahlheimat verschwunden und hat 
kein Wort mehr gesagt. 

Das Setzen von verläßlichen Rahmenbedingun- 
gen — Sie haben in den Debatten hier im Bundes- 
tag über zehn, fünfzehn Jahre immer gesagt, daß 
Sie dies im Gegensatz zu den Sozialdemokraten tun 
wollten — bringt Klarheit für den Bürger und für 
den Unternehmer. Ich finde, an dieser Diskussion 
wird eben deutlich, daß ein wirtschaftspolitisches 
Konzept in diesem Kabinett nicht vorhanden ist. 
Wenn ich nicht einen Ordnungsruf bekäme, weil es 
ein falsches Bild ist, würde ich sagen: Der Fisch 
stinkt vom Kopfe. — Also muß ich ein anderes Bild 
nehmen. Oder ich benenne die Sache: Der Bundes- 
kanzler versteht eben nichts von Wirtschaftspolitik 
und kann sich dann nicht durchsetzen, wenn der 
Finanzminister und der Wirtschaftsminister sich 
nicht einig sind. 

(Beifall bei der SPD) 

In Erinnerung an frühere Aktivitäten muß ich sa- 
gen: Es müßte eben wieder regiert werden. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Carstensen [Nordstrand] 


[CDU/CSU]: Sie denken wohl an Konrad (C) 

Adenauer?) 

— Sie können ja einmal mit Herrn Lambsdorff oder 
mit irgendeinem von der FDP in Ihre Lobby hinaus- 
gehen und fragen, ob der frühere Bundeskanzler 
Helmut Schmidt entscheidungsorientierter, durch- 
setzungsfähiger und wirtschaftspolitisch kompeten- 
ter als der jetzige Bundeskanzler war. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 

Wenn sie nicht lügen, wissen Sie dann die Wahr- 
heit. 

(Seiters [CDU/CSU]: Den habt ihr doch ab- 
geschossen!) 

Meine Damen und Herren, die Lage wäre nun 
noch viel dramatischer, wenn die Regierung durch 
die D-Mark -Abwertung und Dollaraufwertung 
nicht unwahrscheinlich Glück gehabt hätte. Ich 
muß hier allerdings einmal die Frage stellen: Wie 
stolz kann eine Regierung darauf sein, wenn der 
Dollar bei ihrem Amtsantritt 2,20 DM kostete, jetzt 
aber 3 DM kostet? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Eine Abwertung um 80 Pfennig ist der Stolz dieser 
Regierung. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Dümmer geht’s 
nimmer!) 

Früher hörte ich es immer anders. Da war von der 
starken Mark die Rede. Jetzt ist es der starke Dol- 
lar. Das ist für Ihre Regierungszeit nun weiß Gott 
kein Ruhmesblatt. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: So ein Unsinn! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU — 

Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Reden Sie 
mal von dem Zinsabstand!) 

Meine Damen und Herren, das ist an dem Dollar- 
problem aber gar nicht so entscheidend. Entschei- 
dender ist an dem Dollarproblem folgendes. Jeder 
von uns schaut den hektischen Wechselkursmarkt, 
den internationalen Kapitalmarkt mit Sorgen an. 
Keiner hier im Raum weiß, ob nicht tatsächlich 
durch die Überexpansion und Überverschuldung in 
den USA der Dollar — künstlich aufgebläht — ganz 
schnell wieder in den Fahrstuhl nach unten geht. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das steht 

im Widerspruch zu dem, was Sie eben ge- 
sagt haben!) 

Die Situation wäre dann die, daß in wenigen Wo- 
chen die Exporte der Bundesrepublik Deutschland 
in den gesamten Dollarraum, in all die Länder, die 
in Dollar ihre Rechnungen stellen, um 15 bis 20% 
teurer würden. Das heißt, das, was bisher ein Vor- 
zug war, nämlich die Nachfrage von außen, könnte 
uns in wenigen Wochen zum Nachteil gereichen. Es 
gäbe dann einen Zusammenbruch des Exports. 
Meine Damen und Herren, eine Regierung, die wirt- 
schaftlich kompetent ist, bereitet sich für diese Si- 
tuation vor und hofft nicht nur auf den Export. Da- 
von höre ich aber gar nichts. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Sie lassen den Binnenmarkt zusammenbrechen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
keine Ahnung!) 

und haben keine Möglichkeit, auf die Dauer weiter- 
zukommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: In welcher Welt leben 
Sie denn?) 

Das Gekreische über Experten oder sonstwas ist in 
dem Zusammenhang nicht so entscheidend die Fra- 
ge, wie es denn wirklich in der Bevölkerung bei den 
Betroffenen aussieht. Ich finde überhaupt, daß wir 
in unserer politischen Diskussion in Bonn zu oft 
von der Lage der Arbeitslosen und von ihrer wirkli- 
chen Situation absehen. 

Ich möchte Sie jetzt bitten, für vielleicht fünf Mi- 
nuten Geduld zu haben. Ich trage einen Fall vor, 
den wir zum Teil — jedenfalls in den wirtschaftli- 
chen Folgen — gemeinsam verantworten. Lassen 
Sie uns dann einen Moment der Überlegung an- 
schließen, ob wir in unserem Verhalten zur Mas- 
senarbeitslosigkeit in diesem Parlament so weiter- 
diskutieren können, wie wir es oft tun. Es handelt 
sich um eine 21jährige junge Frau, die eine Lehre 
als Bürokauffrau gemacht hat. Sie sagt — es war in 
einer Sprechstunde — : 

Ich habe zweieinhalb Jahre fotokopiert, Ablage 
gemacht, ein bißchen getippt. So richtig gelernt 
habe ich da nicht. Aber gut, ich war dort be- 
schäftigt. Ich wußte aber auch: Ich werde an- 

(B) schließend nicht einen vollen Arbeitsplatz be- 
kommen. Es hat mir einfach, so glaube ich aus 
heutiger Sicht, an Motivation gefehlt. Ich bin 
leider zweimal bei der Abschlußprüfung durch- 
gefallen; so wenige sind das ja nicht. 

Jetzt ist sie arbeitslos. Sie hat sich sofort arbeits- 
los gemeldet. Dann bekam sie 70,20 DM Arbeitslo- 
sengeld in der Woche. Das war aus der letzten Aus- 
bildungsbeihilfe errechnet, die 540 DM betrug. Ich 
höre immer wieder, 540 DM seien zuviel. Jetzt se- 
hen Sie an diesem Fall, was das konkret bewirkt: 
Sie bekam im Monat 304,20 DM. Dann kam das 
Gesetz, über das ich vorher schon einmal kurz gere- 
det habe, das für Ledige ohne Kinder eine Kürzung 
brachte. Dadurch bekam sie nicht mehr nur noch 
304,20 DM, sondern nur noch 280 DM. 

(Carstensen [Emstek] [CDU/CSU]: Und Sie 
haben das Kindergeld gestrichen!) 

Jetzt stellen Sie sich vor, was ihre Empfindung ge- 
genüber dem Parlament ist: Von 304,20 DM kürzte 
dieses Parlament mehrheitlich noch über 20 DM; 
sie soll nun von 280 DM leben, wo sie schon von 304 
DM nicht leben konnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hat doch So- 
zialhilfeanspruch!) 

— Sie können diesen Fall nicht ruhig anhören, weil 
Sie ein schlechtes Gewissen haben. Anders ist das 
nicht zu interpretieren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Weil Sie es unkorrekt vortragen!) 


Sie ist angewiesen auf einen Zuschuß von ihrer (C) 
Mutter, die Witwe ist und 620 DM bekommt. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Und Sie 
haben das Kindergeld gestrichen!) 

Dieses Beispiel zeigt doch, daß durch Entschei- 
dungen in diesem Hause und durch diese Koalition 
eine neue Armut in einer zum Teil immer noch sehr 
reichen Gesellschaft entstanden ist. Das ist nicht in 
Ordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte durch dieses Beispiel auch einer will- 
kürlichen und, wie ich finde, unmenschlichen Spal- 
tung in unserer Gesellschaft entgegenwirken. Wir 
müssen die Kluft zwischen denen, die Arbeit haben, 
und jenen, die draußen vor sind — vorübergehend, 
so hoffe ich — , verengen und dürfen sie nicht durch 
unsere Etatbeschlüsse erweitern. Im Etat 1985 — 
genauso wie in den Jahren vorher — werden die 
Klüfte erweitert, werden die sozial Benachteiligten 
nochmal belastet. Das ist die Situation. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde, in der wirtschaftspolitischen Diskussion 
muß man diesen Aspekt mit berücksichtigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Bringen Sie doch 
mal ein Beispiel!) 

Sie reden nun davon, das Wachstum der nächsten 
Jahre brächte den Arbeitsmarkt wieder in Ord- 
nung. Ich könnte lange aus einem Beitrag von 
Herrn Biedenkopf zitieren — ich vermute, daß Sie 
dem noch ein bißchen mehr glauben als mir — , der 
sich mit dem Wachstum und seinen Beschränkun- 
gen, was die Wirkung am Arbeitsmarkt anbetrifft, 
beschäftigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD muß die 

Streikbewegung noch mehr unterstützen, 

dann wird es besser!) 

Wir wissen doch alle, daß Wachstumswellen in un- 
serer Gesellschaft noch keine Investitionswellen in 
Richtung auf mehr Arbeitsplätze bringen, sondern 
es können auch Rationalisierungswellen sein. Ver- 
suchen Sie deshalb doch, ein Stück in unseren 
Überlegungen zur Bekämpfung der Massenarbeits- 
losigkeit mitzudenken, und nehmen Sie einen Mo- 
ment — wie Biedenkopf — Abschied vom rein ex- 
pansiven, quantitativen Wachstumsdenken. 

Ich will jetzt nicht noch mal über Arbeitszeitver- 
kürzung reden. Das haben wir dieses Jahr ein paar- 
mal gemacht. Arbeitszeitverkürzung bleibt auf der 
Tagesordnung. Mir scheint noch wichtiger ein ande- 
res Thema, jedenfalls kurzfristig, zu sein, eine ge- 
waltige Chance für mehr Arbeitsplätze. Herr Hauff 
hat es heute früh schon angetippt. Wir haben die 
Umweltdebatte ja immer so gehabt: Umwelt kontra 
Investitionen kontra Arbeitsplätze. Wir haben nun 
in unserem „Sondervermögen Arbeit und Umwelt“ 
demonstriert, daß das zusammenhängt, daß, wenn 
man nur will, viele, viele, unendlich viele Arbeits- 
plätze in dieser Gesellschaft zu schaffen sind, in- 
dem man die Umweltprobleme überzeugend und 
schnell angeht. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Laßt uns diese Chance doch gemeinsam ergreifen, 
zumal dann, wenn uns Bürger in fast jeder Debatte 
im Wahlkreis sagen: Ich bin bereit, ein paar Pfen- 
nige dazuzutun, wenn es für Arbeitsplätze und für 
Umweltschutzinvestitionen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bereitschaft der Bürger ist größer als unsere 
Bereitschaft zu solchen Zukunftsentscheidungen. 
Und das ist doch bedauerlich. 

(Krey [CDU/CSU]: Wo waren Sie denn 
heute morgen? — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Sehen Sie: Wir haben einen Vorschlag erarbeitet, 
nach dem jedes Jahr 18 Milliarden DM im Umwelt- 
sektor investiert werden können. Das wären mit 
den Sekundäreffekten etwa 400 000 Arbeitsplätze, 
die auf Dauer jedes Jahr gesichert würden. Sie ha- 
ben ja selber gemerkt, daß da etwas drinsteckt. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat nun 
schnell ein Miniprogramm aufgelegt. Ich gehe so- 
gar so weit: Wir machen das jetzt nicht kaputt 
durch Totreden, sondern wir sagen: Ein kleiner An- 
fang; laßt uns das in den Haushaltsausschußbera- 
tungen ausweiten, und macht ein großes Umweltin- 
vestitionsprogramm! Da wäre doch etwas drin. 

(Beifall bei der SPD) 

Denken Sie mal an die arbeitslosen Jugendlichen 
oder an die Arbeitslosen, die Sie aus Ihrem Wahl- 
kreis kennen. Was würden die über Sie als Koali- 
tion sagen, wenn Sie das auf die Beine stellen wür- 

(B) den! Die würden sagen: Endlich wird über Arbeits- 
losigkeit nicht nur geredet, sondern es wird etwas 
getan. Laßt uns das doch tun! 

(Beifall bei der SPD) 

Soll es denn — ich weiß, ich gehe jetzt auf Glatt- 
eis — so sein, daß irgendwann wieder mal Leute 
sagen: Die in der Demokratie und im Parlament 
haben’s nicht geschafft; jetzt kommen andere Kräf- 
te, die das dann durchsetzen? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben doch die Erfahrung gemacht, daß das 
Parlament damals seine Glaubwürdigkeit verlor. 
Lassen Sie uns die Kräfte in diesem Parlament in 
der Zusammenarbeit aller Parteien — der GRÜ- 
NEN genauso wie der FDP und der CSU und der 
CDU und der SPD — in den weiteren Beratungen 
des Haushalts 1985 zusammenpacken! Laßt uns ein 
Investitionsprogramm Arbeit und Umwelt machen, 
das 300 000, 400 000 Arbeitsplätze schafft! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — von Hammerstein 
[CDU/CSU]: Und wer zahlt das dann?) 


Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Kroll-Schlüter. 


Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es ist ver- 
ständlich, daß wir leider darauf verzichten mußten. 


das familienpolitische Konzept der SPD hier vorge- (C) 
tragen zu bekommen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

nachdem gestern Herr Apel vergeblich versucht 
hat, sich mit unserem Konzept auseinanderzuset- 
zen, Bruchstücke herausgriff, darauf einschlug und 
heute hören mußte, was er da ausgebreitet hat, ist 
alles nur die halbe Tatsache gewesen. Es war wirk- 
lich falsch, Herr Apel, was Sie gestern über unser 
familienpolitisches Konzept gesagt haben. Das 
wäre noch nicht so schlimm, wenn wenigstens 
heute einer von Ihnen hierher gekommen wäre und 
sich Punkt für Punkt mit dem auseinandergesetzt 
hätte, was auf dem Tisch des Parlaments liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wäre, Herr Roth, möglicherweise der Anfang 
einer guten Zusammenarbeit gewesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben 
nichts!) 

Aber sie wollen es nicht. Sie haben nichts. Deswe- 
gen wissen wir nicht, was man ineinanderfügen 
kann. Wir sind zur Zusammenarbeit bereit. 

Ich möchte vor allem zur Familienpolitik spre- 
chen. Aber da wir nicht aneinander vorbeigleiten 
wollen, greife ich auch einige Punkte von dem auf, 
was Sie, Herr Roth, gesagt haben. 

Zunächst zur Vielfalt der Medien. Auch Sie wol- 
len mehr Programme, als es heute gibt. Das sollten 
Sie nicht verschweigen. Sie haben sich erst spät 
dazu bekannt; aber nach und nach kommen Sie (B) 
damit rüber, mit halbem Herzen, mit Sowohl-als- 
auch, wie das bei Ihnen so oft der Fall ist. Sie sagen 
selbst: So, wie es heute ist, kann es nicht bleiben, 
wir wollen mehr Programme. Wenn auch Sie mehr 
Programme wollen, ist eine Frage, in welcher Trä- 
gerschaft. Aber es gibt noch eine wichtigere Frage. 

Die größere Programmvielfalt kann unter Umstän- 
den eine größere Herausforderung für die Familie 
sein — ich bestreite das nicht — , das muß nicht 
immer ein Segen sein. Dann müssen wir gemein- 
sam z. B. an einer umfassenden, hilfreichen Me- 
dienpädagogik arbeiten. Nicht Angst schüren, nicht 
auf Amerika verweisen! Was da ist, wollen wir in 
Gänze überhaupt nicht übernehmen. Wir wollen 
eine größere Vielfalt, und, Herr Roth, wir wollen vor 
allen Dingen ein besseres Familien- und Jugend- 
programm in den neuen Medien, als es heute in den 
Öffentlich-rechtlichen Anstalten geboten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Lachen bei der SPD) 

Sonst wäre es tatsächlich auch kein Fortschritt. 

Zu den Ausbildungsplätzen: Sie haben die ganzen 
Jahre nur lamentiert und kritisiert. Wo waren Sie 
eigentlich, als wir draußen von Tür zu Tür, von 
Betrieb zu Betrieb, von Bausteineaktion zu Baustei- 
neaktion gegangen sind? 

(Roth [SPD]: Das ist ja eine Unverschämt- 
heit!) 

Wir haben nicht nur geredet, sondern wir haben 
Hand angelegt, wir haben mitgearbeitet. Ich sage 
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(A) Ihnen: Viele freie Initiativen vieler gesellschaftli- 
cher Gruppen wären in Ihrem Konzept überhaupt 
nicht möglich gewesen, weil Sie immer den Ein- 
druck erwecken, der Staat könne alles besser als 
die vielfältigen Kräfte der Gesellschaft und der 
Wirtschaft in ihren gemeinsamen Anstrengungen. 

(Roth [SPD]: Die freien Träger bluten doch 
aus, das wissen Sie doch! Die freien Träger 
können gar nicht machen, was Sie machen 
können!) 

Es hat noch nie eine so hohe Zahl an Ausbildungs- 
plätzen wie heute gegeben, und z. B. das Benachtei- 
ligtenprogramm der Bundesregierung ist heute mit 
mehr als doppelt soviel Geld versehen wie zu Ihrer 
Regierungszeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben nicht nur geredet, wir haben auch gehan- 
delt. 

Wir sagen Ihnen auch: Es sind noch zu viele die 
keinen Ausbildungsplatz haben. Auch da können 
wir Zusammenarbeiten, auch da richte ich den Ap- 
pell an die Bundesregierung, das Benachteiligten- 
programm noch einmal ein bißchen aufzustocken. 
Es ist ein gutes Programm, es hilft vielen, es hilft 
den Schwächsten. Ich glaube, daß wir nicht nur im 
Jahre 1984, sondern auch im Jahre 1985 einen wei- 
teren Fortschritt im Hinblick auf ein größeres Volu- 
men, d. h. mehr Geld, für solche vorbildlichen Maß- 
nahmen, verzeichnen können. Wir reden nicht nur, 
wir handeln. 

Das gleiche, Herr Roth, haben wir im Jugend- 
schutz. 13 Jahre lang haben Sie gesagt: Nein, erst 
Jugendhilfe, das kommt später, wir haben noch 
keine Erkenntnisse, müssen Modelle durchführen, 
wissenschaftliche Untersuchungen. Dabei war der 
Videomarkt, und zwar der brutale, der menschen- 
verachtende, schon lange auf dem Vormarsch. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sehr richtig! 

— Zurufe von der SPD) 

Wir handeln jetzt. Wir beraten gemeinsam. Wir ar- 
beiten auch mit Ihrer Fraktion, mit Herrn Jaunich 
und anderen, sehr gut zusammen. Es geht nicht nur 
um die Indizierung, es geht nicht um die Vorprü- 
fung, es geht auch mal um den weiteren konsequen- 
ten Schritt: daß man das verbietet, worin man über- 
haupt keinen Sinn erkennen kann, was weder aktu- 
ell noch künstlerisch, sondern was nur menschen- 
verachtend ist. Wir wollen es verbieten, wenn es 
auch das eine oder andere juristische Bedenken 
gibt. Wir haben hier eine klare Position bezogen. 
Wir wollen das Verbot für etwas Unsinniges, worin 
niemand einen Sinn erkennen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Am meisten berührt mich immer Ihr Vorwurf, wir . 
hätten vor allem bei den sozial Schwachen ge- 
kürzt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das 
stimmt auch! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 


Ich darf Ihnen sagen: Man könnte zehn Minuten (C) 
lang die Liste der Kürzungen verlesen, die Sie in 
Ihrer Regierungszeit vorgenommen haben. 

(Frau Dr. Däubler-Grnelin [SPD]: Die Ver- 
lesung der Liste von Ihnen binnen zwei 
Jahren dauert 20 Minuten!) 

Kürzung bei den Behinderten, Kürzung bei der Ein- 
gliederungshilfe, Kürzung bei der Rehabilitations- 
maßnahme, Kürzung bei der Sparförderung für Sol- 
daten, Verschlechterung der Voraussetzungen für 
das Mutterschaftsgeld usw. usw. Sie haben in 30, 40, 

50 Fällen Sozialleistungen — jetzt kommt das Ent- 
scheidende — wahllos gekürzt. Haben wir denn den 
18jährigen, den Ärmsten, ohne Arbeit, ohne Ausbil- 
dung, ohne Krankenversicherungsschutz allein ge- 
lassen? Die haben Sie doch seit Jahren allein gelas- 
sen. Die zählten noch nicht mal als Kinder. Aus dem 
dritten wurde das zweite, und deswegen wurde 
auch für die, die gar nicht betroffen waren, das Kin- 
dergeld gesenkt. Sie haben das getan, ohne sich 
überhaupt Gedanken darüber zu machen, in wel- 
cher Weise Sie die Familie umfassend treffen; denn 
Sie haben damit nicht nur den einzelnen, sondern 
die ganze Familie getroffen, und zwar im schlimm- 
sten Fall mit einem Verlust von mehreren hundert 
Mark. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist deren 
Familienpolitik!) 

Das geschah jahrelang. Wir korrigieren es jetzt mit 
Minister Geißler, mit dieser Bundesregierung, mit 
dieser Koalition. 

(D) 

(Zuruf von der SPD: Nach unten!) 

Warum haben Sie denn jahrelang das Mutter- 
schaftsgeld nur für die Hälfte der Mütter gezahlt? 

Seit wann gibt es das denn, daß man von unter- 
schiedlichen Klassen von Müttern ausgeht? Wir ha- 
ben zwar infolge der Finanznot kürzen müssen, 
aber wir zahlen dieses Geld wenigstens für alle 
Mütter und machen keine Unterscheidung zwi- 
schen der einen und der anderen Gruppe, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie zah- 
len überhaupt nichts!) 

weil es dafür keine hinreichenden Gründe gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 

Zur Zeit läuft gar nichts! Sie hoffen!) 

Zum Thema „Kindergeldkürzung für alle“: Sie ha- 
ben auf Wählerstimmen geschielt, aber nicht auf 
die Familien geschaut. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Kurz vor der Wahl das Kindergeld erhöhen, nach 
der Wahl für alle gleichermaßen das Kindergeld 
senken, was ist das? Das ist ja noch weniger als 
eine Wahltaktik, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rote Familien- 
politik!) 

das ist eine Mißachtung dessen, was man den Bür- 
gern und den Wählern an Urteilsvermögen wirklich 
Zutrauen kann und auch Zutrauen sollte. 

(Zurufe von der SPD) 
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(A) Sie haben jahrelang über die Vermögensbildung 
geredet. Wer hat die Vermögensbildung in Arbeit- 
nehmerhand erhöht? Wir haben sie jetzt erhöht! 

Sie haben jahrelang über den Mißbrauch mit dem 
Bauherrenmodell geklagt. Wer hat das Bauherren- 
modell eingegrenzt? Wir haben es eingegrenzt! 

So könnte man fortfahren. Diese große, abgrund- 
tiefe Kluft zwischen Wort und Tat ist bei Ihnen 
wirklich ganz schrecklich. Sie dürfen sich nicht 
wundern, wenn deswegen immer mehr Bürger we- 
niger Vertrauen zu Ihnen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie ist es mit der Familienpolitik auf Bundes- 
und Länderebene? Es ist im Grunde eine Katastro- 
phe, daß die Familie in Nordrhein-Westfalen so sehr 
schlechtergestellt ist als die Familie in Baden-Würt- 
temberg. Es gibt in allen CDU-geführten Bundes- 
ländern Familiengründungsdarlehen, besondere 
Familienförderungsprogramme, Solidarfonds zum 
Schutz von Mutter und Kind. Das gibt es nirgends 
in SPD-geführten Bundesländern. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
überhaupt nicht wahr!) 

— Genau das ist wahr. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Nordrhein-West- 
falen gibt mehr aus als die anderen Län- 
der! — Gegenruf von der CDU/CSU: Aber 
nicht in dem Bereich!) 

Warum pochen Sie auf Rechtsansprüche, wenn es 

(B) Erfahrungen mit einem Fonds zur Solidarität 
mit dem ungeborenen Leben gibt? Herr Roth, es 
wäre wirklich erstrebenswert gewesen, wenn wir 
uns wenigstens in dem einen Punkt hätten einigen 
können, nämlich in der Anstrengung, zum Schutz 
des ungeborenen Lebens mehr zu tun. Das wäre 
auch der Würde dieses Parlaments angemessen ge- 
wesen. Da pochen Sie auf Rechtsansprüche. Dem 
Bürger nützen Rechtsansprüche überhaupt nichts, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wieso denn?) 

wenn nichts da ist, womit man diese Rechtsansprü- 
che erfüllen könnte. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dummes 
Zeug! Was Sie da sagen, ist doch albern! 

Völlig albern!) 

Deswegen haben wir gesagt: Auf freiwilliger Ba- 
sis, in Solidarität und in Zusammenarbeit mit vie- 
len gesellschaftlichen Gruppen kann eine große 
Welle der Solidarität in diesem Lande entstehen 
und wachsen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Erst haben Sie 
das Kindergeld gekürzt!) 

um den Schutz des ungeborenen Lebens zu verstär- 
ken. Das ist auch notwendig, denn ich sage noch 
einmal, die Kinder von heute werden uns eines Ta- 
ges fragen: Wie war es eigentlich 1984 bei der Etat- 
beratung, als ihr wußtet, ihr lebt in einem Land mit 
einem hohen Wohlstand, und trotzdem habt ihr so- 
viel Schulden gemacht? 

Es nützt den sozial Schwachen und den Kinder- 
reichen überhaupt nichts, wenn mit immer mehr 


Schulden, mit einer immer höheren Staatsverschul- (C) 
düng immer höhere Leistungen gegeben werden, 
denn die, die solche Leistungen heute bekommen, 
müssen sie morgen unter Opfern und mit Zinsen 
und Zinseszinsen zurückzahlen. Mit Schulden im- 
mer neue Kindergeldleistungen zu erbringen, das 
ist wirklich keine Großtat, aber das haben Sie ge- 
macht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen aber, daß durch Solidarität und durch 
Sparsamkeit in der Gegenwart genug Geld für die 
Investitionen der Zukunft bleibt, für die Investitio- 
nen, die die junge Generation morgen in eigener 
Verantwortung tätigen kann. Das ist verantwor- 
tungsvolle Politik für die sozial Schwachen und die 
Bezieher geringer Einkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Die Investitionsquote sinkt 
doch bei Ihnen!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Kroll-Schiüter (CDU/CSU): Ich muß leider sagen: 

Das rote Lämpchen leuchtet auf. 

Vizepräsident Wurbs: Es liegt in Ihrer Entschei- 
dung, Herr Abgeordneter, ob Sie eine Zwichenfrage 
zulassen. 

(D) 

Kroil-Schiüter (CDU/CSU): Danke schön, Herr 
Präsident. — Bitte! 

Lutz (SPD): Herr Kollege, ich habe nur eine Fra- 
ge: Können Sie mir ein Jahr sagen, in dem weniger 
Schulden gemacht worden sind als in den letzten 
beiden Regierungsjahren, materiell? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich darf es noch einmal formulieren; offenbar 
haben Sie mich nicht begriffen: Gibt es ein Jahr, in 
dem ein Bundeshaushalt mit geringeren Schulden 
als denen, die Sie jetzt haben, ausgeführt worden 
ist? Zu unserer Zeit haben wir viel weniger Schul- 
den gemacht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Sie sind wirklich nicht 
leicht zu verstehen, das muß ich zugeben. Es ist 
aber tatsächlich so, daß weder in einem Bundesland 
noch auf Bundesebene eine Regierung, sowohl was 
die vergangenen zwei Jahre, als auch was den Blick 
in die Zukunft angeht, so schluderig mit dem Geld 
der Steuerzahler umgegangen ist, wie Sie das in 
den vergangenen Jahren fertiggebracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was einem so leid tut, ist, daß dies zu Lasten der 
kleinen und mittleren Einkommen gegangen ist 
und zu Lasten der Familien. Das versuchen wir 
nunmehr zu korrigieren. 

(Zurufe von der SPD) 
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(A) Das hängt auch zusammen, wie Herr Geißler gesagt 
hat, mit Ihrem Menschenbild. 

(Lachen bei der SPD) 

Vielleicht kann man doch noch einen Satz darüber 
verlieren. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich 
möchte bitten, zum Schluß zu kommen. 

Kroil-Schiüter (CDU/CSU): Es war immer, glaube 
ich, ein Fehler der SPD, daß sie die Sozialnatur des 
Menschen überbetont und die Individualnatur des 
Menschen nicht hinreichend berücksichtigt hat. Sie 
trauen den Bürgern, auch den Familien, zuwenig zu. 
Deswegen kann Ihr Werk auch nicht gelingen, und 
deswegen sind wir davon überzeugt, weil wir das 
bessere Menschenbild haben, unser christliches 
Menschenbild, 

(Lachen bei der SPD) 

daß eben unsere Politik mit diesem Konzept und 
diesen Grundsätzen tatsächlich gelingen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Scheinheilig- 
keit!) 

Vizepräsident Wurbs; Das Wort hat Frau Abgeord- 
nete Beck-Oberdorf. 

(B) 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Wir haben heute 
morgen schon von Herrn Dregger eine Lektion über 
die Familie und über die Kinder bekommen und 
wie schön Kinder sind. Aber es ist doch interessant, 
daß er, wenn er von Kindern als dem kostbarsten 
Gut spricht, diese gleich im Zusammenhang mit In- 
vestitionsbegriffen nennt. Das ist ein durch und 
durch materieller Begriff, und oft reduziert sich das, 
was in unserer Umwelt mit Kindern gemacht wird, 
wirklich auf diesen materiellen Gehalt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich finde es geradezu ungeheuerlich, daß gerade in 
Richtung auf die alternative, bunte und grüne 
Szene so getan wird, als ob dort die Kinder- und 
Menschenfresser säßen, wo man doch wirklich be- 
obachten kann, daß dort tatsächlich im Sinne von 
sprießendem Leben Politik gemacht wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich will nicht verhehlen, daß es oft keinen großen 
Spaß macht, Zeitung zu lesen. So verging mir diese 
Lust am Zeitungslesen auch gleich, als ich dieses 
Jahr aus dem Urlaub heimkehrte und als erstes 
Herrn Geißlers Weisheiten über das vernehmen 
mußte, was die Frau wirklich will. 

Es ist schon eine Pikanterie für sich, daß bei uns 
die Frauenpolitik von Männern vertreten wird. 
Nach Meinung der Regierung sind wir wohl noch 
nicht so weit, daß wir uns selbst vertreten können, 
und deswegen ist es auch folgerichtig, daß zu der 
Weltfrauenkonferenz in Nairobi die deutsche Frau- 


endelegation wieder von Herrn Geißler angeführt (C) 
werden wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

In Stuttgart auf dem CDU-Parteitag verkündete 
nun dieser Minister, daß Hausfrauen mit dieser 
selbst gewählten Aufgabe zufrieden seieh und daß 
es gelte, sich gegen das Diktat verklemmter Femini- 
stinnen in den öffentlich-rechtlichen Medien zu 
wehren. 

(Berger [CDU/CSU]: Da hat er recht!) 

„Feministin“ als Schimpfwort und „verklemmt“ 
dazu, das ist so eine Ungeheuerlichkeit, so eine Un- 
verschämtheit, daß wir Frauen eigentlich jede Aus- 
einandersetzung mit diesem Herrn Minister ver- 
weigern sollten und auch mit einer Regierung, die 
es wagt, uns so einen Minister als Frauen- und 
Familienminister zu präsentieren. 

Vizepräsident Wurbs: Frau Abgeordnete, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Geißler? 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Bitte. 

Dr. Geißier (CDU/CSU): Verehrte gnädige Frau, 
darf ich Sie fragen, woher Sie wissen, daß ich nach 
Nairobi fahre, nachdem feststeht — das kann nur 
ich beurteilen — , daß ich es selbst nicht weiß? 

(Heiterkeit) 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Wir wollen uns viel- 
leicht in einem Jahr wiedersprechen, Herr Geißler, 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Nein, Sie haben 
das ja behauptet! Woher wissen Sie es 
denn?) 

— Sie haben es bisher so gehandhabt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Was für eine Logik!) 

Heute sind es also verklemmte Feministinnen, 
die Frauen, die mehr Familie-Freude-Frieden-Eier- 
kuchen-Ideologie nicht mehr auf den Leim gehen 
und die oft aus eigener leidvoller Erfahrung haben 
lernen müssen, daß die Beschwörung der glückli- 
chen Familie oft verlogen ist und auf dem Rücken 
der Frau ausgetragen wird. Daß diese Beschwörung 
der glücklichen Familie verlogen ist, sieht man z. B. 
an solchen Tatsachen, daß es pro Jahr 300 000 se- 
xuell mißbrauchte Mädchen aus Familien gibt, oft 
von den Vätern, von Verwandten mißbraucht. Ich 
will damit nicht sagen, daß die Familie abgeschafft 
werden sollte. Aber sie muß in ihrer jetzigen Form 
in Frage gestellt werden. Es ist doch nicht so, daß 
unsere Gesellschaft wirklich sagen könnte, daß die 
Familie, wie sie im Augenblick aussieht, rundherum 
gut ist. Das ist doch einfach nicht so. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Besser als Sie glauben! — Ber- 
ger [CDU/CSU]: Sie ist nicht unbedingt 
schlecht!) 

Früher wurden die Frauen, die für sich und an- 
dere entgegen den Normen der Männergesellschaf- 
ten Freiräume zu erreichen suchten, als Hexen ver- 
folgt. Hexen waren kluge und schöne Frauen. Sie 
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(A) kannten die Kunst der Geburtsheilkunde, die 
Schwangerschaftsverhütung und die Fruchtabtrei- 
bung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht die 
von Hänsel und Gretel!) 

So erweiterten sie das Selbstbestimmungsrecht der 
Frauen und wurden deswegen bekämpft. Hexen wa- 
ren es früher, Feministinnen sind es heute. Wir 
wird es morgen aussehen? Es ist also ein Hohn, daß 
dieser Minister als Familienminister für uns Frau- 
enpolitik gestalten will. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Allerdings!) 

Aber ich will auch betonen, daß in diesem Aus- 
spruch eigentlich eine gewisse Logik liegt. Denn 
betrachtet man die familienpolitischen Vorschläge, 
die Maßnahmen wie das Babyjahr, die Diskussio- 
nen um den § 218, die steuerlichen Vorhaben, die 
immer darin resultieren, alleinstehende Frauen zu- 
rückzusetzen, nur die Frau, die in der Ehe lebt, zu 
schützen, so zeigt sich tatsächlich, daß diese Regie- 
rung der Frau die Spielräume in Richtung einer 
echten Emanzipation tatsächlich nicht erweitern 
will. Diese Politik läuft darauf hinaus, die Rolle der 
Frau als Nur-Hausfrau, als möglichst billige Pflege- 
rin, als verschiebbare Arbeitskraft, also weiterhin 
als Untergebene zu zementieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN -- Berger [CDU/ 
CSU]: Exakt falsch! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU: Keine Ahnung! ~ Das sind 
Unterstellungen! — Sie bauen einen Po- 
(ß) panz auf!) 

Die finanziellen Entscheidungen, an denen Sie jetzt 
herumbasteln, sind dabei nur kosmetische Pfläster- 
chen. Nehmen wir z. B. das Erziehungsgeld, 600 DM 
ab 1986 für alle Väter und Mütter. Meine Herren 
Minister, wer von Ihnen oder wer aus den Reihen 
Ihrer Staatssekretäre oder selbst welcher Ihrer 
Chauffeure würden seinen Arbeitsplatz aufgeben, 
um für 600 DM die Familie zu ernähren? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das heißt, bei dem Erziehungsgeld für Mütter und 
Väter, wie Sie es so pseudoemanzipiert nennen, 
kann man die Väter schon einmal herausstreichen. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Bei Ihrer Konzep- 
tion, nicht bei unserer!) 

Es ist also nur ein Trostpflaster für die Frau. Ich 
will natürlich gar nicht bestreiten: Es ist besser, 
wenigstens ein großzügiges Taschengeld zur Verfü- 
gung zu haben als gar nichts. Aber das dicke Ende 
korhmt ja erst später. Denn von Arbeitsplatzgaran- 
tie, Herr Geißler, ist bereits nicht mehr die Rede. 
Schwuppdiwupp, diese Frauen hätten wir bereits 
vom Arbeitsmarkt. Und darum geht es nämlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Geißler 
[CDU/CSU]: So können nur Leute reden, 
die ein hohes Einkommen haben! Sie ha- 
ben ein hohes Einkommen, sonst würden 
Sie nicht über 600 DM so reden!) 

— Es geht darum, Herr Geißler, daß es keine An- 
sätze gibt, daß Männer wirklich in die Aufgabentei- 
lung hineingenommen werden. Der Frau wird die 


Heimkehr an den Herd ein kleines bißchen ver- (C) 
süßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Geißler 
[CDU/CSU]: Sie wissen nicht, was 600 DM 
netto bedeuten!) 

Herr Fink hat sich auch nicht versprochen, sondern 
nur verplappert, als er gesagt hat — ich zitiere 
das — : 

Es muß dafür gesorgt werden, daß die Frauen, 
die an einem Wiedereingliederungskursus teil- 
nehmen, aber nicht unbedingt erwerbstätig 
werden wollen, nicht in die Arbeitslosigkeit 
entlassen werden, sondern die Möglichkeit er- 
halten, in wichtigen sozialen Bereichen ehren- 
amtlich zu arbeiten. 

Da hätten wir es nämlich genau. Das ist die Rolle, 
die Sie für die Frau in dieser Gesellschaft vorberei- 
ten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie haben es 
nicht begriffen!) 

Es gibt noch andere Momente, die beweisen, daß 
Sie eine Emanzipation der Frauen verhindern statt 
ermöglichen wollen. Ihre Partei entdeckt jetzt wie- 
der die Familie als sorgende Einheit; Alte, Pflegebe- 
dürftige, Eltern, Kinder sollen wieder möglichst 
lange Zusammenleben können. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist auch gut so!) 

Das ist ein Modell, das auch wir grundsätzlich nicht 
ablehnen. Schließlich haben wir Vorschläge unter- 
breitet, das Heim- und Pflegewesen zugunsten an- 
derer Lebensformen zu verändern, aber eben Le- 
bensformen, die nicht letztlich auf dem Rücken der 
Frau ausgetragen werden. Wenn von Ihnen solche 
Vorschläge kommen, sollte frau wachsam sein, 
denn man muß sogleich den Bezug zu Herrn Stol- 
tenbergs hochgelobter Haushaltssanierung herstei- 
len, die ja gerade von der Kürzung sozialer Leistun- 
gen herrührt. Immerhin belaufen sich diese Kür- 
zungen — da gehört die Operation ’82 dazu — in 
den Jahren 1982 bis 1984 und damit das Volumen 
des Transfers in andere Bereiche auf 210 Milliarden 
DM, und diese Kürzungen landen letztlich im Alltag 
der Frauen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

denn Kürzungen der Leistungen nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz von Pflegegeldern und so weiter, 
der Ersatz von Hilfsmaßnahmen durch die billigere 
ambulante Hilfe gehen doch zu Lasten der Frauen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht wahr!) 

Ihre ideologische Aufwertung der Frau als hehre 
Mutter und Sorgende hilft da nicht viel. Sie ist der 
notwendige Kleister, um das Sparwerk zusammen- 
zuhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie bauen einen 
Popanz auf! — Abg. Kroll-Schlüter [CDU/ 

CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich habe leider keine Zeit mehr. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Was Sie sagen, ist 
die Unwahrheit!) 
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Frau Beck-Oberdorf 

(A) Herr Geißler, Sie sprachen heute morgen über die 
Familie und die Freiheit in der Familie. Meine Mut- 
ter hat ihr Mutterkreuz unter dem Faschismus be- 
kommen. Das ist wohl nicht gerade ein rühmliches 
Beispiel für Familienförderung gewesen. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Sie sagen unun- 
terbrochen die Unwahrheit!) 

Es wird nicht möglich sein, meine Herren, die 
Frau so zu entlohnen, daß sie als Hausfrau finan- 
ziell den Erwerbstätigen gleichsteht Das wird nicht 
möglich sein. Ich behaupte auch, daß die Frau aus 
ihrer sozial untergeordneten Rolle nur herausfin- 
den kann, wenn sie nicht vom Erwerbsleben und 
damit vom öffentlichen und sozialen Leben ausge- 
stoßen wird. 


Ich möchte noch ganz kurz etwas anderes anspre- 
chen, Herr Geißler. 

(Zuruf des Abg. Dr. Geißler [CDU/CSU]) 

Sie haben vielleicht gehört, daß es in der Bundesre- 
publik — 


[CDU/CSU]; Mit Angstmachen Wähler ge- 
winnen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Das sind Tatsachen, Herr Geißler, an denen kann 
man nicht Vorbeigehen. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Mit Angstmache- 
rei auf Stimmenfang!) 

Sie als Familienminister müßten sich in die vorder- 
ste Reihe der Umweltschützer stellen und eine 
wirkliche Entgiftung unserer Gesellschaft fordern. 
Das wäre Ihre Aufgabe. Da geht es auch nicht an zu 
sagen, die Zahl der Unfalltode sei viel höher als die 
der Krebstode bei Kindern. Das müßte demgegen- 
über heißen, daß Sie für neue Verkehrskonzeptio- 
nen eintreten müßten. Das wäre Aufgabe für einen 
Familienminister, wenn er sich wirklich um Kinder 
kümmern möchte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich meine trotzdem, daß Frauen sich nicht entmu- 
tigen lassen sollten, Kinder zu bekommen. Es geht 
auch nicht darum, eine depressive Weltuntergangs- 
stimmung zu verbreiten. Gerade die Elterninitiati- 
ven zeigen, daß Frauen kapiert haben, daß sie sich 
nicht auf das häusliche Leben allein beschränken 
können, daß die Politik letztlich bis in den Baby- 
korb hineinreicht und daß sie deswegen selber mit 
eingreifen und mitgestalten müssen, weil von die- 
sem Hohen Hause in dieser Richtung nichts zu er- 
warten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Eimer. 


Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Frau Beck-Oberdorf hat gerade 
kritisiert, daß die Familienpolitik hier von Männern 
vorgetragen wird. An anderen Stellen wird kriti- 
siert, daß Frauen in der Politik von den Männern 
immer genau auf die Gebiete der Frauenpolitik und 
Familienpolitik abgeschoben werden. Die GRÜNEN 
fordern, daß die Männer mehr Funktionen in der 
Familie übernehmen. Ich halte das für richtig. In 
der FDP-Fraktion ist zum Beispiel eine Frau zu- 
ständig für den Haushalt, und ein Mann ist zustän- 
dig für die Familienpolitik. Wir machen das. Die 
Gleichberechtigung ist bei uns nicht nur ein leeres 
Wort. Ich verstehe Ihre Argumente und Ihre An- 
griffe überhaupt nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Haushalt 1985 ist 
nach vielen Haushalten der Vergangenheit ein 
Haushalt, der von uns Familien- und Sozialpoliti- 
kern nicht Einsparungen fordert, sondern wieder 
Gestaltung zuläßt. Erstmals ist wieder ein Famili- 
enlastenausgleich möglich, der — von der Finanz- 
masse her — diesen Namen auch verdient. Die Kon- 
solidierung, auf die der Finanzminister so stolz hin- 
gewiesen hat — nicht nur er ist froh darüber — , war 
die Voraussetzung für diese Änderung in der Fami- 
lienpolitik. 


Vizepräsident Wurbs: Einen Moment, Frau Abge- 
ordnete. — Herr Abgeordneter Geißler, es ist nicht 
üblich, hier einen Dialog zu führen. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Wenn ich Zeit be- 
komme, können wir ihn gerne hier führen. 

(Frau Fuchs [SPD]: Das ist sein Menschen- 
bild! Stellen Sie sich einmal vor, wir hätten 
lauter kleine Geißlers! Das wäre schreck- 
lich! — Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Er ist 
schlecht erzogen worden!) 

Es haben sich inzwischen 135 Elterninitiativen in 
der Bundesrepublik gegründet, viele davon gegen 
Pseudo-Krupp, aber noch mehr gegen die Umwelt- 
gifte allgemein. Sie haben heute morgen nichts an- 
deres getan, als die Probleme herunterzuspielen. 
Denn es ist doch so, daß tatsächlich die Frau, wenn 
sie heute vorhat, ihr Kind zu stillen, von den Ärzten 
gewarnt wird vor den schädigenden Stoffen. Nimmt 
sie Nestle plus Wasser, dann weiß sie in vielen Ge- 
genden, daß der Nitratgehalt zu hoch ist. Nimmt sie 
Mineralwasser, muß sie aufpassen, nimmt sie den 
Schnuller, dann ist ein schädigender Weichmacher 
drin. In den Pampers ist PVC, und krabbelt das 
Kind auf dem Fußboden, dann muß sie vor asthma- 
tischen Erkrankungen Angst haben. 

(Berger [CDU/CSU]: Am besten, man wird 
gar nicht mehr geboren! — Dr. Geißler 


(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da sind wir wieder beim Thema. Das heißt, daß 
Familienpolitik von den Männern und vom Arbeits- 
ieben her gestaltet werden muß, und das heißt Ar- 
beitzeitverkürzung für Frauen und Männer, damit 
von beiden die gesellschaftlichen Aufgaben wie Sor- 
ge- und Pflegearbeit übernommen werden und daß 
Erwerbs- und Hausarbeit zu gleichen Teilen aufge- 
teilt werden können. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Sie hätten gerne, 
daß wir eine solche Politik machen!) 

Das ist das einzige Konzept für einen emanzipatori- 
schen Ansatz. 


(C) 


(D) 
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Eimer (Fürth) 

(A) Eines hat sich gegenüber früheren Jahren jedoch 
grundsätzlich geändert. Wir verteilen nicht mehr 
von den Überschüssen, sondern wir müssen um- 
strukturieren. Wenn wir verteilen, dann müssen wir 
Farbe bekennen, denn wir müssen sagen, woher wir 
es holen wollen. Wohltaten auf Pump darf es nicht 
mehr geben; es wird sie auch nicht mehr geben, 
solange diese Koalition besteht. Wir werden nicht 
leichtfertig Spendierhosen anziehen. 

Die SPD — der Beitrag von Herrn Roth hat es ja 
gezeigt — macht es sich gar zu leicht. Sie hat die 
Notwendigkeit in einer Welt mit geringeren Wachs- 
tumsraten noch nicht verstanden. 

Eine Maßnahme im Rahmen des Familienlasten- 
ausgleichs steht ganz oben auf der Prioritätenliste 
der FDP: Das ist die Anerkennung der Erziehungs- 
jahre. Die vorgesehenen Modelle der Rentenreform 
sind ohne die Anerkennung von Erziehungsjahren 
nicht denkbar. Familien mit Kindern sind in vielfa- 
cher Hinsicht benachteiligt. Diese Familien haben 
weniger Freizeit für sich persönlich, sie sind mehr 
abhängig, und sie haben ein geringeres Familien- 
einkommen, weil normalerweise nur eine Person 
verdient. Sie haben eine geringere Rente im Alter, 
und wenn die Eltern zum Pflegefall werden, müssen 
die Kinder die Kosten übernehmen. Wenn diejeni- 
gen, die keine Kinder haben, zum Pflegefall werden, 
muß der Staat die Kosten übernehmen. 

Das vorgesehene Erziehungsgeld muß unter den 
gleichen Gesichtspunkten betrachtet werden. Es 
schafft einen Ausgleich zwischen denen, die Kinder 
(ß) erziehen, und denen, die keine Kinder erziehen. Es 
wird unabhängig davon ausgezahlt, ob vorher ein 
Arbeitsverhältnis bestand oder nicht oder ob der 
Mann oder die Frau zu Hause bleibt. Auch das ist 
ein Element der Gleichberechtigung, das in frühe- 
ren Gesetzen nicht enthalten war. 

Ich mache aber keinen Hehl daraus, daß mir die 
vorgesehene Einkommensgrenze nicht sehr gefällt. 
Wenn man die soeben beschriebenen Effekte errei- 
chen will, dann soll man das Erziehungsgeld etwas 
erhöhen, es dafür aber versteuern. Das bedeutet: 
Wenn eine Familie ein hohes Jahreseinkommen 
hat, dann muß sie hohe Steuern bezahlen und hat 
im Ergebnis weniger als die Familie, die ein gerin- 
ges Jahreseinkommen hat und weniger Steuern 
entrichten muß. Diese Maßnahme ist sehr viel un- 
bürokratischer; sie hat die gleiche soziale Wirkung 
wie Einkommensgrenzen. 

Lassen Sie mich noch ein bißchen auf die Ein- 
kommensgrenzen zu sprechen kommen. Wir haben 
eine ganze Reihe von Sozialgesetzen, in denen es 
Einkommensgrenzen gibt, z. B. das Kindergeld, 
BAföG, Wohngeld, Sparförderung, Wohnungsbau- 
förderung, und beim Erziehungsgeld ist eine vorge- 
sehen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das haben Sie 
doch alles gekürzt!) 

Wir setzen mit diesen Einkommensgrenzen die so- 
ziale Wirkung und die Leistungsbezogenheit des 
Steuersystems außer Kraft, und zwar mit sehr viel 
Bürokratie. Derjenige, dessen Einkommen sich die- 
sem Schwellenwert nähert, hat — seien diese 


Schwellen auch noch so abgestuft und bestehen (C) 
noch so viele Übergangsregelungen — keinen Vor- 
teil mehr von Leistung. Wenn man Transferleistun- 
gen und Steuersystem zusammenfaßt — das muß 
man ja wohl auch machen, denn beides verordnet 
der Staat — , dann geht diese gemeinsame Grenzbe- 
lastung in vielen Bereichen gegen 100 %, ja sie kann 
sogar darüber liegen. Das heißt: Ein höheres Brutto- 
einkommen kann ein niedrigeres Nettoeinkommen 
bedeuten. 

Ich meine, wir sollten uns Gedanken darüber ma- 
chen, wie wir aus diesem Teufelskreis herauskom- 
men. Wir sollten dafür sorgen, daß die Leistungsfä- 
higkeit in diesen Familiengesetzen nicht bestraft, 
sondern belohnt wird. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Der Schwerpunkt des Familienlastenausgleichs 
liegt jedoch nicht beim Erziehungsgeld, sondern bei 
den kinderbezogenen Leistungen. Ich will es etwas 
allgemeiner sagen, als der Bundeskanzler und der 
Finanzminister es getan haben: Bei gleichem Ein- 
kommen muß die Familie mit Kindern nach Steu- 
ern- und Transferleistungen deutlich mehr haben 
als Familien ohne Kinder. Hierin sind wir uns völlig 
einig. Das muß das Ziel unserer Politik sein. Hier ist 
wieder — das nehmen wir dankbar zur Kenntnis — 
Bewegung in die Familienpolitik gekommen; wir | 
können Ungerechtigkeiten ausgleichen. Die Voraus- 
setzung dazu — ich muß mich wiederholen — wa- 
ren die Haushaltsbeschlüsse, die diese Koalition 
bisher getroffen hat. (D) 

Was die Ausgestaltung im Detail angeht, so wird 
man sich damit noch näher befassen müssen. Das 
Prinzip der Freibeträge wirkt genau umgekehrt wie 
ein Kindergeld mit Eirtkommensgrenzen. Das kann 
notwendig sein, um die negativen Auswirkungen 
des einen Systems durch ein anderes System zu 
korrigieren. Hier — das ist zunächst noch meine 
persönliche Meinung — hebt ein System das andere 
auf, die Systeme neutralisieren sich, und übrig 
bleibt Bürokratie. 

(Beifall der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[SPD]) 

— Ich bin natürlich sehr erstaunt, daß ich Beifall 
von den Sozialdemokraten bekomme. Denn genau 
Bürokratie ist bisher immer das Konzept der Sozi- 
aldemokraten gewesen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zurufe von der SPD) 

Wir sollten weiter nach besseren Lösungen su- 
chen; wir bieten unsere Mithilfe an. Im übrigen 
glaube ich, daß wir es der Opposition zu leicht ma- 
chen. Sie sucht sich nämlich aus unseren beiden 
Systemen das aus, was für ihre Propaganda besser 
ist, und vergißt, daß die ganze Wahrheit doch etwas 
anders ausschaut. Ich glaube, wir sollten hier ein 
System suchen, das es der Opposition nicht erlaubt, 
aus der Verantwortung und aus Vorschlägen so 
leicht herauszukommen. 

Entscheidend bei all diesen Lösungen der Sozial- 
politik, der Familienpolitik ist aber, was am Ende 
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Eimer (Fürth) 

(A) im Portemonnaie bleibt, auch und gerade im Porte- 
monnaie des kleinen Mannes. Spätestens dann wird 
jeder wissen, was von dem Gerede der Sozialdemo- 
kraten zu halten ist. Ich bin überzeugt, wir werden 
diese Probe bestehen. Schon heute spürt jeder, was 
es bedeutet, daß die Inflation gesunken ist, daß er 
für mehr Geld nicht mehr weniger kaufen kann. 
Das hilft gerade auch dem kleinen Mann. 

In einem weiteren Punkt ist eine wichtige Kor- 
rektur vorgenommen worden: Junge Arbeitslose er- 
halten wieder Kindergeld. Das ist die Korrektur 
eines Gesetzes, das noch in der Zeit der alten Koali- 
tion auf hektische Art und Weise zustande gekom- 
men ist. 

Neben diesem finanziellen Rahmen ist der gei- 
stige Hintergrund fast noch wichtiger. Minister 
Geißler hat darauf hingewiesen; ich bin ihm dafür 
sehr dankbar. Für uns Liberale ist es tatsächlich 
genauso wichtig, die Freiräume für Familien zu er- 
weitern und vor allem vor den Ansprüchen des 
Staates und der Gesellschaft zu schützen. Freiraum 
ist nicht nur der finanzielle Freiraum, sondern auch 
der Raum, in dem sich Kinder in den Straßen unse- 
rer Städte bewegen können, es ist der rechtliche 
und vor allem der emotionale Freiraum. 

Ein wichtiger Punkt in dieser Familienpolitik — 
darauf wurde schon hingewiesen — ist das Jugend- 
schutzgesetz. Nach den Anhörungen bin ich über- 
zeugt, daß wir dieses Gesetz noch in diesem Jahr 
zügig und gut verabschieden werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin, meine Damen und Herren — damit will 
ich zum Schluß kommen — , dem Finanzminister 
für diese Politik, die zu einer straffen Kassenfüh- 
rung geführt hat, dankbar. Ich bin dankbar, daß die 
Inflation gesenkt worden ist Ich bin dankbar, daß 
Voraussetzungen dafür geschaffen worden sind, 
daß man die Zukunft wieder gestalten kann. Gerade 
junge Leute sind darauf angewiesen, daß sie Zu- 
kunftsperspektiven haben, daß sie wissen, daß sie 
ihre Zukunft gestalten können. Die Voraussetzung 
dafür ist auch durch diesen Haushalt geschaffen 
worden. 

Wir werden diesen Weg unterstützen. Wir hoffen, 
daß wir auf diesem Weg noch weiter vorankommen 
werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
wir treten in die Mittagspause ein. Die Aussprache 
wird um 14 Uhr fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.19 Uhr bis 14.00 
Uhr) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. Als 
nächster Redner ist der Herr Bundesminister für 
Wirtschaft gemeldet. 


Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: (C) 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Haushaltsdebatte bietet Gelegenheit zu 
einer wirtschaftspolitischen Positionsbestimmung, 
und sie bietet auch Gelegenheit für die Opposition, 
sich mit der Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung kritisch auseinanderzusetzen. Ob das, was bis- 
her im Verlauf der Debatte der Kollege Roth dazu 
gesagt hat, das einzige bleiben wird, kann ich nicht 
beurteilen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war mager!) 

Wenn es die einzige Kritik bleibt, dann habe ich 
damit keine allzu großen Schwierigkeiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zunächst einmal wird die Opposition bei allen 
Unterschieden im Grundsätzlichen der Regierung 
sicher zustimmen, daß zwei Ziele des Stabilitätsge- 
setzes auf jeden Fall erreicht sind, nämlich die Sta- 
bilität des Preisniveaus und das außenwirtschaftli- 
che Gleichgewicht. Erstmals seit 15 Jahren haben 
wir bei den Preisen eine Eins vor dem Komma und 
stehen damit auch international an der Spitze. Dies 
ist das Ergebnis unserer Finanz- und Wirtschaftspo- 
litik und der an der Geldwertstabilität orientierten 
Geldpolitik der Deutschen Bundesbank. 

Eine solche Stabilität nur als haushalts- und fi- 
nanzpolitischer Erfolg ist zu wenig. Bei der Wer- 
tung muß man berücksichtigen, was dieser Erfolg 
auch sozialpolitisch bedeutet. Ein derartiger Erfolg 
stärkt die Kaufkraft. Ein solches Ergebnis ist ein 
Erfolg auch für diejenigen, die allzu leicht bei wirt- 
Schafts- und tarifpolitischen Auseinandersetzungen 
vergessen werden. Man vergißt immer wieder, daß 
bei solchen Auseinandersetzungen über Lebensbe- 
dingungen nur eines Teils der Bevölkerung verhan- 
delt wird und daß die Ergebnisse dieser Politik nur 
für einen Teil der Bevölkerung Rahmendaten ihres 
Lebens abgeben. Der große Teil derjenigen in unse- 
rer Bevölkerung, die nicht beschäftigt sind, vor al- 
len Dingen auch derjenigen, die einmal beschäftigt 
waren, nämlich der Teil der Rentner, wird viel stär- 
ker von diesem Stabilitätserfolg betroffen, und zwar 
positiv, als alle diejenigen, die in den Tarifauseinan- 
dersetzungen von den Ergebnissen berührt wer- 
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen haben wir hier für jedermann das Fun- 
dament für verläßliche Zukunftsentscheidungen ge- 
schaffen. 

Auch das außenwirtschaftliche Gleichgewicht ist 

wiederhergestellt. Wir werden auch 1984 einen 
Überschuß in der Leistungsbilanz haben. Dieser Er- 
folg läßt nur zu schnell vergessen, daß wir noch vor 
vier Jahren ein Defizit in der Leistungsbilanz von 
fast 30 Milliarden DM hatten. 

Heute gilt demgegenüber: Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen ist 
deutlich verbessert. Wir haben uns vor kurzem in 
einer Studie mit diesem Problem im einzelnen be- 
faßt, weil ja immer wieder die Behauptung auf ge- 
stellt wird, daß die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Industrie nicht mehr dem entspricht, was ein- 
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(A) mal als Standard und Niveau in der Vergangenheit 
festzustellen war. 

(Dr. Weng [FDP]: Das ist rote Schwarzma- 
lerei!) 

Das ist falsch, 

(Roth [SPD]: Das hat Ihr Koalitionspartner 
jahrelang behauptet!) 

und zwar deswegen, weil eine einseitige Betrach- 
tung zu diesem Urteil geführt hat. Man hat sich 
nämlich auf bestimmte Produktbereiche allein kon- 
zentriert. Es stimmt natürlich, daß wir in bestimm- 
ten Produktbereichen, etwa in der Mikroelektronik, 
hinter andere Länder zurückgefallen sind. Diesen 
Abstand muß man wieder aufholen. Da wir diese 
Vorteile anderer ja auch in unserer eigenen Pro- 
duktion ausnutzen können, hat das aber nicht be- 
deutet, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
im ganzen darunter gelitten hätte. 

(Roth [SPD]: Also keine Erblast! Das ist ja 

logisch! — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Daran 
sind die Sozis nicht schuld!) 

— Herr Roth, das ist deswegen keine Erblast, weil 
die Wirtschaftspolitik in der früheren Regierung 
ganz wesentlich von meinem Kollegen Lambsdorff 
geprägt worden ist. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der SPD 
— Roth [SPD]: Ih der Mitte kein Beifall!) 

Ein Erbe besteht ja immer aus verschiedenen Tei- 
len: aus Immobilien, Mobilien und vielleicht aus der 
Kasse. Die Kasse haben wir, was wirtschaftspoliti- 

(B) sehe Dinge angeht, von Graf Lambsdorff übernom- 
men. Darüber können wir uns nur freuen — ge- 
meinsam, wie ich hoffe. 

Diese internationale Wettbewerbsfähigkeit ist na- 
türlich auch der wichtigste Grund dafür, daß unsere 
Exporte überproportional steigen. Der deutsche An- 
teil am Welthandel nimmt sogar zu. 

Das außenwirtschaftliche Gleichgewicht ist aber 
selbstverständlich keine für die Zukunft automa- 
tisch gesicherte Größe. Es wird zum Teil auch da- 
von bestimmt, daß wir im Augenblick in der Tat ein 
Währungsverhältnis zum Dollar haben, das uns ins- 
besondere im Export in die Vereinigten Staaten be- 
günstigt. Nur, Herr Kollege Roth, wenn Sie das Dol- 
lar-DM-Verhältnis als einen Teil Ihrer Kritik her- 
ausgestellt und gemeint haben, die Wirtschaftspoli- 
tik dieser Regierung sei schon deswegen geschei- 
tert, weil sie sich eigentlich schämen müsse, daß der 
Dollar jetzt 3 DM koste, dann muß ich Ihnen sagen: 
Das hätte ich von Ihnen als dem sogenannten Wirt- 
schaftsexperten der SPD-Fraktion eigentlich nicht 
erwartet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Roth? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Da Herr Roth mir während meiner Krankheit einen 
Brief ins Krankenhaus geschrieben hat, möchte ich 


ihm diese Zwischenfrage jetzt sozusagen als Dank (C) 
gestatten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was war denn 
dringestanden?) 

Roth (SPD): Das sind ja eigenartige Bedingungen, 
die man erfüllen muß, bevor man ins Gespräch 
kommt. Aber gut. 

Herr Bangemann, Sie haben das richtig empfun- 
den: Ich habe das nicht als ein so ernstes Argument 
eingebracht. 

(Zurufe von der FDP: Aha!) 

Aber ich darf, Herr Bangemann, eine Frage stellen: 
Erinnern Sie sich an eine Wahlanzeige der CDU 
zum 6. März 1983, in der sie geschrieben hat, der 
DM-Kurs steigt, das haben wir nach der Wende her- 
vorgebracht? Darauf bezog sich meine Bemerkung. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Wo war 
denn die Anzeige gestanden?) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 

Herr Roth, wenn Sie das so relativieren, können wir 
darüber sicher diskutieren. Ein solcher Kurs, der 
sich übrigens am freien Markt bildet — er wird ja 
nicht festgesetzt — , hat von daher gesehen natür- 
lich unterschiedliche Elemente. Eines der Elemen- 
te, die man dabei berücksichtigen muß, ist natürlich 
auch die Stärke einer Wirtschaft. Bei dem hohen 
Dollarkurs spielt ja auch die Stärke der amerikani- 
schen Wirtschaft, das Vertrauen in die amerikani- 
sche Wirtschaft eine Rolle. (D) 

(Wieezorek [Duisburg] [SPD]: Und die 
Schwäche unserer Wirtschaft!) 

— Moment. Sie sollten mit solchen Schlußfolgerun- 
gen nicht so vorschnell sein; denn wenn Sie wissen, 
daß im Verhältnis zur D-Mark der Dollarkurs weni- 
ger gestiegen ist als im Verhältnis zu anderen Wäh- 
rungen, werden Sie sagen müssen: Einerseits ist die 
amerikanische Wirtschaft stark, aber andererseits 
ist unsere Wirtschaft auch so stark, daß sich der 
Abstand zur D-Mark relativ geringer hält als zu 
anderen Währungen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn Sie sagen, es seien noch Risiken vorhan- 
den, wenn man unsere zukünftige Ausfuhr betrach- 
te, dann ist das auch richtig. Aber man muß wissen, 
daß z. B. 80% unserer Ausfuhr in D-Mark abgewik- 
kelt werden und nur 20% in anderen Währungen, 
die allerdings vorwiegend in Dollar. Bei der Einfuhr 
ist es so, daß 70% in D-Mark abgewickelt werden 
und 30 % in anderen Währungen, auch wieder über- 
wiegend in Dollar. Mit anderen Worten: Wir haben 
eine gewisse Mischung des Währungsrisikos, weil 
wir zu einem großen Teil auch unsere eigene Wäh- 
rung zugrunde legen. 

Wir möchten aber schon an dieser Stelle betonen, 
daß wir bei der Verteidigung dieser Leistungsbilanz 
in Zukunft nicht einfach damit rechnen können, ein 
solch günstiges Austauschverhältnis bewahren zu i 
können, ohne daß wir etwas Vernünftiges tun. Des- 
wegen muß sich die Leistungs- und vor allen Din- 
gen die Anpassungsfähigkeit unserer Wirtschaft 
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(A) immer wieder neu bewähren. Wer diese Wirtschaft 
nicht einem ständigen Druck zum Wandel aussetzt, 
wer ganz bewußt vermeidet, technologische Ent- 
wicklungen, außenwirtschaftliche Risiken oder 
auch sozialpolitische Entwicklungen sich auswir- 
ken zu lassen, wird die Anpassungsfähigkeit dieser 
Wirtschaft vermindern und damit dann in der Tat 
Zukunftschancen vermindern. Das wollen wir ver- 
meiden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es kam vor allem darauf an, die Voraussetzungen 
und Bedingungen für wirtschaftliche Tätigkeit wie- 
der zu verbessern. Die schöpferischen Kräfte in un- 
serer Wirtschaft sollen sich wieder entfalten kön- 
nen. Leistung muß wieder ihren Lohn finden. Erfolg 
muß wieder respektiert werden. 

Der Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik erfor- 
dert viel Verständnis für die ökonomischen Not- 
wendigkeiten bei jedem einzelnen. Aber er erfor- 
dert eben auch viel Verständnis gerade auch bei 
denjenigen, die diese wirtschaftspolitische Grund- 
satzbestimmung deswegen nicht mitvollziehen kön- 
nen, weil sie gegen die Grundwerte eingestellt sind, 
die hier notwendig sind, und dagegen etwas unter- 
nehmen. Wer in seiner generellen Politik, in seiner 
generellen Philosophie, wenn ich das einmal so sa- 
gen darf, nicht auf Leistung setzt, der wird eben 
eine solche auf Leistung bezogene erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik auch nicht machen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer nicht auf die schöpferischen Kräfte setzt, 
wird eben solche Kräfte auch nicht freisetzen kön- 
nen. Er wird zur Reglementierung greifen wollen. 
Er wird Programme entwerfen. Er wird immer 
dann, wenn er ein Problem sieht, als erstes einmal 
ein Amt einsetzen, in der Hoffnung, daß ein Amt 
dieses Problem schon beseitigen werde. Das ist eine 
falsche Wirtschaftspolitik. 

(Roth [SPD]: Schöpferische Kräfte bei die- 
ser Regierung? Das sind ja eigenartige Be- 
griffe!) 

— Herr Roth, wenn Sie nicht glauben, daß wir diese 
schöpferischen Kräfte wieder freigesetzt haben, 
dann vergleichen wir das, was wir tun, doch einmal 
mit dem, was Sie vorgeschlagen haben. Was schla- 
gen Sie in dieser Wirtschaftspolitik denn eigentlich 
vor? Was schlagen Sie in dieser Finanzpolitik vor? 
Wir haben die Rede von Herrn Apel hier doch alle 
gehört. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Arbeit und Um- 
welt z. B.l) 

— Darauf komme ich gleich. Ich will Ihnen ein 
anderes Beispiel nennen. Ich will Ihnen einmal ein 
schöpferisches Programm vorlesen. Was würden 
Sie von einem solchen Programm halten? Zunächst 
einmal: Wer einen schnellen Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit versprechen würde, ist ein Lügner, denn 
Wunderrezepte zur Bekämpfung dieses Krebsge- 
schwürs gibt es heute nicht. 

(Roth [SPD]: Das ist richtig!) 


Man muß von verstärkten Exporten, wofür ein (C) 
rückläufiger Preis- und Lohnkostenanstieg die 
wichtigste Voraussetzung ist, eine Belebung der 
Wirtschaft erwarten. Auch die Modernisierung der 
Wirtschaftsstruktur ist notwendig. 

(Roth [SPD]: Richtig!) 

Um die so frei werdenden Arbeitskräfte nach ihrer 
Umschulung in anderen Unternehmen unterzubrin- 
gen, muß man vor allen Dingen auf die mittelständi- 
sche Wirtschaft vertrauen. Die Gründung solcher 
Firmen muß wesentlich erleichtert werden, weil sie, 
wie alle Erfahrungen zeigen, mehr Arbeitsplätze 
schaffen, relativ gesehen, als die Großindustrie. 
Schließlich brauchen wir eine Reform der Sozialge- 
setzgebung mit dem Ziel, die Flexibilität der Ar- 
beitszeit zu fördern. — Das ist ein schöpferisches 
Programm. Es könnte fast genau das gleiche Pro- 
gramm sein, das wir hier verfolgen. Es ist aber das 
Programm des Herrn Fabius in Frankreich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Roth [SPD]: Fabelhaft! Machen Sie einmal 
etwas!) 

Diese Regierung in Frankreich — darüber soll kein 
Zweifel aufkommen — ist eine sozialistische Regie- 
rung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommuni- 
stisch!) 

— Nein, kommunistisch nicht mehr. Die Kommuni- 
sten sind ausgeschieden. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie war 
einmal kommunistisch!) 

Als die Kommunisten noch in der Regierung waren, 
hat sie mit einem Programm begonnen, das dem 
entspricht, was Sie immer wieder vorschlagen. Sie 
hat nämlich die Wochenarbeitszeit um eine Stunde 
verkürzt. Sie hat Banken und Großunternehmen 
verstaatlicht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr gut!) 

— Sehr gut; na schön! 

(Roth [SPD]: Quatsch! Hätten wir das vor- 
geschlagen? Unterstellen Sie doch nichts!) 

— Herr Roth, nehmen Sie doch einmal die Fakten 
zur Kenntnis. Ich zähle doch nur auf, was die fran- 
zösische Regierung im ersten Jahr nach ihrem 
Amtsantritt gemacht hat. Was hat sie erreicht? Das 
Defizit verstaatlichter Unternehmungen stieg von 3 
auf 36 Milliarden französische Francs in einem 
Jahr. Der französische Franc mußte in einem Jahr 
dreimal abgewertet werden. Die Arbeitslosigkeit ist 
angestiegen, die Kaufkraft ist gesunken. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Weniger als bei 
uns!) 

— Daß die Kaufkraft bei uns gesunken ist, können 
Sie ja nun nicht behaupten. Aber ich ziehe ja gar 
keinen Vergleich zu uns, sondern ich ziehe einen 
Vergleich zu dem, was jetzt die sozialistische Regie- 
rung in Frankreich gemacht hat. Sie hat gesagt: 
„Diese sozialistische Politik ist Unsinn; wir müssen 



6000 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 82. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. September 1984 


Bundesminister Dr. Bangemann 

(A) eine andere machen; wir müssen die hier machen, 
und das ist eine liberale.“ 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da werden wir 
Sie noch dran messen! — Roth [SPD]: Die 
machen schöne Industriepolitik, Technolo- 
giepolitik, fabelhaft!) 

— Herr Roth, warten Sie ab. Ich komme noch auf 
alles. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wie lange reden 
Sie noch?) 

— Ich werde so lange reden, bis ich bei Ihnen die 
ersten Zeichen der Besserung erkenne. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
selbst die beste und freieste Geschäftsordnung für 
Minister läßt das nicht zu. 

(Erneute Heiterkeit) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ehe Kritik, gerade auch an den Arbeitslosenzahlen, 
geäußert wird, sollte man sich noch einmal in Erin- 
nerung rufen, daß behauptet wurde, daß wir heute 3 
oder 4 Millionen Arbeitslose haben müßten. Das 
Ziel des Stabilitätsgesetzes, daß wir Vollbeschäfti- 
gung erreichen müssen, haben wir nicht erreicht. 
Darum herumzureden ist vollkommener Unsinn. 
Genauso wie ich die Fakten aufzähle, die wir für 
. uns in Anspruch nehmen können, so werde ich auch 
Fakten aufzählen, bei denen selbst diese Politik bis 
jetzt noch keine Änderung hat erreichen können. 
Wir haben allerdings den Anstieg der Arbeitslosig- 
keit gebremst. Das soll das Problem nicht mildern, 
aber es macht doch, wenn man sich einmal die Zah- 
len von 3 oder 4 Millionen vor Augen hält, deutlich, 
vor welchem Hintergrund wir diese „Erfolge“ er- 
reicht haben. 

Wir müssen uns, wenn wir uns mit den Ursachen 
der Arbeitslosigkeit beschäftigen, zunächst einmal 
darauf verständigen, eine schonungslose Analyse 
zu machen; schonungslos uns gegenüber, aber auch 
schonungslos dem Problem und den davon Betrof- 
fenen gegenüber. Sonst schaffen wir es nämlich 
nicht, dieses Problem wenigstens in Ansätzen ein- 
zukreisen und dann Lösungsmöglichkeiten zu ent- 
wickeln. 

Überdurchschnittlich sind, wie die Strukturana- 
lyse der Bundesanstalt zeigt, Arbeitnehmer ohne 
berufliche Qualifikation — in diesem Bereich noch 
einmal besonders ältere Arbeitnehmer ohne beruf- 
liche Qualifikation und Ausländer — von Arbeitslo- 
sigkeit betroffen. Ich sage das nicht, um jemanden 
zu beleidigen. Ich sage das auch nicht, um das Pro- 
blem zu vermindern, sondern ich sage das, um die 
Tragweite des Problems aufzuzeigen. 

Wenn über die Hälfte der Arbeitslosen entweder 
Angelernte oder Arbeitnehmer sind, die überhaupt 
keine berufliche Qualifikation haben, dann müssen 
wir daraus Konsequenzen ziehen. Eine der Konse- 
quenzen muß sein, daß man selbst dann, wenn man 
ein staatliches Beschäftigungsprogramm für wir- 


kungsvoll hält, einräumen muß, daß man mit einem (C) 
Beschäftigungsprogramm, das auf Dauer ausge- 
richtete Arbeitsplätze schaffen soll, die produktiv 
sein sollen, an dieser Kategorie von Arbeitnehmern 
direkt vorbeizielen würde. Beschäftigungsprogram- 
me in sich sind schon unsinnig. Sie werden noch 
unsinniger, wenn man sich vorstellt, daß man diese 
Kategorie von Arbeitslosen damit nicht erreicht, es 
sei denn, man wollte Arbeitsplätze schaffen, die 
bloß eine künstlich aufgeblähte Möglichkeit bieten, 
ohne auf Dauer produktiv zu sein. 

Wenn wir in einer Gesellschaft leben, die auf 
einem hohen technologischen Niveau produzieren 
muß, um mit anderen Volkswirtschaften konkur- 
renzfähig zu sein, dann müssen wir an jeden, der in 
dieser Gesellschaft Arbeit sucht, den Anspruch stel- 
len, daß er bezüglich seiner beruflichen Qualifika- 
tion alle Anstrengungen macht, um diesen Anforde- 
rungen gerecht zu werden, weil wir ihm nämlich 
sonst einen Arbeitsplatz weder garantieren noch 
auf Dauer zur Verfügung stellen können. Das heißt 
also: Wir brauchen, um an diese Kategorie von Ar- 
beitslosen heranzukommen, eine Anstrengung und 
eine Bereitschaft, diese Qualifikation zu erwerben, 
wenn sie noch nicht vorhanden ist. Wenn man das 
nicht voraussetzen kann, werden wir auf diesen Ge- 
bieten überhaupt keine Erfolge haben. 

Herr Apel hat ja auf Beschäftigungsprogramme 
verwiesen und aus verschiedenen Zeitungen zitiert. 

Ich verweise ihn auf die „Süddeutsche Zeitung“, die 
ja sicher in dieser Frage als neutraler Beurteiler 
und Beobachter anerkannt werden wird, 

(D) 

(Roth [SPD]: Na, na!) 

— Na ja, wenn Sie sogar die „Süddeutsche Zeitung“ 
nicht mehr als neutral anerkennen, was ist denn 
dann nach Ihrer Einschätzung neutral? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der „Vor- 
wärts“!) 

— Dann ist der „Vorwärts“ neutral, und die „Tages- 
zeitung“ ist vielleicht ein etwas links von der Mitte 
stehendes Blatt. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Also die „Süddeutsche Zeitung“ hat am 12. Sep- 
tember geschrieben: 

Wer den Finanzminister auffordert, defizitfi- 
nanzierte Arbeitsplätze zu schaffen, hat die 
Mißerfolge der Finanzpolitik der 70er Jahre 
vergessen und verkennt die eigentlichen Ursa- 
chen der vielfach beklagten Abkoppelung von 
Wachstum und Beschäftigung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist das Problem. 

Und warum haben sich zu einem Teil Wachstum 
und Beschäftigung abgekoppelt? Aus zwei Gründen: 
weil ein Teil der in das Wachstum hineingehenden 
Investitionen Rationalisierungsinvestitionen sind, 
und zwar nicht mehr in einem nur mechanischen 
Sinn, sondern in der Anwendung und dem Aufgrei- 
fen moderner Technologien, und weil damit zu- 
gleich nicht eine hohe Zahl von quantitativen Ar- 
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(A) beitsplätzen, sondern von qualitativen Arbeitsplät- 
zen geschaffen worden ist 

Deswegen sage ich Ihnen, Herr Roth — und da- 
mit komme ich zur neuen Technologie und wende 
mich im besonderen an die GRÜNEN, für die das ja 
ein besonderes Thema ist — : Wer den Einsatz von 
Technologie in unserer Wirtschaft verhindern oder 
auch nur verlangsamen will, der schafft zusätzliche 
Arbeitslosigkeit, weil er die Wettbewerbsfähigkeit 
dieser Wirtschaft damit zugrunde richten wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Widerspruch bei den GRÜNEN — Frau Dr. 

Hickel [GRÜNE]: Es kommt auf die Aus- 
wahl der Technologie an!) 

— Ja: die Auswahl der Technologie. Ich weiß, 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Und darauf, 
wie man die Folgen vorher abschätzt!) 

daß wir heute nicht mehr das gleiche naive, unge- 
brochene Verhältnis zur Technologie haben. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Davon merkt 
man aber nichts! Die Technik!) 

— Na, also! Wenn Sie mir zwei Sätze lang zuhören 
würden, dann würden Sie merken, daß ich dieses 
ungebrochene Verhältnis nicht mehr habe. Wenn 
Sie mir aber keine Gelegenheit geben, das auszu- 
sprechen, dann können Sie nur ein Vorurteil über 
mich haben. Und das kann doch Ihrem Emanzipa- 
tionsanspruch nicht entsprechen. 

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall bei der 

(B) FDP und der CDU/CSU — Frau Fuchs 

[SPD]: Noch so ein Chauvi!) 

Natürlich sind wir in der Aufnahme moderner 
Technologie nicht mehr in dem Zustand der Un- 
schuld, der das 19. Jahrhundert geprägt hat, übri- 
gens damals unabhängig von jeder parteipoliti- 
schen Färbung fast jedermann; das ging von rechts 
bis ganz weit nach links; Kommunisten z. B. haben 
angenommen, daß sie den Kommunismus in der 
Sowjetunion einführen und erreichen können, 
nachdem sie die Sowjetunion elektrifiziert haben. 
So war damals die Naivität gegenüber modernem 
technologischen Fortschritt. Heute wissen wir, daß 
das in der Tat ein zu einfaches Verhältnis zur Tech- 
nologie ist. 

Wir stehen sogar vor ganz neuen Herausforde- 
rungen. Bei der Anwendung von Gentechnologie 
und modernen biologischen Verfahren muß man 
selbstverständlich auch neue ethische Standards 
setzen. Aber man darf nicht von vornherein aus der 
Angst, daß man diese Probleme nicht bewältigt und 
daß man in neue Anforderungen geführt wird, eine 
solche Technologie ablehnen. Wer das tut, verschüt- 
tet Entwicklungschancen unserer Wirtschaft und 
damit die Möglichkeit, neue Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. 

Ein wichtiger Schlüssel dabei sind nach wie vor 
die Innovationen und innovativen Investitionen so- 
wie eine ständige Verbesserung und Modernisie- 
rung unseres Produktionsapparats. Niemand kann 
bestreiten, daß die jährlichen Netto-Investitionen 
seit Anfang der 70er Jahre viel zu niedrig waren. 


Sie lagen 1982 in der gewerblichen Wirtschaft rund (C) 
ein Viertel unter dem Stand von Anfang der 70er 
Jahre. Sie blieben damit sogar noch etwas unter 
dem bereits Mitte der 60er Jahre erreichten Niveau. 

Auf Grund dieser lang anhaltenden Investitions- 
schwäche hat sich zusätzlich zu dem technologi- 
schen Rückstand die Altersstruktur des Sachkapi- 
talbestands der Unternehmen erheblich verschlech- 
tert. 

Daß hier zwischen innovativen Investitionen und 
Schaffung von Arbeitsplätzen ein gewichtiger Zu- 
sammenhang besteht, zeigt die Entwicklung in den 
USA und in Japan. Ich sage Ihnen das nur an Hand 
weniger Zahlen. Man verzeichnet in den USA einen 
Anstieg der Investitionen von 1982 auf 1983 um 
14,2 % und von 1983 auf 1984, hochgerechnet auf 
Jahresmitte, um 20,6 % und in demselben Zeitraum 
einen Anstieg der Beschäftigung um 6,5 Millionen. 

Das heißt, selbst wenn sich dieser Zusammenhang 
etwas gelockert hat, gibt es ihn noch, und wir brau- 
chen weiterhin Investitionen, die einen solchen In- 
novationsschub mit sich führen. 

Investitionen können aber nicht aus dem Boden 
gestampft werden, und deswegen brauchen wir eine 
langfristig ausgerichtete globale Beschäftigungs- 
und Wachstumsstrategie. Sie ist der einzige Weg, 
um einen durchschlagenden Erfolg auf dem Ar- 
beitsmarkt zu erzielen. Dazu gehört aber vor allem 
eine verläßliche, überzeugende und auch neue Per- 
spektiven bietende Wirtschaftspolitik, die das Inve- 
stitionsklima verbessert. 

Damit haben wir Erfolg gehabt. Die Unterneh- 
men haben positiv reagiert. Die Bruttoanlageninve- 
stitionen in der Wirtschaft waren vor dem Arbeits- 
kampf real um 5,3 % höher als im vergleichbaren 
Vorjahreszeitraum. Die Inlandsaufträge in der In- 
vestitionsgüterindustrie waren in den Monaten Mai 
bis Juli — die Ergebnisse sind natürlich durch den 
Arbeitskampf beeinflußt worden, was niemand be- 
streiten kann — real immer noch um 6 % höher als 
zur gleichen Vorjahreszeit. Diese Zahlen ergeben 
sich einfach aus der Statistik, und niemand kann 
sie bestreiten. 

Deswegen verstehe ich nicht, warum die SPD- 
Arbeitsgruppe Haushalt zu der mehr als leichtferti- 
gen Behauptung kommt, daß die Investitionskon- 
junktur noch nicht angesprungen sei. 

Als Sie diese Feststellung getroffen haben, Herr 
Roth, kannten Sie die Zahlen vom August wahr- 
scheinlich noch nicht. Ich weiß nicht, ob Sie die Zah- 
len vom Juli schon kannten; Sie mußten sie eigent- 
lich schon kennen. Diese Zahlen sind noch positi- 
ver, noch ausgeprägter als diese hier. 

Man kann bezüglich der Entwicklung der Kon- 
junktur, mit der wir in diesem Jahr rechnen kön- 
nen, sagen: die Voraussage von 2,5 % war vorsichtig, 
aber realistisch. Sie wird erreicht werden, nicht auf 
Grund des Strohfeuers einer künstlich angeheizten 
Konsumkonjunktur, sondern im wesentlichen auf 
Grund der angestiegenen Zahlen bei den Investitio- 
nen. Das bedeutet: Auch im nächsten Jahr können 
wir auf Grund dieser Investitionen mit einer weiter 
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(A) wachsenden Kurve rechnen. Das sind Erfolge, die 
niemand bestreiten kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun weiß ich natürlich, daß die SPD sagen wird: 
Na schön, das hat dieses Problem der Arbeitslosig- 
keit nicht gelöst. 

(Roth [SPD]: „Nicht gelöst“! Es gibt mehr 
Arbeitslose, das ist das Problem!) 

Ich will mich jetzt mit Ihnen nicht auf die Frage 
einlassen, ob wir etwas Positives bei den Zahlen der 
Kurzarbeiter, der neuen, der unbesetzten Plätze 
feststellen können. Eines ist sicher: Überall dort, wo 
wir bereits mit Erfolg Programme aufgestellt, fi- 
nanziert haben und sie weiterlaufen lassen werden, 
können wir natürlich stärkere arbeitsmarktpoliti- 
sche Effekte erzielen. Aus diesem Grund habe ich 
vorgeschlagen 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Also sind Pro- 
gramme doch gut!) 

— Ich will es Ihnen gerade sagen. Sie müssen mir 
nachsehen, daß ich noch eine relativ geringe Erfah- 
rung mit der Opposition habe; deswegen bin ich 
immer wieder 

(Roth [SPD]: Mit der Wirtschaft!) 

— Herr Roth, wie lange sind Sie schon der wirt- 
schaftspolitische Sprecher Ihrer Fraktion? 

(Zuruf von der FDP: Viel zu lu-n ge!) 

Das sind Sie schon ein paar Jahre. Wenn ich eine 

(B) solche Rede gehalten hätte, wie Sie sie als wirt- 
schaftspolitischer Sprecher Ihrer Fraktion gehalten 
haben, würde ich an Ihrer Stelle mir gegenüber den 
Vorwurf der Inkompetenz nicht mehr erheben. Dar- 
über sollten wir uns klar sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber ich bin noch unerfahren mit der Ungeduld, die 
Sie haben. Deswegen lassen Sie mich bitte einmal 
ausreden. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben ein Programm zur Förderung und 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur. 

Ich habe vorgeschlagen, daß dieses Programm in 
den jetzt beginnenden Gesprächen mit den Län- 
dern daraufhin überprüft wird, wo wir zusätzliche 
Arbeitsmarkteffekte erzielen können. Das ist mög- 
lich. Ich bin z. B. der Meinung — wir werden sehen, 
wie weit wir auch mit den von der SPD regierten 
Ländern kommen werden — , daß man die Förder- 
gebiete durchaus so abgrenzen sollte, daß die von 
Arbeitslosigkeit besonders betroffenen Gebiete und 
Regionen in besonderer Weise gefördert werden. 
Das Gießkannenprinzip hat da nicht viel Sinn. 
Wenn Sie in Ostfriesland beispielsweise eine Ar- 
beitslosigkeit haben, die teilweise an 30 % heran- 
reicht, müssen Sie insbesondere in diesem Gebiet 
etwas tun. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Ich habe überhaupt kein Verständnis dafür, daß 
die beiden Bereiche, in denen in der Vergangenheit 
neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind, näm- 


lich der Bereich Handwerk und der Bereich Dienst- (C) 
leistungen, bisher aus diesem Programm ausge- 
schlossen waren. Das kann nicht richtig sein! Des- 
wegen müssen wir Handwerk und Dienstleistungen 
in diesem Programm wesentlich stärker fördern, 
als es in der Vergangenheit der Fall war. Wir haben 
das in die Diskussionen eingebracht, und ich werde 
das Vorschlägen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im übrigen darf ich Sie auch darauf hinweisen, 
daß wir beispielsweise unser Existenzgründungs- 
programm, das sehr gut läuft, daß wir beispiels- 
weise das Programm Forschung und Entwicklung, 
das wir jetzt ja noch durch das Programm des Kol- 
legen Riesenhuber ergänzt haben, daß wir all diese 
Programme natürlich auch mit einem Arbeits- 
markteffekt betreiben. Das ergibt Zahlen, die an die 
Hunderttausende gehen. 

Von daher kann man nicht, wie man es ja immer 
wieder hört, sagen, von dieser Regierung werde 
nichts getan. Meine Damen und Herren, ich darf 
Ihnen hier — abgesehen von diesen Teilerfolgen bei 
Programmen, die wir bereits haben — noch einmal 
mit aller Deutlichkeit sagen, daß eine unerhört wir- 
kungsvolle Tätigkeit auch darin liegt: Wer dafür 
sorgt, daß eine freie Marktwirtschaft sich frei ent- 
falten kann, der hat nicht nichts getan, sondern hat 
das Beste getan, was man heute auf der Welt tun 
kann, um neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nur diejenigen, die Marktwirtschaft nicht verstan- 
den haben, können überhaupt auf den Vorwurf 
kommen, daß der Staat alles selber machen muß, 
damit er dem Vorwurf, nichts getan zu haben, ent- 
gehen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das ist 
der Punkt!) 

Meiije Damen und Herren, wenn der Staat dafür 
sorgt, daß sich eine Wirtschaft ohne Beengungen, 
ohne Bürokratismus, ohne allzu enge — auch aus 
sozialen Intentionen kommende — Vorschriften 
entwickeln kann, werden Sie eine wirkungsvollere 
und im Grunde genommen auch sozialere Wirt- 
schaftspolitik betreiben, als wenn Sie noch so viele 
Programme auflegen, Ämter einrichten, Investi- 
tionsprogramme machen und Investitionskontrol- 
len durchführen. 

Ich würde es noch verstehen, wenn wir uns hier 
über theoretische Ansätze streiten müßten. Aber 
das Seltsame an solchen politischen Diskussionen 
ist ja, daß immer übersehen wird, daß das gar nicht 
notwendig ist, denn wir haben in der Geschichte 
überall praktische Erfahrungen gesammelt. Es gibt 
in der ganzen Wirtschaftsgeschichte kein einziges 
Wirtschaftssystem, das so sozial ist wie ein markt- 
wirtschaftliches System. 

Das liegt vor allem daran, daß ein marktwirt- 
schaftliches System effizient ist. Meine Damen und 
Herren, Effizienz bedeutet das Erstellen von Gütern 
und Leistungen auf einem geringen Kostenniveau. 

Das ist schon in sich sozial. Wenn man billiger woh- 
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(A) nen kann, wenn man sich billiger ernähren kann, 
wenn man eine billigere Möglichkeit der Fortbewe- 
gung hat, wenn das alles dem einzelnen in seinem 
persönlichen Bereich zur Verfügung steht, und 
zwar auch noch zur freien Auswahl, wenn sich der 
einzelne also aussuchen kann, wohin er fahren will, 
dann ist das doch in sich die beste Sozial- und 
Gesellschaftspolitik, die man machen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Beck- 
Oberdorf? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Minister, kön- 
nen Sie mir bitte sagen, wie es Ihnen möglich ist, 
alles auszuklammern, was ein Stückchen hinter 
diese logische Kette, die sie gerade gebildet haben, 
führt? Sie nennen das billigere Wohnen, und sie 
berücksichtigen z. B. überhaupt nicht Agrarimporte 
aus der Dritten Welt, wo die Armut zunimmt. Das 
müssen Sie doch zu Ihren Ausführungen hinzuneh- 
men. Oder Sie sagen „billige Produktion“ und es 
wissen doch alle, daß hier auf Grund der Vernach- 
lässigung ökologischer Zusammenhänge billig pro- 
duziert wird. Das können Sie doch nicht außer acht 
lassen! 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein, wenn Sie mich danach fragen, will ich das 
selbstverständlich nicht außer acht lassen. Auf die 
Gefahr hin, daß der Kollege Gallus einräumen muß, 
daß ich auch von Agrarpolitik etwas verstehe, sage 
ich Ihnen folgendes. Ich bin überhaupt nicht Ihrer 
Meinung. Wissen Sie, warum nicht? Weil diese Eu- 
ropäische Gemeinschaft, die ja der Hauptträger von 
Entwicklungspolitik, auf jeden Fall von Agrarpoli- 
tik geworden ist, die einzige Gruppe von Ländern in 
der Welt ist, die gerade auf diesem Gebiet ganz dezi- 
dierte Entwicklungspolitik zur Förderung der 
Landwirtschaft dort vor Ort betreibt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

— Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Wir könnten, wenn 
wir wollten, hier genügend Zucker produzieren. Wir 
haben jetzt auch Überschüsse. Obwohl wir genü- 
gend Zucker produzieren könnten, haben wir den 
AKP-Ländern, insbesondere den karibischen Län- 
dern, für die das eine traditionelle Produktion ist, 
Quoten zu festen Preisen eingeräumt, die sie bei 
uns absetzen können, damit sie davon leben kön- 
nen. Wir haben ihnen gleichzeitig gesagt, daß sie 
eigentlich von dieser Monokultur wegkommen soll- 
ten, denn wenn sie sich selbst ernähren, können sie 
nicht nur immer auf Exporterlöse schauen, sondern 
müssen in erster Linie etwas produzieren, damit 
sich ihre eigene Bevölkerung ernähren kann. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Das machen Sie 
mal hier!) 

— Hier machen wir das ja. Mein verehrter Kollege, 
darf ich Ihnen einmal etwas sagen: Wissen Sie, mit 


welchen Entwicklungsländern wir die größten (C) 
Schwierigkeiten haben, sie dazu zu bringen, eine 
eigene Agrarproduktion aufzubauen, damit sie ihre 
eigenen Leute ernähren können? Mit den Entwick- 
lungsländern, die sich am weitesten weg von einem 
liberalen System befinden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zurufe von den GRÜNEN) 

Je weiter weg sie von liberalen Überzeugungen in 
der Wirtschaftspolitik sind, um so eher neigen sie 
zu einem staatlichen Dirigismus, um so mehr gehen 
sie aber auch direkt an den Interessen der Bevölke- 
rung vorbei. Dort werden dann nämlich die großen 
Flugplätze gebaut, und wir, die Europäer, müssen 
denen beibringen, daß sie erst einmal die Wasser- 
versorgung in den Dörfern verbessern müssen, da- 
mit nämlich die Frauen in den Entwicklungslän- 
dern — wenn ich Ihnen das auch noch sagen darf, 
die Frauen in den Entwicklungsländern sind die 
eigentlichen Last- und Arbeitstiere in diesen Gesell- 
schaftssystemen — 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Bei uns 
auch!) 

etwas davon haben. Das müssen wir den Leuten 
sagen. Auf die Idee kommen die nämlich gar nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Jetzt möchte ich mich, nachdem ich mich schon 
in das Gebiet von Herrn Warnke eingemischt habe 
— ich bitte um Entschuldigung — , mit dem Streik 
befassen. Herr Apel und, wie ich glaube, auch Herr 
Roth, haben meine Äußerung zum Streik zitiert. — 

Herr Roth nicht, aber ich nehme an. Sie können sie 
auch zitieren; wenn Sie Herr Apel zitiert, können 
Sie sicher dasselbe sagen. 

(Roth [SPD]: Den sogenannten Wirt- 
schaftsminister!) 

Ich möchte Ihnen dazu folgendes sagen: Natürlich 
wurde die Aufwärtsentwicklung durch die Arbeits- 
kämpfe in der Metallindustrie und Druckindustrie 
unterbrochen. Das läßt sich nicht bestreiten. Das ist 
eine Feststellung, das ist kein Vorwurf, keine Wer- 
tung. An Tatsachen sollte aber niemand vorüberge- 
hen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Die Un- 
ternehmer hätten ja früher kompromißbe- 
reit sein können!) 

Es ist auch klar, Herr Kollege, daß natürlich ein sol- 
cher Arbeitskampf, besonders wenn er so erbittert 
ausgefochten wird, das Klima in der Wirtschaft be- 
einträchtigt. Das kann man auch nicht bestreiten. 

Das ist auch eine Tatsache, die nicht dazu führen 
muß, daß man einen Arbeitskampf gar nicht mehr 
macht, aber man muß damit rechnen, daß das der 
Effekt ist. Die Produktionsausfälle sind statistisch 
nachweisbar. Daran läßt sich auch nichts deuteln. 

Gerade deswegen habe ich vorgeschlagen, daß 
wir, nachdem wir noch volkswirtschaftlich verant- 
wortbare Ergebnisse bei den endgültigen Tarifver- 
einbarungen erzielt haben, in Zukunft einen sol- 
chen ideologisch verhärteten Arbeitskampf vermei- 
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(A) den sollten, wenn doch beide Teile wissen, daß am 
Ende ein vernünftiges Ergebnis herauskommen 
muß. Deswegen bin ich sehr froh, daß die Gewerk- 
schaften jetzt nach einer gewissen Zeit des Zögerns 
damit einverstanden sind, die Kamingespräche 
beim Bundeskanzler wieder aufzunehmen, denn 
wir werden die technologischen Herausforderun- 
gen, die einen Eingriff in manche liebgewordene 
soziale Position nach sich ziehen werden, nur beste- 
hen, wenn wir sie gemeinsam bestehen. Wenn wir 
daraus ideologische Streitigkeiten machen, werden 
wir es nicht schaffen. Deswegen bin ich froh, daß 
wir nach diesem Streik zumindest in ein vernünfti- 
geres Verhältnis kommen können. Was an dieser 
Bundesregierung liegt, vor allen Dingen was an 
dem Bundeskanzler liegt, da kann ich Ihnen versi- 
chern, 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD] 
sowie weitere Zurufe von der SPD) 


Es ist natürlich verfrüht, dazu schon jetzt Zahlen (C) 
zu nennen. Es ist mir sicher gestattet, auch einmal 
jemanden zu zitieren. Ich habe kein Institut, son- 
dern eine Landesbank ausgesucht, nämlich die 
Westdeutsche Landesbank; denn sie ist am unver- 
fänglichsten. Niemand wird mir unterstellen, daß 
ich mir dort etwas bestellt habe. Die Westdeutsche 
Landesbank hat in einer interessanten Übersicht 
für das Jahr 1985 ein durchschnittliches Wachstum 
von 2,5% bis 3,0% vorhergesagt. Ich mache mir, wie 
gesagt, die Zahlen jetzt nicht zu eigen; denn ich 
glaube, daß es noch etwas zu früh ist. Aber diese 
Prognose zeigt, wie stark der Optimismus selbst bei 
diesen Instituten ist, die ja doch, Herr Roth, sicher- 
lich einen tieferen Einblick in sozialdemokratische 
Gemütsgänge haben als ich. 

(Roth [SPD]: Ich wußte gar nicht, daß es 
sozialdemokratische Banken gibt!) 


zu diesem Dialog sind wir bereit. Es liegt jetzt bei 
den Gewerkschaften, ob sie diese ausgestreckte 
Hand ergreifen wollen. 


(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


(B) 


Wenn wir jetzt trotz der zurückliegenden Tarif- 
auseinandersetzungen das Wachstumsziel noch er- 
reichen können, dann spricht das für die Robustheit 
des durch den Vertrauensgewinn in Gang gesetzten 
Aufschwungs. Die Bedingungen für die Fortsetzung 
dieses Aufschwungs sind günstig. Produktion und 
Investitionen laufen wieder. Die Auftragseingänge 
steigen wieder, und die Vertrauensbasis wird brei- 
ter. Das wird auch 1985 anhalten. 


Wenn Sie immer wieder Wirtschaftsinstitute zi- 
tieren, dann sollten Sie sie ganz zitieren. Der Kol- 
lege Apel hat das RWI zitiert, wenn ich mich nicht 
täusche. Er hätte dann eigentlich auch einmal sa- 
gen müssen, was er zu den grundlegenden Positio- 
nen dieses Instituts sagt, das ja — wie auch wir — 
der Meinung ist, daß eine noch stärkere Konsolidie- 
rung allein geeignet ist und noch stärkere vernünf- 
tige Lohnpolitik Voraussetzungen schaffen kann 
für eine Verstetigung der Konjunktur. Man kann 
sich nicht aus einer ganzen Stellungnahme das her- 
auspicken, was einem gefällt, und sich auf die Auto- 
rität eines solchen Instituts berufen und den gan- 
zen Rest, der die Bundesregierung und ihre Wirt- 
schaftspolitik bestätigt, weglassen. Das kann man 
nicht machen. Ich will nicht sagen, daß das unred- 
lich ist. Aber das ist einfach kein guter Beitrag zu 
einer Diskussion, die wir ja gemeinsam führen wol- 
len. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Natürlich gibt es auch Risiken, zum Teil solche, 
die wir nicht beeinflussen können: in den USA. Wir 
wissen nicht, wie sich die konjunkturelle Entwick- 
lung dort gestalten wird. Wir haben einige Hoffnun- 
gen, daß sie das Verschuldungsproblem lösen kön- 
nen, jedenfalls in den Griff bekommen. Aber wir 
haben selbstverständlich nicht alles schon jetzt pa- 
rat. Man kann aber sagen: Die positiven Faktoren 
— die Faktoren, die uns zu dem Urteil berechtigen, 
auch 1985 werde der Anstieg weitergehen — sind 
wesentlich deutlicher als diese Risiken. 


Gerade die jüngste lange Rezessionsphase hat ei- 
nerseits gezeigt, wie dringend nötig Wachstum z. B. 
für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, für die 
Finanzierung der Systeme der sozialen Sicherung, 
für die Einhaltung unserer Verpflichtungen auch 
gegenüber den Entwicklungsländern ist. Wir haben 

jetzt z. B. im Lome III Warum verziehen Sie 

Ihr Gesicht? Sie kennen doch sicher Lome III, 
nehme ich an. — Wir haben trotz unserer Konsoli- 
dierungspolitik beispielsweise zugestimmt, dieses 
Programm um eine Milliarde ECU, also rund 2,5 
Milliarden DM, auf 7 Milliarden ECU aufzustocken. 
Wer in der ganzen Welt, meine Damen und Herren, 
tut eigentlich soviel für Entwicklungspolitik wie 
diese europäischen Länder? 


(D) 


(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die in den 70er Jahren erhobene Forderung nach 
Nullwachstum ist weitgehend verstummt. Warum? 
Weil man erkannt hat, meine Damen und Herren, 
daß in einem Wirtschaftswachstum, das auch quali- 
tativen Anforderungen genügt, viele Probleme von 
heute überhaupt erst lösbar werden. Wir haben Um- 
weltprobleme, Wir leben in einem schärfer werden- 
den Umweltbewußtsein. Das ist gut so. Aber ich 
sage Ihnen, meine Damen und Herren: Wenn wir 
nicht bereit sind, moderne Technologien zu nutzen, 
dann werden wir neue Umweltschäden provozieren 
und die vorhandenen nicht oder nicht so schnell 
beseitigen können. In diesen modernen Technolo- 
gien liegt auch eine Chance für die Bewältigung von 
Problemen der Umweltpolitik. Eines will ich Ihnen 
mit Deutlichkeit sagen: Wer z. B. gegen die moderne 
Biotechnik eintritt und sie als ein Kind des Teufels 
betrachtet, der argumentiert von einer Position des 
Luxus aus. Meine Damen und Herren, ich möchte 
einmal einen Politiker eines Landes fragen, in dem 
tagtäglich Menschen verhungern, ob der nicht so- 
fort bereit wäre, Biotechnik anzuwenden, wenn er 
das Verhungern dieser Menschen verhindern 
könnte. 


(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die GRÜNEN — 
eine Luxuspartei!) 
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(A) Hier argumentieren wir nämlich als Luxusge- 
schöpfe. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Was ist Bio- 
technologie?) 

Weil wir Hunger bei uns nicht mehr kennen, glau- 
ben wir uns höhere moralische Standards leisten zu 
können. Wir schließen die Augen vor den Anforde- 
rungen von Millionen von Menschen auf der Welt, 
die um das nackte Überleben kämpfen. Auch das ist 
eine Position, die man einmal bedenken muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das bedeutet auch für unsere Wirtschaft Wachs- 
tumschancen. Kein Mensch soll annehmen, daß 
Umweltpolitik immer nur Behinderung bedeutet. 
Deswegen wird sich diese Regierung auch aus wirt- 
schaftspolitischen Gründen für ein umweltfreundli- 
ches Auto mit Vehemenz und mit Nachdruck einset- 
zen. Wir werden dafür eine Lösung finden, weil wir 
es auch aus wirtschaftspolitischen Gründen für 
richtig halten. Warum ist denn die französische und 
die britische Automobilindustrie in Amerika nicht 
so erfolgreich wie die deutsche? Weil sie sich nicht 
eingestellt hat und nicht einstellen wollte und 
konnte auf die härteren Umweltanforderungen in 
Amerika. Wir haben das getan, und wir haben dort 
unseren Markt behalten. Wer sich vom technologi- 
schen Fortschritt abkoppelt, wer glaubt, daß er in 
einem Gehäuse leben kann — das europäische Ge- 
werkschaftsinstitut hat erst vor kurzem wieder den 
Vorschlag gemacht, wir sollten die Technologie 
langsamer entwickeln, und wenn die Japaner uns 

(B) voraus seien, dann gebe es ein ganz einfaches Mit- 
tel, und zwar machen wir unsere Grenzen dicht und 
lassen das halt nicht mehr herein — , der erreicht 
erstens zu Hause keinen Schutz, und zweitens tut 
er etwas fundamental Negativeres, er beseitigt 
sämtliche Konkurrenzchancen, die wir auf dem 
Weltmarkt überhaupt noch haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen wird sich diese Regierung auch mit 
Vehemenz und mit Nachdruck darum kümmern, 
daß wir im Bereich der Außenhandelspolitik den 
freien Welthandel beibehalten, den wir heute ha- 
ben. Da gibt es Gefahren. Im amerikanischen Kon- 
greß gibt es über hundert Gesetzentwürfe, die pro- 
tektionistischen Inhalt haben. Natürlich ist in Wahl- 
kampfzeiten wie heute die Chance relativ gering, 
daß man für Freihandel Alliierte findet, wenn man 
sich vor den Wählern präsentieren und ihnen erklä- 
ren muß, daß natürlich auch eine amerikanische 
Wirtschaft sich dem internationalen Wettbewerb 
stellen muß. Das müssen wir aber tun. Wir werden 
uns mit Nachdruck dafür einsetzen, daß die neue 
GATT- Runde gut vorbereitet wird, aber bald be- 
ginnt. Wir haben zunehmend subtile Praktiken, die 
protektionistischer Natur sind und die die Chancen 
unserer Wirtschaft behindern werden. Sie wissen, 
daß über 50% unserer Industrieproduktionen expor- 
tiert werden und daß wir deswegen dafür sorgen 
müssen, daß wir diese Chancen nicht verlieren. 

Mehr private Initiative, mehr Flexibilität und Dy- 
namik versprechen wir uns auch von den Bemü- 
hungen um Entbürokratisierung, um Abbau hem- 


mender administrativer Regelungen und auch von (C) 
der Politik der Privatisierung öffentlicher Beteili- 
gungen und Dienstleistungen. Deswegen ist die Be- 
reitstellung von Risikokapital so wichtig. Konkrete 
Vorschläge hierzu werden wir in Kürze auf den 
Tisch legen. Zu überlegen sind dabei die Abschaf- 
fung der Gesellschafts- und Börsenumsatzsteuer, 
die Erleichterung des Börsenzugangs für mittel- 
ständische Unternehmen und auch ein Organisa- 
tionsgesetz für Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften. 

Diese Politik ist auch dann wichtig, wenn, wie wir 
jetzt sehen, unser Kapitalmarkt sehr robust ist. Wer 
hätte denn eigentlich erwartet, daß bei einer Zins- 
differenz von über 5% gegenüber dem amerikani- 
schen Kapitalmarkt, bei der bekannten Robustheit 
auch der amerikanischen Wirtschaft und der damit 
verbundenen Sicherheit Anleger zwar nach Ame- 
rika gehen, dennoch aber unser Zinsniveau nicht 
nur stabil gehalten werden konnte, sondern sogar 
noch abgesunken ist. Was das für die privaten Inve- 
stitionen bedeutet, ist überhaupt nicht abzumessen. 
Deswegen möchte ich mich bei dem Kollegen Stol- 
tenberg ganz ausdrücklich bedanken. Eine Konsoli- 
dierungspolitik, die die öffentliche Hand als Nach- 
frager vom Kreditmarkt ausschließt, oder sagen wir 
einmal: nicht mehr im selben Umfang wie in der 
Vergangenheit dort auftreten läßt, schafft Frei- 
räume für die private Nachfrage, hält das Zinsni- 
veau niedriger und hat uns in die Lage versetzt, 
trotz des hohen amerikanischen Zinsniveaus ohne 
administrative Regelungen einen funktionierenden 
Kapitalmarkt bei uns aufrechtzuerhalten. (D) 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun noch ein Wort zur Forschungspolitik, weil 
Herr Roth mich auch darum gebeten hatte. Ich 
weiß, daß die Forschungspolitik, die die SPD for- 
dert, als aktiv, vorausschauend bezeichnet wird, 
weil sie staatlichen Charakter haben soll. Sie haben 
das zuletzt in Ihrer Großen Anfrage zum Ausdruck 
gebracht. Ich halte eine solche Politik für verfehlt. 

Sie führt zu kollektiven Fehlinvestitionen, sie führt 
zu Subventionswettlauf, sie führt zu Wettbewerbs- 
verzerrungen, zu Überkapazitäten, sie entmutigt 
Unternehmer und Arbeitnehmer. Ganz besonders 
gefährlich wäre der dadurch eingeleitete Förder- 
wettbewerb zwischen den Staaten. 

Meine Damen und Herren, wenn die Bundesrepu- 
blik eine solche gezielte Forschungsförderungspoli- 
tik unter massivem Einsatz öffentlicher Mittel be- 
treiben würde, dann bliebe sie ja nicht allein. Sie 
würde sofort die Konkurrenz Frankreichs, Großbri- 
tanniens, Japans und der USA herausfordern. Sie 
geraten unweigerlich in einen Subventionswettlauf, 
den wir vielleicht aushalten können, der aber zur 
Fehlleitung von öffentlichen Geldern führt. Öffentli- 
ches Geld, das Sie falsch investiert haben, fehlt Ih- 
nen zweimal: Zum einen müssen Sie es aufbringen 
— entweder durch Steuern oder im Zweifel durch 
Schuldaufnahme — , zum anderen fehlt es der Wirt- 
schaft dort, wo es produktive Wirkungen gehabt 
hätte. Deswegen ist eine sogenannte aktive For- 
schungsförderungspolitik das Gegenteil dessen, 
was wirkungsvoll ist. Sie können von dieser Bun- 
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Bundesminister Dr. Bangemann 

desregierung nicht erwarten, daß sie das Gegenteil 
von dem sucht, was wirkungsvoll ist, Herr Kollege 
Ehmke. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Herr Riesenhuber hält sich in diesen Definitionen. 
Deswegen ist seine Förderungspolitik ja wirkungs- 
voll. Wenn er die Ihre übernehmen würde, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hat er ja!) 

würde er sich als Mitglied dieser Bundesregierung 
sicherlich nicht wohlfühlen. 

Diese Position und diese Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung können wir als Beitrag zu einer 
wirtschaftlichen Gesundung in diese Debatte ein- 
führen. Diese wirtschaftliche Gesundung hat aber 
nicht nur wirtschaftspolitische Effekte. Das war in 
der deutschen Geschichte schon immer so, und das 
wird auch so bleiben. Eine vernünftige, eine ge- 
sunde wirtschaftliche Entwicklung, die durch eine 
zurückhaltende marktwirtschaftliche Wirtschafts- 
politik möglich wird, geht in ihren politischen Wir- 
kungen weit über das eigentliche materielle Wohl- 
ergehen der Menschen hinaus. Sie schafft nämlich 
als erstes gesellschaftliche Freiräume, die Sie auf 
keine andere Weise schaffen können. Staatlicher 
Dirigismus, Interventionismus, beschränken per- 
sönliche Freiheit nicht nur im Wirtschaftsbereich, 
sondern darüber hinaus. Menschen leben freier in 
einem Gesellschaftssystem, das sich von marktwirt- 
schaftlichen Positionen bestimmen läßt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Wirtschaftspolitik enthält darüber hinaus 
auch eine sozialpolitische Komponente. Liberale 
Wirtschaftspolitik ist kein blutiger Kapitalismus, 
wie er noch in den Anfängen des 19. Jahrhunderts 
zu verzeichnen war; er ist mit Recht kritisiert wor- 
den. In einer postindustriellen Gesellschaft ist diese 
Wirtschaftspolitik zutiefst auch Sozialpolitik, weil 
sie den Menschen die Möglichkeit gibt, selbst zu 
verdienen, und weil sie ihnen auch die Möglichkeit 
gibt, nach einem erfüllten Arbeitsleben eine Rente 
als sicher anzusehen. Das ist mit ein Bestandteil 
liberaler Wirtschaftspolitik. Deswegen verstecken 
wir uns auch nicht und lassen uns in eine Ecke 
drängen, indem man sagt: Ihr mögt zwar effizient 
sein, aber sozial seid ihr nicht. Im Gegenteil, diese 
Wirtschaftspolitik ist zutiefst sozial und wird des- 
wegen von uns aus Gründen sozialer Gerechtigkeit 
vertreten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Roth? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich bin gleich fertig, Herr Präsident. 

Mit dieser Wirtschaftspolitik sind wir nicht nur 
national erfolgreich, sondern auch international. 
Die ganze Welt um uns herum — von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen — beginnt sich an den Grund- 
sätzen dieser Wirtschaftspolitik auszurichten. Wir 
haben in der Europäischen Gemeinschaft erreicht. 


daß der verhängnisvolle Glaube an inflationäre Po- 
litik aufgehört hat. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Mit steigender 
Arbeitslosigkeit!) 

Der Abstand der Inflationsraten ist geringer gewor- 
den. Wir haben es erreicht, daß die Welt — zwar 
noch nicht vollständig, aber zu großen Teilen — an 
den freien Welthandel als eine Entwicklungschance 
glaubt. Wir haben auch erreicht, daß in der Entwick- 
lungspolitik die Chancen der Marktwirtschaft heute 
anders gesehen werden als in der Vergangenheit. 
Da wir dieses Modell in alle Länder um uns herum 
exportieren konnten und es überall angenommen 
worden ist, warum sollten wir es hier bei uns been- 
den? Das frage ich mich, und das wird sich der Wäh- 
ler fragen. Darauf wird er eine eindeutige Antwort 
geben, meine Damen und Herren. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Simonis. 


Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Fast, Herr Wirtschaftsmini- 
ster — fast! — , könnte man Mitleid mit Ihnen be- 
kommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Sie geben sich zwar Mühe, aber Sie haben offen- 
sichtlich überhaupt noch nicht begriffen, daß Ihr 
Kollege, der Finanzminister, Sie zu einer Art Früh- 
stücksdirektor de luxe heruntergewürdigt hat. 


(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Wi- 
derspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Denn in dem strategisch wichtigen Moment, als der 
Amtswechsel stattfand, hat Herr Stoltenberg es für 
richtig gefunden, in Personalunion die Neuauflage 
des beliebten Boulevard-Stückes „Plisch und Plum“ 
zu spielen. Und als der neue Wirtschaftsminister 
inthronisiert war, da war sein Haushalt um 10% 
gekürzt, und für die folgenden Jahre war auch nicht 


mehr viel da. 


(Beifall bei der SPD) 


Zwar haben Sie noch versucht, in eilends zusam- 
mengerufenen Pressekonferenzen Meinungsfüh- 
rerschaft und Sachverstand nachzuweisen, aber das 
hat Ihnen dann der Stoltenberg auch noch vom 
Tisch gewischt Das Geld war perdu, und im übrigen 
sind Sie um einige Zentimeter kürzergemacht wor- 
den, ehe Sie überhaupt angefangen haben. 


(Kittelmann [CDU/CSU]: Haben Sie sich 
das alles aufgeschrieben, Frau Kollegin?) 


A la bonheur, das war ein guter Start, das war ein 
gelungener Start. Was immer Sie an Vorstellungen 
zur Umstrukturierung, zu moderner Industrie- und 
Beschäftigungspolitik haben mögen — übrigens: 
das Wort „Arbeitslosigkeit“ gibt es in Ihrem Sprach- 
schatz offensichtlich überhaupt nicht — , 


(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das nimmt er 
bewußt nicht in den Mund! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Die Arbeitslosen haben Sie ge- 
schaffen!) 


(C) 
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Frau Simonis 

(A) Sie werden von den Gnaden des Finanzministers 
abhängig sein, und dieser wird Sie Jahr für Jahr 
klammheimlich um Zentimeter kürzen, bis Sie 
nicht mehr da sind — so wie andere Minister in die- 
sem Kabinett auch nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Ha, ha!) 

Herzlichen Glückwunsch zu diesem Start! 

Da nicht sein kann, was nicht sein darf, mußten 
Sie in der „Stuttgarter Zeitung“ am 9. August 1984 
auch ganz schnell bekanntgeben, daß die Regierung 
zwar höhere Arbeitslosigkeit und geringeres 
Wachstum befürchte, daß Sie aber keinen Hand- 
lungsbedarf sähen. Wie könnten Sie auch? Sie ha- 
ben keinen Handlungsspielraum, wo sollen Sie 
dann den Handlungsbedarf sehen? Sie sind wie der 
Fuchs, dem die Trauben zu sauer sind. Wer kein 
Geld hat, kann auch nichts machen. Insoweit haben 
Sie sich ganz logisch verhalten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Frau Kollegin, Sie haben doch schon 
alles vorher formuliert!) 

Fasziniert von den sogenannten Spar- und Sanie- 
rungserfolgen des großen Finanzjongleurs Dr. Stol- 
tenberg, verfolgt das staunende Publikum stumm 
das Geschehen, obgleich es weiß Gott Grund zur 
Klage gibt. Und hätten Sie sich die Mühe gemacht, 
die Pressenotizen noch einmal kurz durchzugucken, 
dann wäre Ihnen aufgefallen, daß selbst das Kieler 

(B) Wirtschaftsforschungsinstitut, das doch sonst im- 
mer auf Ihrer Seite steht — ich habe jedenfalls 
noch nie etwas anderes erlebt — , Ihnen ein ziem- 
lich düsteres Zukunftsbild mit auf den Weg gibt und 
Sie warnt, mit dem Blödsinn, den Sie angefangen 
haben, weiterzumachen, weil sonst ein schlimmer 
Konjunktureinbruch und höhere Arbeitslosigkeit 
zu befürchten seien. Das lesen Sie nicht, das sehen 
Sie nicht; Arbeitslosigkeit und Konjunktureinbrü- 
che kommen in Ihrem Weltbild eben nicht vor. 

(Beifall bei der SPD) 

Statt dessen: Weil Sie dies alles nicht zur Kennt- 
nis nehmen wollen, werden die Titel Ihres Haus- 
halts — wie in einer Fieberkurve — herauf- und 
heruntergefahren, als gäbe es überhaupt keinen 
Sinn, keine ordnende Hand hinter all dem, was Sie 
machen. Wie predigten Sie doch früher, als Sie in 
der Opposition waren, vor allem die Union? Verste- 
tigung der Wirtschaftspolitik, Kalkulierbarkeit der 
Finanzpolitik, Verläßlichkeit. Ade, du schöner 
Traum! An die Stelle dieser Kriterien ist das Regi- 
ment der geänderten Richtlinien und der Verwal- 
tungsvorschriften getreten — jedes Jahr eine an- 
dere Verwaltungsvorschrift, jedes Jahr andere Be- 
rechnungskriterien. Ich kann mir vorstellen, daß 
die Wirtschaft über diese Leistung der neuen Regie- 
rung erfreut ist. 

Welcher Sinn steht denn beispielsweise hinter 
der Tatsache, daß Sie den Mut haben, die Kohlehil- 
fe-Titel um ein Viertel des 1984er Ansatzes zurück- 
zunehmen, um mehr als eine halbe Milliarde DM? 


Soll denn der Markt dort heilend eingreifen, wo Sie (C) 
zu bange sind, Herr Bangemann, um etwas zu tun? 

Soll der Markt das auf Null herunterbringen, was 
wir an Kohlevorrangpolitik von Ihnen immer hö- 
ren? Dies ist doch eine Chimäre, an die Sie selber 
nicht mehr glauben, die Sie nur vor sich hertragen, 
wenn Sie in Nordrhein-Westfalen Stimmen gewin- 
nen wollen. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Nicht so 
schnell, Frau Kollegin, langsamer!) 

Zu den Investitionshilfen für den Bergbau, die der 

Finanzminister mit seinem spitzen Stift um fast 100 
Millionen DM gekürzt hat, sagte er, als er noch als 
Ministerpräsident in Schleswig-Holstein die Union 
vertreten hatte, in einer Sendung des ZDF zu dem 
damaligen Finanzminister, es sei unglaublich, daß 
die Investitionshilfen für den Bergbau in einer Zeit 
der Beschäftigungslosigkeit und Beschäftigungs- 
schwierigkeiten um 100 Millionen DM zurückgefah- 
ren worden seien. Sekundiert haben damals die 
CDU-Kollegen aus Nordrhein-Westfalen, die jetzt 
plötzlich in Schweigsamkeit verfallen sind. Eine 
Krähe pickt der anderen halt so ungern in der Öf- 
fentlichkeit ein Auge aus. Aber eigentlich müßten 
Sie sich wirklich schämen ob Ihrer Mutlosigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Offensichtlich hofft die ganze Regierung mitsamt 
der sie tragenden Koalition, daß sich mit der Zeit 
ein gnädiges Vergessen über Ihre großen Worte von 
gestern legen wird. Die neue Devise heißt sparen; 
sparen bis zum letzten Arbeitslosen, sparen bis zum 
letzten Arbeitsplatz. Wohin das noch gehen wird, 
weiß kein Mensch. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Dümmliche Pole- 
mik, die Sie da abgeben!) 

Vizepräsident Westphai: Frau Kollegin Simonis, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Rumpf? 

Frau Simonis (SPD): Nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie mag ihn 
nicht!) 

Sie kürzen in den Haushalten Wirtschaft, Ver- 
kehr, Forschung und Technologie mehr als 1 Milli- 
arde DM an Investitionen. Das bedeutet, daß bei der 
Werften- und Reederhilfe, bei Kohle und Stahl 
nichts, aber auch gar nichts Neues kommt. Dies 
bedeutet, daß im Ruhrgebiet, in den Werftstandor- 
ten, im Saarland, also überall dort, wo die Arbeitslo- 
sigkeit, die bei Ihnen ja nicht vorkommt, besonders 
hoch ist, nichts, aber auch nichts geschehen wird, 
um die Hoffnungslosigkeit von drohender Arbeits- 
losigkeit zu beenden. 

Was machen Sie statt dessen? Sie überweisen in 
einem unglaublichen Finanztrick an das Saarland 
großmütig 3 Jahre lang je 100 Millionen DM. Jetzt 
rechne ich Ihnen einmal vor, wie das funktioniert. 

Da nimmt die Landesregierung des Saarlandes, die 
sowieso total pleite ist, 100 Millionen DM aus ihrer 
leeren Kasse, bezahlt aus dieser leeren Kasse die 
von Arbed Saar-Stahl an Bund, Land und Bank ver- 
pfändeten Grundstücke, und am Ende kommen 
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Frau Simonis 

(A) vom Bund in die leere und bereits marode Kasse 
wieder 100 Millionen DM zurück. 

Das ist ein Finanzierungs- und Buchungstrick, 
mit dem nicht ein einziger Arbeitsplatz geschaffen 
wird, mit dem überhaupt nichts passieren wird, 
durch den vielleicht am Schluß die Gewinne der 
Banken etwas nach oben gehen werden. Ähnlich 
machen Sie es mit Bremen. Wo immer Sie Wirt- 
schaftspolitik betreiben: Es ist ein Hin- und Herbu- 
chen; es ist jedenfalls keine aktive Beschäftigungs- 
politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die konservative Regierung ist Arbeitslosig- 
keit offensichtlich ein selbstverschuldetes Schick- 
sal. Diejenigen, die arbeitslos sind, scheinen ar- 
beitsunfähig und arbeitsunwillig zu sein. Ausgren- 
zen, abschieben, an den Rand schieben — das ist 
Ihre Antwort für alle Probleme, die wir haben. 
Frauen gehören in Ihrem Weltbild sowieso an den 
Kochtopf, und für arbeitslose Jugendliche fällt Ih- 
nen außer dummen Sprüchen auch nichts ein. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Lassen Sie doch 

diese dümmliche Polemik! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Ihr gewinn-, Umsatz-, rentabilitäts- und leistungs- 
konzentriertes Weltbild erlaubt es einfach nicht, Er- 
barmen mit denjenigen zu haben, die beim Tätig- 
werden des Big money im Wege stehen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Kittelmann 
[CDU/CSU]) 

(^) Gott erbarme sich unser, wenn Sie sich doch ein- 
mal erbarmen! Was hören wir dann von Sozialpoliti- 
kern aus Ihren Reihen? — Kleiderspenden aus der 
Kleiderkammer der Gemeinden, warme Decken 
und ein Süppchen. Das ist alles, wozu die leistungs- 
orientierte Ellenbogenpolitik Ihrer Partei sich auf- 
raffen kann, 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Um Gottes willen! Da klatschen die 
noch!) 

jedenfalls nicht Teilhabe am Arbeitsmarkt, nicht 
ein gesichertes Einkommen, nicht Selbstverantwor- 
tung. 

Als Herr Stoltenberg noch Ministerpräsident war, 
da klang das allerdings ganz anders. 

Er erklärte am 4. Juli 1982 im Deutschlandfunk, 
die wichtigste innenpolitische Aufgabe unserer Zeit 
sei eine Lösung der bedrückenden Arbeitsmarkt- 
probleme, denn sonst entstünde eine Vertrauens- 
krise in der Bevölkerung, weil die Absichtserklä- 
rungen der Politiker in Bonn, nämlich die Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit, und das tatsächliche Ver- 
halten immer weiter auseinanderfielen. 

Wie wahr, Herr Stoltenberg! Er ist zwar nicht da, 
aber er kann es ja später nachlesen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das liest er nicht 
nach! Das lohnt sich nicht!) 

Er hat es offensichtlich nie nötig, da zu sein, wenn 
Wirtschafts- und Finanzpolitik in diesem Hohen 
Hause gelesen werden. 


Offensichtlich bestimmt das Sein doch das Be- (C) 
wußtsein; denn damals war Herr Stoltenberg noch 
Ministerpräsident in Schleswig- Holstein und wollte 
Geld aus der Kasse haben. Das wollte er aus der 
Kasse der sozialliberalen Koalition haben, denn 
seine Partei war ja damals hier in Bonn in der 
Opposition. Heute, als Finanzminister und als „neu- 
er“ Wirtschaftsminister, befassen Sie sich natürlich 
nicht mehr mit solchen Petitessen. Heute widmen 
Sie sich dem Großen und dem Ganzen. Um Ihrer 
Politik den letzten Touch von Glaubwürdigkeit zu 
geben und von Glamour, bedienen Sie sich der Ar- 
gumentationsweise der französischen Sozialisten. 

Wie merkwürdig! Die Affinität dieses Kabinetts zur 
Linkskoalition in Frankreich ist schon sehr ver- 
wunderlich, wenn man an die sonstige Aufgeregt- 
heit denkt, mit der Sie jeden vermeintlichen und 
wirklichen Kommunisten verfolgen und die ein biß- 
chen an die Aufgeregtheit einer Gouvernante in 
einem Mädchenpensionat erinnert, die einen jun- 
gen Mann in ihren Reihen vermuten muß. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Der Ausflug in die große Weltpolitik, der europäi- 
sche Spaziergang, der uns gestern vorgeführt wur- 
de, täuscht doch nicht darüber hinweg, daß überall 
dort in Europa und in Amerika, wo Konservative 
regieren, die Ungerechtigkeit in der Sozialpolitik 
zunimmt, die Dauerarbeitslosigkeit steigt und Men- 
schen, die arbeiten wollen und arbeiten können, in 
Armut leben, weil man nichts, aber auch überhaupt 
nichts für sie tut. 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU]) 

Sie können sich das so lange leisten, wie Ihre ei- 
gene Wählerklientel offensichtlich noch zufrieden- 
gestellt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die weltpolitischen Ausflüge des Finanzmini- 
sters, Herrn Stoltenberg, täuschen auch nicht dar- 
über hinweg, daß er seine unausrottbare Neigung, 
Haushalte durch Buchungstricks, Umtitulierungen 
und Verstecken von Titeln auszugleichen, aus 
Schleswig-Holstein mit nach hier gerettet hat. Wo 
ist denn eigentlich die Bauernsubvention, wo sind 
die Bauernmilliarden geblieben? Stehen sie im 
Agrarhaushalt? Nein, die haben Sie als geringere 
Einnahmen einfach weggelassen; denn sonst wäre 
der Agrarhaushalt um 25 % gestiegen. Und wo wa- 
ren damals — das geht nahtlos ineinander über — 
beim Weggang des Finanzministers aus Kiel — er 
war damals dort Ministerpräsident — jene 280 Mil- 
lionen DM, nach denen der völlig verdatterte Lan- 
desminister in der Landtagsdebatte fragen mußte? 

Der Finanzminister mußte antworten, er finde sie 
leider nicht. Er fand auf einmal sein Loch in der 
Finanzkasse nicht wieder und erklärte kühl, dann 
würde er bei einem Gesamthaushalt von knapp 
8 Milliarden DM eben die Nettokreditaufnahme auf 
mehr als 1,8 Milliarden DM, die Neuverschuldung 
auf 2,8 Milliarden DM heraufbringen. Wirklich eine 
wahrhaft saubere und stramme Leistung: fast ein 
Viertel dessen, was Sie im Haushalt haben, über 
Neuverschuldung zu finanzieren! Das ist der Fi- 
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Frau Simonis 

(A) nanzminister der Bundesrepublik geworden. Sie ha- 
ben einen guten Griff gemacht. 

Man muß dem Herrn Finanzminister äußerst ei- 
serne Nerven bescheinigen, 

(Zuruf von der CDU/CSU; Die braucht man 
bei Ihnen auch!) 

wenn gerade er den Mut findet, das Land Nord- 
rhein-Westfalen und die dortige Regierung in einer 
derart platten Art und Weise anzugehen. Psycholo- 
gisch betrachtet will er auf diese Art und Weise 
wohl sein eigenes schleswig-holsteinisches finanz- 
politisches Chaos, das er hinterlassen hat, verarbei- 
ten. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Oder hat er vergessen, hat er verdrängt, daß wäh- 
rend seiner Zeit als Ministerpräsident — noch bis 
1982 — Schleswig-Holstein die höchste Zinsbela- 
stung, die größte Verschuldung, die höchste Ausga- 
bensteigerung hinzunehmen hatte, während es bei 
den Investitionsquoten unter allen Ländern einen 
mickerigen, schamhaft verborgenen letzten Platz 
belegte? 

Wer dem Finanzminister und dem Wirtschaftsmi- 
nister zugehört hat und der Meinung ist, daß deren 
beider Reden eigentlich ja ganz nett gewesen seien, 
der solle sich einmal vor Augen führen, wie bei- 
spielsweise die neue Regierung im Zusammenspiel 

(B) niit der Landesregierung in Schleswig-Holstein die 
HDW-Sanierung betrieben hat Bis einen Tag vor 
der Wahl haben Sie — man möchte es beinahe 
sagen — das Publikum belogen, indem Sie garan- 
tiert haben, daß alle Arbeitsplätze bestehenblieben. 
Und was haben Sie am 14. März 1982 gemacht? Mit 
der Kühlheit einer Salatgurke im Sommer sind Sie 
hingegangen und haben 4 000 Leute auf die Straße 
gesetzt Das war dann Ihr Werftsanierungskon- 
zept. 

Man kann zusammenfassen: Die Politik des Fi- 
nanz- und des Wirtschaftsministers besteht darin, 
durch Kündigen zu sparen. So haben Sie es immer 
gemacht. So werden Sie es im Saarland machen. So 
werden Sie es nach den Wahlen in Nordrhein- 
Westfalen machen. Sie werden das nicht ändern, 
und immer sind die anderen daran schuld. Nie 
war es der Finanzminister, nie war es die Regie- 
rung. 

Der so oft beschworene sich selbst tragende Auf- 
schwung findet nicht statt. Die Steuerreform, die 
größte aller Zeiten, wie Herr Kohl meint — aber 
was bedeutet das schon? — wird nicht stattfinden, 
jedenfalls nicht in dem Ausmaße, wie es verspro- 
chen worden ist. Im großen und ganzen produzieren 
Sie viel heiße Luft, um als Opferlamm dunkler 
Mächte, der Gewerkschaften, der Linken und aller 
möglichen Leute dastehen zu können, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt machen Sie 
mal Pause!) 


während doch in Wirklichkeit bei all unseren Pro- (C) 
blemen der Finanzminister nicht das Opferlamm, 
sondern der Täter ist. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie wa- 
ren schon mal viel charmanter, Frau Kolle- 
gin!) 

— Wissen Sie, mit Charme ist der Arbeitslosigkeit 
auch nicht beizukommen. Wenn Sie das glauben, 
müssen Sie auch erst einmal eine Charmestunde 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik hält 
sich auf einem erschreckend hohen Niveau mit stei- 
gender Tendenz. Der Finanzminister lädt zu einer 
Pressekonferenz und feiert seine neuesten Spar- 
erfolge. Die Dauerarbeitslosigkeit nimmt zu, die so- 
genannte stille Reserve ebenfalls. Dr. Stoltenberg 
äußert sich zufrieden über seine Sparerfolge. 
Frauen und ältere Arbeitnehmer finden kaum noch 
Arbeitsplätze. Dr. Stoltenberg strahlt über seine 
Sparerfolge. Zehntausende von jungen Leuten su- 
chen vergebens eine Lehrstelle. Dr. Stoltenberg läßt 
über die Pressestelle seines Hauses die frohe Bot- 
schaft über die fortschreitende Sanierung des 
Haushalts verkünden. Immer weniger Arbeitslose 
erhalten Unterstützung. Die durchschnittliche 
Arbeitslosenunterstützung beträgt 900 DM im Mo- 
nat, die durchschnittliche Arbeitslosenhilfe liegt un- 
ter 700 DM. Der Finanzminister kassiert voraus- 
sichtlich 4 Milliarden DM von der Bundesanstalt 
für Arbeit und lobt öffentlich seine besonnene 
Haushalts- und Finanzpolitik. Der Wald stirbt und (j)) 
stirbt. Dr. Stoltenberg bedauert den Zustand des 
Waldes, ist aber der Meinung, die Sanierung der 
öffentlichen Haushalte habe den Vorrang. 

Die Zahl der Beschäftigten ist im ersten Halbjahr 
1984 im Vergleich zum ersten Halbjahr 1983 um 
130 000 gesunken. Das müßte Ihnen zu denken ge- 
ben. Dem Finanzminister gehen immer noch nicht 
die Worte aus, um sich und seine erfolgreiche Poli- 
tik zu loben und zu bewundern. Die Zahl der Insol- 
venzen steigt. Die Subventionen nehmen zu, nicht 
aber die Zahl der Existenzen. Lieber Herr Bange- 
mann, die Zahl der Neugründungen war 1983 atem- 
beraubend: Es waren 1 000. Wenn Sie davon schon 
beglückt sind, sind Sie als Wirtschaftsminister 
schnell zu beglücken. Das muß ich wirklich sagen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: 8 000) 

Mittelfristig sinkt die Investitionsquote in den 
Haushalten. Der Hoch- und Tiefbau kommt in 
schweres Wasser. Der für 1984 angekündigte Inve- 
stitionsboom bleibt aus. Die steuerlichen Subventio- 
nen steigen. Die Steuerlastquote steigt ebenfalls. 

Dr. Stoltenberg, selbsternannter Star des Kabinetts, 
ist immer noch nicht müde, sich selbst zu loben. 
Langsam wird das fast schon langweilig. 

Wie haben Sie diese ganzen Sparerfolge denn ei- 
gentlich geschaffen? Seit Dr. Stoltenberg Finanzmi- 
nister ist und Herr Kohl versucht, Kanzler zu spie- 
len, liefert die Bundesbank vollkommen gegen ihre 
sonstigen Gewohnheiten stillschweigend nahezu 40 
Milliarden DM an Bundesbankgewinnen ab, und 



6010 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 82. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. September 1984 


Frau Simonis 

(A) das Kabinett nimmt diese 40 Milliarden, ebenfalls 
vollkommen gegen seine sonstigen Gewohnheiten, 
stillschweigend ein, kassiert sie und bessert damit 
den Haushalt optisch auf. Es ist eigentlich fast 
schon zu verständlich, daß Sie so unruhig sind, 
denn Ihre Anhängerschaft droht im wilden Chaos 
unterzugehen. Herr Worms — er hat ja eine Wahl 
zu bestehen — steht an der Spitze derjenigen, die 
sagen, jetzt müsse es aus sein mit dem Sparen. Die 
Sozialausschüsse, schon immer das Radieschen auf 
der Fleischplatte der Konservativen, sind ebenfalls 
dieser Meinung. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 

Nach der Wahl wird das Radieschen im übrigen mit 
allen Anzeichen des Widerwillens abserviert, und es 
hat sich dann. 

Unbekümmert von solchen Petitessen wie wach- 
sender Arbeitslosigkeit, wachsender Dauerarbeits- 
losigkeit, regionalen Schwächen und Umweltzerstö- 
rung kümmert sich in diesem Kabinett niemand — 
niemand! — um diese Probleme. Keiner fühlt sich 
aufgerufen. 

Der Wirtschaftsminister sieht keinen Handlungs- 
bedarf. Wie soll er auch? Er hat ja kein Geld. Der 
Finanzminister findet sich sowieso immer prima, 
und dem Kanzler reicht es 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie sich auch, 
Frau Kollegin! — Heiterkeit bei der CDU/ 
CSU) 

— Ich bin prima. Sie werden es nicht glauben. 

(B) 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 

Sie erlauben, daß ich noch einmal anfange. Wie- 
derholungen sind manchmal gar nicht so schade. 
Der Wirtschaftsminister sieht keinen Handlungsbe- 
darf. Der Finanzminister findet sich allemal prima, 
und dem Kanzler reicht, was hinten herauskommt 
— das reicht eben manchmal nicht — , und er hat 
beim Zuwarten auch keine Probleme. Natürlich ha- 
ben Sie keine Probleme — das kann sein — ; aber 
die Arbeitslosen, die Frauen, die keine Arbeits- 
plätze finden, die Sozialhilfeempfänger, die Jugend- 
lichen haben bei Ihrer Warte- und Hinhaltestrate- 
gie in der Tat Probleme. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie sagte der Finanzminister in seinem Inter- 
view am 4. Juli 1982? Ich wiederhole es: 

Es könnte sonst eine Vertrauenskrise in der 
Bevölkerung entstehen, wenn die Absichtser- 
klärungen der Politiker in Bonn, nämlich die 
Bekämpfung der zunehmenden hohen Arbeits- 
losigkeit, und das tatsächliche Verhalten in der 
Finanzpolitik immer mehr auseinanderfallen. 
Das spüren die Menschen. 

Man kann Ihnen, der gesamten Regierung und der 
Koalition, bestätigen: Sie tragen in großem Maße zu 
dieser Vertrauenskrise bei. 

(Beifall bei der SPD — Hauser [Krefeld] 
[CDU/CSU]: Das war aber vielleicht 
schwach! Eine kabarettistische Vorstel- 
lung!) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr (C) 
Abgeordnete Niegel. 


Niegei (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann selbstverständlich in der Ge- 
schwindigkeit und im Charme mit meiner Vorred- 
nerin, der Frau Kollegin Simonis, nicht mithalten. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich hoffe aber, daß ich vielleicht etwas objektiver 
urteilen kann. Was wäre denn gewesen, Frau Kolle- 
gin, wenn Sie nach zwei Jahren Politik solche Er- 
gebnisse hätten? Ich glaube, diese Ergebnisse sollte 
man sich auch ansehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Fast zwei Jahre harte politische Arbeit liegen jetzt 
hinter uns. Es war für uns, die wir diese Politik 
gestaltet haben, nicht immer einfach. Diese zwei 
Jahre waren aber auch für diejenigen nicht immer 
einfach, denen wir die Illusion eines über unbe- 
grenzte Mittel verfügenden Versorgungsstaates 
nehmen mußten. Manche Eingriffe waren schmerz- 
haft, aber nur so konnte die dringend notwendige, 
viel zu lange hinausgeschobene Operation gelingen, 
mit der allein der Patient Bundesrepublik gerettet 
werden konnte. 

Wer die wirtschaftspolitische Bilanz, die Sie auf- 
zuweisen hatten, mit verursacht hat, der müßte 
heute schweigen. Herr Apel oder Herr Roth oder 
Frau Simonis, Sie müßten schweigen. Sie müßten (D’ 
ein Büßergewand anziehen, in Sack und Asche ge- 
hen und Ihren Mund halten. Sie könnten praktisch 
nichts mehr sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Blunck 
[SPD]: Das ist unerhört!) 

Trotz des härtesten Streiks in der Nachkriegsge- 
schichte, der die Konjunktur spürbar belastet hat, 
ist es uns gelungen, die Stabilität wiederherzustel- 
len. 

(Frau Blunck [SPD]: Das merkt man!) 

Das Sozialprodukt steigt wieder. Auf dem Arbeits- 
markt geht es zwar langsam aber stetig aufwärts. 

(Frau Blunck [SPD]: Wo sehen Sie das? 

Das ist ja lächerlich!) 

Bessere Erträge verstärken die Investitionsnei- 
gung. Die Existenzgründungswelle verstärkt sich 
noch, d. h. es ist wieder Vertrauen in die Wirt- 
schaftspolitik, in die Führung der Bundesrepublik 
vorhanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zinsentwicklung fördert den Aufschwung, und 
auch die Insolvenzzahlen sinken. 

(Frau Blunck [SPD]: Woher haben Sie das 
denn?) 

Meine Damen und Herren, wie gesagt: Der Pa- 
tient hat sich heute nach kurzer Zeit weitgehend 
erholt. Von den vier Zielen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes wurden bereits drei erreicht. 
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Niegel 

(A) und das vierte Ziel werden wir mit unserer Politik 
auch noch erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo! — Frau 
Blunck [SPD]: Glauben Sie wirklich, was 
Sie da sagen?) 

Sicherlich, jeder der rund 2,2 Millionen Arbeitslo- 
sen ist einer zuviel. Wir wissen aber, daß wir dieses 
Problem weder mit wertlosen Arbeitsplatzgaran- 
tien noch mit sinnlosen und eher schädlichen Ar- 
beitsbeschaffungsprogrammen bewältigen können. 
Unüberlegte Hektik ist hier vollkommen fehl am 
Platze. Wir können es bedauern, aber wir müssen 
einfach die Tatsache zur Kenntnis nehmen, daß der 
Beschäftigungsgrad der wirtschaftlichen Entwick- 
lung immer hinterherhinkt. 

(Frau Blunck [SPD]; Können Sie mit dem, 
was Sie sagen, einem Sozialhilfeempfänger 
noch gegenübertreten?) 

— Frau Blunck, ich verstehe Sie leider nicht. 

Trotz dieser zeitlichen Verzögerung mehren sich 
die Hoffnungszeichen. Die Zunahme der Arbeitslo- 
sigkeit ist zum Stillstand gekommen. 1984 sah die 
Statistik bisher in keinem Monat schlechter aus als 
im Jahre 1983. Das Horrorgemälde von über 3 Mil- 
lionen Arbeitslosen, das gerade Sie an die Wand 
gemalt haben, hat sich als eine Fata Morgana und 
damit als eine Mies- und Stimmungsmache erwie- 
sen. Und dies alles geschah vor dem Hintergrund 
der schweren Tarifauseinandersetzung im Früh- 
sommer dieses Jahres, die weite Teile unserer Wirt- 
Schaft lahmlegte, die die Unternehmen verunsi- 
^ cherte und die verständlicherweise bei der Perso- 
naldisposition zu äußerster Zurückhaltung führte. 

Während wir diese schwerste Hypothek der alten 
Bundesregierung nur langsam tilgen können, konn- 
ten wir uns von der Last der ständigen Geldentwer- 
tung in kurzer Zeit befreien. Galoppierende Infla- 
tion war über Jahre hinweg der ständige Begleiter 
der von Ihnen geführten Bundesregierung. Das war 
Diebstahl, meine Kollegen von der SPD. Das war 
Diebstahl an unserer Volkswirtschaft Das war 
Diebstahl am einzelnen Bürger. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nach nicht einmal zwei Jahren Regierungszeit 
haben wir jetzt wieder stabiles Geld. Unsere Lei- 
stungsbilanz ist wieder in Ordnung. Auch in diesem 
Jahr können wir wie im Vorjahr wieder mit einem 
Überschuß rechnen. Das Defizit von rund 58 Milliar- 
den DM in den Jahren 1979 bis 1981 ist nur noch ein 
Merkposten für die Würdigung der Leistung Ihrer 
Bundesregierung. 

Nach der längsten und schwersten Rezession der 
Nachkriegszeit befinden wir uns jetzt im zweiten 
Jahr des wirtschaftlichen Wiederaufschwungs. Das 
Wachstum hat inzwischen eine erstaunliche Dyna- 
mik gewonnen. Das bestätigen auch die neutralen 
Forschungsinstitute. Es ist in einen sich selbst tra- 
genden Aufschwung übergegangen. 

Manchem geht und ging es nicht schnell genug. 
Gerade Ihnen, die ja die Misere verursacht haben, 
geht es nicht schnell genug, meine Damen. Kaum 
ist ein Gewitter über die Konjunkturlandschaft hin- 


weggezogen, verfallen Sie in unbegründeten Pessi- (C) 
mismus. Natürlich hat uns der sinnlose Arbeits- 
kampf geschadet. Natürlich werden wir in diesem 
Jahr nicht so viel Bruttosozialprodukt erwirtschaf- 
ten, wie wenn etwa 5 Millionen Arbeitstage nicht 
ausgefallen wären. Die Frage ist aber doch, ob es 
mit diesem Ausfall sein Bewenden hat, oder ob 
auch die Dynamik des Wachstums Schaden gelitten 
hat. Die Produktions- und Auftragszahlen vom Juli 
sprechen eindeutig gegen die These, der wirtschaft- 
liche Aufschwung habe nachgelassen. Das konjunk- 
turelle Klima scheint durch das Frühsommergewit- 
ter nicht abgekühlt worden zu sein. 

Ich warne allerdings davor, die Wirtschaft in die- 
sem Jahr noch mal einer Belastungsprobe zu unter- 
ziehen. Wenn nun auch noch der Öffentliche Dienst 
die Trommeln zum Arbeitskampf rührt, könnte das 
Vertrauen in die Zukunft bei Wirtschaft und Bevöl- 
kerung endgültig erschüttert werden. Noch ein poli- 
tisch motivierter Streik bringt auch denen nichts, 
die ihn mit ihrem Wohlwollen begleiten, meine Da- 
men und Herren von der SPD. Wirtschaftliches 
Chaos hilft nur Extremisten und Chaoten. Die GRÜ- 
NEN mögen sich darüber freuen. Eine Partei wie 
die SPD, deren historische Verdienste um ein demo- 
kratisches Staatswesen nicht zu bestreiten sind und 
deren Bestreben es eigentlich sein müßte, wieder 
einmal regierungsfähig zu werden, kann sich aber 
aus ihrer Verantwortung gegenüber der Allgemein- 
heit nicht einfach davonstehlen. Sie müssen hier 
klar sagen, ob Sie sich zur Verfolgung Ihrer politi- 
schen Ziele der Tarifauseinandersetzungen auch 
und gerade im Bereich des öffentlichen Dienstes (D) 
bedienen wollen. 

Wenn ich auch, abgesehen von der Gefahr, von 
der ich gesprochen habe, die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung insgesamt positiv beurteile, kann ich 
doch nicht übersehen, daß es einige Branchen gibt, 
für die die Zukunft nicht so rosig aussieht. Mit den 
Problemen Kohle, Stahl und Werften werden wir 
uns noch längere Zeit zu befassen haben. 

Verständnis der gesamten Bevölkerung ist auch 
für die deutschen Bauern notwendig. Denn die der 
Landwirtschaft zugemuteten Eingriffe sind auch im 
Interesse der Erhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Gemeinsamen Marktes notwendig gewesen. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Ein Ausgleich jetzt mit der 5- Prozent-Mehrwert- 
steuerpauschale ist meines Erachtens gar kein Aus- 
gleich, wenn man erfährt, daß in bestimmten Ge- 
genden ein Getreidepreisrückgang gerade bei der 
heurigen späten Ernte — zum Teil ist das Getreide 
durch das schlechte Wetter noch auf dem Halm — , 
nämlich ein Minus von 10 bis 15 % bei den Getrei- 
deerlösen, zu verzeichnen ist und daß heute bereits 
die französischen Großhändler Getreide per Rhein 
um 10 % billiger als im Vorjahr anbieten. 

(Zander [SPD]: Kiechle sagt genau das Ge- 
genteil!) 

Wenn die frühere Bundesregierung die Entschei- 
dung getroffen hätte, daß nur die bis 1981 erzeugten 
Agrarprodukte absatzmäßig garantiert werden, und 
keine Mehrproduktion garantiert hätte, dann wären 
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(A) die jetzigen Opfer nicht notwendig gewesen und 
hätte sich die Situation schon längst wieder markt- 
mäßig normalisiert 

(Zander [SPD]: Daran waren doch die 
Streiks schuld!) 

Wenn wir jetzt unseren eigenen Bauern Produk- 
tionsbeschränkungen zumuten — das sage ich der 
Verhandlungsdelegation der Bundesregierung, die 
in Brüssel wegen der EG-Süderweiterung verhan- 
delt — , dann muß dieser Grundsatz der Produkti- 
onseinschränkung bzw. der beschränkten Produkti- 
onsgarantie auch bei den Aufnahmeverhandlungen 
für die Süderweiterung der EG gelten. Ich denke an 
Olivenöl, Wein und Zitrusfrüchte. Das ist nämlich 
sonst ein Haushaltsrisiko, das wir nicht mehr kal- 
kulieren können. 

Auch unsere Bauwirtschaft ist in einer struktu- 
rellen Veränderung begriffen. Die Bauinvestitionen 
leisten in diesem Jahr zwar noch einen positiven 
Wachstumsbeitrag. Aber in Zukunft wird das Bau- 
geschehen in ruhigeren Bahnen verlaufen. 

Das Abflachen der mit dem wohnungspolitischen 
Sofortprogramm ausgelösten Anschlußeffekte im 
Wohnungsbau ist ein ganz normaler Vorgang. Es 
war konsequent, daß die Bundesregierung bei der 
Übernahme der Regierungsverantwortung mit dem 
Ende 1982 verabschiedeten wohnungspolitischen 
Sofortprogramm den Tiefpunkt in der Bau- und 
Wohnungswirtschaft, den Sie verursacht haben, 
meine Damen und Herren, überwunden und insge- 
samt zur konjunkturellen Wiederbelebung der 
^ ' Volkswirtschaft beigetragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unbestritten ist, daß wir uns in einer Phase der 
Normalisierung des Wohnungsmarkts befinden. In 
weiten Teilen der Bundesrepublik haben sich die 
Mietwohnungsmärkte entspannt, und die Mietstei- 
gerungsrate entwickelt sich seit April 1983 ohne Un- 
terbrechung rückwärts und hat im Juli mit 3,5 % 
gegenüber dem Vormonat einen neuen Tiefstand 
erreicht. Auch die Diskussion über die leerstehen- 
den Wohnungen zeigt, daß der Mangel an Wohnun- 
gen in weiten Teilen der Bundesrepublik — ich 
sage nicht: überall — überwunden wurde. 

Nach dem Abflachen der durch das wohnungspo- 
litische Sofortprogramm ausgelösten Anschlußef- 
fekte muß deshalb wieder mit niedrigeren Fertig- 
stellungsergebnissen gerechnet werden, mittelfri- 
stig mit rund 300 000 Wohnungen. Aber in diesem 
Jahr werden 400 000 Wohnungen fertiggestellt wer- 
den. Unsicher ist allerdings auch die Aussage über 
die mittelfristige Entwicklung im Wirtschaftsbau. 
Hier dürfte es im wesentlichen darauf ankommen, 
inwieweit eine positive gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung zu einer entsprechenden Nachfrage der 
Ausrüstungsinvestitionen führt. Vieles spricht für 
einen positiven Trend. 

Nun zur öffentlichen Baunachfrage. Ich halte we- 
nig von der Diskussion über eine Bedarfssättigung 
in diesem Bereich. Die immer wiederholten Hin- 
weise auf eine ausreichende Zahl von Schulen, Uni- 
versitäten, Schwimmbädern, Verwaltungsbauten 


usw. kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß es (C) 
noch großen Bedarf im Verkehrswesen, im Umwelt- 
schutz und vor allem im Instandhaltungsbereich ge- 
ben wird. Ich möchte hier gerade an die Genehmi- 
gungsbehörden, z. B. an die Regierungspräsidien 
appellieren, daß hier genügend Planungsrecht ge- 
rade im öffentlichen Straßenbau geschaffen wird, 
so daß hier die Bautätigkeit nicht durch zuviele Ein- 
sprüche lahmgelegt wird. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Genehmi- 
gungstempo!) 

Gerade der Verlauf der öffentlichen Baunachfrage 
ist entscheidend von den Finanzierungsmöglichkei- 
ten in den Haushalten der Gebietskörperschaften 
aller Ebenen abhängig. Ich bin überzeugt, daß die 
Verbesserung der Finanzlage der öffentlichen 
Haushalte künftig insgesamt auch wieder die Spiel- 
räume für Bauinvestitionen vergrößern wird. Die 
Haushaltskonsolidierung bei den Gemeinden ist 
nach meiner Meinung schon so weit fortgeschritten, 
daß die rückläufige Investitionstätigkeit der ver- 
gangenen Jahre in jedem Fall gebremst ist. 

Zusammenfassend möchte ich dazu noch sagen, 
daß es sowohl im Wohnungsbau wie im Wirtschafts- 
bau als auch im öffentlichen Bau in Zukunft auch 
große Bauaufgaben geben wird, so daß man gene- 
rell nicht von einer Schwarzmalerei und von einer 
Katastrophenstimmung sprechen sollte. Das würde 
nur die Gefahr in sich bergen, daß es zu einer Ver- 
unsicherung und somit zu einer negativen Entwick- 
lung kommt. 

Ich halte auch die Entscheidung des Bundeskabi- 
netts für sehr wichtig, daß keine weiteren Maßnah- 
men zur Einschränkung des Bauherrenmodells ge- 
plant sind. Die steuerlichen Ungereimtheiten sind 
hier beseitigt. Der Bund wird den sozialen Woh- 
nungsbau weiterführen. Der in der mittelfristigen 
Finanzplanung vorgesehene Finanzrahmen von 
über 1 Milliarde DM jährlich soll erhalten bleiben. 
Vorrangig soll allerdings der soziale Wohnungsbau 
der Förderung des Familienheimbaus dienen. Da- 
neben muß natürlich der Bau von Mietwohnungen 
zur Beseitigung von Wohnungsnotständen in Be- 
darfsschwerpunkten fortgesetzt werden. 

Die Leitlinien für die geplante steuerliche Neu- 
ordnung sind ebenfalls zu begrüßen. Ein erster 
Schritt ist die neue Regelung des § 7 b des Einkom- 
mensteuergesetzes. Der berücksichtigungsfähige 
Betrag für die Herstellungs- oder Anschaffungs- 
kosten wird jetzt von 200 000 auf 300 000 DM ange- 
hoben. Das heißt, daß künftig acht Jahre lang 
15 000 DM statt bisher 10 000 DM pro Jahr vom zu 
versteuernden Einkommen abgesetzt werden kön- 
nen. 

(Frau Blunck [SPD]: Fragt sich nur, wer 
das einstreichen kann!) 

Weiter: Für jedes im Haushalt lebende Kind wird 
zusätzlich zur Grundförderung eine Entlastung von 
600 DM pro Jahr gewährt. Es ist noch offen, ob die 
Kinderkomponente von 600 auf 1 200 DM aufge- 
stockt werden kann und ob sie wie bisher als Abzug 
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Niegel 

(A) von der Steuerschuld oder als Freibetrag vom zu 
versteuernden Einkommen gewährt werden soll. 

(Zander [SPD]: Fassen Sie mal langsam zu- 
sammen! Die Regierungsbank schläft ein!) 

Stadterneuerung, Wohnungsmodernisierung, 
Wohnweltverbesserung, Maßnahmen der Ver- und 
Entsorgung und die Errichtung neuer Kommunika- 
tionssysteme werden zunehmende Bedeutung er- 
langen. Hierzu kommt vor allem der Ersatzbedarf 
im Verkehrsbereich. Ich begrüße diese Akzente, die 
die Aufstockung der Mittel gesetzt hat. Das gilt ins- 
besondere auch für die Aufstockung der Mittel für 
den Streckenneu- und -ausbau der Bundesbahn und 
für den Straßenbau. Ich begrüße es, daß man hier 
gerade 150 Millionen DM für den Fernstraßenbau 
ansetzen konnte. Das ist eindeutig eine Forderung 
der CSU-Landesgruppe, die durch das Bundeskabi- 
nett und den Bundesfinanzminister erfüllt wurde. 
Die öffentlichen Auftraggeber sollen allerdings zur 
Verstetigung des Baugeschehens beitragen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Sie 
haben Ihre Redezeit jetzt schon um über eine Mi- 
nute überzogen. Ich bitte Sie, zum Schluß zu kom- 
men. 

Niegei (CDU/CSU): Dabei müssen auch die Erfor- ’ 
dernisse der regionalen Strukturpolitik beachtet 
werden. Wenn uns das Grundgesetz verpflichtet, in 
allen Landesteilen gleichwertige Lebensverhält- 
nisse zu schaffen, müssen wir auch die benachtei- 
ligten und revierfernen Gebiete mit einer angemes- 
senen Infrastruktur ausstatten und die Verbindung 
zu den zentralen Räumen verbessern. Das bedeutet 
u. a.: Fortschreibung des Bedarfsplans für den Bun- 
desfernstraßenbau und bei der Verteilung der Mit- 
tel Berücksichtigung der Anbindung der revierfer- 
nen und strukturschwachen Räume. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Nie- 
gel, ich habe große Geduld, aber ich muß Sie bitten, 
zum Schluß zu kommen. 

Niegel (CDU/CSU): Dem muß eine erhöhte Priori- 
tät zukommen. 

Meine Damen und Herren, ich hätte noch einiges 
zur Regionalpolitik zu sagen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bitte nicht!) 

aber das mag einem anderen Beitrag Vorbehalten 
sein. 

Abschließend darf ich festhalten: Wirtschaftliche 
Entwicklung, wirtschaftliches Wachstum und Inve- 
stitionen sind auch eine Frage der Psychologie. Es 
ist in den zwei Jahren seit Oktober 1982 viel gelei- 
stet worden. Meine Damen und Herren, zerreden 
Sie das nicht! 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Niegel 

Niegel (CDU/CSU): Wenn die SPD das erreicht 
hätte, hätte sie jeden Tag eine Sondermeldung über 
Rundfunk und Fernsehen losgelassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Mein Versuch, ihn zum (C) 
Ende zu bringen, ist nicht gerade sehr erfolgreich 
gewesen. Damit haben wir zwei Minuten weniger. 

Das Wort hat der Kollege Drabiniok. 


Drablniok (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Liebe Freundinnen und Freunde! 
Ich möchte einige Folgen der bisherigen Wirt- 
schaftspolitik beschreiben. Was zur Zeit im Ärmel- 
kanal durch den Untergang der „Mont Luis“ pas- 
siert, hat unmittelbar mit diesem Haushalt und der 
dort festgeschriebenen Energiepolitik zu tun. 

Etwa 40 t der hochgiftigen Uranverbindung, von 
der keiner weiß, ob sie noch im Ärmelkanal oder 
sonstwo herumtreibt, kommen aus dem bundes- 
deutschen Reaktor Neckarwestheim und sollten in 
bundesdeutschen AKWs neu eingesetzt werden. Die 
Bundesregierung schweigt bis heute dazu und 
bleibt bei ihrer schlimmen Informationspolitik, auf 
die ich gleich eingehen werde. 

Die Katastrophe im Ärmelkanal beweist wieder 
einmal: Nicht nur die Menschen neben Atomkraft- 
werken leben in unmittelbarer Gefahr; AtommülL 
transporte zu Lande, zu Wasser und in der Luft 
kreuz und quer durch Europa gefährden tagtäglich 
uns alle. 

Erst der Unfall im Ärmelkanal bringt ans Tages- 
licht, welche Unmengen lebensgefährdender Atom- 
transporte für den Betrieb bundesdeutscher Atom- 
meiler notwendig sind: Die abgebrannten Brennele- 
mente kommen zur Wiederaufbereitung nach La 
Hague in den Nordwesten Frankreichs. Die wieder- 
gewonnenen Uranreste kommen zur Umwandlung 
nach Pierrelatte in den Südosten Frankreichs. Das 
Uranhexafluorid kommt zur Verschiffung zurück 
zur französischen bzw. belgischen Küste. Per 
Frachter wird das chemisch aggressive Material, 
das bereits bei Zimmertemperatur ausdampft, 
durch den Ärmelkanal, durch die Nordsee und 
durch die Ostsee nach Riga in die Sowjetunion 
transportiert Von dort kommt das angereicherte 
Uran zurück, um in einer bundesdeutschen Brenn- 
elementefabrik verarbeitet und nach einem weite- 
ren Transport erneut dem Reaktorbetrieb zuge- 
führt zu werden. 

Nur blinde Fortschrittsfanatiker können glauben, 
daß bei der großen Zahl der Atomtr an Sporte nichts 
schiefgeht. Das Unglück der „Mont Luis“ war nicht 
das erste, aber das schlimmste. Heute schließt nie- 
mand mehr aus, daß sich die Atomfässer jeder 
menschlichen Kontrolle entziehen. Falls ein einzi- 
ger Behälter bei einer Meerestiefe von 10 m auf- 
reißt, würde das Gift sämtliche Fische in einem Um- 
kreis von einem Quadratkilometer töten. 

Die Energiepolitik der Bundesregierung stützt 
sich auf Uranhexafluorid, das mit dem Wasserstoff 
in der Luft genauso giftig reagiert wie mit Wasser. 
Allein im nordrhein-westfälischen Gronau sollen 
insgesamt 34 000 1 Uranhexafluorid unter freierri 
Himmel gelagert werden. Nahezu täglich wird die- 
ses Teufelszeug schon heute durch die Bundesrepu- 
blik kutschiert. 
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Drabiniok 

(A) Mit der „Mont Luis“ ist entgültig die Illusion von 
den ungefährlichen Atomtransporten im wahrsten 
Sinne des Wortes zerbrochen, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

und das ausgerechnet in dem Monat, in dem mit der 
Erstbelieferung des Atommüliagers in Gorleben die 
Zahl der Atomtransporte durch die Bundesrepublik 
sprunghaft ansteigen soll. 

Die Bundesregierung windet sich in geradezu lä- 
cherlichen Verrenkungen. Seit Mai 1983 liegt ihr 
eine amtliche Risikoanalyse von Atomtransporten 
vor, die aussagt, daß die Transporte das Gefährlich- 
ste an der ganzen Entsorgung sind und daß alle 
Menschen, die entlang der unzähligen Atomtrans- 
portstrecken wohnen, einer — ich zitiere — nicht zu 
vernachlässigenden radioaktiven Strahlung ausge- 
setzt sind. 

Im April 1984 wurde diese Studie erstmals von 
Bürgerinitiativen an die Öffentlichkeit gebracht. 
Der Bundesforschungsminister fühlt sich ertappt 
und spricht von „Rufschädigung“, weil man die Stu- 
die angeblich nicht verheimlicht, sondern bereits an 
100 Institutionen geschickt habe. Gleichzeitig er- 
klärt das Land Niedersachsen, wo ab dem Tage X 
die Transporte rollen sollen, man wisse von nichts. 
Am letzten Freitag, offenbar nach Lektüre der Risi- 
koanalyse, erklärte das niedersächsische Ministe- 
rium für Bundesangelegenheiten, man bedauere, 
daß die amtliche Studie veröffentlicht worden sei. 
Im übrigen stünden die „rein theoretischen Rechen- 
Operationen“ dieser Studie in gar keinem Zusam- 
menhang mit dem in Kürze beginnenden Atom- 
transport in das Wendland. Mal wieder hören wir in 
gebetsmühlenhaftem Ritual, es bestehe keine Ge- 
fahr. 

Herr Riesenhuber, wir fordern Sie auf, der Öf- 
fentlichkeit unverzüglich reinen Wein über die tat- 
sächlichen Gefahren der Atomtransporte einzu- 
schenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen wissen, wieweit die Bundesrepublik in 
die „Mont Louis“-Katastrophe verwickelt ist. Wir 
wollen ebenso wie Greenpeace und die Gewerk- 
schaft der Seeleute in Großbritannien und Däne- 
mark keinen einzigen weiteren Atomtransport, be- 
vor nicht die wirklichen Risiken öffentlich disku- 
tiert worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Drabiniok (GRÜNE); Nein, keine Zeit. 

Die atomare Bedrohung der Vorkriegszeit, in der 
wir jetzt leben, wird ergänzt durch eine schlei- 
chende Vergiftung unserer Umwelt. Dabei hat bis- 
her fast ausschließlich die Verschmutzung der 
Außeniuft mit ihren negativen Folgen für die Um- 
welt, die menschliche Gesundheit und bestimmte 
Güter im Vordergrund der Luftreinhaltepolitik ge- 
standen. 

Der Formaldehydskandal hat jedoch vielen Bür- 
gern die Vorstellung genommen, er könne in seinen 


eigenen vier Wänden ohne Gesundheitsgefährdung (C) 
leben. Zahlreiche Publikationen aus dem In- und 
Ausland beweisen nachdrücklich, daß die Belastun- 
gen der Innenraumluft mit Schadstoffen zu Ge- 
sundheitsschäden führen können. Es fehlt immer 
noch eine gesetzliche Grundlage, die den Bürger in 
seiner Wohnung vor einer Belastung mit zum Teil 
hochgiftigen, krebserzeugenden Substanzen 
schützt. Die Kindergärten konnten nur aus arbeits- 
rechtlichen Gründen geschlossen werden, weil für 
Erzieher der Arbeitsplatz gesundheitlich nicht 
mehr zumutbar war. Für die Kinder war und ist 
kein Schutz vorhanden. Als wenn die Gesundheit 
unserer Kinder nicht mindestens genauso wichtig 
wäre wie die der Erwachsenen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und der verantwortliche Minister Geißler lügt noch 
frech, indem er behauptet 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie unterbrechen. — Herr Abgeordneter, wür- 
den Sie bitte einen Moment Ihre Rede unterbre- 
chen. Ich muß Ihnen einen Ordnungsruf erteilen, 
weil Sie ein Wort verwendet haben, bei dem wir uns 
hier angewöhnt haben, es in der parlamentarischen 
Debatte nicht zu verwenden, nämlich „lügen“. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber recht hat 


Drabiniok (GRÜNE): Und der verantwortliche Mi- 
nister Geißler sagt noch frech die Unwahrheit, in- 
dem er behauptet: Wir haben viel getan, sogar in 
Innenräumen haben wir einen Richtwert über 
Formaldehyd aus Spanplatten festgelegt, der „be- 
reits weitgehend in die Praxis umgesetzt worden 
ist“. Gleichzeitig verheimlicht er druckfertige Sach- 
verständigenberichte von Umweltbundesamt und 
Bundesgesundheitsamt, die Formaldehyd als ein- 
deutig krebserregend einstufen. Noch schlimmer, er 
trägt die politische Verantwortung für die skrupel- 
losen Formaldehydbegasungstests an jungen Men- 
schen in Berlin. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Mir kommt es so vor, Herr Geißler, daß die Ge- 
sundheit der Bevölkerung Ihnen verhältnismäßig 
schnuppe ist. Als Gesundheitsminister haben Sie 
genauso versagt wie Ihr Kollege Zimmermann, der 
einen Kniefall nach dem anderen vor der deutschen 
Automobilmafia macht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach, du lieber 
Gott!) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
FDP, SPD und besonders Herr Dregger, Sie reden 
vom und fordern das umweltfreundliche Auto. Es 
handelt sich hierbei um einen widersprüchlichen, 
ja, schizophrenen Begriff, der der Orwellschen 
Sprachverdrehung entstammen könnte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Drabiniok 

(A) Ein umweltfreundliches Auto gibt es nicht und wird 
es nie geben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie machen die Sprach- 
verwirrung komplett!) 

— Und Sie müssen mal zum Frisör gehen. 

Selbst wenn endlich die notwendigen Katalysato- 
ren eingebaut werden, wird dem Umweltfeind Nr. 1 
nur ein Zahn aus seinem Giftgebiß gezogen. Der 
Kraftfahrzeugverkehr wird weiterhin Millionen 
Tonnen von giftigen Abgasen erzeugen. Der Reifen- 
abrieb, der übrigens jährlich eine zwei Zentimeter 
dicke Schicht auf unserem gesamten Straßennetz 
ausmacht, wird weiterhin die Umwelt und die 
menschliche Gesundheit gefährden. Das gleiche gilt 
für Asbest, Ölrückstände, Tausalz usw. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Das habe ich nicht 
verstanden!) 

— Ach, hör doch einmal zu! 

Der vom Auto verursachte Straßenlärm wird für 
viele Bürger weiterhin der größte Streßfaktor blei- 
ben. Die Produktion der umweltfeindlichen Kraft- 
fahrzeuge stellt weiterhin die größte Rohstoffver- 
schwendung unserer Industriegesellschaft dar — 
Ihnen macht’s Freude, gell? — , 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

ganz zu schweigen von der irrsinnigen Energiever- 
schwendung im Straßenverkehr und den Unfallop- 
fern. 

Alles in allem: Das von Ihnen erträumte Umwelt- 
auto ist ein Hirngespinst. Meine Damen und Her- 
ren, Ziel einer menschenfreundlichen und ökologi- 
schen Verkehrspolitik muß es sein, den Menschen 
wieder die Freiheit zu schaffen, ohne Auto auskom- 
men zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lebhafte Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Es muß endlich eine verkehrspolitische Zukunft ge- 
schaffen werden, in der jeder Bürger auch ohne 
Auto mobil ist und mit umweltfreundlichen sozialen 
und attraktiven öffentlichen Verkehrsmitteln in zu- 
mutbarer Art und Weise seine Mobilitätsbedürf- 
nisse befriedigen und den Mobilitätszwängen nach- 
kommen kann. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Mit Kamel! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ganz schöner Mob hier. — Dazu brauchen wir 
dringend eine massive Förderung des öffentlichen 
Verkehrs. 

Wir fordern deshalb ein umfassendes Investi- 
tionsprogramm für die Bundesbahn und ein Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm zum Aufbau eines at- 
traktiven öffentlichen Personen nah Verkehrs im 
ländlichen Raum, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

z. B. für die Einrichtung flächendeckender Rufbus- 
systeme. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Welches 
Auto fahren Sie?) 


Im Gegensatz zu diesen notwendigen Maßnah- (C) 
men betreibt der Verkehrsminister jedoch eine 
nostalgische Verkehrspolitik zur Förderung des 
Waldsterbens, wie insbesondere die Kahlschlagpoli- 
tik bei der Bundesbahn zeigt. Seit 1983 sind die 
Zuwendungen an die Bundesbahn zur Erhaltung 
der Liquidität um 47% gekürzt worden. Die allge- 
meinen Investitionszuschüsse wurden um 700 Mil- 
lionen DM, gleich 33%, zusammengestrichen und 
die Investitionszuschüsse für Bahnfahrzeuge sogar 
von 107 Millionen DM auf Null gekürzt. Die schlim- 
men Folgen sind schon heute zu beobachten. Mehr 
und mehr Eisenbahnbrücken werden baufällig. Der 
Fuhrpark der Bahn ist völlig überaltert. Mehr und 
mehr Langsamfahrstellen müssen eingerichtet wer- 
den. Lastenbeschränkungen werden verordnet. Be- 
reits ganze Strecken müssen aus technischen Grün- 
den gesperrt werden. Große Teile des Eisenbahn- 
netzes verrotten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der hat eine 
DDR-Reise hinter sich!) 

Diese systematische Zerstörung von Eisenbahnver- 
mögen führt zwangsläufig in die ökologische Sack- 
gasse. Sie zeigt uns, daß diese Bundesregierung von 
den Zusammenhängen zwischen Verkehrspolitik 
und Umweltzerstörung nichts, aber auch gar nichts 
begriffen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei der Bahn spielt dann auch plötzlich das Ar- 
beitsplatzargument für die Bundesregierung keine 
Rolle mehr. Die Kaltschnäuzigkeit, mit der diese 
Bundesregierung 80 000 sinnvolle Arbeitsplätze bei (D) 
dem tatsächlich umweltfreundlichen Verkehrsträ- 
ger Bahn vernichtet und ein weiteres Wachstum 
des Straßenverkehr^ fordert, offenbart die uner- 
trägliche Heuchelei dieser Bundesregierung bei der 
Arbeitsplatzdiskussion. 

(Beifall des Abgeordneten Burgmann 
[GRÜNE]) 

Das Arbeitsplatzargument ist für diese Bundesre- 
gierung zum reinen Selbstzweckargument zur Ver- 
teidigung ihrer wirtschaftlich unsinnigen und öko- 
logisch schädlichen Maßnahmen verkommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Meyer zu 
Bentrup [CDU/CSU]: Na, wer hat Ihnen 
diesen Unsinn aufgeschrieben? So ein Un- 
sinn!) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Schmude. 


Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Zum Beitrag des Kollegen Dra- 
biniok nur ein Satz: Auch wir sind der Meinung, daß 
wir uns hier im Bundestag und in seinen Ausschüs- 
sen mit den neu erkannten Gefahren des Atom- 
mülltransports beschäftigen müssen. Wir Sozialde- 
mokraten werden unseren Beitrag dazu leisten, daß 
es dazu kommt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Dr. Schmude 

(A) Aber ich habe Ihre Aufmerksamkeit auf einen 
besonderen Bereich zu lenken, zu dem ich in An- 
knüpfung an die Ausführungen meiner Kollegen 
Roth und Simonis leider wiederum deutlich machen 
muß, wie wortreiche und zugleich tatenlose Gelas- 
senheit zum Markenzeichen dieser Bundesregie- 
rung wird, wo immer Schaden droht oder schon ein- 
getreten ist. So will die Regierung offenbar auch die 
Ausbildungsplatzmisere bewältigen. Statt nachhal- 
tiger Maßnahmen zur Abhilfe erleben wir verharm- 
losendes Gerede und auch hilflose Appelle. Die Zah- 
len strafen die Verharmloser schon jetzt Lügen. 
Daß mindestens 60 000 junge Menschen trotz aller 
Versuche und Bemühungen Ende September ohne 
Ausbildungsplatz sein werden, räumt inzwischen 
sogar die CDU/CSU ein. Es können aber leicht 
100 000 und mehr werden. Fast 13.0 000 Jugendliche 
waren Ende August noch unversorgt. Das sind über 
40 000 mehr als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjah- 
res. Ende September 1983 blieben 48 000 junge Men- 
schen ohne Ausbildungsplatz. Wie wir aus dem Be- 
rufsbildungsbericht 1984 wissen, kamen etwa 30 000 
hinzu, die sich mangels einer Ausbildungschance 
vor allem in schulische Maßnahmen abdrängen lie- 
ßen. Das sind also fast 80 000, für die im Gegensatz 
zum Wahlkampfversprechen des Bundeskanzlers 
keine Lehrstelle da war. 

Die Folgerechnung ist einfach. Wenn im August 
dieses Jahres die Zahl unversorgter Bewerber über 
40 000 höher war als im Vorjahr, die Zahl unbesetz- 
ter Plätze aber nur 5 000 beträgt, so haben wir zum 
30. September dieses Jahres 35 bis 40 000 unver- 

(B) sorgte Bewerber mehr als 1983 zu erwarten. Etwa 
80 000, meine Damen und Herren, dürften dann 
noch bei der Arbeitsverwaltung registriert sein, 
weitere 30 bis 40 000 ebenfalls wieder abgedrängt in 
andere Maßnahmen. 

Wir sollen die Lage nicht dramatisieren, belehren 
uns Bundesregierung, Koalition und Wirtschaft. 
Aber dessen bedarf es gar nicht. Die Zahlen, leicht 
nachvollziehbar, sprechen eine deutliche Sprache, 
und die ist dramatisch genug. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollen die Lehrstellenkatastrophe nicht an die 
Wand malen — haben Bundeskanzler und Bil- 
dungsministerin auch die Stirn, das dem einzelnen 
Jugendlichen zu sagen, dem trotz zahlloser Bewer- 
bungen und verzweifelter Bemühungen von der 
Wirtschaft bescheinigt wird: Wir brauchen dich 
nicht, und du bekommst auch keine Chance. Herr 
Roth hat das heute schon im einzelnen ausgeführt. 
Da helfen dann keine guten Ratschläge, man solle 
nicht auf dem Traumberuf bestehen. Davon sind die 
meisten Jugendlichen weit entfernt. Nur überhaupt 
einen Beruf möchten sie erlernen. Schon rechne- 
risch — rein rechnerisch — haben Zigtausende von 
ihnen dazu keine Chance. 

Wenn der Staat den Arbeitgebern die praxisbe- 
zogene Berufsausbildung der Jugendlichen 
überläßt, 

— so formuliert es das Bundesverfassungsgericht 
1980 — 


so muß er erwarten, daß die gesellschaftliche (C) 
Gruppe der Arbeitgeber diese Aufgabe nach 
Maßgabe ihrer objektiven Möglichkeiten und 
damit so erfüllt, daß grundsätzlich alle ausbil- 
dungswilligen Jugendlichen die Chance erhal- 
ten, einen Ausbildungsplatz zu bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt auch dann, 

— immer noch Zitat — 

wenn das freie Spiel der Kräfte zur Erfüllung 
der übernommenen Aufgabe nicht mehr ausrei- 
chen sollte. 

Grundsätzlich alle also sollen die Chance erhal- 
ten, auch wenn das freie Spiel der Kräfte dafür 
nicht ausreicht. Die Pflicht der Wirtschaft und die 
Verantwortung des Staates sind damit unzweifel- 
haft festgestellt. Woher eigentlich sollen die betrof- 
fenen Jugendlichen Vertrauen zu dieser Gesell- 
schaftsordnung und zu diesem Staat gewinnen, 
wenn ihr durch das Verfassungsgericht bestätigter 
Anspruch eine Farce bleibt? 

(Beifall bei der SPD) 

Gewiß, die Wirtschaft hat das Ausbildungsange- 
bot wiederum eindrucksvoll gesteigert. Diese Lei- 
stung erkennen wir an; auch wenn die Qualität des 
Angebots nicht immer befriedigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber die Anstrengung genügt nicht; denn grund- 
sätzlich alle sollen eine Chance erhalten; aber da- 
von sind wir leider weit entfernt. 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Dr. Schmude, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Rossmanith? 

Dr. Schmude (SPD): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Kolle- 
ge. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Kollege Schmude, 
ich will Sie nur fragen, ob Sie es als eine Farce 
ansehen, wenn im vergangenen Jahr 685 000 junge 
Menschen und in diesem Jahr über 700 000 junge 
Menschen eine Lehrstelle erhalten? 

Dr. Schmude (SPD): Wenn Sie bitte zwei Minuten 
Geduld haben, werde ich Ihre Frage im Laufe mei- 
ner Rede genau beantworten. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Das ist 
der alte Trick!) 

Wir können der Wirtschaft nicht pauschal unsere 
Anerkennung aussprechen; denn die Ausbildungs- 
leistungen der Betriebe sind sehr unterschiedlich. 

Ein immer noch großer Teil der Unternehmen trägt 
nichts oder fast nichts zur Ausbildungsleistung bei. 

Hamburgs Ausbildungsbeauftragter, der frühere 
Senator Günter Apel, fragt mit vollem Recht: 
„Warum greifen die Arbeitgeber selbst, ihre Kam- 
mern und Verbände nicht stärker durch?“ Und das 
heißt: Warum nehmen sie denen, die nichts leisten, 
nicht wenigstens finanzielle Beiträge zu einer Aus- 
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Dr. Schmude 

(A) Bildung ab, die dann an anderer Stelle gewährt wer- 
den kann? 

(Beifall bei der SPD) 

Der blinde Horror vor Ausbildungsumlagen blok- 
kiert offenbar auch völlig naheliegende und ein- 
leuchtende Lösungen, 

Und was leistet die Bundesregierung? Wie nimmt 
sie ihre Verantwortung wahr, für die Ausbildung 
aller Jugendlichen zu sorgen, wenn es denn die 
Wirtschaft nicht kann? Die Wirtschaft kann es of- 
fenbar nicht, und sie sollte es freimütig zugeben, 
statt an falschen Annahmen festzuhalten und sich 
an Verschleierungsmanövern zu beteiligen. 

(Beifall bei der SPD) 

Staatliche Hilfen weiterhin abzulehnen wäre in die- 
ser Lage nur noch Ideologie, und zwar schädliche 
Ideologie zum Nachteil hilfsbedürftiger junger 
Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage es ganz deutlich: Wir klagen die Bundes- 
regierung an, die Ausbildungsnot wider besserer 
Einsicht zu leugnen und zu verharmlosen. 

(Beifall bei der SPD) 

In dem Bestreben, sich ihrer Pflicht zum Handeln 
zu entziehen, täuscht sie positive Erwartungen vor, 
die sie nach den schlechten Erfahrungen der letzten 
Jahre gar nicht haben kann. Eine spürbare Ent- 
spannung auf dem Lehrstellenmarkt hat Frau Bun- 
desminister Wilms noch vor wenigen Tagen verkün- 
det, und das bei 130 000 unversorgten Bewerbern 

(B) Ende August. 

(Kolb [CDU/CSU]: Woher haben Sie denn 
die Zahl?) 

Bedauerlicherweise helfen auch Wirtschaftsfunk- 
tionäre bei dieser Beschönigungskampagne. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Arbeitsämter, so heißt es — das wird Ihnen die 
Antwort geben — , hätten mit ihren Zahlen keinen 
ausreichenden Überblick. Das wird auch durch Wie- 
derholung nicht wahr; denn feststeht: Die Arbeits- 
ämter haben die einzig zuverlässigen Zahlen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Zahlen erlauben nach den Erfahrungen der 
Vorjahre schon jetzt die Schätzung, daß es am Ende 
dieses Monats 80- bis über 100 000 unversorgte Be- 
werber gibt. Es gibt ja kein Anzeichen dafür, daß 
die Entwicklung in diesem Jahr besser als 1983 ver- 
läuft, daß noch ein Wunder geschehen wird. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es 
wird noch einmal eine Zwischenfrage erwünscht. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne- 
ten Kolb? 

Dr. Schmude (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Koib (CDU/CSU): Herr Kollege Schmude, können 
Sie sich erinnern, daß die Arbeitsämter im vergan- 


genen Jahr fast die gleichen Zahlen bekanntgege- (C) 
ben haben und Ihre Partei in Hessen auf Plakaten 
erklärte, zum Jahresende würden 200 000 Lehrstel- 
len fehlen? Sie haben diese Zahl übrigens vorhin 
selbst genannt. Hier besteht doch die Schwierigkeit, 
richtige Zahlen zu ermitteln. Alle Jahre wieder wird 
das gleiche Spiel getrieben. 

Dr. Schmude (SPD): Nachdem wir das mehrere 
Jahre erlebt haben, haben wir hinreichende Erfah- 
rungen, um aus den Zahlen die richtigen Folgerun- 
gen zu ziehen, und das habe ich getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf die Vernebelungskampagne sollten wir nicht 
jedes Jahr wieder hereinfallen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Panik- 
mache schafft keine neuen Arbeitsplätze!) 

Das Frohlocken über den angeblichen Rekord im 
Lehrstellenangebot verfehlt die Aufgabe, die die 
Bundesregierung hat. Denn die Rekordnachfrage, 
der Anspruch der jungen Menschen, setzt den Maß- 
stab für die notwendige Ausbildungsleistung und 
sonst nichts! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung selbst hat diese Nachfrage 
kräftig hochgetrieben. Sie ist es doch, die für viele 
Familien die weiterführende Schulbildung der Kin- 
der durch den BAföG-Kahlschlag unmöglich ge- 
macht hat. Sie hat das Studium der BAföG-Empfän- 
ger finanziell erschwert. Der konservativen Ab- 
schreckungspropaganda gegen weiterführende 
Schulbildung und Studium hat sie mit solchen zer- 
störerischen Schlägen gegen die Chancengleichheit 
wirksam nachgeholfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Angesichts dessen ist es doch verständlich, daß 
junge Menschen verstärkt auf weiterführende 
Schulbildung verzichten und in die Berufsausbil- 
dung drängen. Der Bundeskanzler hat das gestern 
ausdrücklich begrüßt. Die Betroffenen aber machen 
die bittere Erfahrung, daß man sie in der berufli- 
chen Bildung gar nicht will. 

Das alles ist nun keine schicksalhafte Entwick- 
lung, die die Regierung hilflos über sich ergehen 
lassen muß. Hilfen sind möglich, aber von entspre- 
chenden Maßnahmen ist nichts zu sehen. 

Wiederholt, zuletzt noch in der Bundestagsde- 
batte am 29. Juni, haben wir Sozialdemokraten mit 
konkreten Vorschlägen die Bundesregierung zum 
Handeln aufgefordert. Wir haben gefordert, daß sie 
das Benachteiligtenprogramm aufstockt, im eige- 
nen Einflußbereich weitere Ausbildungsplätze 
schafft, außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen 
zusätzlich bezuschußt und spezielle Förderpro- 
gramme, z. B. für Mädchen in wirtschaftlich schwa- 
chen Regionen, durchführt. 

Bundesregierung und Koalition haben das nicht 
nur abgelehnt, sondern haben uns ein weiteres Mal 
unnötige Dramatisierung vorgeworfen und unsere 
inzwischen bestätigten Vorhersagen als Horrorzah- 
len abgetan. 
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(A) Wie lange wollen Sie sich eigentlich um Ihre 
Pflicht drücken? Ist es Hilflosigkeit oder kalte 
Gleichgültigkeit, die Sie gegenüber der Notlage der 
von ihren Mißerfolgen gezeichneten Ausbildungs- 
platzsuchenden empfinden? Sie haben doch gerade 
in der beruflichen Bildung — als Ergebnis unserer 
Politik — eine gute Ausgangslage vorgefunden. 

(Lattmann [CDU/CSU]; Das darf doch wohl 
nicht wahr sein! — Hornung [CDU/CSU]: 

Was haben Sie da gesagt? — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Wir sind es gewesen, — auch das will ich Ihnen ein- 
mal sagen — , die die berufliche Bildung im Betrieb 
und in der Schule aufgewertet haben. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Nicht auf dem falschen Bein hurra schrei- 
en, Herr Kollege!) 

Wir haben den Bau der überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten veranlaßt und gefördert, ohne die jetzt 
im Ausbildungsgeschehen das Chaos herrschen 
würde. 

(Strube [CDU/CSU]: Ihr wollt das beste- 
hende System kaputtmachen!) 

Wir haben rechtzeitig das Benachteiligtenpro- 
gramm begonnen, das auch den schwächeren Be- 
werbern um Ausbildungsplätze gleichwertige Chan- 
cen verschafft. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Dank Ihrer schlechten Politik müs- 
sen auch noch die Studenten einen Ausbil- 

(B) dungsplatz haben!) 

Es ist zwar ganz schön, daß dieses Programm, nach- 
dem wir es begonnen haben, so wie es sein mußte, 
ausgeweitet worden ist. Aber wo bleiben, so fragen 
wir, die Erhöhungen, die jetzt notwendig sind, um 
es voll zur Wirkung zu bringen? 

(Beifall bei der SPD) 

Es kann und darf doch nicht dabei bleiben, daß Sie 
buchstäblich nichts tun. 

Ich will mit meiner Kritik und meinen Vorwürfen 
Frau Bundesminister Wilms nicht persönlich an- 
greifen. Denn ich weiß aus Erfahrung, daß der Bun- 
desbildungsminister nicht der stärkste unter den 
Kabinettskollegen ist. Auch meine sozialdemokrati- 
schen Kollegen und ich, die dieses Amt vorher ver- 
sehen haben, mußten um Geldmittel und Kompe- 
tenzen hart kämpfen. Aber wir haben es getan, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie nicht!) 

und zwar mit Nachdruck und gelegentlich sogar 
öffentlich. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Ohne Erfolg!) 

Keiner von uns aber hat einer Regierung angehört, 
die die Bildungschancen der jungen Generation so 
vernachlässigt, das Bildungsministerium so gerupft 
und den Bildungsminister so schlecht behandelt 
hat, wie die jetzige Regierung es tut 

(Beifall bei der SPD — Dr. Meyer zu 
Bentrup [CDU/CSU]: Das müssen Sie ge- 
rade angesichts der Akademikerarbeitslo- 
sigkeit sagen!) 


Soll denn auch noch aus der Sicht der beruflichen (C) 
Bildung die unter anderem Aspekt bereits gestellte 
Frage nach der Existenzberechtigung dieses Mini- 
steriums aufkommen? 

Wir fordern die Bundesregierung auf, dem dro- 
henden Schaden sofort entgegenzuwirken, und 
schlagen dazu konkret vor: 

Stocken Sie die Geldmittel für das Benachteilig- 
tenprogramm nach Maßgabe der Plätze auf, die bei 
den Trägern geeigneter Einrichtungen noch verfüg- 
bar gemacht werden können! Handwerkskammern, 
Innungen und andere bieten ihre Plätze seit Mona- 
ten an, aber sie bitten vergeblich um die notwendi- 
gen Finanzmittel. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Warten 
wir einmal ab!) 

Greifen Sie die Vorschläge unseres noch in diesem 
Juni in einem Antrag zum Berufsbildungsbericht 
1984 vorgelegten Programms wenigstens teilweise 
auf, indem Sie zusätzlich Plätze im Bundesbereich 
schaffen, außerbetriebliche Ausbildungsmaßnah- 
men bezuschussen und Sofortprogramme, vor allem 
für Mädchen, in Gang setzen! 

Finden Sie sich mit Ländern und Wirtschaft in 
einem großen Pakt für die Ausbildung zusammen, 
indem Sie verabreden, wie mit finanzieller Hilfe des 
Bundes und organisatorischen Anstrengungen der 
Länder gewerbliche Ausbildungsplätze in Berufs- 
schulen nutzbar gemacht werden können! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirtschaft muß dazu wenigstens die Durchfüh- 
rung der notwendigen Praktika anbieten, und sie 
muß ihren Widerstand gegen die vollwertige Aner- 
kennung solcher Ausbildungen endlich aufgeben. 

Sie darf anständigerweise nicht bei störrischer Ver- 
weigerung bleiben, obwohl sie selbst bei weitem 
nicht genug Ausbildungsplätze anbieten kann. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Barzel) 

Bundesregierung und Koalition werden nicht 
ernsthaft geltend machen wollen, für solche Maß- 
nahmen fehle es an Geld. Ein großer Teil des bei 
der Bundesanstalt für Arbeit anfallenden Über- 
schusses kann für diese Zwecke sehr gut eingesetzt 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn dem Bundesfinanzminister zinslose Darlehen 
von der Bundesanstalt zurückgezahlt werden, hat 
er das Geld unmittelbar zur Verfügung; er muß es 
nur einsetzen wollen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist in Ihrer 

Fraktion aber schon dreimal verteilt wor- 
den!) 

Also, Möglichkeiten bestehen; Geld kann verfügbar 
gemacht werden. 

(Hornung [CDU/CSU]: So, so!) 

Wenn Sie an die riesige Zahl der unversorgt blei- 
benden Bewerber denken, wenn Sie sich das 
Schicksal der einzelnen Jugendlichen vor Augen 
führen, denen Ausbildungsplätze und zugleich 
künftige Berufschancen versperrt bleiben, dann 
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(A) müssen Sie die möglichen Hilfsmaßnahmen auch 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind zum Handeln verpflichtet, und Sie sind 
gefordert. Frau Minister Wilms, ich bin gespannt, 
was ich hier von Ihnen als Antwort darauf höre. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat die Frau Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Frau Dr. Wilms. 

(Zander [SPD]: Jetzt kommt wieder ein Ap- 
pell!) 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Schmude, ich möchte Ihren 
sehr pessimistischen und zum Teil irreführenden 
Ausführungen doch einiges entgegenhalten. Ich 
möchte zunächst vor aller Öffentlichkeit einmal 
ganz deutlich machen, daß das Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen noch nie so groß war wie in diesem 
Jahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie mich hinzufügen — das nehme ich für 
mich und für die Bundesregierung in Anspruch — : 
Die Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze hat 
sich seit Amtsübernahme dieser Regierung um 
rund 70 000 erhöht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das sind 10% Erhöhung. 

Ein solches betriebliches Angebot — Herr Kol- 
lege Schmude, das wissen Sie genau wie ich — 
hätte der Staat nie geschafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Insgesamt erwarten wir in diesem Jahr ein Ange- 
bot von 715 000 bis 720 000 betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen. Ich meine, daß diese Zahlen ein- 
drucksvoll die Richtigkeit der Politik der Bundesre- 
gierung bestätigen; denn dieser Erfolg — 70 000 zu- 
sätzliche betriebliche Ausbildungsplätze — wurde 
durch eine eindrucksvolle Entfaltung des gesell- 
schaftspolitischen Engagements der Wirtschaft er- 
möglicht. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Appelle bringen eben doch sehr viel. Aber vielleicht 
begreifen Politiker, die sowieso nicht viel von der 
Marktwirtschaft halten, nicht, wie man auch mit 
marktwirtschaftlichen Elementen zu einer vollen 
Entfaltung der Kräfte kommen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung hat durch die Zuverlässig- 
keit und Stetigkeit ihrer Bildungspolitik klare Aus- 
gangspositionen und eindeutige Rahmenbedingun- 
gen für die duale Ausbildung gesetzt und damit 
auch in der Wirtschaft selbst die Voraussetzungen 
für die Steigerung des Ausbildungsplatzangebots 
geschaffen. Mißtrauen in der Wirtschaft, das durch 
Ihre Regierung begründet war, wurde abgebaut. 


und Ausbildungshemmnisse wurden beseitigt, ohne (C) 
daß die Interessen der Jugendlichen vernachlässigt 
wurden. 

Meine Damen und Herren, die Flexibilität und 
die Leistungsfähigkeit des dualen Bildungssystems 
haben sich gerade in den letzten Jahren erneut ge- 
zeigt. 

Lassen Sie mich wiederholen, damit es jeder ver- 
steht: Kein staatliches Bildungsprogramm ist orga- 
nisatorisch oder finanziell in der Lage, 70 000 zu- 
sätzliche Plätze innerhalb von zwei Jahren auf die 
Beine zu stellen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denn dies kostet rund 1 Milliarde DM pro Jahr. Wir 
rechnen nämlich bei staatlichen überbetrieblichen 
Ausbildungsmaßnahmen mit 1,6 Millionen DM für 
100 Jugendliche. 

Außerdem — auch das lassen Sie mich sagen — 
suchen die jungen Menschen erfahrungsgemäß 
eine betriebliche Ausbildung, erst in zweiter Linie 
eine außerbetriebliche oder eine schulische Ausbil- 
dung, wie sie durch staatliche Maßnahmen geschaf- 
fen werden. Ich denke, daß Sie, wenn Sie immer 
wieder von der Opposition her nach dem staatli- 
chen Globalprogramm rufen, im Grunde genommen 
den Mechanismus des dualen Systems überhaupt 
nicht begriffen haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Erklären Sie 
uns das mal!) 

Herr Kollege Schmude, erlauben Sie mir, als Nach- 
folger im Amte folgendes zu sagen. Mitte der 70er 
Jahre haben Sie, die SPD-Kollegen im Amte, mit 
460 000 betrieblichen Ausbildungsplätzen gerech- 
net. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Alle anderen Jugendlichen sollten auf schulische 
oder außerbetriebliche Maßnahmen verwiesen wer- 
den. Das war damals, Mitte der 70er Jahre, SPD- 
Politik. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sozialistisches Para- 
dies! — Zuruf von der SPD: Damals haben 
alle einen Ausbildungsplatz gefunden!) 

Die Bildungspolitiker der SPD mußten sich in den 
letzten Jahren erst von ihrem Bundeskanzler 
Schmidt überzeugen lassen, daß das wohl nicht der 
richtige Weg gewesen sei und daß man einen ande- 
ren Weg einschlagen müsse. 

Präsident Dr. Barzel: Frau Bundesminister, erlau- 
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmude? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Bitte schön. 

Dr. Schmude (SPD): Würden Sie bitte, Frau Mini- 
ster, zur Kenntnis nehmen, daß wir keinerlei Glo- 
balprogramm fordern oder vorschlagen 

(Daweke [CDU/CSU]: Doch, doch!) 

und daß etwa in meiner Amtszeit, aber auch der 
meines Amtsvorgängers Helmut Rohde die von Ih- 
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(A) nen jetzt wiedergegebenen Annahmen schon längst 
inaktuell geworden waren? Weshalb bringen Sie die 
noch? Das ist doch irreführend. 


Frau Dr. Wiims, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Damit man einmal sieht, welches der 
Ausgangspunkt unserer Politik ist und welches der- 
jenige ist, den Sie bei Ihrer Politik zugrunde gelegt 
haben. Nicht mehr Sie persönlich. Ich habe gesagt: 
Mitte der 70er Jahre. Sie sind etwas spater Bil- 
dungsminister gewesen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich finde, man sollte sich auch zu seiner politischen 
Vergangenheit bekennen. Auch das gehört zum Ge- 
schäft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Attraktivität der betrieblichen Ausbildung 

nimmt bei den jungen Menschen ohne Zweifel zu. 
Wir haben in diesem Jahr mit einem erneuten An- 
stieg der Nachfrage zu rechnen. Wir sehen, daß 
diese Nachfrage nicht mehr nur demographisch zu 
erklären ist. Hinter dieser gestiegenen Nachfrage 
nach betrieblichen Ausbildungsplätzen stehen auch 
— ich bekenne mich dazu — begrüßenswerte Ände- 
rungen im Bildungsverhalten. Eine zunehmende 
Zahl von Abiturienten strebt heute eine betriebliche 
Ausbildung an, weil sie als Akademiker für sich 
keine Berufschancen mehr sehen. Das muß man 
auch als eine nüchterne Tatsache festhalten. 

Auch immer mehr Mädchen sehen Berufschan- 
(B) cen in der betrieblichen Ausbildung, was ich nur 
begrüßen kann. Ebenso begrüße ich, daß die Zahl 
der Jugendlichen, die keine Ausbildung anstreben, 
erfreulicherweise immer weiter sinkt. 

Aber auch eins muß erwähnt werden: Hinter die- 
ser Nachfragesteigerung verbergen sich auch Ar- 
beitsmarktprobleme. Jugendliche, die jetzt keinen 
Arbeitsplatz finden, wollen sich zusätzlich qualifi- 
zieren, also Bildung statt Arbeit. 

Alle diese Entwicklungen verstärken das aktuelle 
Lehrstellenproblem vor allem in Gebieten mit 
schwacher Wirtschaftsstruktur wie etwa in Nord- 
rhein-Westfalen. In Süddeutschland gibt es kaum 
Lehrstellenprobleme. Auch das muß einmal festge- 
halten werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Lehrstellenproblematik zeigt nämlich die enge 
Verzahnung von erfolgreicher Wirtschaftspolitik, 
realistischer Bildungspolitik und von Arbeitsmarkt- 
und Ausbildungsmarktsituation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Schmude, Sie haben jetzt wieder 
mit den Bewerberzahlen hantiert. Ich muß Ihnen 
sagen — das tue ich in aller Deutlichkeit — , daß die 
Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit im August ei- 
nen Rückgang an unversorgten Bewerbern um 
83 000 ausweisen, d. h. der Ausbildungsmarkt ist in 
voller Bewegung. Wir haben jetzt schon, in diesen 
Tagen, einen weiteren rapiden Rückgang zu ver- 
zeichnen. Die Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit 
zeigen weiterhin, daß es über 32 000 unbesetzte 


Ausbildungsstellen gibt. Wir wissen, daß sich längst (C) 
nicht alle Ausbildungsbetriebe bei der Bundesan- 
stalt melden — im Gegensatz zu den Jugendlichen, 
die sich dort fast alle melden. 

Die Kammerorganisationen melden gerade in 
diesen Tagen deutliche Zuwachsraten, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

die jetzt im September höher liegen als im Septem- 
ber des Vorjahres. Offensichtlich macht sich jetzt 
bemerkbar, daß es auf Grund des Streiks im Mai 
und Juni eine abwartende Haltung gab, die jetzt all- 
mählich ausgeglichen wird. 

Ich muß hier etwas korrigieren. Der Kollege Roth 
hat heute morgen gesagt, ihm seien aus dem Einzel- 
handel rückläufige Zahlen bekannt. Uns sind diese 
Zahlen nicht bekannt. Ich habe extra recherchieren 
lassen. 

(Roth [SPD]: Entschuldigung, da liegt ein 
Mißverständnis vor. Ich sprach von Um- 
satzentwicklung, nicht von Ausbildungs- 
plätzen!) 

— Dann habe ich Sie mißverstanden. Ich bitte um 
Entschuldigung. Dann möchte ich das korrigieren. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier also 
festhalten — dies ist der entscheidende Punkt — , 
daß der Ausbildungsmarkt in diesen Tagen in voller 
Bewegung ist. Herr Kollege Schmude, Sie lesen wie 
ich Zeitung. Wie kommt es denn, daß in einer Stadt 
wie Köln, meiner Heimatstadt, mit — leider — ho- 
her Arbeitslosigkeit die Zeitungen jetzt mehrfach in 
der Woche ganze Listen von offenen Lehrstellen 
veröffentlichen? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wie kommt es denn, daß dicke Artikel des Arbeits- 
amtes in Köln erscheinen, in denen man darauf hin- 
weist, daß täglich Vermittlungen erfolgen und daß 
täglich ein rapider Abbau der Zahl von Bewerbun- 
gen zu verzeichnen ist? Wer angesichts solcher Arti- 
kel und der Erfahrungen, die jeder von uns täglich 
in seiner Heimatstadt macht, noch eine Katastro- 
phenstimmung verbreitet und, wie es leider von Ge- 
werkschaftsseite erfolgt ist, die Verelendung der Ju- 
gend als die neue Prophetie verkündet, der schadet 
der Jugend und hilft ihr nicht. Er verunsichert sie, 
anstatt ihr tatkräftig zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Frau Bundesminister, Frau 
Weyel möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Frau Weyel (SPD): Frau Minister, ich freue mich, 
daß Sie Ihren Optimismus nicht verloren haben. 
Können Sie uns aber sagen, was Sie zu tun beab- 
sichtigen, wenn sich im November oder Dezember 
herausstellt, daß Ihre optimistischen Annahmen 
doch falsch waren? 

Frau Dr. Wiims, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Vielen Dank, Frau Kollegin. Im näch- 
sten Teil meiner Ausführungen werde ich darauf zu 
sprechen kommen. Wenn Sie erlauben, beantworte 
ich damit Ihre Frage. 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode — 82. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. September 1984 


6021 


Bundesminister Frau Dr. Wilms 

(A) Meine Damen und Herren, von der Opposition 
wird — nicht heute hier, wohl aber draußen — pole- 
misch so getan, als ob der 30. September nicht ein 
statistischer Stichtag sei, sondern für das Ende der 
Ausbildungskampagne stehe. Das ist eine Irrefüh- 
rung der jungen Generation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Man scheint damit davon ablenken zu wollen, daß 
Sie — die SPD-Regierung — im damaligen Gesetz 
ja gerade den 30. September als Interventionsda- 
tum gesetzt haben, um nämlich zu prüfen, wie die 
Situation ist und was noch geschehen muß. Sie ha- 
ben damals allerdings an ein gesetzliches Umlage- 
verfahren gedacht. Wir denken nicht an eine solche 
Maßnahme. Ich sage hier in aller Deutlichkeit: Der 
30. September — und die Zeitungsberichte bestäti- 
gen das — markiert auch in diesem Jahr nicht das 
Ende der Ausbildungsbemühungen. Im letzten Jahr 
— Herr Kollege Schmude, das haben Sie eben viel- 
leicht vergessen hinzuzufügen; deshalb sage ich es 
jetzt — wurden nach dem 30. September, dem stati- 
stischen Stichtag, noch über 30 000 junge Menschen 
vermittelt. Im frühen Frühjahr waren daher nur 
noch 12 000 junge Menschen ohne Ausbildungsstel- 
le. Das ist ein Rest, der uns noch zu bedrücken hat, 
der aber längst keine Katastophe signalisiert. Das 
bleibt hier festzuhalten. 

Es ist im übrigen auch so, daß die Betriebe nicht 
immer alle Plätze besetzen können. Wir wissen 
nämlich — auch dies muß gesagt werden — , daß es 
Fälle gibt, in denen fünf Lehrlinge angenommen 

(B) wurden, dann aber nur drei gekommen sind. Zwei 
Plätze sind frei geblieben. Das ist kein Einzelfall. 
Wir rechnen, daß etwa 90 000 Plätze auf diese Weise 
im August und September nicht besetzt werden. 
Hier ist also noch eine kompakte Kapazität vorhan- 
den, die freigeschaufelt werden muß, damit ein zu- 
sätzliches Angebot gemacht wird. 

(Abg. Kuhlwein [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Jetzt keine Frage mehr. 

Wir wissen auch, daß die Kammern sich in diesen 
Tagen sehr bemühen — durch Ausbildungsberater, 
durch Werber, übrigens mit Unterstützung aus Gel- 
dern meines Hauses, wie hier hinzugefügt sei — , 
noch neue Betriebe für die Ausbildung zu gewin- 
nen. 

Meine Damen und Herren, ich sage aber auch, 
daß in dieser Ausnahmesituation der Überlast 
Bund, Länder und Gemeinden flankierend zur Lö- 
sung der Probleme beitragen müssen. Wir werden 
jetzt in diesen Wochen auf allen Ebenen — ich beto- 
ne: auf allen Ebenen — noch zu entscheiden haben, 
wo, für wen und in welchem Umfang flankierende 
Hilfen erforderlich sind. In Regionen mit besonde- 
ren Schwierigkeiten und für spezielle Gruppen von 
Jugendlichen helfen Bund und Länder ja schon ge- 
zielt Das Benachteiligtenprogramm der Bundesre- 
gierung leistet hier einen ganz besonders wichtigen 
und effektiven Beitrag. 13 000 Jugendliche — einige 
tausend mehr als im Vorjahr — werden in diesem 
Jahr versorgt werden können. 


Hinzu kommen die gezielten Hilfen im Sinne der (C) 
berufsvorbereitenden Maßnahmen durch das Ar- 
beitsförderungsgesetz bzw. Arbeitsbeschaffungs- 
programme. Durch unkonventionelle Maßnahmen 
von Industrie, Handwerk und Handel werden, falls 
es örtlich erforderlich ist, auch noch zusätzliche 
überbetriebliche Kapazitäten zu schaffen sein. 

Die Bundesregierung aber — das möchte ich 
noch einmal mit Blick auf die Wirtschaft sagen — 
lehnt auch in diesem Jahr eine direkte Subventio- 
nierung betrieblicher Ausbildungsplätze ebenso ab 
wie eine gesetzliche Umlagefinanzierung. Solche 
Maßnahmen zerstören das duale System, wecken 
Attentismus und Mitnahmeeffekte bei den Betrie- 
ben. Sie schaffen keine zusätzlichen Ausbildungs- 
plätze. Darauf aber kommt es an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, wir werden alle in den nächsten Wo- 
chen durch sehr aktive Politik, die die Bundesregie- 
rung schon immer betrieben hat, noch unseren Bei- 
trag leisten. Es ist ja einfach nicht wahr, daß wir 
nichts tun. 

(Zurufe von der SPD: Na!) 

Wir werden weiter unsere aktive Politik fortfüh- 
ren. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie reden mal wieder! — 

Weiterer Zuruf von der SPD) 

— Aber sehr effektiv; 70 000 zusätzliche Plätze! Ich 
finde das nicht schlecht. 

(Kuhlwein [SPD]: Und was ist mit der 
Nachfrage?) 

Es gibt 13 000 Plätze durch das Benachteiligten- 
programm und insgesamt 1,4 Milliarden DM schon 
heute an Zuschüssen von Bundesseite. Ist das 
nichts für die berufliche Bildung? — Ich wäre da 
vorsichtig. 

Lassen Sie mich zum Abschluß sagen, daß alle 
Beteiligten noch ihren Beitrag in diesen Herbstwo- 
chen leisten müssen. Die Jugendlichen müssen sich 
umschauen, sie müssen sehen, was es hier für An- 
gebote gibt. Es sind wertvolle und wichtige Angebo- 
te. Man muß sich persönlich bewerben, man muß 
sich bei Mehrfachbewerbungen abmelden, die Be- 
triebe müssen noch einmal zulegen, die überbe- 
trieblichen Maßnahmen der Wirtschaft sind voll 
auszuschöpfen; Bund, Länder und Gemeinden kön- 
nen durch flankierende vorübergehende schulische 
Maßnahmen und außerbetriebliche Maßnahmen, 
falls erforderlich, unterstützend helfen. 

Die Ausbildungskampagne 1984 ist nicht zu Ende; 
sie geht weiter, sie ist in vollem Gange. Statt Kata- 
strophenstimmung und Pessimismus sollten wir 
uns alle lieber im Engagement für unsere Jugend 
üben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Fuchs. 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber immer ganz 
friedlich bleiben!) 
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(A) Frau Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Aber natürlich, was denken Sie 
wohl? Ich werde eine ganz friedliche Rede halten. 

Frau Minister Wilms, ich finde, diese Kölner Zei- 
tung sollte auch einmal eine Liste der noch einen 
Ausbildungsplatz Suchenden veröffentlichen. Ich 
glaube, so eine dicke Zeitung gibt es in Köln gar 
nicht, die dies alles aufnehmen würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir ermutigen auch heute ausdrücklich Handwerk 
und Betriebe, für Ausbildungsplätze zu sorgen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Gewerkschaftsbe- 
triebe!) 

Ich sage Ihnen eindeutig: Wir wären froh, wenn 
es gelingen könnte, jedem Jugendlichen einen Aus- 
bildungsplatz zu vermitteln. Ich hatte nur bei Frau 
Wilms den Eindruck, daß zu ihr andere Leute als in 
unsere Sprechstunden kommen. Zu uns kommen 
doch die Eltern, die verzweifelt sind, zu uns kom- 
men doch die Eltern der Mädchen, die sich zum 
zwanzigsten- oder dreißigstenmal beworben haben 
und keinen Ausbildungsplatz finden. Deswegen ist 
es richtig und wichtig, daß die Opposition erneut 
auf einem besonderen Programm zum Abbau der 
' Jugendarbeitslosigkeit beharrt 

(Beifall bei der SPD) 

Nun ist ja die Debatte hochinteressant. Ich muß 
noch einmal kurz auf die denkwürdigen Passagen 
der Debatten heute morgen zur Frauenpolitik zu- 

(B) rückkommen. Wissen Sie, meine sozialdemokrati- 
schen Kolleginnen und ich sind einigermaßen be- 
troffen, wie über Frauenpolitik, Familienpolitik und 
deren Verzahnung miteinander gesprochen wird. 
Da sagt der Fraktionsvorsitzende der CDU — ha- 
ben Sie das eigentlich gehört, meine Damen und 
Herren? — , die Frauen mit den kleinen Kindern 
sollten und müßten vorübergehend außerhalb der 
Erwachsenenwelt leben. Das bietet er jungen Müt- 
tern an und sagt kein Wort von der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Die ganze Heuchelei, die 
aus diesen Worten spricht, kann ich nur ablehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und der Familienminister! Also, wenn er sich zur 
Frauenpolitik äußert, dann laufen einem Schauer 
den Rücken runter. Denn er hat wirklich überhaupt 
nicht begriffen, daß er über Familienpolitik so viel 
reden kann, wie er will, wenn es nicht gelingt, den 
jungen Frauen Zuversicht zu vermitteln, daß es 
eine Lebensperspektive gibt, wie man Beruf und 
Familie miteinander vereinbaren kann. Da kann er 
noch soviel Kindergeld ausgeben: Die Frauen wer- 
den ihr Geburtenverhalten nicht ändern. 

(Hornung [CDU/CSU]: Haben Sie jemals 
Zuversicht verbreitet?) 

— Ja, wir haben Zuversicht verbreitet. Darauf 
komme ich jetzt noch. 

Wissen Sie: Der Familienminister hat nichts an- 
deres vor, als auf dem Feld der Familienpolitik 
seine Aggressionen loszuwerden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 


Aber das ist typisch für ihn. Denn er will mit dieser (C) 
Kampagne wie mit der Kampagne gegen „Pro fami- 
lia“ eigentlich ja nur den Boden für gesellschaftspo- 
litischen Rückschritt bereiten. Das ist sein wirkli- 
ches Ziel. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Kolb [CDU/CSU]: Wo ist denn da die Zu- 
versicht? — Seiters [CDU/CSU]: Ich verste- 
he, warum die in Niedersachsen den Schrö- 
der gewählt haben!) 

Herr Eimer, nicht jede Kürzung, die die soziallibe- 
rale Koalition durchführen mußte, war ökonomisch 
oder sozialpolitisch sinnvoll. Ich finde es hochinter- 
essant, daß Sie, wenn wir Kürzungen vorgenommen 
haben, daraus die Rechtfertigung nehmen, weiter 
zu kürzen. 

(Krey [CDU/CSU]; Nur anders!) 

Tatsache bleibt doch: Sie haben das Kindergeld ge- 
kürzt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP — Kolb [CDU/CSU]: Bei denen, die 
viel verdienen!) 

Sie haben das Wohngeld gekürzt Sie haben die BA- 
föG-Leistungen gekürzt Und wenn Herr Geißler 
seine früheren Studien über die neue Armut ernst 
nehmen würde, dann müßte er sich schämen. Denn 
er produziert neue Armut in diesem Land. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg, Da- 
weke [CDU/CSU]) 

Und nun kommt der fabelhafte Kinderfreibetrag, p) 
Wie war das vor einem Jahr, meine Damen und 
Herren? Erinnern wir uns: Herr Geißler erklärte 
ganz stolz, die Kürzung des Kindergelds werde ein- 
kommensabhängig gestaltet Denn, so sagte Herr 
Geißler, der Generaldirektor brauche kein Kinder- 
geld; der könne aus seinem sonstigen Einkommen 
für seine Kinder sorgen. Die einkommensabhän- 
gige Kürzung war der große sozialpolitische Fort- 
schritt Und nun kommt der Kinderfreibetrag über 
die Steuern und gibt dem Generaldirektor ein Viel- 
faches der Kürzung zurück. Das ist die Scheinhei- 
ligkeit Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der FDP — Strube 
[CDU/CSU]: So einfach ist das!) 

— Ja, Sie sollten mal lesen, was über das Ergebnis 
dieser Familienpolitik von den Bischöfen und den 
katholischen Familienverbänden gesagt wird: Wir 
gehen in der Familienpolitik auf eine neue Armut 
zu. Und dies hat nicht nur mit Geld etwas zu tun, 
sondern auch mit der Frage, wie man eigentlich 
Beruf und Familie vereinbart und welche Perspek- 
tive man den Müttern gibt. 

(Strube [CDU/CSU]: Da können Sie bei 
Geißler abschreiben!) 

Und da reicht es nicht aus, das Erziehungsgeld auch 
den nicht erwerbstätigen Frauen zu geben, wenn 
Sie nicht zugleich eine Arbeitsplatzsicherung für 
den gesamten Zeitraum durchsetzen. Und ich frage, 

Herr Geißler: Wann kommen Sie denn mit einem 
Elternurlaub, der diesen Namen verdient? 
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Frau Fuchs (Köln) 

(A) Und nun geht’s los, meine Damen und Herren. 
Bald werden die Frauen in diesem Land ein weite- 
res „Wunder“ erleben. Wenn nun die Frauen den- 
ken, von dem Arbeitsminister werde sozialpoliti- 
scher Fortschritt ausgehen und die Frauen könnten 
wenigstens von ihm Verbesserung erwarten, dann 
werden sie sehr enttäuscht, denn außer seiner fa- 
belhaften „Neuen Mütterlichkeit“ hat er den Frauen 
Vernünftiges nicht anzubieten. 

Wir stehen vor einer Reform der Hinterbliebe- 
nenrente, die wesentliche Elemente enthält. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf geht’s!) 

Der Herr Bundesarbeitsminister aber verläßt den 
gesellschaftlichen Konsens, den wir alle miteinan- 
der in jahrelanger Arbeit erarbeitet haben. Wir 
wollten doch nicht nur das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts verwirklichen, das für die Männer 
die Gleichberechtigung im Hinterbliebenenfall for- 
dert. 

(Strube [CDU/CSU]: Das wäre doch was!) 

— Dagegen habe ich gar nichts, meine Herren! Wir 
wollten doch zugleich, daß die soziale Sicherung der 
Frau im Alter verbessert wird 

(Beifall bei der SPD) 

und daß die Frauen nicht mehr darauf angewiesen 
sind, zur Sozialhilfe zu gehen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Lesen Sie mal die Stel- 
lungnahme des DGB, gnädige Frau!) 

Nun frage ich Sie, meine Damen und Herren von 
(R) der CDU: Können Sie es vertreten, daß die Frauen, 
die auf Witwenrente angewiesen sind, auf 60% ihrer 
Rente hängenbleiben? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Können Sie es vertreten, daß die Frauen weiterhin 
zur Sozialhilfe gehen? Ich halte es deswegen für 
unerträglich, daß dieses Modell, das Herr Blüm vor- 
schlägt, von Ihnen akzeptiert wird. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Sie erzählen Schauermärchen! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, wir haben Vorschläge. 

Nun gibt es etwas Neues. Jetzt hat sich die Bun- 
desregierung dazu durchgerungen, die Anerken- 
nung der Kindererziehungszeit in der Rentenversi- 
cherung vorzusehen. 

(Strube [CDU/CSU]: Tolle Sache!) 

— Das ist gut. Bei diesem Konzept sind wir alle 
einig, weil Versicherungslücken geschlossen wer- 
den sollen, weil die Frauen — so dachten wir eigent- 
lich immer — , die ohne Mutterschaftsurlaubsgeld, 
ohne Kindergeld in sehr schwierigen Zeiten ihre 
Kinder großgezogen haben, es auch heute noch ver- 
dient haben, zu ihrer Rente einen Zuschlag zu er- 
halten. Deswegen wollten wir allen Frauengenera- 
tionen ein Jahr Kindererziehungszeit anerkennen. 
Dies war unsere sozialpolitische Forderung. 

(Strube [CDU/CSU]: Warum habt Ihr das 
nicht gemacht? — Kolb [CDU/CSU]: Ent- 
schuldigen Sie, Sie haben doch Zeit dazu 


gehabt! — Weitere Zurufe von der CDU/ (C) 

CSU) 

Aber nun hören wir, daß sich die Regierung geei- 
nigt hat. Was kommt dabei heraus? Dieses Erzie- 
hungsjahr gibt es nur für die zukünftigen Rentne- 
rinnenfälle, d. h. die Generation, die ihre Kinder 
wirklich unter schwersten Bedingungen großgezo- 
gen hat, geht leer aus. Das ist die Familienpolitik 
und die Frauenpolitik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Was Sie nicht getan haben, wollen Sie jetzt 
von uns! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Nun fragen Sie: Wie soll das finanziert werden? 
Wenn ich den Kuhhandel richtig verstanden habe, 
so wird es zwar aus dem Bundeshaushalt finanziert, 
aber wie wird denn dieses Loch im Bundeshaushalt 
zugeschüttet? Es wird zugeschüttet, indem die Bun- 
desanstalt für Arbeit einen Kredit zurückzahlen 
muß, der ihr eigentlich angesichts der jetzigen Si- 
tuation bleiben müßte. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieso?) 

Konsequenz: Die Arbeitslosen und die Versicherten 
zahlen für die Anerkennung dieser Kindererzie- 
hungsjahre. Das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSUJ: 

Kredite müssen in der Regel zurückgezahlt 
werden! Das ist das Wesen eines Kredits! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Von dem Arbeitsminister ist also, meine Damen, (D) 
nicht viel zu erwarten, was die Frauenpolitik an- 
langt. Ob er sozialpolitischen Fortschritt vortragen 
kann, werden wir nachher hören. Es ist interessant, 
daß er als der fröhlichste Arbeitsminister gilt; das 
finde ich gut. Die früheren waren übrigens auch 
nicht unfröhlich; das möchte ich hier sagen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Meinen Sie Eh- 
renberg? — Heiterkeit) 

Aber auch der fröhlichste Arbeitsminister sollte 
sich an das erinnern, was ich ihm vor einem Jahr 
gesagt habe. Ich habe gesagt: Sie, Herr Arbeitsmini- 
ster, sollten mit dem lauten Indianerspielen drau- 
ßen aufhören. Sie sollten sich auf den Hosenboden 
setzen und Ihre Schularbeiten machen, weil Sie 
sonst das Klassenziel nicht erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute stellen wir fest: Er hat weiter Indianer ge- 
spielt und seine Schularbeiten nicht gemacht; 

(Beifall bei der SPD — Daweke [CDU/ 

CSU]: Oberlehrer Fuchs! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

denn die erneuten Finanzlöcher in der Rentenver- 
sicherung und die dramatische Kostenentwicklung 
im Gesundheitswesen gehen ausschließlich auf das 
Konto von Herrn Blüm; sie sind Ergebnis seiner 
Politik, 

(Kolb [CDU/CSUj: Die Folge langfristigen 
Fehlverhaltens ist das! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 
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Frau Fuchs (Köln) 

(A) Nach dem Sozialabbau — wir hören ja: Kürzungen 
gibt es nicht weiter — geht der Arbeitsminister nun 
daran, Schutzrechte abzubauen. Sie, Herr Arbeits- 
minister, sagen Beschäftigungsförderungsgesetz, 
meinen aber Schwächung der Arbeitnehmer und 
ihrer Gewerkschaften. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Politik ist arbeitnehmerfeindlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir nennen das Gesetz ein Entlassungsförderungs- 
gesetz. 

(Kolb [CDU/CSU]: Bleiben Sie bei der Ren- 
tenversicherung und sehen Sie, woher die 
Löcher gekommen sind!) 

— Was fehlt, Herr Kolb, ist doch nicht die Flexibili- 
sierung. Flexibilisierung ist etwas Schönes. Wenn 
sich die Arbeitnehmer aussuchen könnten, wie sie 
ihr Leben gestalten und wir z. B. einen Elternurlaub 
hätten, der den Namen verdient, dann wären wir 
ein richtiges Stück weiter. Wenn Flexibilisierung 
hieße, wir würden die Teilzeitarbeit sozial und ar- 
beitsrechtlich vertretbar machen und z. B. die 390- 
DM-Grenze in der Sozialversicherung abschaffen, 
dann wären wir mit von der Partie, wenn es gelte, 
so etwas durchzusetzen. Aber Flexibilisierung heißt 
doch bei Ihnen Abbau von Schutzrechten. 

Arbeitsplätze fehlen, nicht Schutzrechte sind zu- 
viel. Nun frage ich: Wieso wird eigentlich, wenn ich 
Schutzrechte abbaue, ein zusätzlicher Arbeitsplatz 

(B) geschaffen? Ich habe das nie begriffen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist der Unterschied! 

Sie kennen die Praxis nicht!) 

Und wieso werden eigentlich, wenn es bei Konkur- 
sen keine Sozialpläne gibt, Arbeitsplätze geschaf- 
fen? Die heutigen Möglichkeiten der Befristung von 
Arbeitsverträgen reichen aus. Ziel des Arbeitsmini- 
sters ist es nur, die Stammbelegschaften reduzieren 
zu können, um andere Arbeitnehmer zu heuern und 
zu feuern. Nicht umsonst wird immer auf das ame- 
rikanische Vorbild hingewiesen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Von den hohen Ansprüchen der Bundesregierung 
ist nichts als heiße Luft übriggeblieben. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das hat Ihnen nicht 
einmal die SPD Niedersachsen abgenom- 
men!) 

„Wir schaffen Arbeit, beseitigen die Jugendarbeits- 
losigkeit und stellen die soziale Gerechtigkeit für 
alle wieder her“, so hieß es im Wahlprogramm der 
CDU 1983. Aber die Tatsachen sind ganz anders. Als 
de FDP ihr politisches Hemd wechselte, lag — dies 
nur als ein Beispiel — die Arbeitslosenzahl bei 1,8 
Millionen. Nach fäst zwei Jahren konservativer Re- 
gierung sind über 400 000 Arbeitslose hinzugekom- 
men. Meine Damen und Herren, ich muß Sie darauf 
aufmerksam machen: Im Kommunalwahlkampf 
von Nordrhein-Westfalen behauptet Herr Geißler in 
einem Rundschreiben dreist, seit März 1984 habe 
die Zahl der Arbeitslosen um 400 000 abgenommen. 


In diesem Wahlkampf wird auch noch mit der Zahl (C) 
der Arbeitslosen 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Wechsel waren von . 

Ihnen gezogen!) 

Schindluder getrieben. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Sofern Sie wissen, was ein Wechsel ist!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte etwas hin- 
zufügen. Wir reden im Rahmen unseres sozialen 
Sicherungssystems zu Recht von den über 2 Millio- 
nen registrierten Arbeitslosen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das traurige Er- 
gebnis Ihrer Politik!) 

Aber wissen wir eigentlich, wie viele sich gar nicht 
mehr registrieren lassen? Wissen Sie eigentlich, wie 
viele Frauen es gibt, die schon lange die Hoffnung 
auf einen Arbeitsplatz aufgegeben haben, wie viele 
Mädchen nach der Schule in den Haushalten ver- 
sickern? Ich behaupte, die Abeitslosenzahl liegt 
weit höher als bei den registrierten 2,2 Millionen 
Arbeitslosen, von denen wir heute sprechen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ein weiteres Beispiel sind die Ausbildungsplätze. 

Sie haben einen gigantischen Sozialabbau betrie- 
ben. Sie kennen die Zahlen, nach denen der be- 
rühmte kleine Mann durch den Sozialabbau und die 
Abgabenerhöhungen der letzten Zeit bis Mitte der (^) 
80er Jahre mit rund 175 Milliarden DM belastet 
wird. Der sozial Schwächere wird einseitig belastet, 
und gleichzeitig werden Unternehmer und Besser- 
verdienende um rund 35 Milliarden entlastet. Der 
Kommentar von Wissenschaftlern dazu ist: Hinter 
dem Tarnbegriff „Sparpolitik“ verbirgt sich eine Po- 
litik der Einkommensumverteilung von unten nach 
oben. — Dieser Feststellung ist nichts hinzuzufü- 
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch der Arbeitsminister findet sich mit der Mas- 
senarbeitslosigkeit ab. 

(Daweke [CDU/CSU]: Wie können Sie denn 

so etwas sagen? Das glauben Sie doch sel- 
ber nicht!) 

Diese Bundesregierung schreibt die Zahl von 2 Mil- 
lionen Arbeitslosen in der mittelfristigen Finanz- 
planung bis an das Ende der 80er Jahre hinein fest, 
und auch im Sozialbudget wird bis über die 80er 
Jahre hinaus von dieser hohen Massenarbeitslosig- 
keit ausgegangen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

— Nein, das steht in den Berichten! Schauen Sie 
sich doch die Finanzplanungsberichte an, schauen 
Sie sich den Sozialbereich an! Überall dort ist die 
Arbeitslosenzahl mit mehr als 2 Millionen angege- 
ben. Das heißt. Sie finden sich mit der Massenar- 
beitslosigkeit ab. 
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(A) Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen aber: 
Wer sich damit abfindet, gefährdet den sozialen 
Frieden 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir machen den 
Leuten nichts vor!) 

und versündigt sich an Millionen von Arbeitslosen 
und ihren Familien. Wer so handelt — und da ist ja 
der politische Kampf, den Sie wollen — , nimmt be> 
wußt eine Spaltung unserer Gesellschaft in Arbeits- 
besitzer und Habenichtse in Kauf. Das ist das, was 
Sie dabei wollen! 

(Beifall bei der SPD) 

Wem schon die Arbeitslosen und ihre Familien 
nicht am Herzen liegen, der soll doch bitte zur 
Kenntnis nehmen, wie teuer diese Arbeitslosigkeit 
ist. Allein 55 Milliarden — Sie kennen die Zahl — 
geben wir aus, um Arbeitslosengeld, Arbeitslosen- 
hilfe und Steuerausfälle zu verkraften. Insgesamt 
aber errechnet man, daß diese Arbeitslosigkeit ei- 
nen volkswirtschaftlichen Schaden von mehr als 
100 Milliarden DM verursacht. Diese Probleme ver- 
nachlässigen Sie total, denn alles, was Sie tun, ist 
Haushalt konsolidieren, und Sie konsolidieren zu 
Lasten der sozialen Sicherungssysteme. Darauf 
werde ich gleich noch einmal eingehen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das glauben Sie selbst 

nicht! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Das ist Ihre Erblast!) 

Jetzt gibt es einen fabelhaften Sündenbock, das 

(B) haben wir heute morgen auch schon gehört: Der 
Arbeitskampf ist schuld daran, daß die Konjunktur 
eingebrochen ist. Der Arbeitskampf, so habe ich 
auch vernommen, war 

(Kolb [CDU/CSU]: Unnötig!) 

etwas Unsinniges. Dabei geht es doch darum: Auch 
wenn wir Wachstum erreichen — wofür wir sind — , 
auch wenn wir die Zahlen sorgfältig prüfen, bleibt 
die Massenarbeitslosigkeit in den 80er Jahren be- 
stehen, wenn wir nichts tun. Ich höre aus dem Re- 
gierungslager keinen Satz dazu, wie Sie eigentlich 
der Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen durch 
den technologischen Wandel begegnen wollen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wollen Sie ihn aufhal- 
ten?) 

— Nein, ich will ihn nicht aufhalten, Herr Kolb. 

Sie haben überhaupt kein Konzept zur sozialen 
Gestaltbarkeit des technologischen Wandels. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Er läuft seit zehn Jahren, Herr George, das ist 
ganz richtig, aber seit zehn Jahren hat es in diesem 
Lande auch — bis auf die letzten Jahre — konti- 
nuierlich Arbeitszeitverkürzungen gegeben. Deswe- 
gen brauchen wir als ein Element der Wirtschafts- 
politik Arbeitszeitverkürzungen auf breiter Front. 

Wenn Sie sich in den Nachbarländern umschau- 
en, so täuschen Sie sich, wenn Sie meinen, daß die- 
ser Arbeitskampf, der Kampf um die 35-Stunden- 
Woche, auf Deutschland beschränkt bleibt Ganz im 


Gegenteü, dieser Arbeitskampf mit seinem Ergeb- (C) 
nis hat wichtige Impulse für die wirtschaftliche und 
tarifpolitische Diskussion im ganzen europäischen 
Rahmen ausgelöst. 

(Kolb [CDU/CSU]: Mit falscher Medizin 

kriegst du jeden kaputt! — Cronenberg 

[FDP]: Weniger arbeiten, mehr verdienen 

und mehr verteilen!) 

— Die teuerste Arbeitslosigkeit, Herr Cronenberg, 
ist die Arbeitslosigkeit von zwei Millionen Men- 
schen, die eine Arbeitszeitverkürzung auf Null ha- 
ben. Wenn Sie dies doch endlich einmal begreifen 
würden! 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn Sie weiter begreifen würden, daß wir die 
Arbeitslosen bezahlen müssen! Sie sind sich doch 
im klaren darüber, daß es Arbeitszeitverkürzungen 
gibt. Ich freue mich schon auf eine Debatte, die wir 
in fünf Jahren führen, in der wir alle selbstver- 
ständlich davon ausgehen, daß wir in Richtung 35- 
Stunden-Woche gehen. Da werden Sie sagen: Na ja, 
so falsch war es damals nicht. Sie haben manchmal 
in der Geschichte der CDU/CSU Ihre Position än- 
dern müssen. Auch hier werden Sie von der Tarif- 
politik der Gewerkschaften eingeholt. 

Meine Damen und Herren, bei den Arbeitslosen 
ist nun noch das Makabre, daß trotz dieser Höhe 
der Arbeitslosenzahlen die Bundesanstalt für Ar- 
beit Geld übrig hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie wissen genau, war- 
um!) 

Der Herr Bundesfinanzminister hat das damit be- 
gründet, daß die Bundesregierung in ihrer ersten 
Voraussage mit einer höheren Zahl von Arbeitslo- 
sen gerechnet habe, und nun sei das nicht so 
schlimm geworden, und deswegen brauche die Bun- 
desanstalt für Arbeit dieses Geld nicht. Ich hoffe, er 
hat sich inzwischen belehren lassen, daß das eine 
ganz unsinnige Erklärung für die Überschüsse bei 
der Bundesanstalt für Arbeit ist, denn die Wahrheit 
ist eine andere: Fast zwei Drittel der registrierten 
Arbeitslosen erhalten keinen Pfennig Arbeitslosen- 
geld. Eine ständig steigende Zahl von Arbeitslosen 
ist auf Arbeitslosenhilfe angewiesen, und über 
630 000 gemeldete Arbeitslose erhielten vor einem 
Jahr weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhil- 
fe. Das heißt also, die ständige Verschlechterung 
auf dem Arbeitsmarktsektor, der Struktur des Ar- 
beitsmarkts ist es, die zu diesem Überschuß geführt 
hat. Wer Kommunalpolitik macht, der weiß, daß die 
Kommunen die Lasten zu tragen haben. Wir hatten 
gestern eine denkwürdige Diskussion mit einem 
CDU-Kollegen, der das aus kommunalpolitischer 
Sicht zu Recht hier gebrandmarkt hat. Und dann 
wird gesagt: Liebe Kommunen, investiert doch, 
schafft Arbeitsplätze. Das geht nur dann, wenn man 
die Kommunen von den Kosten der Arbeitslosigkeit 
entlastet, denn die finanzielle Bewältigung der Ar- 
beitslosigkeit ist nicht Aufgabe der Kommunen, 
vielmehr wäre es die Aufgabe der Bundesanstalt 
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(A) für Arbeit, für ausreichendes Arbeitslosengeld zu 
sorgen. 

(Beifall bei der SPD ~ Kolb [CDU/CSU]; 

Die Gesetzeslage stammt noch aus Ihrer 
Zeit!) 

Meine Damen und Herren, diese Massenarbeits- 
losigkeit — über die wir noch vertieft diskutieren 
werden; unsere Vorschläge dazu sind diskutiert 
worden — und ihr Finanzbrocken 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Sie hinter- 
lassen haben!) 

— darauf komme ich gleich; das bilden Sie sich nur 
ein; ich werde Ihnen gleich eine Antwort geben — 
bleiben der Dreh- und Angelpunkt auch für die so- 
ziale Sicherung. Das bekommt zur Zeit der Arbeits- 
minister zu spüren. Noch vor wenigen Monaten 
glaubte der Bundesarbeitsminister, er sei der Ret- 
ter der Rentenversicherung. Er sagte ganz stolz: 

Die Bundesregierung hat in wenigen Monaten 
in einem zweimaligen Kraftakt die Rentenver- 
sicherung aus der Gefahrenzone gebracht und 
die Weiche für ihre langfristige Stabilisierung 
gestellt. 

Herr Blüm, was ist von diesem stolzen Wort eigent- 
lich übriggeblieben? Sie erleben doch jetzt Ihr ren- 
tenpolitisches Waterloo. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 

Das Waterloo hieß Osnabrück! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

(B) Die Konsolidierung der letzten zwei Jahre war 
nämlich falsch angesetzt. Warum? Die wirtschaftli- 
chen Annahmen über die Entwicklung der Zahl der 
Beschäftigten und die Löhne wurden von der tat- 
sächlichen Entwicklung schnell eingeholt. Der Ren- 
tenversicherung, die in diesem Jahr mit Ach und 
Krach gerade noch über die Runden kommt, wer- 
den im nächsten Jahr rund 3 Milliarden DM in der 
Kasse fehlen. Der negative weitere Trend ist abseh- 
bar, meine Damen und Herren. Denn die Bundesre- 
gierung geht selbst heute noch von Lohnsteigerun- 
gen von 4,6% im nächsten Jahr und einer Zunahme 
der Beschäftigung von 0,7% aus. Sie haben es noch 
nicht nach unten korrigiert, Herr Bundesarbeitsmi- 
nister. Wenn Sie das tun müssen, bringt es weitere 
Löcher in die Rentenfinanzen. Das ist auch die trau- 
rige Realität. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]; Das ist das 
Ergebnis des Streiks!) 

Dieses ist das Ergebnis Ihrer Politik, Herr Bundes- 
arbeitsminister. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Sie haben im letzten Jahr einen wichtigen sozial- 
politischen Fehler gemacht. Sie haben nämlich die 
Bundesanstalt für Arbeit von der Zahlung der Ren- 
tenversicherungsbeiträge für Arbeitslose nennens- 
wert entlastet. Sie können sich drehen und wenden, 
wie Sie wollen, Herr Cronenberg: Die Arbeitslosig- 
keit darf nicht auf die Rentenfinanzen total nieder- 
schlagen. Dieses ist der strategische Ansatz. Wenn 
Sie das nicht korrigieren, dann wird der Bundesar- 


beitsminister immer wieder Löcher in der Renten- (C) 
Versicherung haben. Deswegen haben Sie die 
Schuld; denn Sie haben im vorigen Jahr die falsche 
Entscheidung getroffen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Sie wollen den Teufel mit dem Beelzebub 
austreiben!) 

— Herr Kolb, ich sage es Ihnen noch einmal. Sehen 
Sie, ich erkläre es Ihnen ganz langsam. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich verstehe es! Aber 

Sie treiben den Teufel mit dem Beelzebub 
aus!) 

Wenn die Bundesanstalt für Arbeit für Arbeitslose 
Rentenversicherungsbeiträge an die Rentenversi- 
cherung zahlt, 

(Kolb [CDU/CSU]: Zu hundert Prozent!) 

dann ist die Rentenversicherung — die ja für die 
Arbeitslosigkeit nichts kann — unabhängiger von 
der Arbeitslosigkeit. Dann hätten wir Atem, um 
zweierlei zu tun, was ich wichtig finde. Wir würden 
das Risiko der Arbeitslosigkeit dort konzentrieren, 
wo es ansteht, nämlich bei der Bundesanstalt für 
Arbeit, und wir hätten Atem, um die anderen Pro- 
bleme in der Rentenversicherung, die wir alle ken- 
nen — 

(Kolb [CDU/CSU]; Zahlen wir halt 5 Milli- 
arden DM nach Nürnberg!) 

demographische Entwicklung, Hinterbliebenenre- 
form, Wertschöpfungsbeitrag — , zu lösen. Wir müß- 
ten nicht mit Herrn Blüm, dem Vorsteher dieses (D) 
Verschiebebahnhofs, immer Katz und Maus spie- 
len. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wie hoch wären die Beiträge für die 
Arbeitslosenversicherung?) 

Nun wollen Sie die Beiträge hin- und herschieben. 

Ich finde das unglaublich. Nein, dies ist ein Punkt 
einer aktiven Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli- 
tik. Die Massenarbeitslosigkeit, Herr Kollege, ist 
kein individuell versicherbares Risiko. Deswegen 
ist es richtig und vernünftig, wenn sich auch der 
Staat an der Finanzierung von Massenarbeitslosig- 
keit beteiligt. Wenn Sie nur die Überschüsse näh- 
men — obwohl das ein anderes Kapitel ist — , dann 
könnten Sie am strategisch richtigen Punkt anset- 
zen und die Rentenversicherung von dieser Situa- 
tion unabhängig machen. Die BfA mit ihrem Vor- 
standsvorsitzenden Herrn Quartier gibt diese Emp- 
fehlung. Die ganzen Rentenversicherungsträger sa- 
gen: Dies ist der strategisch richtige Weg. — Es 
wäre sinnvoll, wenn der Bundesarbeitsminister dies 
lernen würde und sich auch dafür einsetzen 
könnte. 

Ein weiteres Debakel erlebt der Herr Bundesar- 
beitsminister in der Gesundheitspolitik. Sie, Herr 
Blüm, haben nichts dagegen unternommen, daß die 
pharmazeutische Industrie weiter überhöhte Ge- 
winne macht. Sie haben nichts dagegen unternom- 
men, daß die Kassenärzte und Zahnärzte sich wie- 
der kräftige Honoraraufbesserungen genehmigt ha- 
ben, und Sie haben nichts dagegen unternommen. 
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(A) daß die Hersteller von Heil- und Hilfsmitteln nach 
zwei Jahren Preisstillstand sich wieder kräftig be- 
dienen. Ich sage Ihnen, Herr Bundesarbeitsmini- 
ster: Fröhliche Appelle in der Gesundheitspolitik 
nützen überhaupt nichts. Sie haben es mit einem 
Machtbereich zu tun, der gern verdienen möchte zu 
Lasten der Sozialversicherung. Deswegen ist es an 
der Zeit, daß Sie auf die bewährten Instrumente 
zurückgreifen, die wir Ihnen angeboten haben, und 
sie ergänzen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Was sagen Sie denn zu den Krankenhäu- 
sern?) 

— Herr Cronenberg, wollen Sie als Unternehmer, 
daß die Beiträge erhöht werden? Soll es denn wirk- 
lich so sein, daß Sie Steuerentlastung machen für 
jene, die jenseits der Beitragsbemessungsgrenze 
verdienen, aber Erhöhungen von Sozialversiche- 
rungsabgaben für jene, die im Rahmen der Sozial- 
versicherungsbeiträge verdienen? Das kann nicht 
Sinn Ihrer Politik sein. 

Deswegen fordere ich den Arbeitsminister auf, 
zumindest die Herbstsitzung der Konzertierten Ak- 
tion im Gesundheitswesen zu nutzen, um gesetzge- 
berische Maßnahmen anzukündigen und durchzu- 
setzen. Wir wollen Ihnen dabei gerne helfen, Herr 
Bundesarbeitsminister. 

Vor gut einem Monat haben Sie, Herr Blüm, Ihre 
Parteifreunde aufgefordert, ein Faß aufzumachen 
und die Regierungserfolge zu feiern. In einem 
Schreiben an Ihre Gewerkschaft, der IG Metall, ha- 
(ß) ben Sie sich selber die Silberne Ehrennadel der 
Rentner wegen Abwendung der drohenden Zah- 
lungsunfähigkeit der Rentenversicherung verliehen 
und die Güldene Entlastungsnadel wegen Konsoli- 
dierung der Krankenversicherung angeheftet. 
Heute malen Sie uns wahrscheinlich wiederum ein 
rosarotes Bild. Ihre Realitätsblindheit, Herr Ar- 
beitsminister, nimmt langsam kanzlerhafte Züge 
an. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Aber Eigenlob und Schönfärberei sind bei Ihnen 
Ersatz für eine solide zukunftsweisende Politik. Wir 
werden Sie aus Ihrer Verantwortung nicht entlas- 
sen. Sie haben als Arbeitsminister keinen Grund 
zum Feiern. Sie haben sich weder ein Bier verdient 
noch das Ehrenschild der Rentner, noch die Entla- 
stungsnadel der Krankenversicherung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Es ist aber nicht nett, 
daß Sie ihn dursten lassen!) 

Wenn die bisherige Politik des Arbeitsministers, 
Herr Kolb, eine Auszeichnung verdient, dann ist es 
die für die reparaturanfälligste Politik, nämlich die 
Silberne Zitrone. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzei: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin 


Fuchs, bevor ich mich mit Ihrer Rede und Ihren (C) 
Darlegungen zur Rentenversicherung auseinander- 
setze, möchte ich gern noch eine Bemerkung und 
einen ernsthaften Appell im Zusammenhang mit 
der Ausbildungsproblematik im Namen meiner 
Fraktion voranstellen. 

Herr Kollege Schmude, niemand leugnet dieses 
befristete, aber deswegen nicht weniger bedrük- 
kende Problem. Sie haben hier Prognosen und Zah- 
len genannt, die, wenn sie einträfen, in der Tat diese 
Besorgnis noch verstärken müssen. Aber ich 
möchte schon daran erinnern dürfen, daß ähnliche 
Prognosen im Vorjahr zu — erfreulicherweise, 
meine ich — sehr viel weniger dramatischen Ergeb- 
nissen geführt haben. Insgesamt zeichnet sich eine 
erfreulich hohe Zahl von Beschäftigungsverhältnis- 
sen für Auszubildende ab. Ich meine, wir sollten 
gemeinsam hoffen, daß das Ergebnis dieses Jahres 
genauso positiv sein wird wie im vergangenen Jahr. 

Es gibt ja in der Tat — Frau Wilms hat das von hier 
aus gesagt — positive Anzeichen für eine solche 
Entwicklung. 

Aber ich habe eine ganz große Bitte an alle Kolle- 
gen. Wir alle erhalten in diesen Tagen Protestbriefe, 
in denen darüber geklagt wird, daß über Bedarf 
Ausgebildete bei öffentlichen Stellen und privaten 
Unternehmen nicht eingestellt werden. Ich höre, 
daß Kollegen Verständnis für solche Proteste ha- 
ben. Meine Bitte an das ganze Haus ist, die einstel- 
lenden öffentlichen und privaten Unternehmer 
nicht dadurch zu verunsichern, daß man sie, wenn 
sie über Bedarf ausgebildet haben, hinterher an den 
Pranger stellt, weil sie die Auszubildenden nicht ^ ' 
übernommen haben. Ich möchte Sie über alle Frak- 
tionsgrenzen hinaus sehr ernsthaft bitten, kein Ver- 
ständnis für solche Proteste aufzubringen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Frau Kollegin Fuchs, verständlicherweise hat das 
Thema Rentenversicherung einen erheblichen Teil 
dieser Haushaltsdebatte und auch Ihrer Rede in 
Anspruch genommen. Ich mÖöhte auf Ihre Darle- 
gungen eingehen. Die Rentenversicherung ist eine 
Säule unserer sozialen Sicherheit. Sie wird durch 
Beiträge finanziert. Berechnungsgrundlage für 
diese Beiträge ist nun einmal der Lohn bis zur Bei- 
tragsbemessungsgrenze. Deswegen haben — inso- 
fern unterliegen Sie einem großen Irrtum, Frau 
Kollegin Fuchs; das kam in Ihren Darlegungen zum 
Ausdruck — die Tarifabschlüsse selbstverständlich 
und erwartungsgemäß einen ganz erheblichen Ein- 
fluß auf die Finanzen der Rentenversicherung. Ab- 
gesehen davon, daß der in meinen Augen überflüs- 
sige und vermeidbare Streik der Sozialversiche- 
rung 200 Millionen bis 300 Millionen DM Minder- 
einnahmen gebracht hat, muß man feststellen, daß 
die erwartete Entgeltsteigerung, die in der Tat 
Grundlage der mittelfristigen Finanzplanung war, 
nicht eingetreten ist. Die Bundesregierung hat — 

Sie haben es gesagt — in der mittelfristigen Finanz- 
planung — auch Sie haben einmal daran mitge- 
schrieben — für 1985 eine Entgeltsteigerung in 
Höhe von 4,6% prognostiziert. Vor Abschluß der Ta- 
rifverträge haben viele — auch ich — immer wieder 
darauf hingewiesen, daß mehr Freizeit und eine ge- 
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(A) ringere Lohnerhöhung notwendigerweise negative 
Rückwirkungen auf die finanzielle Situation der 
Rentenversicherung haben muß. Das ist eine Frage 
der Logik. Nachdem nun statt mehr Lohn mehr 
Freizeit vereinbart worden ist, muß die Entgeltstei- 
gerung für 1985 selbstverständlich korrigiert wer- 
den. Ich schätze, sie dürfte irgendwo zwischen 3% 
und 3,5% liegen. Aber 1% weniger Entgeltsteige- 
rung — wer weiß das besser als Sie? — bedeutet 
natürlich einen großen Beitragsausfall. Deswegen 
versteht es sich im Grunde genommen von selber, 
daß wir uns angesichts der schwierigen Liquiditäts- 
lage der Rentenversicherung, in der sie sich schon 
seit Jahren befindet, nunmehr mit dieser veränder- 
ten Situation auseinandersetzen müssen. Daß da 
ein Handlungsbedarf besteht, leugnet niemand. 
Frau Kollegin Fuchs, wer diesen Fehlbetrag aller- 
dings der Bundesregierung oder dem Bundesmini- 
ster Norbert Blüm anlasten will, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]; Ja, natürlich!) 

der hat — das muß ich jedoch sagen — die Gesamt- 
situation wirklich nicht begriffen, der analysiert 
nicht sauber, sondern der phantasiert — wie Sie, 
Frau Fuchs — unsauber. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen, so meine ich, im Interesse einer 
sachlichen Diskussion sauber zwischen kurzfristi- 
gen Problemen, die sich aus dieser veränderten 
Entgeltsituation ergeben, langfristigen Struktur- 
problemen, die Sie angesprochen haben, und der 
Frage der Hinterbliebenenversorgung, zu der ich 

(B) sogleich auch einige Bemerkungen machen will, un- 
terscheiden. 

Im Hinblick auf die langfristige strukturelle 
Konsolidierung unserer Rentenversicherung — das 
ist ein Problem, mit dem wir, d. h. der Kollege Eh- 
renberg, Frau Fuchs, der Kollege Glombig und ich, 
uns oft auseinandergesetzt haben — ist folgendes 
festzustellen: Um eine strukturelle Verbesserung in 
der Rentenversicherung zu erreichen, stehen uns 
im Grunde genommen nur drei Faktoren zur Verfü- 
gung, und zwar die Beitragshöhe, das Rentenniveau 
und strukturelle Leistungen. Meiner festen Über- 
zeugung nach kann in dieser Diskussion keiner die- 
ser Faktoren tabu sein. 

Die Lösung der kurzfristig anstehenden Liquidi- 
tätsprobleme, die sich aus dieser verlangsamten 
Entgelterhöhung ergeben, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Nein, sie erge- 
ben sich aus der Höhe der Arbeitslosigkeit, 
Herr Kollege Cronenberg!) 

darf, Frau Kollegin Fuchs, keine zusätzliche Bela- 
stung des Faktors Arbeit zur Folge haben. Es dür- 
fen die Sozialversicherungsbeiträge meiner festen 
Überzeugung nach insgesamt nicht steigen; denn 
sonst machen wir keine gescheite Beschäftigungs- 
politik. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Ehrenberg 

[SPD]: Sie machen doch sowieso keine! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Und eigentlich, Frau Kollegin Fuchs, müßte es je- 
dermann im Hause, der die vier Säulen unserer 


sozialen Sicherheit, nämlich Krankenversicherung, (C) 
Arbeitslosenvesicherung, Berufsgenossenschaft 
und Rentenversicherung, als Versicherungssysteme 
versteht, für selbstverständlich halten, daß ein 
Mehrbedarf mehr Leistung, mehr Beiträge, Bei- 
tragsveränderungen bedeutet und daß Minderaus- 
gaben in anderen Systemen selbstverständlich zu 
Beitragssenkungen führen müssen. Wer aktive Be- 
schäftigungspolitik betreiben will, wer für die Lö- 
sung des von Ihnen, Frau Fuchs, hier mit Recht dar- 
gestellten Problems der Arbeitslosigkeit sorgen 
will, muß dafür sorgen, daß der Faktor Arbeit nicht 
teurer wird, nicht überproportional steigt. 

(Beifall bei der FDP — Kolb [CDU/CSU]: 

Er muß verkaufbar sein!) 

Wer von dem Grundsatz der Beitragsstabilität in 
der Sozialversicherung ausgeht, muß in der Tat hier 
dafür sorgen, daß eine solche Politik unterstützt 
und nicht bekämpft wird. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Lassen Sie mich nun noch ein paar klarstellende 
Bemerkungen zu dem verdammten „Verschiebe- 
bahnhof“ machen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie sind da viel 
schlimmer als wir!) 

In der Vergangenheit sind gelegentlich Finanzmas- 
sen von dem einen Sicherungssystem in ein ande- 
res Sicherungssystem verschoben worden 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ehrenberg!) 

— selbstverständlich — , und das Ganze ist undiffe- 
renziert als Verschiebebahnhof bezeichnet worden. 

(Kuhlwein [SPD]: Von Herrn Blüm! — Zu- 
ruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

— Herr Kollege Ehrenberg, ich komme darauf. Sie 
können ganz ruhig sein. Im Gegensatz zu einigen 
Kollegen der Opposition, die ihre Meinung geändert 
haben, und im Gegensatz zu einigen Kollegen des 
Koalitionspartners, die ihre Meinung erfreulicher- 
weise ebenfalls geändert haben, habe ich das Glück, 
hier in der Kontinuität meiner Argumentation zu 
stehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ehrlich gesagt, schon der Begriff „Verschiebebahri- 
hof“ ist im Grunde genommen Quatsch, ist Blöd- 
sinn. Denn was geschieht auf einem Verschiebe- 
bahnhof? 

(Kolb [CDU/CSU]: Da werden Züge umge- 
stellt, hin- und hergeschoben!) 

Nach meinem Verständnis werden da Waggons aufs 
richtige Gleis gebracht — nicht mehr und nicht we- 
niger, und das ist eine sinnvolle Tätigkeit. Das, was 
man aber kritisieren sollte — früher hat die CDU 
das getan, heute tut es die SPD — , sind unsystema- 
tische Verschiebungen von Finanzmassen zwischen 
den einzelnen Sicherungssystemen. Es gibt sozusa- 
gen eine wünschenswerte und lobenswerte Konti- 
nuität, und es gibt genau das Gegenteil, eine — 
jedenfalls für mich — erschreckende Kontinuität, 
und zu dieser erschreckenden Kontinuität — lassen 
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(A) Sie mich das mit allem Freimut sagen — gehört das 
Verhalten der Opposition. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ach Gott! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

Egal, wer gerade die Funktion des Kritikers wahr- 
nimmt, er bemüht sich nicht um objektive Bewer- 
tung und Alternativen, sondern macht mehr mies. 
Viele Kollegen aus der SPD haben die richtigen 
Erkenntnisse aus der Regierungszeit schneller ver- 
gessen, als einige Kollegen aus der CDU/CSU das in 
der Regierungszeit gelernt haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wenn wir die 
FDP nicht hätten, Herr Cronenberg!) 

Der Vorwurf, Finanzmassen würden unzulässiger- 
weise von einem Sicherungssystem auf das andere 
verschoben, ist dann gerechtfertigt, wenn dies unsy- 
stematisch geschieht. 

Wenn Lohn nach wie vor Bemessungsgrundlage 
für die Abführung der Beiträge in der Sozialversi- 
cherung ist und wenn dies richtigerweise auch für 
Lohnersatz zutrifft, dann sind alle Maßnahmen 
richtig und gerechtfertigt, die diesem Grundsatz 
entsprechen. 

Also grundsätzlich muß gelten, daß Lohn und 
Lohnersatzleistung gegenüber dem jeweils anderen 
Sozialversicherungssystem abgabepflichtig sind. 
Dabei versteht sich von selbst, daß Rentner keine 
Beiträge zur Rentenversicherung oder zur Arbeits- 
losenversicherung zu zahlen haben. Und wenn ge- 
gen diesen Grundsatz verstoßen wird, ist Kritik be- 

(B) rechtigt. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Ehrenberg? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Ja, aber, Herr Kol- 
lege, ganz schnell, weil ich nicht mehr viel Zeit 
habe. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Cronenberg, 
würden Sie nicht zugeben, daß — mit Blick auf die 
Arbeitslosigkeit — nicht der Lohnersatz Grundlage 
für die Rentenversicherungsbeiträge sein kann, 
wenn Sie Beitragsstabilität wollen, sondern daß 
auch für die Arbeitslosen — genau für die Arbeiten- 
den — volle Beiträge entsprechend ihren Bezügen 
zu zahlen sind? Nur dann ist die Rentenversiche- 
rung konjunkturunabhängig, sonst nicht. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Kollege Ehrenberg, 
ich habe von dieser Stelle aus immer gesagt — 
dabei bleibe ich — , daß der Lohnersatz die Berech- 
nungsgrundlage ist. Sie haben möglicherweise in 
einem Punkt Ihrer Kritik recht, nämlich daß es 
falsch ist, die Ansprüche der Arbeitslosen in der 
Rentenversicherung nach dem fiktiven Lohn zu be- 
rechnen, nicht nach dem abgeführten Beitrag für 
das Arbeitslosengeld. 

In der derzeitigen Diskussion um die Erhöhung 
der Rentenversicherungsbeiträge ist es aus den 
dargelegten Gründen nicht mehr als legitim, ernst- 
haft in Erwägung zu ziehen, möglicher Überschüsse 
in einem anderen Sicherungssystem für Beitrags- 


senkungen zur Verfügung zu stellen; denn für die (C) 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, für das 
Nettoeinkommen unserer arbeitenden Menschen 

ist die Gesamtbelastung durch Sozialversiche- 
rungsbeiträge entscheidend. 

Daß dieser wiederholte Wunsch, Beitragsstabili- 
tät zu erreichen, keine Marotte von mir ist, mögen 
Sie, Frau Fuchs, bitte an folgendem Zitat, das ich 
Ihnen genüßlich vorführe, erkennen. Jemand hat 
gesagt; 

In der Tat bin ich nach wie vor der Meinung, 
daß ein Teil der strukturellen Schwierigkeiten 
in unserer Wirtschaft in den letzten Jahren dar- 
auf zurückzuführen ist, daß in Teilen unserer 
Wirtschaft die Arbeitslöhne so hoch gestiegen 
sind und daß sie nicht mehr mit einer hohen 
Beschäftigung vereinbar sind. 

(Zuruf der Abg, Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Ein wesentlicher Teil dieser Fehlentwicklung 
hat sicherlich auch darin bestanden, daß inner- 
halb der Qualifizierung der Arbeitskraft, inner- 
halb der einzelnen Lohntabellen die Differen- 
zen sehr zusammengerückt sind, so daß minder 
qualifizierte Arbeitskraft relativ teuer wird, daß 
minder qualifizierte Arbeitskräfte in höherem 
Maße arbeitslos werden und durch Maschinen 
oder andere Rationalisierungsmaßnahmen er- 
setzt werden. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, dieses Zitat stammt von 
Professor Schiller. Man kann Professor Schiller, der (^) 
sicher kein Vorkämpfer für eine angebliche soziale 
Demontage ist, nur Beifall zollen. 

Verehrte Frau Kollegin Fuchs, wir sehen das Pro- 
blem der Arbeitslosigkeit in dem Umfang, wie es 
vorhanden ist, genauso ernst wie Sie. Aber wir sind 
auch stolz darauf, daß Ihre Prognosen und die der 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute, nach denen 
wir jetzt 3 Millionen Arbeitslose haben sollten, Gott 
sei Dank nicht eingetreten sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin sicher, daß Sie über diese Tatsache, daß es 
sich bei Ihnen um eine Fehlprognose handelte, 
ebenso froh sind wie ich, wobei ich verstehen kann, 
daß Sie das nicht gern der Regierung gutschrei- 
ben. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

In der Rentenversicherung — ich möchte noch 
ein paar Bemerkungen zur Hinterbliebenenversor- 
gung machen — stehen wir noch vor der Lösung 
dieses Problems. Ich möchte hier in allem Freimut 
bekennen: Ich habe den Stein der Weisen noch 
nicht gefunden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Aber wir! — La- 
chen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das steht im Protokoll!) 

— Frau Kollegin Fuchs, ich gehe darauf ein. Alle 
bisher diskutierten Modelle weisen erhebliche 
Schwächen auf. Wer das Gegenteil behauptet, hat 
sich nicht ernsthaft mit der Problematik beschäf- 
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(A) tigt. Die SPD verkündet — ich meine: zur Vermei- 
dung innerparteilicher Schwierigkeiten — schlicht 
und ergreifend; 70%ige Teilhaberrente ist kosten- 
neutral. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Sie haben allem zu- 
gestimmt!) 

— Ich gehe darauf ein. 

Sie fordert darüber hinaus die Erhöhung der 
Mindestrente. Damit die Behauptung der Kosten- 
neutralität noch stimmt, soll, wie Sie eben wieder 
ausgeführt haben, die Bundesanstalt für Arbeit lok- 
ker und leicht 5 Milliarden DM an den Rentenversi- 
cherungsträger überweisen. Daß damit eine Erhö- 
hung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
vorprogrammiert wird, wird freundlicherweise ver- 
schwiegen. Von stabilen Sozialversicherungsbeiträ- 
gen, wie sie auch Professor Schiller verlangt, kann 
überhaupt keine Rede mehr sein. Wenn das Ganze 
nicht stimmt, dann soll der Bund das Geld nachlie- 
fern, notfalls auf Pump — wie gehabt. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Mein Respekt, Frau Kollegin Fuchs, vor den Sozi- 
alpolitikern der SPD ist viel zu groß, als daß ich 
unterstelle, sie meinten das alles so ernst, wie sie es 
hier vorgetragen haben. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wie schon dargelegt: Die Anpassung im Opposi- 
tionsverhalten an Ihre Vorgänger, Frau Kollegin, ist 
erstaunlich groß. 

(B) 

Die Diskussion um die verschiedenen Modelle in 
der Hinterbliebenenversorgung ist nicht abge- 
schlossen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wir machen 
dazu einen eigenen Gesetzentwurf!) 

Die ernsthaft diskutierten Modelle setzen nach 
Meinung und Überzeugung der Koalitionsfraktio- 
nen die Einführung eines Erziehungsjahrs in der 
Rentenversicherung voraus. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Unabdingbar!) 

Sowohl die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag als 
auch das Teilhabermodell bedienen sich eines ge- 
wissen Anrechnungsverfahrens. Was wie und in 
welcher Höhe angerechnet wird, ist in beiden Mo- 
dellen umstritten. 

Für mich wird bei der endgültigen Beurteilung 
von großer Bedeutung sein, ob und in welchem Um- 
fang kindererziehende und berufstätige Frauen be- 
nachteiligt werden oder nicht, ob und in welchem 
Umfang freiwillige Zusatzversicherungen bei der 
Anrechnung berücksichtigt werden, ob und in wel- 
chem Umfang notwendige Übergangsregelungen 
getroffen werden können, ob und in welchem Um- 
fang ein praktikabler Ausgleich zwischen den un- 
terschiedlichen Sicherungssystemem — z. B. Ren- 
tenversicherung, Beamte — gefunden werden 
kann. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Lassen Sie mich auch einem verbreiteten Mißver- 
ständnis entgegentreten bzw. dieses Mißverständ- 


nis ausräumen: FDP und, soweit ich weiß, auch Nor- (C) 
bert Blüm werden sich nachdrücklich dafür einset- 
zen, daß die bestehenden Renten im Zusammen- 
hang mit der Hinterbliebenenversorgung nicht ge- 
ändert werden. Die Verunsicherung von Rentnern 
in diesem Zusammenhang ist im Grunde genom- 
men hanebüchen. 

Meine herzliche Bitte an alle Kollegen: Lassen 
Sie uns gemeinsam, Frau Kollegin Fuchs, bemüht 
sein, eine sozial vertretbare und systematisch zu 
verantwortende praktikable Lösung zu finden, ohne 
dabei Parteiprogramme zum Fetisch zu erheben. 

Die Gefechtslage, Frau Kollegin — BDA, Bund 
Deutscher Arbeitgeber, und SPD gemeinsam für 
Teilhaberrente, CSU und DGB gemeinsam für An- 
rechnungsmodell — , sollte eine sachliche und of- 
fene Diskussion ermöglichen. 

(Frau Fuchs’ [Köln] [SPD]: Da haben Sie 
recht!) 

Sie können dazu sicher sehr viel Besseres beitra- 
gen, als Ihre Ausführungen von eben das vermuten 
lassen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Herr Präsident! Kolleginnen und 
Kollegen! Ich frage mich bei dieser Debatte als je- 
mand, der nicht in der Kontinuität der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik dieses Hauses oder der Regierung 
steht, ob sie uns inhaltlich weiterbringt. Ich möchte 
Ihnen einmal, um uns wieder auf den Boden zu- 
rückzuführen, einige Zitate vorlesen. Auf der 
Grundlage dieser Zitate können wir dann vielleicht 
zu einer gründlicheren Beratung kommen, die das 
Wesentliche trifft. 

1981 sagte anläßlich von Kürzungsmaßnahmen 
der SPD/FDP-Regierung von dieser Stelle aus 
Haimo George, sozialpolitischer Sprecher der CDU/ 

CSU, zur SPD und FDP gewandt: „Sie sind auf dem 
besten Wege, aus dem fortschrittlichen Arbeitsför- 
derungsgesetz ein Armutsgesetz zu machen.“ Nor- 
bert Blüm warf der SPD vor, sie lasse das Sieb des 
sozialen Netzes schneller rattern, durch das die 
Schwachen aussortiert würden. Und an anderer 
Stelle, anklagend: „Wie breit muß Armut sein, um 
als verbreitet anerkannt zu werden?“ 

Zu dieser Zeit, 1981, sprachen die Vertreter der 
SPD in der Regierung folgende Worte: „Die Novel- 
lierung war längst überfällig. Es war notwendig, 
Wildwuchs zu beschneiden, überzogene Ansprüche 
zurechtzurücken.“ 

Es fällt nicht schwer zu sehen, daß die Rollen in 
der Sozialpolitik und in der Wirtschaftspolitik ver- 
tauscht sind. Es ist makaber — das gebe ich den 
Bürgern draußen zu bedenken — , daß es dieselben 
Personen sind, die in Opposition und Regierung ge- 
genteilige Verhaltensweisen demonstrieren. Ich 
denke, daß es an der Zeit ist, die Debatte auf das 
Wesentliche zurückzuführen, damit wir wenigstens 
versuchen, weiterzukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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(A) Es gibt nämlich in der ganzen Sache eine Konti- 
nuität — wenn man nicht an die Kontinuität der 
FDP denkt, die abgesehen von kurzen Abständen 
immer dabei war, bei der alten Regierung und bei 
der neuen — : 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

In dem Maße, wie seit 1977/78 die Wirtschaftsent- 
wicklung rückläufig und die Wachstums- und Weg- 
werfgesellschaft in Schwierigkeiten geraten ist, ist 
der Sozialabbau in dem Bestreben in Gang gesetzt 
worden, die Wachstumsgesellschaft, die Leistungs- 
gesellschaft zu erhalten. Das ist, glaube ich, noch in 
den anderen Parteien drin, sowohl in der SPD als 
auch in denjenigen, die jetzt in der Regierung sind. 
Ich möchte das auch den Kollegen aus meiner Frak- 
tion sagen, die heute schon von Koalitionen mit der 
SPD sprechen, obwohl einige dieser wichtigen Fra- 
gen noch nicht geklärt sind. Ich bitte das zu beden- 
ken. 

Verglichen mit der Debatte des letzten Jahres 
sind wir in der Realität, in den realen Verhältnissen 
wirklich nicht weitergekommen. Vielmehr möchte 
ich sagen, daß wir noch mehr runtergekommen 
sind. Schauen wir uns den Kreis der 2,3 Millionen 
Arbeitslosen einmal etwas näher an. Ich gehe da- 
von aus, daß die Zahl sich so zusammensetzt, daß 
ca. 1 Million davon Arbeitslosengeld von der Bun- 
desanstalt für Arbeit erhalten, daß ca. 600 000 Ar- 
beitslosenhilfe erhalten und daß ca. 700 000 unter 
die Sozialhilfe fallen und von der Bundesanstalt für 
Arbeit nicht mehr finanziert werden. Das zeigt, wie 

(B) mit Mitteln aus dem gesamten Sozialversicherungs- 
wesen und — darauf werde ich noch zu sprechen 
kommen — der Bundesanstalt für Arbeit der Haus- 
halt saniert wird. Finanzminister Stoltenberg stellt 
sich hier hin und sagt: Seht nur, was wir für eine 
vernünftige Sparpolitik gemacht haben. — Er ver- 
gißt dabei allerdings zu sagen: auf Kosten der Ar- 
men und derjenigen, die am meisten betroffen 
sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das gilt für alle drei Teile der Sozialpolitik. Das gilt 
erstens für die Sozialversicherung, zweitens für den 
Gesundheitsbereich und drittens für den Arbeitsbe- 
reich. 

Über die Renten sagte Herr Blüm: Wir machen 
die Renten sicher. Er hat den Rentnern große Ver- 
sprechungen gemacht. Bei einer Bürgerumfrage 
kam heraus, daß Anfang 1983 noch 49 % der Mei- 
nung des Ministers waren, daß inzwischen — im 
August 1984 — aber 59 % der Bürger der Bundesre- 
publik die Hoffnung auf sichere Renten, auf Sicher- 
heit in der Rentenfrage aufgegeben haben. Das ist 
auch kein Wunder. Es wird schließlich schon wieder 
von neuen Rentenlöchern gesprochen. Der Vor- 
standsvorsitzende der Bundesanstalt für Ange- 
stellte Quartier hat mit Vorwürfen insbesondere an 
das Arbeitsministerium, an Minister Blüm, davon 
gesprochen, daß die Rentenversicherung derzeit 
ohne Liquiditätsreserven sei und von der Hand in 
den Mund lebe. 

Wenn man es richtig nimmt, werden also die Mit- 
tel, die im Rahmen der gesetzlichen Rentenversi- 


cherung aufgebracht werden, benutzt, um die Neu- (C) 
Verschuldung des Staatshaushaltes herunterzu- 
drücken. Wir kommen in diesem Zusammenhang 
besonders auf einen Punkt, den wir schon im letz- 
ten Jahr in der Haushaltsdebatte angesprochen ha- 
ben. Ich meine die Frage des Bundeszuschusses. 

Wir sprechen von einem Rentenbetrug, weil der 
Bund, weil das Finanzministerium seinen Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt, den gesetzlichen 
Rentenversicherungen die Beträge zu zahlen, die 
ihnen durch sachfremde Leistungen entstanden 
sind. Wegen der Auswirkungen von Gesetzen, die 
hier in diesem Hause beschlossen worden sind, die 
im Grunde nichts mit der Rentenversicherung zu 
tun haben, bei denen aber den gesetzlichen Renten- 
versicherungen die Auflage gemacht wurde, Zah- 
lungen zu leisten, ist der Bund verpflichtet, einen 
entsprechenden Bundeszuschuß zu zahlen. 

Aus Diskussionen im letzten Jahr mit den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen haben wir festgehal- 
ten, daß der Bund den Rentenversicherungen für 
das vergangene Jahr 19 Milliarden DM schuldet 
und daß diese 19 Milliarden DM nicht gezahlt wor- 
den sind. Wir haben einen Antrag eingebracht, der 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung behan- 
delt wurde. Die Kollegen aus allen Parteien, die dort 
saßen, haben gesagt; Wir wissen, daß es sich hier 
um ein ernstes Problem handelt und daß das, was 
die Grünen hier sagen, nicht aus der Luft gegriffen 
ist. Getan wurde aber nichts. Unser Antrag wurde 
^ abgelehnt. 

Angesichts dieses Rentenbetruges — als solchen (D) 
möchte ich ihn noch einmal bezeichnen — , daß hier 
auf Kosten der Rentner, auf Kosten der Sicherheit 
ihrer Renten der Staatshaushalt saniert wird, wer- 
den wir in diesem Jahr wiederum einen Antrag ein- 
bringen, um die Kollegen aus den anderen Parteien 
zu zwingen, sich damit auseinanderzusetzen, bis 
wir in dieser Frage einen Schritt weitergekommen 
sind, da wir die Hoffnung in diesem Punkt nicht 
ganz aufgeben wollen. 

Die Hinterbliebenenversorgung — dazu kann ich 
nur ganz kurze Worte sagen — ist ein trauriges 
Kapitel. Man hat acht Jahre Zeit gehabt, diese 
Frage zu lösen. In den letzten Monaten kommt man 
nun mit einem Ergebnis heraus. Ich möchte es kurz 
so bewerten: Der Berg kreißte, geboren ward ein 
Mäuslein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die eigenständige Sicherung der Frau wird nicht 
herbeigeführt. Diese Sicherung, die unser Ziel ist, 
wird nicht im Ansatz erreicht. Die Abhängigkeit der 
Frau von dem Mann in der Rentenversorgung wird 
festgeschrieben. Wir werden noch in diesem Herbst 
ein Rentenmodell vorstellen, das die altersmäßigen 
Veränderungen der Bevölkerung, die Wirtschafts- 
entwicklung und auch das solidarische Prinzip be- 
rücksichtigt und das die Grundprinzipien einer 
Grundrente, die jedem Bürger zusteht, einer obliga- 
torischen Zusatzrente und von freiwilligen individu- 
ellen Möglichkeiten im Rentenbereich beinhaltet. 
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(A) Zweiter Punkt: Das Gesundheitswesen. Eine bei- 
spiellose Kostenexplosion ist im Gange. Von 1970 
bis 1984 sind die Kosten von 70 Milliarden DM auf 
230 Milliarden DM angestiegen. Im Durchschnitt 
wächst die Kostenlast im Gesundheitsbereich um 
rund 10 Milliarden DM jährlich. 

Die Grundlage dafür sind nach unserer Meinung 
die Veränderungen, die in den Lebensbedingungen 
unserer Bürger vorgenommen wurden. Das wird 
von Ihrer Seite überhaupt nicht akzeptiert, es wird 
aber notwendig, daß Sie erkennen, daß da etwas zu 
tun ist. Ich kann das immer nur schnell stichpunkt- 
artig machen. Nach Angabe des Gesundheitsmini- 
steriums beruhen 85% aller Todesfälle mittlerweile 
auf Zivilisationskrankheiten. Das Ministerium rät 
vom häufigen Verzehr von Leber, Nieren und Pilzen 
ab. Wir werden informiert, daß in Fleisch Rück- 
stände von Cadmium, Blei, Hormonen, Antibiotika 
und Nitraten zu finden sind, in Fisch Quecksilber, 
Arsen, Pestizide, in Gemüse Schwermetalle und 
Nitrate vorhanden sind. 

Ich glaube, daß hier der Zusammenhang zwi- 
schen der Gesundheitspolitik und der Art und Wei- 
se, wie unsere Wirtschaft organisiert ist, nach wel- 
chen Prinzipien produziert wird und was die Motive 
für die Produktion sind, sowie der Zusammenhang 
zu den sozialen Folgekosten sehr deutlich wird. Es 
zeigt sich, daß wir darangehen müssen — ob Sie das 
nun gerne hören oder nicht — , die auf Gewinn und 
Kapitalvermehrung und auf rücksichtslose Konkur- 
renz gegeneinander angelegte Wirtschaftsordnung 
daraufhin zu überprüfen, inwieweit sie dadurch 
(ß) Schäden in der Gesellschaft und bei den Menschen 
anrichtet, und daß wir an diesen Punkten anfangen 
müssen, zu korrigieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 

CSU]: Dann geht Ihre Rentenversicherung 
aber nicht zu finanzieren!) 

Ich möchte nur auf die Pharmaindustrie verwei- 
sen. Wir wissen, daß ungeheure Mengen von Medi- 
kamenten angeboten, verkauft und konsumiert 
werden. Ich sage Ihnen: Unsere Pharmaindustrie 
ist so organisiert, daß um so mehr Gewinne in der 
Pharmaindustrie gemacht werden, je mehr Tablet- 
ten produziert und verkauft werden. Das ist das 
maßgebliche Motiv, Medikamente herzustellen, 
Tierversuche zu machen und andere Dinge zu tun. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Die Men- 
schen werden immer älter!) 

Ich denke, daß wir dieses Prinzip angehen und hier 
zur Debatte stellen müssen. Ich bitte Sie, sich mit 
solchen Gedanken anzufreunden, obwohl das für 
Sie sicher schwer ist. Machen Sie mit uns gemein- 
sam Anstrengungen in dieser Richtung, um die wei- 
tere Verschlechterung der Gesundheit der Bevölke- 
rung zurückzudrängen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine weitere Frage — ich muß das jetzt zusam- 
menfassen, weil ich nur noch eine Minute Redezeit 
habe — besteht im Arbeitsbereich. Es gibt auf dem 
Gebiet des Arbeitsbereiches eine ganze Reihe von 
Initiativen. Herr Blüm wird ja nach mir sprechen. 
Das Bundesministerium für Arbeit überschlägt sich 


geradezu, um Arbeitsplätze in dieser alten Struktur (C) 
zu schaffen. Ich sage nur „Pharmaindustrie“, um 
diese alte Struktur zu bezeichnen. Es wird nicht 
daran gedacht, Überlegungen in eine Richtung an- 
zustellen, wie man nicht durch einen Kapitalanreiz 
zur Forcierung der alten Wachstums- und Wegwerf- 
gesellschaft Arbeitsplätze schafft, sondern wie man 
durch die Stärkung des Faktors Arbeit, durch die 
Beseitigung von Arbeitslosigkeit in einer neuen 
Richtung zu Arbeitsplätzen kommen will. 

Ich will Ihnen, Herr Blüm, eine Zahl dazu sagen, 
wenn Sie die Arbeitslosigkeit beseitigen wollen. Wir 
haben über 2 Millionen Arbeitslose. Ein Arbeits- 
platz kostet bei seiner Schaffung mittlerweile 
400 000 DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Bei Mercedes!) 

Wenn Sie das erreichen wollen, brauchen Sie, um 
die 2 Millionen Arbeitslosen wegzubringen, um für 
die Arbeitslosen Arbeitsplätze zu schaffen, insge- 
samt 800 Milliarden DM. Und das wird nicht ge- 
hen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Milchmäd- 
chenrechnung!) 

Es geht nicht darum, Anreize für das Kapital zu 
schaffen, billige Arbeitsplätze zu schaffen, bei de- 
nen die Rechte der Arbeiter und Angestellten mit 
Füßen getreten werden, wie Sie das mit Ihrem Be- 
schäftigungsförderungsgesetz machen, dessen we- 
sentliche Bestandteile darin bestehen a) eine Ver- 
schlechterung des Sozialplanes vorzusehen, b) die 
Kündigungsschutzfristen der Arbeitnehmer zu ver- 
schlechtern und c) die Erweiterung des modernen 
Sklavenhandels durch Arbeitnehmerüberlassung 
noch auszudehnen. 

Die Zukunft unserer Arbeitsplätze — und das 
sage ich besonders auch den Gewerkschaften und 
meinen Kollegen in den Betrieben — besteht nicht 
darin, auf Arbeitsplätze in der Wachstumsindustrie, 
in der Wegwerf gesellschaft zu setzen, sondern be- 
steht darin — wie mein Kollege Hans Verheyen in 
seinem ersten Beitrag zur Haushaltsdebatte gesagt 
hat — , daß wir anfangen, unsere Wirtschaft umzu- 
orientieren, aus der schadstoffproduzierenden Che- 
mieindustrie eine sanfte Chemieindustrie zu ma- 
chen, aus der schadstoffproduzierenden Energieer- 
zeugung — Buschhaus — eine dezentrale, uiriwelt- 
schonende und rohstoffschonende Energieerzeu- 
gung zu machen. Das ist genau der Weg, den wir 
weiter gehen wollen. Meine Zeit erlaubt es mir 
nicht, dies weiter auszufühen. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Zander [SPD]: Ein Indianer! Aber ich habe 
nichts gegen Indianer!) 

Dr. Biüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Ich bedanke mich sehr für diese Diskussions- 
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(A) runde, auch für die friedlichen Beiträge der Opposi- 
tion. 

Ich weiß nicht, warum Sie mich heute zum zwei- 
tenmal hier als Indianer vorführen. Was haben Sie 
eigentlich gegen Rothäute, Frau Fuchs? 

(Heiterkeit — Zurufe von der SPD) 

Aber wenn wir unsere Meinungsverschiedenhei- 
ten schon in der Welt von Karl May und Märchen 
austragen, so hat mich Ihre Rede eher an Dornrös- 
chen erinnert: kurz vor einem hundertjährigen so- 
zialpolitischen Schlaf, wartend auf einen Prinzen, 
der es weckt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sind Sie der 
Prinz?) 

— Nein. Soweit ich weiß, sucht die SPD den Prinzen 
aus dem grünen Wald. 

(Heiterkeit) 

Ich will meine Rede mit der Wiederholung einer 
Selbstverständlichkeit beginnen. Aber Wahrheiten 
kann man ja nicht oft genug wiederholen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Politik für die Preisstabilität: das ist die wichtig- 
ste soziale Politik, die eine Regierung machen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Senkung der Preissteigerungsrate ist Einkommens- 
verbesserung ohne Lohnerhöhung. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Eine Platitüde!) 

— Sie sollten die Rentner fragen, ob es für sie eine 
Platitüde ist, daß 1981, zur Zeit der SPD-geführten 
Regierung, die Renten um 4%, die Preise aber im 
gleichen Jahr um 5,9% stiegen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist keine Platitüde. Das war Kaufkraftverlust 
trotz hoher Rentensteigerung. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Sperling? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Bitte. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Minister Blüm, stimmen 
Sie mir zu, daß einer Rentnerin, die jetzt Kranken- 
versicherungsbeiträge zu zahlen hat und deren 
Miete unter den gesenkten Wohngeldgrenzen liegt, 
auch eine sinkende Preissteigerungsrate nicht hilft, 
weil ihr Realeinkommen auf Grund der sozialen 
Maßnahmen der von Ihnen mit gebildeten Bundes- 
regierung sinkt? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Herr Kollege, ich kann Ihnen dies nicht 
bestätigen, weil die Zahlen eine andere Sprache 
sprechen. In diesem Jahr werden die Renten durch- 
schnittlich um 2,8% steigen. Sie müssen die 4,6% 
des ersten halben Jahres mit den 1,3% des zweiten 
halben Jahres zusammenzählen. Das sind einfache 
Gesetze. Das ist noch nicht mal Mengenlehre. Das 


ist im zweiten Schuljahr zu lernen. Bei Teilung (C) 
durch 2 entsteht der Durchschnitt. Dann haben wir 
2,8. Und 2,8 liegt 1,1 Prozentpunkte über der Preis- 
steigerungsrate. Das ist der wesentliche Unter- 
schied zu Ihrer Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber wenn Sie schon danach fragen, will ich Ih- 
nen das auch für die Löhne vorführen. 1982 — das 
war Ihr Abschiedsjahr — lag die Lohnsteigerung 
bei 4,2% und die Preissteigerung 5,3%. 1^984, nach 
zwei Jahren unserer Regierungszeit: Lohnsteige- 
rung 3,4 bis 3,5%, Preissteigerung 1,7%. 

Jetzt frage ich Sie, jetzt frage ich die Arbeitneh- 
mer, jetzt frage ich die Rentner: Wo fahren die klei- 
nen Leute besser? Ich sage: Sie fahren am besten 
bei stabilen Preisen. Und dafür haben wir die Vor- 
aussetzungen geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Sie mich schon nach Zahlen fragen: Die 
Löhne lagen in ihrer Entwicklung 1982, in Ihrem 
letzten Jahr, um 5 Milliarden hinter der Inflation, 
Heute liegen sie 4 Milliarden darüber. 

Für die Schulden behaupte ich das gleiche. Schul- 
den abbauen ist ein sozialer Dienst. Wer bezahlt 
denn die Zinsen? Ich habe es hier schon mehrmals 
gesagt. Die Zinsen werden aus den Steuergeldern 
auch der Arbeitnehmer bezahlt Wer erhält die Zin- 
sen? Die, die dem Staat Geld leihen konnten. Das 
sind nicht die Rentner, das sind nicht die Sozialhil- 
feempfänger, das sind nicht die kinderreichen Fa- 
milien. Das sind die Bessergestellten. Ihre Schul- (D) 
denpolitik war eine geräuschlose Umverteilung von 
unten nach oben. Und damit machen wir jetzt 
Schluß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

28 Milliarden DM, meine Damen und Herren — 
man muß es ganz langsam aussprechen, um sich die 
vielen Nullen vorzustellen — , 

(Zurufe von der SPD) 

zahlen wir in diesem Haushalt nur für Zinsen. Was 
könnte ein Sozialminister mit 28 Milliarden DM an- 
fangen, wenn er nicht die Erblast der SPD abzutra- 
gen hätte! Und Sie fragen mich, wie lange wir noch 
von Erblast reden. So lange bis Ihre Schulden abge- 
baut sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 

CSU]: Das ist 1989!) 

Wir könnten, um es in Zahlen auszudrücken, die 
Renten mit diesem Geld um 20% steigern, wir könn- 
ten ein Mutterschaftsgeld von 1 000 DM pro Monat 
vier Jahre lang zahlen, müßten wir nicht die Erblast 
der SPD abtragen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben bestellt, und wir bezahlen — das ist die 
alte Zechprellermethode. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Als wir die Regierung antraten, hatte die Bundes- 
anstalt für Arbeit 13 Milliarden DM Defizit. Das ist 
so viel, wie der ganze Kriegsopferhaushalt aus- 
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(A) macht Jetzt, im September 1984, streiten wir uns 
über einen möglichen Überschuß bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit. Wenn man das vor zwei Jahren 
angekündigt hätte, man wäre der Hochstapelei ver- 
dächtigt worden. Nach zwei Jahren streiten wir 
über einen möglichen Überschuß, nachdem es zwei 
Jahre vorher ein Defizit von 13 Milliarden DM in 
der Bundesanstalt gab. 

(Zuruf von der SPD: Da sehen Sie mal, was 

Sie in diesen zwei Jahren zusammengestri- 
chen haben!) 

Sie haben das Haus ramponiert, wir haben es reno- 
viert, und jetzt sagen Sie, die Vorhänge würden 
nicht richtig hängen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Hoss? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Bitte schön, Herr Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Herr Minister, ist Ihnen klar, daß 
die Überschüsse, von denen Sie sprechen, deshalb 
zustande kommen, weil viele Arbeitslose als Lang- 
zeitarbeitslose aus der Arbeitslosenversicherung 
herausfallen, von der Bundesanstalt nicht mehr fi- 
nanziert werden, daß Sie dadurch Gewinne machen, 
was aber nicht daran liegt, daß Sie die Arbeitslosen- 
zahl runtergedrückt hätten, die heute höher ist als 

(B) zu Beginn Ihrer Regierung? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Herr Kollege, ich werde in meiner Rede 
auf diesen Tatbestand noch zurückkommen. Ich fin- 
de, das große Problem sind die Langzeitarbeitslo- 
sen. Aber nicht jeder, der aus der Arbeitslosenhilfe 
herausfällt, fällt in die Armut. Wir haben hier ein 
Anrechnungssystem, in dem Familieneinkommen 
und Vermögen berücksichtigt werden. Da herauszu- 
fallen, heißt nicht in jedem Fall, in die Armut zu fal- 
len. 

Im übrigen will ich auch im Respekt vor Ihrer 
Leistung folgendes sagen: Wir haben einen Sozial- 
staat aufgebaut, auch mit Gewerkschaften und So- 
zialdemokraten, der verhindert, daß in unserem 
Staat Massenelend entsteht. Stellen Sie die Land- 
schaft nicht so dar, als seien die Arbeitslosen in 
einem Massenelend! Wer das so bezeichnet, der 
handelt zynisch gegenüber den wirklich Elenden 
auf dieser Welt, die Hunger leiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gott sei Dank passiert das in unserem Staat nicht 
mehr. 

Meine Damen und Herren, auch noch ein anderer 
Punkt. Wir haben eine Politik betrieben, die die 
Zinssenkung um 3,7 % möglich machte. Das ist ein 
Nachschub für Investitionen, da die Kreditfinanzie- 
rung billiger wird, von 30 Milliarden DM. 30 Milliar- 
den DM werden ganz lautlos in die Wirtschaft ge- 


pumpt. Und Sie gackern und gackern über Ihre Er- (C) 
gänzungsabgabe, die noch nicht einmal ein Fünftel 
von dem bringt, was wir in der Wirtschaft durch 
Zinssenkung erreicht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist überhaupt ein Unterschied, der auch ein 
gewisser Wettbewerbsnachteil für uns ist: Sie ver- 
künden lauthals, was Sie nie zustande gebracht ha- 
ben, wir handeln stillschweigend, und niemand re- 
det darüber. Deshalb will ich heute darüber reden. 

Denn es darf sich nicht der politische Brauch ein- 
stellen, daß das Reden schon Handeln sei. Im Reden 
waren Sie 13 Jahre lang Weltmeister. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, die große Sorge um die Arbeitslosen 
verbindet uns. Bei über 2 Millionen Arbeitslosen 
kann hier niemand unbesorgt über die Sozialpolitik 
reden. Aber ich will auch da wieder die Proportio- 
nen hersteilen, damit uns die Schuldzuweisung 
nicht von der Frage wegführt, wie wir den Arbeits- 
losen helfen. Es geht nicht nur darum, wer schuld 
hat, sondern es geht zu guter Letzt darum, wie wir 
den Arbeitslosen helfen. Wenn sie das so darstellen, 
als sei die neue Regierung an der Höhe der Arbeits- 
losigkeit schuld, sage ich Ihnen: 1969, als Sie hier 
angetreten sind, gab es 108 000 Arbeitslose, als Sie 
sich verabschiedet haben, gab es 1 900 000, fast 
2 Millionen, Arbeitslose. In den letzten Jahren Ihrer 
Regierungszeit hat sich die Zahl der Arbeitslosen 
verdoppelt. 

(D) 

Daß eine Wende hier nur in einer großen Kurve 
vorstellbar ist, hat Ihr eigener Fraktionsvorsitzen- 
der und damaliger Kanzlerkandidat im Wahlkampf 
selber dargestellt. Auf die Frage, wieviel Zeit er 
denn benötige, um die Arbeitslosigkeit zu beseiti- 
gen, sagte Herr Vogel — ich zitiere — : 

Wenn Sie mich fragen, weichen Zeitraum ich 
brauche, um diesen Prozeß der weiter anstei- 
genden Arbeitslosigkeit zu bremsen und dann 
umzukehren, dann antworte ich, daß dies eine 
Aufgabe für eine volle Regierungsperiode ist. 

Das, was Ihr eigener Kanzlerkandidat im Wahl- 
kampf gesagt hat, müssen Sie auch uns schon zubil- 
ligen. Wir werden unsere ganze Kraft dafür einset- 
zen. 

Ich sehe auch, ohne schon Entwarnung geben zu 
können, Lichtstreifen: Die Zahl der offenen Stellen 
hat um 13,1 % zugenommen. Arbeitsvermittlung: 
plus 12,5 %. Kurzarbeit: um 44 % zurückgegangen; 
im August 14,1 % weniger Betriebe in der Kurzar- 
beit. Die Zahl der jugendlichen Arbeitslosen liegt 
erstmals unter der Durchschnittsarbeitslosigkeit. 

Das alles sind keine Angaben, die zum Jubel Anlaß 
geben, aber sie wirken dem Fatalismus, wir kämen 
nicht vorwärts, entgegen. Freilich ist es ein schwie- 
riger Weg, ein Weg auch der Anstrengung. 

Wie kommen Sie eigentlich dazu, zu sagen, wir 
würden nichts tun? Als ich mein Amt übernommen 
habe, gab es 29 200 ABM-Arbeitsplätze, Arbeits- 
plätze durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Im 
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(A) August dieses Jahres gibt es nicht 29 200, sondern 
81 900. Das ist eine Steigerung von 285 %. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wie kommen eigentlich Sie, die ein Drittel von dem 
gemacht haben, was wir gemacht haben, dazu, uns 
vorzuwerfen, wir würden nichts tun? Das kommt 
mir so vor wie einer, der mit Mühe und Not über 
den Vorgartenzaun klettert und dann sagt: die 
Ulrike Meyfarth ist nicht hoch genug gesprungen. 
So ähnlich ist das! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Zur beruflichen Bildung: Wir haben in der Jahres- 
mitte 214 000 Mitbürger in der beruflichen Bildung, 
Umschulung und Fortbildung. Das sind 9,3 % mehr 
als im letzten Jahr der SPD-geführten Regierung. 
Die Mittel für berufliche Bildung, Fortbildung und 
Umschulung — Sie sprechen ja dauernd von Kür- 
zungen — sind gegenüber dem Jahre 1982 um 20 % 
erhöht worden. 20 % Mehrausgaben! 

Wir haben die Kurzarbeiterregelung für die 
Stahlarbeiter auf drei Jahre verlängert Wir haben 
durch 36 Anpassungsschichten verhindert, daß im 
Bergbau trotz großer Strukturveränderungen — 
Umstellungen, Zechenstillegungen — Entlassungen 
nötig wurden. 

Meine Damen und Herren, der Vorruhestand ist 
der größte tarifpolitische Renner dieser Saison. 
Jetzt schon, vier Monate nachdem wir das Gesetz in 

(B) diesem Hause verabschiedet haben, sind 240 000 äl- 
tere Arbeitnehmer, Arbeitnehmer über 58 Jahre, be- 
rechtigt, den Vorruhestand mit Hilfe eines Tarifver- 
trages in Anspruch zu nehmen. So schnell haben 
die Tarifpartner noch nie ein gesetzliches Angebot 
verwirklicht. 

Jetzt will ich, um ein Beispiel für die Prognosefä- 
higkeit der Opposition zu geben, hier doch noch ein- 
mal den Gesetzgebungsgang zu Ihrer Erinnerung 
Revue passieren lassen. 28. 12. 1983: Anke Fuchs be- 
zeichnet die Vorruhestandsregelung hier im Hause 
als eine Mißgeburt. 20. 1. 1984: Der Kollege Dreßler 
bezeichnet sie als eine Mißgeburt. Sehr varianten- 
reich und geschmackvoll ist das sowieso nicht. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Egon Lutz 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist das?) 

— wie immer in der vollen Kraft seiner Voraus- 
schau — sagt am 20. 1. 1984: Das Blümsche Modell- 
chen wird nur dann Wirklichkeit, wenn diese un- 
sere Republik einem kollektiven Schwachsinn an- 
heimfällt. Er fährt fort: Keine Gewerkschaft kann 
den schlitzohrigen Versuch, die Verkürzung der wö- 
chentlichen Arbeitszeit gegen eine so vage Vorruhe- 
standsregelung einzutauschen, nachvollziehen. Der 
Kollege Heyenn hat am 20. 3. die Vorruhestandsre- 
gelung als tot bezeichnet So schnell ist noch kein 
Toter lebendig geworden wie diese unsere Vorruhe- 
standsregelung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Ich muß so angesehene Gewerkschaften wie IG (C) 
Bergbau, IG Textil und Bekleidung, Gewerkschaft 
Nahrung, Genuß und Gaststätten, Deutsche Ange- 
stelltengewerkschaft, IG Bau in Schutz nehmen, 
Kollege Lutz, gegen den Verdacht, sei seien 
schwachsinnig. Sie sind vernünftig, denn sie haben 
gehandelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Selbst die IG Metall, die einst die Vorruhestandsre- 
gelung als „politische Gesinnungslumperei“ be- 
zeichnet hat, ist in den Schlichtungsverhandlungen 
in den Hafen der Vorruhestandsregelung eingelau- 
fen. Unsere Vorruhestandsregelung war ein tarifpo- 
litischer Volltreffer. Wenn ich diese Ihre Aussagen 
mit dem Ergebnis vergleiche, da kann ich nur sa- 
gen: Die Treffsicherheit sozialdemokratischer Pro- 
gnosen entspricht der Zielgenauigkeit einer Schrot- 
flinte, die unter die Dampfwalze geraten ist. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stückien: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Lutz? 

Dr. Biüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Bitte. 

Lutz (SPD): Herr Minister, es ist ja sehr erhei- 
ternd, wie Sie uns hier vorzuführen trachten. Sie 
sind aber sicher fair genug, dem Hause mitzuteilen, 
daß die erste Vorruhestandsregelung von der SPD- 
Bundestagsfraktion hier eingebracht wurde. (D) 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Herr Lutz, soll ich Sie daran erinnern, daß 
Sie 13 Jahre regiert haben und in diesen 13 Jahren 
noch nicht den Ansatz einer Vorruhestandsrege- 
lung vorgelegt haben? Sie haben sie erst vorgelegt, 
als Sie dafür keine Mehrheit mehr hatten, offenbar 
als garantiert war, daß sie nicht durchsetzbar ist. 

(Abg. Heyenn [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Heyenn, lassen Sie mich fortfah- 
ren. 

Ich will auch die Rückkehrförderung darstellen. 

Der Kollege Dreßler — ich habe ihn gerade gesehen 

— hat sie am 10. November 1983 als „unbrauchbar“ 
bezeichnet, und das Protokoll verzeichnet den sozi- 
aldemokratischen Zuruf: „Mist ist das!“ Inzwischen 
haben wir 14 000 Anträge auf Rückkehrförderung 
und an Stelle der von uns geschätzten 55 000 An- 
träge auf Auszahlung der Rentenversicherungsbei- 
träge nicht 55 000, sondern 140 000. Unsere eigenen 
Erwartungen wurden übertroffen. Ich finde, daß die 
Rückkehrförderung eine humanitäre Geste mit der 
Entlastung unseres Arbeitsmarktes verbindet. Wir 
haben unseren ausländischen Mitbürgern den Weg 
in die Heimat erleichtert. 

Wir legen ein Bündel von beschäftigungspoliti- 
schen Maßnahmen vor, ein ganzes Bündel: Beschäf- 
tigungsförderungsgesetz, eine neue Arbeitszeitord- 
nung, Jugendarbeitsschutznovelle, Schwerbehin- 
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(A) dertennovelle. Es wird bei Gelegenheit der Bera- 
tung dieser Gesetze ausführlich darüber gespro- 
chen werden können. Lassen Sie mich den Haupt- 
nenner nennen, der diesen Gesetzen, den vielfachen 
Initiativen zugrunde liegt. Ich glaube, wir dürfen 
soziale Politik, die diesen Namen verdient, nicht 
nur für diejenigen machen, die drin im Erwerbsle- 
ben sind. Soziale Politik, die diesen Namen ver- 
dient, muß sich um die Außenstehenden kümmern, 
um die Ausgeschlossenen, und das sind die Arbeits- 
losen. Das ist der erste Adressat unserer sozialen 
Hilfe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn es könnte ja sein — in diese Skepsis sollten 
wir uns schon bringen — , daß die, die drinnen sind, 
sich häuslich einrichten in der Erwerbsgesellschaft, 
daß eine neue Klassengesellschaft entsteht und daß 
die Früchte des konjunkturellen Aufschwungs in 
der Festung Erwerbsgesellschaft verteilt werden. 
Es geht darum, Zugbrücken herunterzulassen, Zu- 
gang den Arbeitslosen zu schaffen. Das ist das Mo- 
tiv für unsere Beschäftigungspolitik. 

Wenn gesprochen wird von einer Politik des 
„Heuerns und Feuerns“: Von Feuern kann keine 
Rede sein. Eine Politik, die das Heuern leichter 
möglich macht, das ist der Sinn dieser unserer Ar- 
beit. 

Wenn der Deutsche Gewerkschaftsbund in seiner 
Presseerklärung behauptet, mit unserem Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz, mit den befristeten Ar- 
beitsverträgen würde den Arbeitslosen der Kündi- 

(B) gungsschutz genommen, so kann ich das nur als 
eine Freudsche Fehlleistung betrachten. Arbeits- 
lose haben keinen Kündigungsschutz, die haben 
nämlich gar keine Arbeit. Das ist eher der Offenba- 
rungseid, daß alles durch die Brille derjenigen gese- 
hen wird, die Arbeit haben, und das ist eine Brille 
der Privilegierten. Laßt uns auch neue Perspekti- 
ven in die Sozialpolitik einbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Befristete Arbeitsverträge, weil es darum geht, jene 
Verspätung nicht eintreten zu lassen zwischen kon- 
junkturellem Aufschwung und Aufschwung auf 
dem Arbeitsmarkt, weil es zu verhindern gilt, daß 
Überstunden an die Stelle von Einstellungen treten. 
Es wird Sie sehr überraschen, daß die sozialistische 
Regierung Spaniens, die Sie ja sicherlich nicht mit 
den gleichen Attacken belegen wollen 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— ich bin jetzt bei Spanien; die Auswahl ist groß — , 
jetzt in einem neuen arbeitsrechtlichen Gesetz be- 
fristete Arbeitsverträge bis zu drei Jahren bei 
Neugründungen zuläßt, offenbar aus der gleichen 
Einsicht wie bei uns. Sie sehen, nicht alle Soziali- 
sten sind ohne sozialpolitische Vernunft. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Teilzeitarbeit. Ich habe jene Arroganz nie ver- 
standen, die den Bürgern vorschreiben will, mit 
wieviel Stunden Arbeitszeit sie zufrieden sein mö- 
gen. Da gibt es 238 000 Arbeitslose, die gar keinen 
Vollerwerbsplatz wollen. Wieso maßen Sie sich an, 
denen zu sagen: Keine Teilzeitarbeitsplätze sollen 


für euch geschaffen werden; ihr müßt in die Voller- (C) 
werbsarbeit? Es gibt über 2 Millionen Erwerbstäti- 
ge, von denen wir wissen, daß sie mit weniger Ar- 
beitszeit zufrieden wären. Wie borniert, wie einfalls- 
los ist diese Gesellschaft, daß sie die Wünsche von 
Arbeitnehmern nicht miteinander verbinden kann? 

Die einen wollen täglich vier Stunden arbeiten und 
werden auf null gehalten, die anderen müssen acht 
Stunden arbeiten, obwohl auch sie mit vier zufrie- 
den wären. Laßt uns doch eine Politik machen, die 
nicht aus den ideologischen Lehrbüchern ihre Re- 
zepte nimmt, sondern aus den Lebensgewohnhei- 
ten, aus den Erfahrungen der Bürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mutterschutz. Meine Damen und Herren, wir 
wollen, daß die Kosten des Mutterschutzes nicht 
dem einzelnen Betrieb aufgelastet werden, sondern 
daß die Ausgleichskasse bei den Krankenkassen 
auch die Kosten des Mutterschutzes übernehmen 
kann. Wir wollen die Kosten vom einzelnen Betrieb 
abkoppeln. Das ist eine Politik, die die Vermitt- 
lungschancen der jungen Frauen erhöht. Das ist 
eine Politik für die Frauen und nicht gegen die 
Frauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen bei der Bundesanstalt für Arbeit das 
Monopol nicht auflösen — es soll jetzt nicht die 
große Geschäftemacherei bei der Arbeitsvermitt- 
lung beginnen — , aber sie muß mit den Gutwilligen 
kooperieren, vom hohen Roß herunter und sich 
mehr unter die Leute mischen. Das ist, glaube ich, 
das Gebot der Stunde. (^) 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist widersinnig, daß in einer Zeit, in der wir gera- 
dezu Suchtrupps anstellen müssen, jeden Lehrplatz 
zu finden, diejenigen, die helfen wollen, mit Bußgel- 
dern bedroht werden, 

(Kolb [CDU/CSU]: Belegt wurden!) 
statt daß sie ausgezeichnet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dasselbe gilt für die 
Arbeitszeitordnung. Sie stammt aus einer Welt, die 
nicht die unsrige ist. Keiner von uns hier in diesem 
Hause wird sich jenem Geist verpflichtet fühlen, 
der 1938 ein obrigkeitsstaatliches Gesetz geschaffen 
hat, das gar keinen Platz hatte für Gewerkschaften 
und Arbeitgeber. Die gab es nämlich damals nicht. 

Da gab es den Reichstreuhänder der Arbeit. Ich bin 
nicht dessen Nachfolger. Da gab es die Gefolg- 
schaft. Die Arbeitnehmer sind nicht Gefolgschaft. 

Wir wollen ein neues modernes Arbeitszeitgesetz, 
das auch den Tarifpartnern neue Möglichkeiten 
gibt, auch neue Lasten der Verantwortung. Es ist 
bequemer, sich alles vom Gesetzgeber regeln zu las- 
sen. 

Wir wollen in diesem Arbeitszeitgesetz auch 
Frauenarbeitsrechte daraufhin überprüfen, ob sie 
nicht Sperrechte sind. Ich habe nie verstanden, 
wieso es unterschiedliche Pausenregelungen für 
weibliche und männliche Beschäftigte geben soll. 

Ich habe noch nie entdeckt, wie an einem Fließ- 
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(A) band die Frauen eine halbe Stunde früher Pause 
machen als die Männer. Das ist eine Regelung, die 
fern aller Praktikabilität ist. 

Wir wollen auch überprüfen, ob das, was als Män- 
nerberuf ausgegeben wird, wirklich ein Männerbe- 
ruf von Natur ist oder vielleicht nur aus altem pa- 
triarchalischem Vorurteil. Manches, was als Män- 
nerberuf verteidigt wird, kann genausogut von 
Frauen bewerkstelligt werden. Ich würde keiner 
Frau den Beruf des Bergmanns wünschen. Aber 
warum nicht Schlosser, warum nicht auch auf dem 
Bau, wenn sie will? 

(Kolb [CDU/CSU]: Da oben auf der Presse- 
tribüne ist eine Kamerafrau! — Beifall bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

— Warum nicht Kamerafrau? 

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz 
werden wir ohne viel Aufwand 7 Gesetze und 22 
Verordnungen außer Kraft setzen. Die alte Arbeits- 
zeitordnung hat nämlich nur mit tausend Ausnah- 
men funktioniert. Wenn wir so weitergemacht hät- 
ten, wäre das Buch der Ausnahmen dicker gewor- 
den als die Gesetzessammlung. 

Wir wollen den Jugendarbeitsschutz neu regeln.- 
Kann mir jemand erklären, wieso aus Gesundheits- 
schutzgründen der 16jährige Lehrling anders be- 
handelt werden soll als der 16jährige Arbeitneh- 
mer? Der eine darf um sechs Uhr anfangen, der 
andere erst um sieben. Gibt es jemanden, der mir 
erklären kann, welcher gesundheitspolitische Un- 
terschied darin besteht, daß der eine Lehrling ist 
^ ' und der andere Arbeitnehmer? Solche Verrückthei- 
ten werden wir beseitigen. 

Schwerbehindertennovelle, eine Politik für die 
Behinderten. Wenn der Behindertenbegriff immer 
mehr ausufert, werden die tatsächlich Behinderten 
nur neue Konkurrenten um die Arbeitsplätze be- 
kommen. Das kann nicht der Sinn unserer Behin- 
dertenpolitik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Jungsozialisten haben diese Gesetzgebung — 
Herr Präsident, Sie mögen mir verzeihen, ich zitiere 
im Originalton — eine „politische Sauerei“ genannt. 
Jeder drückt sich so aus, wie es seinem politischen 
Niveau entspricht. Andere Sozialdemokraten haben 
schon früh erkannt, daß Änderungen notwendig 
sind. Herr Posser, der Finanzminister von Nord- 
rhein-Westfalen, hat vor dem Bundesrat erklärt: 
Wir wissen alle, daß Einschränkungen unvermeid- 
lich sind. Seit Jahren sage ich, daß im Bereich der 
Schwerbehinderten einiges korrigiert werden muß. 
— Deshalb seien Sie vorsichtig mit einfacher 
Schuldzuweisung! Sie müssen nämlich dann auch 
vertreten, warum in Nordrhein-Westfalen die För- 
derung für Behinderteneinrichtungen um 52,5% zu- 
rückgenommen wurde. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Wieviel?) 

— Um 52,5%, von 32 auf 15 Millionen DM. — Sie 
müßten vertreten, warum die Rehabilitationsein- 
richtungen für Obdachlose gestrichen wurden. Stel- 
len Sie die Welt nicht so einfach dar, als wären Sie 
die großen sozialpolitischen Beglücker und diese 


Regierung nichts anderes als herzlose Einsammler. (C) 
So ist die Welt nicht. Wir befinden uns in einer Welt, 
in der wir mit knappen Mitteln haushalten müs- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich zitiere aus einer Rede eines von mir sehr 
geschätzten Kollegen, der fragt: 

Sind heute Rentenbezieher noch die Unterpri- 
vilegierten unserer Gesellschaft, die, weitge- 
hend befreit von Sozialabgaben und direkten 
Steuern, oft genug neben ihrer bruttoangepaß- 
ten Rente weitere Einkünfte kulminieren kön- 
nen? Wie groß müßte eigentlich der Anreiz sein, 
damit es attraktiv bleibt, sich auch unter 
schwierigen Bedingungen um Arbeit zu bemü- 
hen und dann motiviert zu werden, die besten 
Arbeitsergebnisse zu erzielen. 

Dieses Zitat stammt aus der Abschiedsrede des 
ehemaligen Finanzministers Hans Matthöfer. 

Ich sagte schon, ich stehe nicht hier, um das Los 
der Arbeitslosen in irgendeiner Weise zu verniedli- 
chen. Ich warne jedoch auch vor Katastrophenmel- 
dungen. Es hat sich zwar die Quote zwischen Ar- 
beitslosengeldbeziehern und Arbeitslosenhilfebe- 
ziehern verschoben; das ist das Ergebnis von Lang- 
zeitarbeitslosigkeit Die Gesamtquote ist jedoch so 
gut wie unverändert: 1978 67,8%, 1984 67,5%. 

Meine Damen und Herren, Gegenstand dieser 
Debatte war auch die Rentenpolitik. Dazu möchte 
ich an den Anfang meiner Ausführungen den Ap- 
pell an unsere älteren Mitbürger richten: Laßt euch (d) 
nicht in Angst treiben. Sie können ganz sicher sein 
— daran kann niemand interessiert sein; wer da 
sein parteipolitisches Süppchen kochen wollte, 
würde sich die Finger verbrennen — , liebe ältere 
Mitbürger, Monat für Monat, pünktlich zum Zahl- 
termin wird Ihre Rente gezahlt. Dafür garantiert 
der Bund auch mit seiner Bundesgarantie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist wahrscheinlich, daß die Rente langsamer 
steigt, nicht mehr so schnell, wie in der Vergangen- 
heit, aber sie bleibt zuverlässig. 

Vergessen Sie nicht: Das Nettorentenniveau war 
nie so hoch wie in diesem Jahr; nur einmal ganz 
kurzfristig 1977 war es um ein paar Zehntel höher. 

Nie gab es ein höheres Nettorentenniveau als im 
Jahre 1984. Das Nettorentenniveau betrug 65,2%. 

Von einem Bankrott der Rentenpolitik zu sprechen 
und ähnlichen großen Geschossen würde ich war- 
nen. Wir stürzen die älteren Mitbürger nur in eine 
Unsicherheit, die nicht gerechtfertigt ist und die wir 
ihnen auch auf Grund eines Lebens, in dem sie viel 
mitgemacht haben, nun wirklich nicht zumuten 
können. 

Wir sind nicht über den Berg, Frau Kollegin 
Fuchs. Ich stehe hier nicht wie mancher meiner 
Vorgänger und Ihr verehrter ehemaliger Bundes- 
kanzler, der sagt, es gebe nur Problemchen. Nein, es 
gibt Probleme, natürlich. Aber hätten wir nur auf 
dem Stand weitergearbeitet, den uns die SPD hin- 
terlassen hat, hätten wir 1984 am Ende des Jahres 
eine Rücklage von nicht 1,1 Monatsausgaben, son- 
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(A) dem von 0,4- Die Rentenversicherung wäre zusam- 
mengebrochen. Wie kommen Sie eigentlich dazu, 
uns Vorwürfe zu machen, wenn das, was Sie uns 
hinterlassen haben, ein rentenpolitischer Trümmer- 
haufen war? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hätten 0,4 Monatsausgaben als Rücklage ge- 
habt. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) hat ausgerechnet: Hätten wir nichts weiter 
gemacht, als das fortzuführen, was wir von Ihnen 
übernommen haben, hätten wir 1986 bei der BfA 
7 Milliarden DM Defizit, minus 0,7 Monatsausga- 
ben. Ich sage noch einmal: Es gibt Probleme. Nur, 
meine Damen und Herren: Wir haben der Renten- 
versicherung durch Leistungsminderung und Ein- 
nahmeverbesserung 89 Milliarden DM mehr be- 
schafft. Zieht man selbst jene Maßnahme ab, die 
Sie kritisiert haben, nämlich die Veränderung der 
Bemessungsgrundlage, dann sind es immer noch 
über 60 Milliarden DM mehr. Hätte die Rentenver- 
sicherung diese 60 Milliarden DM nicht, dann wäre 
sie zahlungsunfähig. Wir haben doch nicht gespart, 
weil Sparen ein Selbstzweck ist, sondern wir spa- 
ren, um die Renten sicherer zu machen. 

Meine Damen und Herren, das von Ihnen vorge- 
legte Rentenkonzept würde nach unseren Berech- 
nungen Mehrausgaben in Höhe von 10 Milliarden 
bis 12 Milliarden DM verursachen. Das macht die 
Rente auf gar keinen Fall sicherer. Wissen Sie, Ihre 
rentenpolitische Buchführung erinnert mich immer 
an das Schulmeisterlein Wuz von Jean Paul; dessen 
Haushaltsführung war immer ausgeglichen, weil er 
nur die Ausgaben gezählt hat. Ich habe Ihre Politik 
nie verstanden: Die Einnahmen wollen Sie nicht 
erhöhen, und Ausgaben wollen Sie nicht zurückneh- 
men. Ja, was wollen Sie denn, kann ich da nur 
sagen. Zaubern kann man auf dieser Welt — jeden- 
falls in der Politik — nicht. 

Die von uns ergriffenen Maßnahmen sind Bau- 
steine für eine Strukturreform. Wir haben die Ren- 
ten aktualisiert. Hätten wir das nicht getan, dann 
hätten sich Löhne und Renten auseinanderentwik- 
kelt. Wir haben Erwerbs- und Berufsunfähigkeit so 
geregelt, daß dies nicht der bequeme Seiteneinstieg 
für diejenigen ist, die gar nicht erwerbstätig sind. 
Damit haben wir die Rentenversicherung ihrer ei- 
gentlichen Zweckbestimmung zugeführt. Ich ge- 
stehe jedoch, daß sich ein Teil des Spareffekts erst 
in der Zukunft entfaltet, weil wir ja an keiner Stelle 
in den Besitzstand eingegriffen haben. 

Frau Fuchs, lassen Sie mich noch etwas zu der 
von Ihnen erhobenen Kritik an der Veränderung 
der Bemessungsgrundlage für die Beiträge der 
Bundesanstalt für Arbeit an die Rentenversiche- 
rung sagen. Bis 1978 gab es null Beiträge von der 
Bundesanstalt für Arbeit an die Rentenversiche- 
rung. Dann haben Sie die Beiträge von 100 % des 
letzten Bruttolohns berechnet. In Ihren letzten 
Atemzügen in der Regierung haben Sie selber vor- 
geschlagen, wieder auf 70% zurückzugehen, und 
zwar auch hinsichtlich der Bewertung dieser Zeiten 


bei der Rentenleistung. So vollmundig wie Sie (C) 
würde ich hier nicht erklären, die Beiträge an die 
Rentenversicherung müßten völlig unabhängig 
sein. Sie haben sie mindestens um 30 % wieder an 
den Arbeitsmarkt herangeführt. 

Lassen Sie mich noch eine weitere Bemerkung 
dazu machen: Ich glaube, es gehört zur Ehrlichkeit, 
festzustellen: Es gibt überhaupt keine Sozialversi- 
cherung — sie kann heißen, wie sie will: Kranken- 
versicherung, Arbeitslosenversicherung, Renten- 
versicherung — , die vom Arbeitsmarkt abgekoppelt 
ist. Es ist nichts anderes als eine Lebenslüge zu 
behaupten, es gebe eine Sozialversicherung, die so- 
zusagen auf der Insel der Seligen lebt. Sie lebt im- 
mer nur von den Beiträgen derjenigen, die Arbeit 
haben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, ich 
will einmal sehen, ob es mir angesichts Ihres Rede- 
tempos gelingt. Sie zu unterbrechen. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Bitte. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Rappe? — Bitte 
schön, Herr Rappe. 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Herr Minister, kön- 
nen Sie bestätigen, daß alle Rentengesetze — wenn 
ich mich nicht ganz täusche — seit den 50er Jahren 
mindestens zwischen den großen Gruppen in die- 
sem Haus immer einstimmig angenommen worden (d) 
sind, und sehen Sie nicht auch die Gefahr, daß Sie 
mit einer Rede wie der heutigen diesen Konsens 
zwischen den beiden großen Gruppen über die wei- 
tere Gestaltung der Rentengesetzgebung mögli- 
cherweise aufs Spiel setzen? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Nein, Herr Kollege Rappe, die Wahrheit 
kann den Konsens ja nicht zerstören. Ein Konsens, 
der auf Unwahrheit beruht, wäre ein Trugkonsens. 
Damit Sie mich recht verstehen: Ich habe ja nicht 
kritisiert, daß Ihre Partei die Bemessungsgrundlage 
auf 70 % gesenkt hat — ich senke sie ja noch weiter, 
nämlich auf die Höhe der Lohnersatzleistung — , ich 
habe nur kritisiert, daß Sie so tun, als sei 100 % ein 
Naturgesetz und jeder, der davon abweiche, begehe 
Verrat an der Rentenversicherung. Gegen diese po- 
litische Schizophrenie habe ich mich hier gewandt, 
gegen sonst nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will Ihnen das auch gern an Hand von Zahlen 
belegen. Von 1978 bis 1982 — das war die Zeit, als 
die Bemessungsgrundlage noch 100 % betrug — gab 
es vom Bund an die Bundesanstalt einen Zuschuß 
von 17,5 Milliarden DM. In der gleichen Zeit hat die 
Bundesanstalt für Arbeit an die Rentenversiche- 
rung 17,3 Milliarden DM gezahlt. Was ist das eigent- 
lich für eine Sozialpolitik im Karussell? Sie können 
regeln, wie Sie wollen, es bleibt immer dabei: Aus 
der Arbeit wird bezahlt. Wir machen keine Politik 
mit Schleiern. Wir verschleiern die Tatsachen nicht. 
Tatsache ist, daß die Sozialversicherung aus den 
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(A) Erträgen der Arbeit bezahlt wird. Deshalb halte ich 
es für konsequent, daß die Beiträge auch nur von 
dem Geld gezahlt werden, das der einzelne für seine 
Arbeit erhält 

Meine Damen und Herren, ich will noch etwas zu 
den Finanzproblemen sagen. Als ich im Zusammen- 
hang mit der Arbeitszeitdebatte vor dem Deutschen 
Bundestag mehrfach darauf hingewiesen habe, daß 
es ein Dilemma gebe — die Arbeitszeitverkürzung 
mit vollem Lohnausgleich geht gegen die Arbeitslo- 
sen, Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohnaus- 
gleich geht gegen die Rentner — , da ertönte — das 
ist auch im Protokoll nachzulesen — schallendes 
Gelächter der Opposition. Sie haben behauptet, ich 
würde mit Rentnerangst Politik machen. Jetzt stellt 
sich heraus, wie recht ich hatte. Um zu erkennen, 
daß eine Lohnpolitik, die zu 2 % Lohnerhöhung 
führt, weil sie die Arbeitszeitverkürzung verkraften 
muß, die Rentner vom produktiven Fortschritt ab- 
hängt, braucht man natürlich kein Rentenpolitiker 
zu sein. Da genügt die Kenntnis des kleinen Ein- 
maleins. Daß wir einen solchen Abschluß nicht in 
unsere eigenen Vorausberechnungen einstellen 
konnten, versteht sich von selbst. Denn dann hätten 
wir ja ein Ergebnis eingestellt, das wir gar nicht 
erwarteten. Wir hätten sozusagen im vorhinein resi- 
gnativ dem zugestimmt, was für die Rentenversi- 
cherung schädlich ist 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Rentner haben 
schon Freizeit genug, die können nicht 
noch mehr brauchen!) 

(B) Meine Damen und Herren, die Hinterbliebenen- 
rente hat hier in der Debatte schon großen Raum 
eingenommen. Ich will daher für meinen Teil nur 
sagen: Was in 13 Jahren nicht zustande gekommen 
ist, müssen wir jetzt in zwei Jahren schaffen. Ich 
hoffe, daß wir die ersten parlamentarischen 
Schritte noch in diesem Jahr tun. Für mich bleibt 
wichtig: Die eigene Rente, durch Beiträge erworben, 
die Lohnersatzrente, darf bei keiner Reform, bei 
keiner Veränderung zur Disposition stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sonst zerstören wir den Leistungszusammenhang. 

Ein Weiteres: Die Witwen, die jetzt eine Hinter- 
bliebenenrente erhalten, brauchen nicht zu befürch- 
ten, daß sich an ihrer Rente etwas ändert. Wir dis- 
kutieren gemeinsam — gemeinsam — nur über die 
Zukunft der Hinterbliebenenreform, nicht über die 
Vergangenheit. Ich glaube, wir sind es den älteren 
Mitbürgern schuldig, dies zu sagen. 

Was den Konsens anlangt: Ich gestehe, es gab 
diesen Konsens; ich selber habe mich an ihm betei- 
ligt. Ich habe davon nichts zurückzunehmen, aber 
jeder kann doch durch Erfahrung klüger werden. 
Bemühen wir uns um einen neuen Konsens! 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Frau Kollegin Fuchs, das, was wir jetzt diskutie- 
ren — die Fraktionen haben das letzte Wort — , 
kann durch Diskussion noch besser werden. Aber 
wenn ich es richtig sehe, gibt es nur noch zwei 
bedeutende Sozialverbände, die Ihrer Auffassung 
sind. Das eine ist die Sozialdemokratische Partei, 


das andere ist der Bundesverband der Deutschen (C) 
Arbeitgeberverbände; das ist Ihr Konsenspartner. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das ist ein etwas neues Unionsgefühl. 

(Kolb [CDU/CSU]: Neue Koalition!) 

Wir dagegen befinden uns in Übereinstimmung mit 
vielen Frauenverbänden und auch mit den Gewerk- 
schaften. 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt gar nicht 
hämisch diskutieren, nur, damit das nicht so darge- 
stellt wird, als sei Ihre Position über jeden Zweifel 
erhaben, folgendes: Da lese ich von einer immerhin 
so bedeutenden Genossin wie Christine Schmar- 
sow, der stellvertretenden Vorsitzenden der Ar- 
beitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen, 
die Sätze: 

Die Hinterbliebenenversorgung ist neu zu re- 
geln. Das Teilhaberentemodell der SPD ist aus 
frauenpolitischer Sicht abzulehnen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Wußten wir 
schon!) 

Originalton stellvertretende Vorsitzende, nicht 
Blüm, Sie sagt weiter: 

Aber auch neue Modelle wie das Blümsche An- 
rechnungsmodell verdienen unvoreingenom- 
mene Prüfung. 

Ich mache nichts anderes, als Sie zu einer unvorein- 
genommenen Prüfung einzuladen. Es kann keine 
Hinterbliebenenrentenreform geben, die von den (d) 
berufstätigen Frauen bezahlt wird; das kann es 
nicht geben! Wir können nicht eine Frauengruppe 
gegen die andere ausspielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich war immer und bin ein großer Anhänger und 
Verehrer der Hausfrauen, aber es kann nicht so 
sein, daß die Aufwertung der Hausfrau mit einer 
Abwertung der berufstätigen Frau verbunden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das sind alte, klassenkämpferische Gesichtspunkte, 
die meiner Überzeugung nicht entsprechen. 

Da mich der Kollege Rappe vorhin so freundlich 
gefragt hat, will ich in Erinnerung rufen, daß sein 
Gewerkschaftskongreß, der Gewerkschaftskongreß, 
der ihn auch wieder zum Vorsitzenden gewählt hat, 
wozu wir ihm sicherlich alle gratulieren, in einem 
Antrag festgelegt hat: 

Falls eine Teilhaberente von 75% der gemein- 
samen Rentenansprüche nicht durchsetzbar 
ist, sehen wir mit dem derzeit diskutierten Mo- 
dell, das eine Einkommensanrechnung mit dy- 
namischen Anrechnungsfreibeträgen vorsieht, 
eine gangbare Zwischenlösung. 

So tief können die Gräben doch gar nicht sein, als 
daß wir nicht bis zur letzten Minute den Versuch 
unternehmen, parteipolitisches Prestige hintanzu- 
stellen und die Sorge für die Rentner ganz nach 
vorn zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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(A) Das ist jedenfalls meine Einladung. 

Meine Damen und Herren, ich will diesen sozial- 
politischen Überblick nicht ohne einen Blick auf die 
Lage auch der Arbeitnehmer abschließen. Ich stelle 
mit großem Bedauern fest, wie schnell sich die SPD 
von den Arbeitnehmern entfernt, so schnell, daß ein 
so bedeutender Gewerkschaftsvorsitzender wie 
Adolf Schmidt Gefahr läuft, außerhalb der Sicht- 
weite der SPD zu geraten. Was wäre eigentlich pas- 
siert, wenn in einer Unionszeitung dasselbe gestan- 
den hätte wie im „Vorwärts“? Den Einsatz, den 
Adolf Schmidt für die Arbeitnehmer in Buschhaus 
hier im Deutschen Bundestag geleistet hat, ver- 
gleicht der „Vorwärts“ folgendermaßen — ich zi- 
tiere — : 

Mit einer solchen Argumentation kann man 
auch für die Todesstrafe eintreten, weil man 
dem Scharfrichter die Freude an der Arbeit 
nicht nehmen will. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! — Un- 
glaublich!) 

Wohin sind die Sozialdemokraten gekommen, wenn 
sie die Lebensarbeit, den großen Einsatz, die großen 
Verdienste eines Adolf Schmidt mit solchen Ver- 
gleichen diffamieren! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ganz unten! — 

Eine Schande!) 

Ich sehe auch, daß es nicht geht, daß Sie jedem 
gerecht werden wollen. Die Kollegin Hartenstein 
verkündete am 30. August im sozialdemokratischen 
Pressedienst: Formaldehyd verbieten. Fünf Tage 

(B) später verkündete der Genosse Reimann — ich 
habe ihn hier auch gesehen — das Gegenteil. Das 
geht eben nicht. Man kann nicht den Arbeitern die 
Treue versprechen und dann mit den GRÜNEN in 
die Ehe eintreten. Beides zusammen geht nicht. 

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß sich entscheiden, sonst betreibt man poli- 
tische Bigamie. 

Meine Damen und Herren, ohne jede Aggression: 
Ich betrachte die alternative Bewegung als eine 
spätbürgerliche Bewegung. Das sind die Grüße aus 
dem 19. Jahrhundert. Das ist die Verbindung aus 
deutscher Romantik — Reformhaus — und denjeni- 
gen Marxisten, die diese Idylle als Wirtstier für 
ihren Agitprop mißbrauchen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage, Herr Minister? 

Dr. Biüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Burg- 
mann. 

Burgmann (GRÜNE): Herr Blüm, können Sie jetzt 
vielleicht verstehen, daß ich den Eindruck habe, daß 
Sie von dem, was sich an sozialer Bewegung in den 
letzten Jahren in der Bundesrepublik entwickelt 
hat, überhaupt nichts verstanden haben? 


Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial- (C) 
Ordnung: War das eine Frage, Herr Oberlehrer, oder 
war das eine Zensur? Wenn es eine Zensur war — 
die Schule habe ich schon hinter mir. Diese Art von 
Qualifizierung finde ich eigentlich nicht sehr dis- 
kussionsfähig. Aber lassen wir es. 

Ich betrachte jedenfalls die GRÜNEN in der Tat 
als den Gruß aus dem 19. Jahrhundert. Was die 
Großeltern der grünen Bewegung nicht geschafft 
haben, nämlich die Arbeiterbewegung niederzu- 
kämpfen, das versuchen ihre Enkel durch die Kon- 
fusion mit der Arbeiterbewegung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kohleenergie ist zu schmutzig, Atomkraft ist zu 
gefährlich — wollen Sie denn ein Walzwerk mit 
einem Mühlrad betreiben? Wie soll denn eine Indu- 
striegesellschaft mit Arbeitsplätzen aussehen? 

Ich sehe in dieser grünen Bewegung den romanti- 
schen Widerspruch zur Realität, eine Realitätsver- 
weigerung: verteidigen — ja, aber ohne Waffen; spa- 
ren — ja, aber ohne Einbußen; Medikamente siche- 
rer machen — aber ohne Tierversuche. Die Welt, in 
der Politik gemacht wird, ist nicht voraussetzungs- 
los. Güter müssen abgewogen werden, Kompro- 
misse müssen gefunden werden. Das Erwünschte 
muß machbar gemacht werden. 

Wir machen nicht Politik im Phantasialand, son- 
dern hier auf dieser Erde. Man kann nicht schwim- 
men ohne Wasser, weil das Wasser zu naß ist. Man 
kann nicht Skifahren ohne Schnee, weil es zu kalt 
ist. Man kann nicht Gewichtheben ohne Hantel, 
weil es zu schwer ist. Mit anderen Worten: Man (D) 
kann nicht ernten, wenn man nicht bereit ist, sich 
vorher der Arbeit des Säens zu unterziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb bleibt die Politik ein anstrengendes Ge- 
schäft, ein Geschäft, das mit Realitäten zurecht- 
kommen muß und nicht im Wölkenkuckucksheim 
der Ideologen seine Heimat finden kann. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: 

Alaaf!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Sieler. 

Sieler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Die blümige Rede, die wir 
gerade gehört haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: War gut!) 

hat nicht sehr viel Neues gebracht. Herr Minister, 
ich hatte allerdings gehofft, daß Sie ein bißchen 
mehr auf die inhaltlichen Probleme eingehen, die 
meine Kollegin vorhin vorzutragen versucht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Erlauben Sie mir — weil auch meine Zeit sehr 
begrenzt ist — , noch einmal auf einige wenige 
Dinge einzugehen und Sie zu bitten, darauf doch, 
wenn es irgend geht, eine klare Antwort zu geben; 
denn wir befinden uns ja in einer Haushaltsdebatte, 
in der auch der Haushalt des Arbeitsministers zur 
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(A) Diskussion steht und die finanziellen Beziehungen 
dieses Haushaltes zu untersuchen sind. 

Für mehr als 80 % unserer Bürger ist das Netz der 
sozialen Sicherheit eine entscheidende, wenn nicht 
überhaupt die wichtigste Lebensgrundlage. Mit im- 
merhin 57,6 Milliarden DM ist ja der Einzelplan 11 
der finanziell gewichtigste Punkt; vielleicht auch 
aus diesem Grunde wohl der Haushalt, der aus der 
Sicht des Bundesfinanzministers am leichtesten zu 
schröpfen ist, weil sich ja die Betroffenen nicht so 
leicht wehren können, wie das beispielsweise die 
Landwirte tun können, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]; Sehr richtig! — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat am 26. Juli 1984 in seiner „Sozialpoliti- 
schen Information“ den vom Kabinett beschlosse- 
nen Haushalt 1985 als eine große sozialpolitische 
Beruhigung bezeichnet. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ja, das ist seine 
Auffassung!) 

Herr Kollege Blüm, Sie haben u. a. weiter gesagt — 
ich zitiere — : Jetzt trägt die Sparanstrengung im 
Sozialetat auch ihre sozialen Früchte. 


(B) 


Nun, wie schaut denn diese große Beruhigung 
aus? Es gehört nach meiner Einschätzung schon 
eine gehörige Portion Selbstbetrug dazu, die Kür- 
zung seines Etats in der Größenordnung von 1 855 
Millionen DM oder 3,1 % als eine große Beruhigung 
zu empfinden, 

(Beifall bei der SPD) 


während der Gesamthaushalt noch um 1,2 % steigt 
und der Verteidigungshaushalt gar um 3,7 % 
wächst. 


Der Bundesfinanzminister reduzierte diesen Tat- 
bestand der Kürzung im Sozialhaushalt gestern in 
seiner Einbringungsrede auf den geringen Mittelbe- 
darf bei der Bundesanstalt für Arbeit. Nun, darauf 
werde ich noch kurz eingehen. 

Die Kürzung im Sozialhaushalt des Bundes zeigt 
doch in Wirklichkeit die Politik, die dahinter steht, 
für die auch Sie, Herr Arbeitsminister, eingetreten 
sind und eintreten. Man kann sie auf eine einfache 
Formel bringen: Soziale Sicherheit runter und Rü- 
stungsausgaben rauf. Das ist die Devise. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist keine Politik für Arbeitnehmer, die Sozial- 
demokraten mittragen können. 

(Zuruf von der SPD: Der Minister hört gar 
nicht zu! — Zuruf von der CDU/CSU: Was 
Sie sagen, paßt doch gar nicht zusam- 
men!) 

— Vielleicht kann man auf der Regierungsbank ein- 
mal ein bißchen zuhören. 


Vizepräsident Westphai: Herr Kollege Sieler, ich 
darf Sie einen Moment unterbrechen. 


Wenn Sie drei dort — nicht der Arbeitsminister, (C) 
der zuhört, aber die anderen drei dort — darauf 
acht geben, daß andere zuhören wollen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Indianerspiel!) 


Sieler (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsident. 

Jetzt kann hier der Herr Minister wieder besser 
zuhören. 

Erlauben Sie mir, Herr Minister, daß ich nun ein- 
mal die sozialen Früchte Ihrer Sparanstrengungen 
etwas untersuche. Sie haben nämlich den Arbeit- 
nehmern in unserem Lande Früchte in die Hand 
gedrückt, die rundherum faul sind und die Sie ih- 
nen für gutes Geld andrehen wollten. Sie wundern 
sich nun, daß die Arbeitnehmer diese Früchte nicht 
wollen. 

Schauen wir uns doch einmal das Ergebnis Ihrer 
Bemühungen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
an. Die Bundesregierung versprach, die Arbeitslo- 
sigkeit drastisch zu senken. Was ist davon übrigge- 
blieben? Wie gehabt veröffentlicht die Bundesan- 
stalt für Arbeit Monat für Monat die Arbeitslosen- 
zahlen, zwischen 2,2 und 2,3 Millionen. Dabei wird 
ein ganz wichtiger Tatbestand übersehen, auf den 
ich noch kurz einzugehen versuche. Herr Minister, 

Sie haben vorhin so getan, als sei die Arbeitslosig- 
keit rückläufig. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Sie kennen doch die saisonbereinigten Zahlen — 
ich habe sie hier — aus der Bundesanstalt für Ar- 
beit. Ich muß sie Ihnen doch wohl nicht vorlesen. . . 
Wir haben es mit einem stetigen Weiterwachsen 
der Arbeitslosigkeit zu tun. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Die Gesamtzahl derer, die Leistungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit erhalten, nimmt ebenso ab wie 
die Zahl der Arbeitslosengeldempfänger. Die Zahl 
der Arbeitslosen steigt ebenso wie die Zahl derjeni- 
gen, die nur noch Arbeitslosenhilfe erhalten. Inmit- 
ten dieser Entwicklung werden der erstaunten Öf- 
fentlichkeit die nicht benötigte Liquiditätshilfe der 
Bundesanstalt für Arbeit von 1,7 Milliarden DM 
und weitere Einsparungen in der Größenordnung 
von 3,5 Milliarden DM für 1984 als Überschüsse 
offeriert und als Sparerfolge gefeiert. Übrigens, 

Herr Minister, Sie wissen ja ganz genau, daß das 
genau der Geldbetrag ist, der bei den Rentenversi- 
cherern fehlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ein Blick hinter die 
Kulissen zeigt die bittere Wahrheit. Es ist halt 
schlicht falsch, wenn der CSU-Landesgruppenvor- 
sitzende, wie gestern getan, behauptet, die Arbeits- 
losigkeit sei zum Stillstand gekommen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Tatsache Nummer 1 ist: Die Langzeitarbeitslosig- 
keit nimmt ständig zu, wie die Entwicklung bei der 
Arbeitslosenhilfe beweist. In diesem Punkte gehe 
ich davon aus, daß auch Ihr Ansatz, Herr Minister, 
für 1985 nach oben korrigiert werden muß. Zwei- 
tens. Zu den offiziell gemeldeten Arbeitslosen — 
das Registrierungssystem unserer Bundesanstalt 
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(A) weist 2 316 000 aus — müssen noch rund eine Mil- 
lion weitere arbeitslose Arbeitnehmer gezählt wer- 
den, die aus dem Leistungsbezug herauskatapul- 
tiert worden sind, herausgeflogen sind und die resi- 
gniert haben, weil sie keine Chance auf dem Ar- 
beitsmarkt sehen und nach vier Monaten nicht 
mehr in der Statistik der Bundesanstalt erscheinen. 
Das ist die sogenannte stille Reserve, in der sich 
überwiegend Frauen bewegen. In Wirklichkeit ist 
die Arbeitslosigkeit inzwischen also auf über 3,2 
Millionen angewachsen. Einen Großteil dieser Ar- 
beitslosen trifft man dann bei den Sozialämtern 
wieder. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch das ist ein „Erfolg“ Ihrer Politik, daß Sie die 
Kosten auf die Kommunen, auf die Gemeinden und 
Städte, hingeschoben haben. 

Herr Minister, das haben Sie als Proportion, die 
stimmt, bezeichnet. Meine Damen und Herren, ich 
bin der Meinung, daß die Proportionen von Ihnen 
zuungunsten der sozial Schwachen in dieser Gesell- 
schaft verschoben worden sind. Das hier auf dem 
Tisch liegende Zahlenwerk, das der Öffentlichkeit 
vorgestellt worden ist, ist im Grunde nichts anderes 
als eine optische Täuschung und ein zynischer Ver- 
such, von den wirklichen Zuständen auf dem Ar- 
beitsmarkt abzulenken. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

— Schauen Sie es sich einmal genau an. Dann wer- 
den Sie das auch feststellen. 

Nun zu den Überschüssen. Ich will einer Legen- 
denbildung in diesem Bereich verbeugen. Die wah- 
ren Ursachen für diese Überschüsse sind doch fol- 
gende. Erstens. Immer weniger Arbeitslose erhal- 
ten Arbeitslosengeld. Das kann man an den Zahlen 
der Bundesanstalt nachweisen. Ich brauche sie 
nicht zu wiederholen, Herr Minister; Sie kennen sie 
ja. Zweitens. Der Pro-Kopf-Betrag für jeden Ar- 
beitslosen wurde von Ihnen drastisch gesenkt. Drit- 
tens. Die Beitragsbelastung für die Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber wurde massiv erhöht. Das hat auch 
das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung in Mün- 
chen in diesen Tagen so dargestellt. 

Damit nicht ganz in Vergessenheit gerät, wie 
diese Mittel aufgebracht wurden, möchte ich noch 
einmal die Maßnahmen in den Haushaltsbegleitge- 
setzen für das Haushaltsjahr 1984 nennen, die Ar- 
beitslosen weniger gebracht und andere Arbeitslo- 
se, vorwiegend Frauen, ganz aus der Geldleistung 
der Bundesanstalt ausgeschlossen haben. Bei den 
Beitragszahlern wurden das Urlaubsgeld, das Weih- 
nachtsgeld, das Krankengeld, das Verletztengeld in 
die Beitragspflicht einbezogen und der Weihnachts- 
freibetrag abgeschafft. Den Arbeitslosen wurden 
das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosenhilfe, das 
Kurzarbeiter- und das Schlechtwettergeld gekürzt 
und die Leistungsdauer erheblich verringert. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das findet Herr 
Blüm gut!) 

Für die Umschüler und Rehabilitanden wurden die 
Hilfen drastisch gekürzt. Die durchschnittliche Ar- 


beitslosenhilfe für einen Familienvater beträgt (C) 
nach den Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit 

— das ist die Zahl für den Monat August; jetzt müs- 
sen Sie einmal ganz genau hinhören — 798,97 DM. 

In der Stadt Duisburg — davon konnten wir uns vor 
wenigen. Tagen im dortigen Arbeitsamtsbezirk 
überzeugen — beträgt sie 726 DM. 

Leider ist der Kollege Hoppe nicht da, der gestern 
wieder einmal die eigenen Kräfte, die man mobili- 
sieren müsse, hier angesprochen hat. Ich möchte 
den Kollegen Hoppe hier einmal fragen: Welche ei- 
genen Kräfte kann eigentlich ein solcher Familien- 
vater, der mit seiner Familie von diesem Geld leben 
muß, noch entfalten, wenn er zwei Jahre arbeitslos 
ist und in der Zwischenzeit auch seine bescheide- 
nen Ersparnisse verbraucht hat? Soll er dann viel- 
leicht noch seine Wohnungseinrichtung verhökern? 

(Zuruf von der CDU/CSU; Er ist schon bei 
Ihnen arbeitslos geworden!) 

Meine Damen und Herren, die Verschiebung der 
Lasten auf die gesetzliche Rentenversicherung hat 

nunmehr deutliche Milliarden-Löcher in die Fi- 
nanzreserve gerissen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist eine Tatsache. Daran kommen Sie doch 
wohl nicht vorbei. 

Die Bundesregierung hat einmal versprochen, 
und zwar sehr vollmundig, die Renten mittelfristig 
auf eine solide Finanzgrundlage zu stellen. Nun, 

Herr Minister, für den Bundeskanzler war Anfang 
September dieses Jahres die Frage der Beitragser- (^) 
höhung bei der Rentenversicherung kein Thema. Er 
hat damit auch die Diskussion Ihres Parlamentari- 
schen Staatssekretärs, des Kollegen Höpfinger, was 
die Beitragsfrage betrifft, recht abrupt beendet. Er 
hat aber auch nicht gesagt, wie denn die Renten 
1985 gesichert werden sollen. Die gesetzlichen Ren- 
tenversicherer haben bereits 1984 auf ihre ange- 
spannte Liquiditätslage hingewiesen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Inzwischen wissen wir aber auch, wie verheerend 
sich die quasi Halbierung der Rentenversicherungs- 
beiträge für Arbeitslose durch die Bundesanstalt 
für Arbeit, d. h. die Wiederanbindung der gesetzli- 
chen Rentenversicherung an die Konjunktur- 
schwankungen, an die Schwankungen des Arbeits- 
marktes auf die finanzielle Seite der Rentenversi- 
cherung ausgewirkt hat. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Können Sie sich auch noch an 1982 erin- 
nern?) 

Herr Kollege, die Schwankungsreserven sind zwi- 
schenzeitlich auf eine Monatsausgabe zurückge- 
gangen, die Liquiditätsreserve auf eine halbe Mo- 
natsausgabe, also bereits an die untere Grenze der 
Zahlungsfähigkeit der Rentenversicherer. 

Meine Damen und Herren, die Rentenversiche- 
rungsträger rechnen schon gar nicht mehr mit der 
Entgeltsteigerung von 4,6 %, weil sie sie für utopisch 
halten. Im Gegenteil: Die Alternativrechnungen der 
Rentenversicherungsträger in diesen Tagen, Herr 
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(A) Minister, gehen von einer Entgeltsteigerung 1985 
von 3 bis höchstens 3,5 % aus, die auch ich für reali- 
stisch halte. Daraus werden die wirklichen Bei- 
tragseinnahmen bei den Rentenversicherern deut- 
lich. Dies zeigt, daß die Liquiditätsreserve 1985 be- 
reits zwischen 0,4 und null Monatsausgaben — aber 
nicht nur kurzzeitig — in den Berechnungen er- 
scheint. 

(Jagoda [CDU/CSU]; Wie sähe das bei der 
35-Stunden-Woche aus!) 

Da, meine Damen und Herren, entsteht eine Fi- 
nanzlücke von nicht weniger als 5 Milliarden DM, 
wenn nicht sogar mehr. Dieses Geld fehlt den Ren- 
tenversicherern. Das — auch wenn Sie das bestrei- 
ten wollen — ist doch wohl eindeutig gleichzusetzen 
mit Zahlungsunfähigkeit, wenn nicht drastische 
Maßnahmen ergriffen werden. 

Herr Kollege Blüm, wissen Sie, die Warnung vor 
der Angstmacherei hilft uns da natürlich auch nicht 
weiter. Wir müssen hier über Fakten und Daten 
reden. Das, was Sie hier vorhin gesagt haben, haben 
Sie, als Sie noch hier unten auf der Abgeordneten- 
bank saßen, in der gleichen Weise vom Tisch ge- 
wischt, als die frühere Regierung dieselben Argu- 
mente, die Sie heute vorgetragen haben, vorgelegt 
hat. 

Der Kanzler sagt ganz vollmundig, Beitragserhö- 
hungen in der Rentenversicherung seien kein The- 
ma; Ende der Durchsage. Herr Bundesarbeitsmini- 
ster Blüm sagt — diese Formulierung hat mich be- 
sonders gefreut, sie ist Ihnen ja eigen, Herr Kollege 

(B) Blüm — : „Eine schmerzstillende Nachricht: Keine 
Sozialleistung wird gekürzt.“ Nun sage ich allen 
Ernstes: Eine sehr erfreuliche Nachricht für die 
13 Millionen Rentner so nach dem Motto: keine 
Sorge um eure Renten, wir wissen bloß nicht, wo 
das Geld dafür herkommt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist der neue 
Blüm!) 

Meine Damen und Herren, das hat mit einer soli- 
den Haushalts- und Sozialpolitik überhaupt nichts 
mehr zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist sozialpolitisch unverantwortlich und bringt 
den Generationenvertrag, den wir alle gemeinsam 
aufgebaut haben und erhalten wollen, ernsthaft in 
Gefahr. 

(Beifall bei der SPD) 

Und das, verehrter Herr Kollege Blüm, 

(Hornung [CDU/CSU]: Jetzt kommen die , 
zusätzlichen Forderungen!) 

ist die Ausgangslage für den Haushalt Ihres Res- 
sorts. Der Herr Bundesminister Blüm kann gar 
nicht so schnell bei allen möglichen Gruppierungen 
die Mäuse einsammeln, die der Herr Bundesmini- 
ster Geißler und seine anderen Kabinettskollegen 
die Beträge austeilen. Ich weiß sehr wohl, Herr Kol-, 
lege Blüm, in welcher schwierigen Situation Sie an- 
gesichts der Tatsache sind, daß der Herr Bundesfi- 
j nanzminister natürlich sagt: Was interessieren 
mich diese Fragen; ich will, daß die Nettokreditauf- 


nahme nicht in dieser Weise steigt. Und Sie feiern (C) 
das noch als einen großen Erfolg! 

Angesichts der gravierenden Finanzprobleme in 
der gesetzlichen Rentenversicherung und der voll- 
mundigen Versprechungen zu der noch vor uns ste- 
henden Reform der Hinterbliebenenversorgung 
sind wir gespannt, Herr Blüm, welches sozialpoliti- 
sche Windei Sie uns denn nun wohl wieder servie- 
ren wollen. 

Den Herrn Bundesfinanzminister, der jetzt auf 
der Regierungsbank sitzt — ich bin froh darüber — , 
frage ich deshalb: Wie ist denn nun die realistische 
Finanzlage der Rentenversicherungsträger, und 
welche Beitragserhöhungen oder welche Leistungs- 
einschränkungen sind für 1985 notwendig, um das 
Rentenniveau zu erhalten, von dem Herr Kollege 
Blüm vorhin gesprochen hat und an dem nicht er 
allein schuld ist? Zweitens: Wie sollen denn nun die 
Kindererziehungszeiten bei der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung berechnet und finanziert werden, 
von denen Sie landauf, landab reden? Drittens: Aus 
welchem Topf soll das zugesagte Babyjahr letztlich 
bezahlt werden? Denn wenn ich es richtig mitge- 
kriegt habe, hat der Herr Bundesminister Blüm 
sich hingestellt und gesagt: Ich habe Einigkeit mit 
meinem Herrn Finanzminister; das bezahlen wir 
aus dem noch offenen Kredit, den die Bundesan- 
stalt zurückzahlen muß. Einen Tag später kann 
man in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ le- 
sen, daß der Herr Bundesfinanzminister weiß Gott 
noch gar nicht damit einverstanden ist, daß das aus 
dem Bundestopf zu bezahlen ist. 

Sie, Herr Kollege Blüm, verwalten auch 1985 ein 
wachsendes Heer jüngerer und älterer Arbeitsloser, 
die ohne Zukunft in eine neue Armut hineinrut- 
schen und hineingetrieben werden. Als verantwort- 
licher Minister tun Sie nichts, um das zu verhin- 
dern. Im Gegenteil, Sie versuchen, den Menschen 
draußen faules Obst als Delikatesse anzudrehen. 

Sie haben eine sichere Finanzgrundlage für die 
Renten versprochen. Wir stehen statt dessen und 
trotz gravierender Einschnitte in das Leistungs- 
recht vor der schwersten Bewährungsprobe seit Be- 
stehen unserer Rentenversicherung. 

Vielleicht hört der Herr Bundesarbeitsminister 
noch mal kurz zu. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Der 
erklärt Ihren Leuten gerade, wo es lang 
geht!) 

Und nun, lieber Kollege Blüm — so sage ich mal als 
Gewerkschaftskollege — : Einem Gewerkschafter 
müßte sich eigentlich der Magen umdrehen, wenn 
er sehenden Auges in eine Situation hineinläuft, in 
der er das Prädikat „Minister für Arbeitslosigkeit 
und soziale Ungerechtigkeit“ zu erhalten droht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten werden unsere Vorschläge 
zur Lösung dieser Schwierigkeiten in den kommen- 
den Haushaltsberatungen einbringen und alles un- 
ternehmen, um Schaden vom System unserer sozia- 
len Sicherheit abzuwenden. 
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(A) Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Friedmann. 


Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Ich habe alle Redebei- 
träge dieser inzwischen zweitägigen Debatte auf- 
merksam verfolgt, und ich versuche, aus der kriti- 
schen Distanz nun meinen Beitrag einzubringen. 

Es fiel mir auf, daß in vielen Beiträgen aller Frak- 
tionen die Sorge über die Arbeitslosigkeit ehrlich 
immer wiederkehrte. Wir sollten uns nichts vorma- 
chen: 2,2 Millionen Arbeitslose, das ist eine drük- 
kende Last, die uns alle belastet Wir müssen uns 
Gedanken machen, wie wir mit dieser Last fertig- 
werden. Ich kann nur wiederholen, was ich früher 
schon immer wieder gesagt habe: Hinter den nüch- 
ternen Zahlen stehen Menschenschicksale, stehen 
Menschen, die sich von unserer Gesellschaft nicht 
mehr anerkannt fühlen, weil sie keine bezahlte Ar- 
beit mehr haben, und hinter den Arbeitslosen ste- 
hen deren Familienangehörige, die gleichermaßen 
unter diesem Schicksal leiden. 

Nun wäre es bei Gott verkehrt und verdreht, 
wenn wir diese Last Norbert Blüm und dieser Re- 
gierung allein aufladen würden. Wir können nun 
(B) spitz auf Knopf hin- und herrechnen, wie viele es 
mehr sind als damals bei der Regierungsübernah- 
me; aber ausgeleuchtet wird die Situation vor Aus- 
sagen von Oppositionspolitikern, daß wir im ver- 
gangenen Jahr im Winter mit 3 Millionen Arbeitslo- 
sen hätten rechnen sollen, und von Aussagen von 
DGB-Vertretern, daß wir im kommenden Winter 
mit 4 bis 5 Millionen Arbeitslosen zu rechnen hät- 
ten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Ende der 80er!) 

Dies tritt nicht ein. Man kann daran herumdeuteln, 
wie man will: Die Anstiegskurve der Arbeitslosig- 
keit ist abgestoppt, die Hinwendung zum Schlim- 
men isi geändert. Das sollen wir hier mit Anerken- 
nung aussprechen und auch dem Arbeitsminister 
und seinem Hause danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin überhaupt davon beeindruckt, wie viele 
gute Ideen aus diesem Arbeitsministerium unter 
Führung von Norbert Blüm und seinen beiden Par- 
lamentarischen Staatssekretären hervorkommen. 
Denn der Arbeitsmarkt war nun einmal verkrustet; 
das müssen wir sehen. Ich denke an den Fall, daß so 
manche Frau, die heute vollberuflich beschäftigt ist, 
lieber halbtags arbeiten würde, wenn sie einen 
Halbtagsplatz fände. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Und die Män- 
ner? — Zurufe von der SPD) 

— Ich schließe die Männer nicht aus. Es gibt auch 
Männer, die lieber halbtags arbeiten wollten, wenn 


sie irgendwo einen halben Arbeitsplatz, Frau Däub- (C) 
ler-Gmelin, bekämen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Nicht ein- 
mal 2 %!) 

Nun bekommen wir von Arbeitgeberseite immer 
wieder zu hören, es sei teurer, zwei Teilzeitkräfte 
statt einer Vollkraft zu beschäftigen. An diesem Ar- 
gument ist etwas dran, und deshalb möchte ich den 
Arbeitsminister und seine Herren bitten, hier von 
der politischen Seite her gegenzuhalten. Es gibt 
viele Berufe, in denen ein und derselbe Arbeitsplatz 
durchaus von Teilzeitkräften ausgefüllt werden 
kann. Hinter der Verkaufstheke kann morgens eine 
andere Verkäuferin stehen als am Nachmittag. Im 
Friseurgeschäft kann uns morgens eine andere 
Dame oder ein anderer Herr bedienen als am Nach- 
mittag. Es gibt viele, viele Plätze, die wirklich unter 
Teilzeitkräften aufgeteilt werden können. Das soll- 
ten wir nutzen und notfalls steuerlich begünstigen. 

Hier sind wir Politiker gefordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, ist meine Damen und Herren, vor allem bei 
Oppositionspolitikern heute immer wieder zu hören 
gewesen, daß zwar ein Wirtschaftswachstum vor- 
handen sei, aber daß man davon am Arbeitsmarkt 
nichts spüre. Herr Roth von der SPD hat sogar 
behauptet, es sei gar kein wirtschaftlicher Auf- 
schwung, weil man davon auf dem Arbeitsmarkt 
nichts merke. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Wenn man nicht merkt, wie es runtergeht, 
merkt man auch nicht, wie es raufgeht!) 

Es ist richtig, bei all den Konjunkturschwankungen, 
die wir immer wieder haben, haben die Auf- 
schwünge immer wieder bewirkt, daß auch der Ar- 
beitsmarkt entlastet wurde. Nun wird gesagt, dieses 
Mal sei dies nicht so. Einen Grund dafür hat der 
Wirtschaftsminister heute morgen genannt, als er 
sagte, der Wirtschaftsaufschwung werde mit moder- 
ner Technologie bewirkt. Es seien also modernere, 
leistungsfähigere Maschinen, die mehr produzier- 
ten, ohne daß mehr Menschen in Arbeit kämen. Das 
ist sicher ein Grund, aber da kommen andere 
Gründe dazu, und einen Hinweis dafür gibt uns die 
Zahl der Entwicklung der Kurzarbeiter. 

Wir wissen doch, verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen, wie es in einem Betrieb zugeht, der bisher 
nicht genug Arbeit hatte. Mancher Arbeitgeber hat 
aus Verbundenheit zu seinen Mitarbeitern die 
Leute durchgehalten, wenn es die Ertragslage zu- 
ließ, auch wenn die Beschäftigungssituation nicht 
stimmte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen heute dankbar anerkennen, daß es sol- 
che sozial verantwortungsbewußten Arbeitgeber in 
reicher Zahl gegeben hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das waren überwiegend 
die Klein- und Mittelbetriebe!) 

— Das stimmt, Herr Kolb. Es waren überwiegend 
die Mittelständler und die Kleinen, bei denen auch 
die ganz persönliche Bindung zum Chef besteht. 
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Andere Betriebe sind verstärkt in Kurzarbeit 
ausgewichen. Jetzt, wo die Auftragslage wieder bes- 
ser wird, beschäftigen diese Betriebe natürlich zu- 
nächst einmal die Kurzarbeiter wieder voll. Das ist 
auch der Grund, warum wir im Augenblick nur 
noch 215 000 Kurzarbeiter haben. Das sind ein paar 
hunderttausend Kurzarbeiter weniger, als wir bis- 
her hatten. 

Manche Betriebe, die sich ihrer Aufträge noch 
nicht sicher sind, weichen — ich muß sagen: leider 

— zunächst in Überstunden aus. Ich würde es lieber 
sehen, wenn sie mehr in Neueinstellungen auswei- 
chen würden. Aber bis eben neue Kräfte eingestellt 
werden, werden zunächst diese Reserven ausge- 
nutzt. Das ist der eigentliche Grund, warum trotz 
steigenden Sozialprodukts der Arbeitsmarkt zwar 
bei den Kurzarbeitern, aber bei den Arbeitslosen 
noch nicht richtig entlastet wird. 

Hier setzt Norbert Blüm mit seinen Leuten rich- 
tig an, wenn er sagt: Künftig soll es in beschränk- 
tem Umfange möglich sein, zeitlich befristete Ar- 
beitsverträge abzuschließen; denn dann, wenn im 
Augenblick gerade eine gute Auftragslage da ist, ist 
es doch besser, wenn ein Unternehmer jemanden 
auf Zeit einstellt, als wenn er auf Überstunden aus- 
weicht, und es ist doch, wie er selber sagt, besser, 
zeitlich befristet Arbeit zu haben, als unbefristet 
arbeitslos zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein zweites fiel mir immer wieder auf. Es ist vor 
allem von Ihrem wirtschaftspolitischen Sprecher, 
Herrn Roth, kritisiert worden, daß die Kürzung von 
bestimmten staatlichen Transferleistungen zu ei- 
nem Nachfrageausfall führe, was der Beschäfti- 
gungslage abträglich sei. Nun wollen wir uns doch 
nichts vormachen: Es ist eine Grundregel jeder 
Volkswirtschaft, daß staatliche Transferleistungen 
eben nicht so arbeitsplatzschaffend sind wie inve- 
stive Ausgaben. Wenn also bei staatlichen Transfer- 
zahlungen gespart wird und wenn statt dessen Luft 
für staatliche oder private Investitionen geschaffen 
wird, erreicht man auf dem Arbeitsmarkt mehr, als 
wenn man nur — wenn auch in erhöhtem Maße — 
Geld für den Konsum ausgibt. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

— Deshalb, Herr Glombig, ist es durchaus richtig, 
daß man gekürzt hat, soweit es unumgänglich war, 
daß man aber die Investitionen jetzt wieder nach 
oben treibt — sie werden im nächsten Jahr höher 
sein als im laufenden Jahr — und daß man auch 
insoweit der privaten Wirtschaft Anreize gegeben 
hat. 

Ein drittes. Wir haben hier wiederholt über die 
Zinsen gesprochen. Haben Sie schon einmal be- 
dacht, was es bedeutet, wenn nicht nur der Staat 
und die Wirtschaft, sondern auch der einzelne weni- 
ger Zinsen zahlen muß? Beim Staat ist es ja leider 
so, daß er für seine Zinszahlungen einfach neue 
Kredite aufnimmt. Das ist doch die gegenwärtige 
Situation: Die Höhe der derzeitigen Neuverschul- 
dung bewegt sich in der Größenordnung der Zinsen, 
die wir für alte Schulden zahlen müssen. Man 


nimmt also genauso viel Kredite auf, wie man Zin- 
sen zahlen muß. 

Die Zinssätze, die für den Staat gelten, gelten 
auch für den Privaten; sie sind für ihn eher noch 
höher. Wenn es also durch eine Konsolidierungspo- 
litik des Staates möglich ist, die Zinsen insgesamt 
zu drücken, entlastet dies auch den privaten Kredit- 
nehmer. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Denken wir doch an den Fall, daß jemand ein 
Haus baut. Wie schnell nimmt man 300 000 DM Kre- 
dit auf, um ein Einfamilienhaus bauen zu können! 
Wenn man durch diese Konsolidierungspolitik auch 
nur 2% weniger Zinsen zahlen muß, sind das im 
Jahr 6 000 DM weniger Zinsen, sind es für den ein- 
zelnen im Monat 500 DM weniger Zinszahlungen. 
Das ist ein Betrag, für den mancher halbtags arbei- 
ten gehen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das heißt, die staatliche Konsolidierungspolitik, 
wie Finanzminister Stoltenberg sie betreibt, hat 
nicht nur zu einer Preisstabilität, die dem einzelnen 
sehr wohl maßgeblich hilft, sondern auch zu einer 
wesentlichen Zinsentlastung der Kreditnehmer ge- 
führt. 

Ich möchte Ihnen auch sagen, warum es möglich 
geworden ist, uns im Zinsniveau so von den Ameri- 
kanern abzuhängen. In diesem Jahr zahlen nämlich 
Bund, Länder und Gemeinden in Form von Zinsen 
und Tilgungen mehr an den Kapitalmarkt zurück, 
als sie umgekehrt vom Kapitalmarkt aufnehmen. 
Der Staat gibt also im Augenblick etwas mehr an 
den Kapitalmarkt ab, als er vom Kapitalmarkt weg- 
nimmt. Damit ist dieser enorme Zinsdruck, den der 
Staat bisher durch seine überhöhte Kreditnach- 
frage entfaltet hat, im Augenblick weg. Dies ist der 
eigentliche Grund, warum wir zinsmäßig von den 
höheren amerikanischen Zinsen weggekommen 
sind, Herr Wieczorek, das ist also eine Folge der 
Konsolidierungspolitik, wie wir sie betrieben ha- 
ben. 

Nun haben wir kritisiert und immer wieder be- 
dauert, daß wir 2,2 Millionen Arbeitslose haben. Wir 
haben aber nicht davon gesprochen, daß wir 6 Mil- 
lionen Schwarzarbeiter haben. Diese Schwarzarbei- 
ter haben etwas zu tun, haben zu arbeiten. Das 
heißt, Arbeit ist da. Die arbeiten auch nicht um- 
sonst. Die Frage ist nur: Wieviel Arbeit haben wir, 
die wir bezahlen können? Wäre die Arbeit in dem 
Umfang, wie sie auch von Schwarzarbeitern ge- 
macht wird, offiziell bezahlbar, dann hätten wir so 
gut wie keine Arbeitslosen. Mit anderen Worten, 
wir müssen uns ernsthaft fragen, wie hoch und wie 
weit wir mit unserem Lohnniveau gehen können. 

Ich möchte hier nicht fordern, daß wir die Löhne 
senken müßten. Welcher Arbeitnehmer könnte 
schon auf die jetzt vorhandene Kaufkraft verzich- 
ten! Aber aus dem Beispiel müssen wir die Lehre 
ziehen, daß wir alle bei Lohnerhöhungen kurzzutre- 
ten haben. Wenn in der zurückliegenden Situation, 
als es wegen der Arbeitszeitverkürzung auch zu 
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(A) Streiks kam, immer wieder behauptet wurde, 35 
Stunden schafften neue Arbeitsplätze, und hinter- 
her angesichts der erzielten Lösung das Arbeitswis- 
senschaftliche Institut in Nürnberg sogar gesagt 
hat, es seien 95 000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden, so bezweifle ich dies schlicht und einfach. 

In der Zwischenzeit ist die Zahl aus Nürnberg 
relativiert worden. Man hat gesagt, das seien in der 
Hauptsache Arbeitsplätze, die sonst verlorengegan- 
gen wären und so jetzt erhalten würden. 

Aber mir gibt es immer wieder zu denken, daß 
Länder, in denen mehr als 40 Stunden gearbeitet 
wird, weniger Arbeitslose als wir haben. Daraus 
leite ich für mich ab; Wie wäre es denn, wenn wir 
einmal anders herum diskutierten; wie wäre es, 
wenn wir uns bereit erklärten, zum jetzigen Lohn 
nicht 40, sondern 42 Stunden zu arbeiten? Die Folge 
ist doch ganz logisch: Die Stückkosten würden nied- 
riger. Wir sind ein Land, das vom Export lebt. Jeder 
vierte Arbeitsplatz hängt vom Export ab. Auf dem 
Weltmarkt begegnen wir der Konkurrenz von Län- 
dern, die niedrigere Löhne haben. Mit anderen Wor- 
ten, wenn wir für den jetzigen Lohn mehr arbeiten, 
werden wir konkurrenzfähiger und können damit 
Arbeitslosigkeit abbauen. Das heißt, die Diskussion 
in Richtung Arbeitszeitverkürzung läuft vollkom- 
men verkehrt, wenn damit gemeint ist, mehr Ar- 
beitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hoffmann? — Bitte. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Da ich jetzt von 
Ihrer neuen Lohntheorie ein bißchen fasziniert bin, 
möchte ich Sie nur fragen: Wie kommt es dann 
eigentlich, daß in Staaten, in denen länger gearbei- 
tet wird und niedrigere Löhne gezahlt werden, bei- 
spielsweise in Großbritannien, die Arbeitslosigkeit 
nicht extrem gesunken ist? 

(Kolb [CDU/CSU]: Der soll sich mal die 
Schweiz anschauen!) 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Erstens. Warum brin- 
gen Sie jetzt nicht das Beispiel Japan und Beispiele 
anderer asiatischer Länder, die genau dies belegen, 
was ich eben gesagt habe, Herr Hoffmann? 

Zweitens. Die Gesamtsituation in England hat 
sich unter der jetzigen Premierministerin erheblich 
verbessert. 

In diesem Jahr wird Nürnberg erfreulicherweise 
keinen Liquiditätszuschuß des Bundes benötigen. 
Es ist damit zu rechnen, daß in Nürnberg ein Über- 
schuß von etwa 3 Milliarden DM entstehen wird. 
Ich möchte Ihnen auch sagen, womit das zusam- 
menhängt. 

Wir haben Nürnberg Anfang dieses Jahres 
2 380 000 Arbeitslose unterstellt. Es werden im 
Schnitt voraussichtlich 2 280 000 sein. Dadurch spa- 
ren wir natürlich Geld. Außerdem haben wir weni- 
ger Kurzarbeiter. Dadurch wird das Ergebnis gün- 


stiger, Das heißt, der Bund muß keinen Zuschuß für (C) 
Nürnberg zahlen. Die vorgesehenen und bereitge- 
stellten 1,7 Milliarden DM werden nicht benötigt. 

Sie stehen — das möchte ich in aller Deutlichkeit 
sagen — zu keinerlei Verteilung via Nürnberg zur 
Verfügung. 

Nun ist eben kritisiert worden, auch von meinem 
Vorredner, Herrn Sieler, man sehe doch daran, daß 
der Haushalt von Herrn Blüm im nächsten Jahr 
niedriger sei, wie unsozial wir vorgingen. Das ist 
eine nur oberflächliche Betrachtungsweise. Der 
Haushalt dieses Jahres ist deshalb um 1,8 Milliar- 
den DM niedriger, weil dieses Mal kein Zuschuß für 
Nürnberg vorzusehen ist 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und weil der zu vergleichende Haushalt letztesmal 
noch einen Zuschuß enthielt, der gar nicht benötigt 
wird. Das heißt, es ist in der Tat die Nürnberger 
Situation, die das Bild hier verschiebt. Nach Ihrer 
Theorie wären wir ja furchtbar sozial, wenn wir 
mehr Zuschüsse an Nürnberg zahlen müßten, weil 
wir mehr Arbeitslose hätten. Das kann doch nicht 
Sinn dieser Erfindung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun noch ein offenes Wort — auch wenn es falsch 
ausgelegt werden könnte — zu den anstehenden 
Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst. Ich 
halte es für bedenklich, wenn im öffentlichen 
Dienst mehr Arbeitszeitverkürzung eingeführt wür- 
de, sofern damit Neueinstellungen beabsichtigt sein 
sollten — diese Einschränkung muß ich machen. 
Denn Neueinstellungen im öffentlichen Dienst be- 
deuten eine höhere Belastung der öffentlichen 
Haushalte und gefährden damit die schwierigen Sa- 
nierungsbemühungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Und zwar langfristig!) 

Insoweit kann ich nur größte Zurückhaltung bei 
Neueinstellungen für Arbeitszeitverkürzungen im 
öffentlichen Dienst empfehlen. 

Ich möchte auch Zurückhaltung empfehlen, wenn 
es um die Vorruhestandsregelung geht, und zwar 
aus einem ganz einfachen Grund. Im privaten Be- 
reich verteilen sich die Mehrkosten des Vorruhe- 
stands auf den Staat via Nürnberg und auf den pri- 
vaten Arbeitgeber. Im öffentlichen Bereich, wo der 
Staat zugleich Arbeitgeber ist, ist dies eine andere 
Situation. Dort belastet es den Staat ausschließlich. 
Deshalb Vorsicht bei Vorruhestandsregelungen im 
Öffentlichen Bereich und deshalb äußerste Vorsicht 
bei weiteren Arbeitszeitverkürzungen im öffentli- 
chen Bereich! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und meine Herren, eines müssen 
wir dennoch zur Kenntnis nehmen. Die Schwierig- 
keiten im sozialen Netz, über die wir auch heute 
wieder sprechen, hängen ursächlich damit zusam- 
men, daß wir 1982 nicht nur einen hohen Schulden- 
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(A) berg, sondern auch ein finanziell ausgezehrtes so- 
ziales System übernommen haben. 

(Hornung [CDU/CSU]: Einschließlich der 
Arbeitslosen!) 

Wir werden die Dinge durchaus wieder in Griff be- 
kommen. Niemand soll hier wegen der Rentenver- 
sicherung Angst erzeugen. Sie wissen genau, daß 
der Staat verpflichtet ist, die Zahlung der Renten 
immer sicherzustellen. 

(Dr. Soell [SPD]: Erinnern Sie sich an Ihre 
Rede vor zwei Jahren! — Zuruf der Abg. 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Liebe Frau Fuchs, ich bin in der schwierigen 
Lage, das von Ihnen übernommene Erbe hier eini- 
germaßen mit über die Runden bringen zu müs- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Soell 
[SPD]: Wiederholung macht es nicht origi- 
neller! — Kolb [CDU/CSU]: Aber wahr ist 
es trotzdem!) 

Wenn es hier zu gewissen Beitragsverschiebungen 
kommt, die durchaus möglich sind, wird dies sicher 
nur eine vorübergehende Lösung sein können. 
Denn die strukturelle Neuordnung, die in der Ren- 
tenversicherung notwendig ist, bis hin zur Hinter- 
bliebenenversorgung, wird ohnehin eine Neuord- 
nung erfordern. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und ins- 
besondere herzlichen Dank dem Arbeitsministe- 
rium für seine Arbeit. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit einem Dank an den Bundesar- 
beitsminister, mit dem der Kollege Friedmann 
seine Ausführungen abgeschlossen hat, werde ich 
nun leider nicht beginnen können, aber das hat 
wohl auch keiner erwartet, nehme ich an. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das wäre ein völlig 
neuer Kollege gewesen!) 

— ■ Sie sollten sich keinen neuen Kollegen wün- 
schen, das wäre für Sie gar nicht so sehr gut. 

Ich muß trotzdem sagen, daß mir Herr Fried- 
mann imponiert hat; nicht deswegen, weil ich mich 
fast keinem Teil seiner Rede übereinstimme, son- 
dern weil ich finde, daß er sich wohltuend von der 
Art und Weise der Darstellung des Herrn Bundesar- 
beitsministers abgesetzt hat. 

Der Herr Friedmann hat, finde ich, in seriöser Art 
und Weise gesprochen. Man muß nicht mit ihm und 
seinen wirtschaftspolitischen Theorien überein- 
stimmen. Ich bin kein Wirtschaftspolitiker. Ob er es 
ist, weiß ich nicht. Mitunter klang mir das abstrus. 
Wir können ja alle auch einmal danebenhauen. 
Aber ich will dies heute abend gar nicht entkräften 
oder entwerten, denn ich meine, daß jeder Kollege 
die Möglichkeit haben muß, über solche Gedanken 
auch bei einer Haushaltsdebatte einmal zu reden. 


anstatt sich hier nur gegenseitig zu beschimpfen. (C) 
Dies gilt übrigens nicht nur für die Opposition, son- 
dern auch für die Koalition. 

Nun muß ich sagen — ich habe das wiederholt 
hier ausgedrückt — : Die Stilart des Bundesarbeits- 
ministers — der mir persönlich nicht unsympa- 
thisch ist: 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Immer noch!) 

ich sage das immer wieder — ist auf Dauer für mich 
unerträglich. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord- 
strand] [CDU/CSU]: Weil er zu oft die 
Wahrheit sagt!) 

Sie ist für mich deswegen zunehmend unerträglich, 
weil ich den Eindruck habe und glaube das auch 
belegen zu können, daß er zunehmend die Unwahr- 
heit sagt 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Na, 
na, na!) 

oder aber, noch präziser, Halbwahrheiten sagt und 
die Köpfe der Leute draußen vernebelt. Ich finde, 
dies ist eigentlich auch sehr unchristlich, was er 
macht. Dies ist auch menschlich nicht in Ordnung, 
wenn er eine Politik vertreten muß, die er norma- 
lerweise wohl nicht vertreten hätte, jedenfalls nicht 
zu der Zeit, in der er auch hier als Wortführer der 
Opposition aufgetreten ist. Da haben wir ihn ganz 
anders gehört, was die Verängstigung und Verunsi- 
cherung der Rentner angeht; denn er war ein Mei- 
ster in der Verunsicherung der Rentner 

(Beifall bei der SPD) 

und hat nichts ausgelassen, um die sozialliberale 
Koalition zu kritisieren. Bei dieser Kritik kam auch 
damals bereits ein Teil von der FDP, als sogenannte 
Liberale. Diese sind dann inzwischen zur Rechtsko- 
alition übergeschwenkt, jedenfalls diejenigen die 
geblieben sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: Koalition der Mitte!) 

In diesem Punkt ist die Kontinuität auf dieser Seite 
erhalten geblieben. Aber es ist auch folgendes rich- 
tig — und auch das wurde zumindest angezweifelt 
von Herrn Blüm — : daß wir alle Sozialgesetze in 
der Zeit der sozialliberalen Koalition einstimmig 
beschlossen haben. 

Mir soll auch niemand etwas von den Sozialaus- 
schüssen sagen. Herr Blüm ist ja nicht nur Arbeits- 
minister, er ist ja auch Vorsitzender der Sozialaus- 
schüsse der CDU. Da passiert doch folgendes. Die 
Sozialausschüsse — er selbst also — beschimpft 
sich über die Presseorgane der Sozialausschüsse. 

Dann stellt er sich hin und sagt: Bei dieser Äuße- 
rung war ich Arbeitsminister, und bei jener war ich 
Vorsitzender der Sozialausschüsse. Diese Wider- 
sprüche aufzulösen, auf der einen Seite die Regie- 
rung zu beschimpfen, auf der anderen Seite diese 
Regierungspolitik zu vertreten, das ist schon ein 
Kunststück. Die damalige Opposition — die heute 
größte Regierungspartei — hat diesen Gesetzen 
nicht nur zugestimmt, sie hat draufgesattelt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 
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(A) Sie hat 1972 in einer, ich sage: unglaublichen Art 
und Weise drauf gesattelt, uns unter Druck gesetzt, 
und zwar aus Gründen, die ich hier nicht darstellen 
muß, die Sie alle kennen. Im Jahre 1972 hat es zwei 
Rentenanpassungen gegeben, auf Druck der CDU/ 
CSU und auf Druck der Sozialausschüsse der CDU 
mit der Begründung, daß ein Nachholbedarf bei den 
Rentnern bestünde. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das war auch 
so!) 

Natürlich schleppen wir dies alles mit uns einher, 
neben all den schönen anderen Sachen, die dann 
draufgesattelt worden sind. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Die 
hätten Sie doch ablehnen können!) 

— Ich sage dies nur im Zusammenhang mit dem 
Stichwort Erblast Sie sind dafür etwas zu jung; Sie 
wissen nun wirklich nicht, was in dieser Beziehung 
eine Erblast ist. — Die Erblast ist ein Propaganda- 
trick, weiter nichts. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Die Sünde hat viele Väter!) 

Sie sind eines Tages dran. Sie können hier nicht 
immer weiter mit dieser Erblast operieren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig! — 

Zuruf von der CDU/CSU: Warum regen Sie 
sich denn so auf?) 

— Warum soll ich mich als Sozialpolitiker ange- 
sichts der unsinnigen Dinge, die ich höre, nicht ein- 
mal aufregen? Herr Blüm hat es doch auch getan. 
Er ist ja immer sehr gut, wenn er sich aufregt, 
jedenfalls für die Ohren anderer, nicht für meine. 

Ich glaube, wir sollten hier zu einem sachlicheren 
Stil zurückkehren. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Anfängen!) 

Man muß die Feststellung treffen, daß die Mas- 
senarbeitslosigkeit Jahr für Jahr weiter zunimmt. 
Eine gegenteilige Behauptung entspricht nicht den 
Tatsachen. Seit Anfang dieses Jahres ist die saison- 
bereinigte Arbeitslosenzahl — auf die kommt es an! 
— um über 100 000 gestiegen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Die Rechtskoalition kümmert das wenig. Sie igno- 
riert das. Besser gesagt: Es kümmert sie überhaupt 
nicht. Sie versucht, dies zu leugnen, statt diese Tat- 
sache anzuerkennen. Wenn wir dies gemeinsam an- 
erkennen würden, dann hätten wir doch auch das 
Gefühl dafür, daß nicht die Bekämpfung der Ar- 
beitslosen, sondern die Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit, die Unterstützung der Kommunen in ihrem 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit unsere gemein- 
same Aufgabe ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Das haben Sie anscheinend nicht erkannt. Wenn 
hier immer vom Konsens die Rede ist, dann ist das 
auch Geschwätz. Ich sage das ganz brutal, weil ich 
das so oft aus dem Munde des Arbeitsministers 
höre. In Wirklichkeit tut sich nichts. Es wird nach 
draußen so getan, als ob, und wenn wir dem nicht 
zustimmen, dann wird noch so getan, als hätten wir 


einem vernünftigen Kompromiß nicht zugestimmt. (C) 
So einfach ist das. 

Vizepräsident Westphai: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kolb? 

Giombig (SPD): Sie haben das Wort, Herr Kolb. 

Koib (CDU/CSU): Herr Kollege Glombig, sind Sie 
nicht der Meinung, daß die derzeitigen Lohn- und 
Lohnnebenkosten einen sehr starken Druck in 
Richtung Rationalisierung bringen, wie das Bei- 
spiel der berühmten Halle bei VW sehr deutlich 
zeigt? 

Giombig (SPD): Ich sage noch einmal: Ich bin im 
Gegensatz zu Ihnen nicht der großartige Wirt- 
schaftspolitiker, für den Sie sich ausgeben. Aber ich 
weiß, daß die Wirtschaftspolitik eine so exakte Wis- 
senschaft, wie Sie tun, nicht ist. Ich habe den Ein- 
druck, daß die Behauptung, es sei doch so, längst 
nicht belegt ist. Darüber gibt es sehr unterschiedli- 
che Meinungen; man kann sehr unterschiedliche 
Arbeiten darüber lesen. Angesichts dessen werden 
Sie von mir doch nicht erwarten, daß ich hinsicht- 
lich der Beurteilung eines solchen Sachverhalts 
ausgerechnet — lassen Sie es mich einmal so sagen 
— dieser Richtung zustimme. Das werden Sie von 
mir nicht erwarten; das werde ich auch nicht tun. 

Ich werde aber auch nicht sagen: Dies kommt als . . 
Faktor für die Entwicklung solcher Kosten, die un- ' 
ter Umständen der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit entgegenstehen, überhaupt nicht in Frage. Ich 
glaube, daß das sehr unterschiedlich ist und daß 
man das nicht alles über einen Leisten schlagen 
darf. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Im übrigen aber hoffe ich, daß Sie mit mir darin 
übereinstimmen, daß im Entwurf des Haushalts- 
plans für 1985 Beschäftigungspolitik so gut wie 
nicht stattfindet. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Ich glaube, dies ist eine wichtige Feststellung. Sie 
steht im Gegensatz zu dem, was Herr Blüm, aber 
auch was Herr Stoltenberg und andere hochrangige 
Vertreter der Bundesregierung in diesen Tagen 
hier immer wieder behauptet haben. Bitte, weisen 
sie mir doch in einem Punkte nach, daß ich unrecht 
habe. Lassen Sie uns doch einmal wirklich über die 
Fakten dieses Entwurfs des Haushaltsplans 1985 
reden und nicht weiterhin Nebel verbreiten! 

Wo sind denn nun eigentlich die Ansätze zu einer 
wirkungsvollen Bekämpfung der Massenarbeitslo- 
sigkeit? Wir müssen feststellen, daß die Arbeitsäm- 
ter zur Zeit vielfach nicht in der Lage sind, die sich 
aus dem Arbeitsförderungsgesetz ergebenden 
Rechtsansprüche zu erfüllen, weil kein Geld vor- 
handen ist, obwohl zur gleichen Zeit eine öffentli- 
che Debatte 

(Zuruf von der Regierungsbank: 

Quatsch!) 
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(A) — Das ist kein Quatsch. — Haben Sie gesagt: 
„Quatsch“? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dann nehmen Sie das sofort zurück, bevor der Prä- 
sident Sie rügt! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 

CSU]: Das war ein falscher Zungenschlag! 

— Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich finde, man muß als Abgeordneter — vor allem 
als Wahlkreisabgeordneter — auch einmal ins Ar- 
beitsamt seines Wahlkreises gehen und mit den 
Leuten sprechen, die darauf warten, vermittelt zu 
werden. Dabei kann von Vermittlung überhaupt 
keine Rede sein, weil die Mitarbeiter der Arbeits- 
ämter vollkommen überlastet sind. Sie können sich 
daher nicht mit den arbeitslosen Arbeitnehmern 
beschäftigen. Ein Sachbearbeiter im Arbeitsamt ist 
für über 800 „Klienten“ zuständig und kann die Ar- 
beitslosigkeit im Grunde genommen nur verwal- 
ten. 

Dies ist kein Vorwurf an die Adresse der Mitar- 
beiter der Bundesanstalt für Arbeit, schon gar nicht 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ar- 
beitsämter — dies auf gar keinen Fall! Aber wenn 
Sie dies beobachten, wenn Sie sich darum küm- 
mern, dann werden Sie eben feststellen, daß dort 
auch das Geld nicht vorhanden ist, um Maßnahmen 
der Arbeitsbeschaffung, der Arbeitsförderung, der 
Umschulung und der Eingliederungshilfen zu be- 
dienen. Da sagen Ihnen viele Arbeitsämter: Wir ha- 

(B) ben kein Geld mehr. In anderen Arbeitsämtern 
wird gesagt: Wir müssen das vorhandene Geld 
strecken, weil wir danach keines mehr haben. 

Ist das im Rahmen einer Debatte, die um einen 
sogenannten Überschuß von 4 Milliarden bei der 
Bundesanstalt für Arbeit geht, nicht makaber? Ist 
das nicht makaber im Hinblick darauf, daß 1,7 Milli- 
arden DM Liquiditätshilfe des Bundes für die Bun- 
desanstalt für Arbeit schon zum jetzigen Zeitpunkt 
abgezogen werden? Ich finde dies sehr makaber. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das ist eine 

sehr vorausschauende Arbeitsmarktpoli- 
tik!) 

Nun, die Rechtskoalition 

(Kolb [CDU/CSU]: Koalition der Mitte!) 

beharrt weiter auf ihren falschen Rezepten, koste 
es die Arbeitnehmer und die Arbeitslosen, was es 
wolle. Hauptsache, sage ich einmal, für diese 
Rechtskoalition ist, den Unternehmen bleiben mas- 
sive Steuervorteile. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und die Links- 
opposition redet ausschließlich Unsinn!) 

— Was für eine Opposition? 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Die Linksoppo- 
sition!) 

— Ach was. Sie haben doch nun wirklich keine 
Ahnung. Ich werde von den eigenen Freunden „be- 
schimpft“, weil ich ein „rechter“ Sozialdemokrat sei, 
aber Sie kommen her und sagen, ich sei ein Links- 


oppositioneller. Ich meine. Sie wissen nun wirklich (C) 
nicht mehr, was Sie reden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ganz abgesehen davon: Muß man linksoppositionell 
sein, wenn man sein Herz für Arbeitslose ent- 
deckt? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wir brauchen es nicht zu entdecken! 

Wir haben es schon!) 

— Da brauchen Sie aber noch eine erhebliche Ent- 
wicklung. Bei Ihnen wird das, so befürchte ich, nicht 
erreichbar sein. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer mit den 
GRÜNEN paktiert, entdeckt kein Herz für 
Arbeitslose! — Dr, Riedl [München] [CDU/ 

CSU]: Bleiben Sie ruhig. Sie sind doch 
sonst ein ganz netter Mensch!) 

— Ja, ja, nun lassen Sie einmal, ich muß Ihnen ja 
auch nicht dauernd gefallen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Warum reden 
Sie denn nicht aus dem Schatz Ihres Wis- 
sens? Sie wissen doch mehr, als Sie jetzt 
preisgeben! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier fest- 
stellen, daß immer mehr Arbeitslose zur Arbeitslo- 
senhilfe und zur Sozialhilfe abgeschoben werden. 

Nun komme ich zu dieser unglaublichen Art der 
Darstellung dieses Sachverhalts durch Herrn Blüm. 

Ich finde, dies ist nun schon zynisch, wenn nicht gar 
beleidigend. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Na, na!) 

— Aber sicher, aber sicher, aber ganz bestimmt, 

Herr Jagoda. Vielleicht wären Sie etwas sensibler, 
wenn Sie die ganze Entwicklung der Sozialpolitik 
besser übersehen könnten. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Das ist elitäre Arro- 
ganz!) 

Dies ist kein Vorwurf, aber ich finde, man kann sich 
doch hier nicht hinstellen und sagen, in der Zeit der 
sozialliberalen Koalition hätten wir ein Defizit bis 
zu 13 Milliarden DM gehabt. Heute nun verkürzt 
man die Leistungen für das Arbeitslosengeld und 
für die Arbeitslosenhilfe und tut dies nicht nur zu 
Lasten der Arbeitslosen, sondern vor allem zu La- 
sten der Kommunen. Eine solche Art von Politik auf 
Kosten anderer Leute ist, so finde ich, ein Skandal. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies kann man nicht genug hervorheben und nicht 
genug brandmarken. 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber da können wir uns 
von anderen übertreffen lassen!) 

— Also, wissen Sie, wir sind doch auf eine solche 
Idee nicht gekommen. Zu keiner Zeit der soziallibe- 
ralen Koalition sind wir auf diese Idee gekommen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Herr Glombig, 
wie lange sind Sie eigentlich schon sozial- 
politischer Sprecher Ihrer Partei?) 
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(A) — Das sage ich Ihnen nach der Sitzung. Denn so 
viel Zeit habe ich ja gar nicht, um diese merkwürdi- 
gen Fragen von Ihnen zu beantworten. 

Also, von einem Aufschwung für den Arbeits- 
markt — ich glaube, darum geht es hier in erster 
Linie — kann überhaupt keine Rede sein. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Was haben Sie 
auf dem Sektor gemacht?) 

Statt die Beschäftigung zu fördern, legt Bundesar- 
beitsminister Blüm ein Entlastungsförderungsge- 
setz vor, um den Druck auf die Arbeitnehmer in den 
Betrieben weiter zu verstärken und um die Stamm- 
belegschaften in Betrieben mit diesem sogenannten 
Beschäftigungsförderungsgesetz weiter abzubauen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Unerhört, diese 
Unterstellungen!) 

— Ja, dabei bleibe ich. Ich habe Herrn Blüm das oft 
genug gesagt, auch schon in einer Fernsehdiskus- 
sion. Wenn er das ignoriert, ist das sein Bier. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das sagen Sie 
wider besseres Wissen!) 

Aber das ist die Realität. Ich finde, alles andere ist 
ein Vernebeln der Gehirne. Da Herr Blüm so unter 
dem Druck der Politik dieser Koalition steht, macht 
er als christlicher Gewerkschaftler derartige Ver- 
renkungen, um die Leute glauben zu machen, dies 
sei eine Politik in ihrem Interesse, d. h. im Interesse 
der Beschäftigung, d. h. im Interesse der Beseiti- 
gung der Arbeitslosigkeit. 

(B) Ich kann nur mit den Gewerkschaften sagen, 
diese Art von Gesetzgeber wird nicht einen einzi- 
gen zusätzlichen Arbeitsplatz schaffen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Wie war es denn bei der Vorruhestandsre- 
gelung, Herr Kollege? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen, dies nachzuweisen ist sowohl im 
Positiven als auch im Negativen nicht ganz einfach. 
Ich muß Ihnen sagen: Auf einer so schwachen 
Grundlage solche Behauptungen aufzustellen, dazu 
gehört doch eine gewaltige Brust. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie kennen die Praxis 
nicht mehr, Herr Kollege!) 

— Das mag ja sein; aber jedenfalls besser als Sie. 

(Zuruf des Abg, Pfeffermann (CDU/CSU]) 

Um dieses Ziel besser zu erreichen, verschafft die 
Rechtskoalition 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: „Rechtskoali- 
tion“ ist auch eine Propagandawendung!) 

den Arbeitgebern die erforderlichen Instrumente, 
und zwar durch die Ausdehnung der Leiharbeit, 
durch die Zulassung befristeter Arbeitsverträge 
ohne sachlichen Grund. Es geht hier um das Fehlen 
des sachlichen Grundes; befristete Arbeitsverträge 
gab es schon immer. Aber jetzt sollen befristete 
Arbeitsverträge ohne sachlichen Grund möglich 
sein. Ein weiteres Instrument ist der Ausbau varia- 
bler Arbeitszeiten ohne ausreichenden arbeits- und 
sozialrechtlichen Schutz. 


Es ist doch nicht so, daß wir gegen eine gewisse (C) 
Flexibilität für diejenigen sind, die halbtags arbei- 
ten wollen. Das ist doch nicht unser Problem. Das 
Problem ist, das für diese Arbeitskräfte ein ausrei- 
chender arbeits- und sozialrechtlicher Schutz nicht 
gewährleistet ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dies wird auch mit dem Gesetz, das hier vorliegt, 
nicht erreicht. Darüber werden wir uns ja unterhal- 
ten müssen. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Wir sprechen über 
den Haushalt!) 

Meine Damen und Herren, ich sehe mit Grausen, 
daß mir meine Zeit wegläuft. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie hätten sie 
besser nutzen sollen! — Heiterkeit bei der 
CDU/CSU) 

— Das ist richtig. Wenn Sie nicht so merkwürdige 
Zwischenrufe angebracht hätten, wäre das sicher- 
lich auch gelungen, aber so war es nicht zu errei- 
chen. 

Ich wollte mich jetzt noch einem anderen Punkt 
zuwenden, nämlich der Rentenpolitik. Nirgendwo 
ist der unseriöse und unsoziale Charakter der Poli- 
tik der CDU/CSU/FDP-Koalition augenfälliger als 
in der Rentenpolitik. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Na!) 

— Das will ich Ihnen jetzt beweisen. Hier steht die 
Regierung praktisch vor dem Bankrott. Nun sagt (^) 
Herr Blüm, dies sei unglaublich, dies gehöre in die 
Kategorie „Verängstigung der Rentner“. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat er! — 

Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Das macht er nun selbst. Das, was er uns immer 
angedichtet hat, entwickelt sich bei Ihnen als hand- 
feste Gefahr. Darüber möchte ich im Moment mit 
Ihnen reden, weil Herr Blüm es versäumt hat, Sie 
darüber aufzuklären, was auf uns alle zukommt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dann klären Sie 
uns mal auf! Jetzt kommt die Aufklärung!) 

Dies hat er einfach verschleiert, dies hat er einfach 
nicht dargestellt. 

Ende nächsten Jahres wird es in den Rentenkas- 
sen wieder einen Fehlbetrag von 1 bis 2 Milliarden 
DM geben. Über die Ursachen kann man sich strei- 
ten. Dies ist ein Faktum. Noch schlimmer steht es 
mit der Liquidität. Die flüssigen Mittel werden im 
nächsten Jahr buchstäblich bis zum letzter Heller 
aufgebraucht sein. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Dies war schon 
öfters so!) 

— Ich kann Ihnen nur sagen: Dies ist ein einmali- 
ger Zustand. Unter der sozialliberalen Koalition 
wurde ein solcher Zustand nicht erreicht 

(Kolb [CDU/CSU]: Wer hat denn die Milli- 
arden verschludert? — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 
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(A) Das heißt, der Liquiditätsbedarf könnte im Herbst 
nächsten Jahres 6 Milliarden DM betragen, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Keinen Überblick!) 

— Daß gerade Sie mir das sagen, Herr Jagoda, finde 
ich geradezu spaßig. Sie sind ein Spaßvogel. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das kann man 
von Ihnen nicht sagen!) 

Das heißt, wenn nicht erneut saniert wird, ist die 
Rentenversicherung zahlungsunfähig. Natürlich 
wird saniert. Diese Regierung war im Sanieren im- 
mer groß und wird im Sanieren auf Kosten der 
Rentner auch immer groß sein. Da habe ich gar 
keine Bedenken; 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

nicht, daß die Leute nicht ihre Rente bekommen, 
aber es ist doch die Frage, auf welchem Niveau sie 
ihre Rente bekommen. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dies alles geschieht — das ist das Interessante — 
nach den enormen Sparopfern, welche die Regie- 
rung den Rentnern bereits abverlangt hat 

(Zuruf des Abg, Jagoda [CDU/CSU]) 

Nach unserer Meinung trifft die Schuld daran 
allein die Regierung selbst. Die Regierung hat die 
Probleme selbst verursacht. Sie hat — ich wieder- 
hole es — 5 Milliarden DM jährlich aus den Renten- 
kassen in den Bundeshaushalt abgezweigt, indem 
sie die Rentenversicherungsbeiträge für die Ar- 
beitslosen, welche die Bundesanstalt für Arbeit zu 
(ß) zahlen hat, mehr als halbierte. Grundlage ist ja die 
Sozialleistung, die viele nicht mehr bekommen. 
Deswegen scheiden sie auch aus. Aber denen, die 
diese Leistung noch bekommen, werden die Bei- 
träge auf der Ebene dieser Sozialleistungen gezahlt 
Aber sie bekommen — das hat Herr Cronenberg 
angesprochen — trotzdem eine Leistung im Rah- 
men eines Leistungsrechts, das sich auf viel höhe- 
rem Niveau befindet als ein Beitrag entsprechend 
der Leistung der Sozialleistung. 

Vizepräsident Westphal; Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Giombig (SPD): Das ist ein gewaltiges Problem. 

Ich kriege keine Redeverlängerung? 

Vizepräsident Westphal: Sie haben sie schon be- 
kommen, Herr Abgeordneter. 

Glombig (SPD): Ich habe sie schon bekommen? 

Vizepräsident Westphal: Von Ihrer Fraktion. 

Glombig (SPD): Gut dann will ich jetzt auch 
Schluß machen. 

Ich will damit sagen, daß die Frage der Finanzie- 
rung der Rentenversicherung unlösbar zusammen- 
gehört mit der Finanzierung der Bundesanstalt für 
Arbeit und mit der Finanzierung der Leistungen, 
die die Rentenversicherung für Arbeitslose aufbrin- 
gen muß. Wenn Sie dieses Problem nicht lösen, wer- 


den Sie immer ein Finanzierungsproblem haben: (C) 
einmal bei der Bundesanstalt für Arbeit und einmal 
bei der Rentenversicherung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, das 
war ein guter Schlußsatz; ich finde, wir sollten da- 
mit Schluß machen. 

Glombig (SPD): Ich empfehle Ihnen: Machen Sie 
wenigstens die Rentenversicherung konjunkturab- 
hängig und geben ^ Sie ihr die Möglichkeit, ihren 
Verpflichtungen durch Zahlung von Beiträgen für 
die Arbeitslosen nachzukommen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Das wird nicht gelingen, Herr Kollege. Die 
Milliarden habt ihr verbraucht!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Schiatter. 

Schiatter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Debatte über die Sozialpolitik gibt, 
denke ich, Anknüpfungspunkte für einige steuerpo- 
litische Bemerkungen; denn mindestens nach unse- 
rem, dem sozialdemokratischen Verständnis hat 
Steuerpolitik ja auch etwas mit sozialer Gerechtig- 
keit zu tun. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Im Finanzplan der Bundesregierung, den wir ja 
nun auch in der ersten Lesung behandeln, wird die 
geplante Steuerreform als eine soziale Wohltat an- 
gekündigt; denn dort heißt es ja: Erst haben wir 
konsolidiert — sprich: Sozialabbau betrieben — , 
und nun können wir das, was übrigbleibt, im Rah- 
men eines Steuerentlastungsprogramms neu vertei- 
len. Die Frucht der Konsolidierung ist sozusagen 
die Steuerreform. Ich will zu dieser Behauptung 
eine Meinung neben anderen zitieren. Ich will in 
diesem Zusammenhang die „Wirtschaftswoche“ zi- 
tieren, die in ihrer heutigen Ausgabe schreibt: „Was 
hier herausgekommen ist in der Bemühung der Re- 
gierungskoalition und der Bundesregierung, ist 
kein Jahrhundertwerk, es ist ein schwindsüchtiger 
Wechselbalg geworden.“ 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 

Flickwerk!) 

Das ist das Zitat aus einem Blatt, das sicherlich 
nicht den Oppositionsparteien nahesteht, sondern 
in der Vergangenheit sehr viel Sympathie für die 
Regierungspolitik bekundet hat. Dieses Urteil der 
„Wirtschaftswoche“ steht nicht allein, sondern reiht 
sich ein in viele Urteile der Fachwelt. 

Ich denke, dieses Urteil kann auch belegt werden, 
z. B. im Zusammenhang mit dem Stichwort heimli- 
che Steuererhöhungen. Der Finanzplan nennt ein 
Entlastungsvolumen von 20,2 Milliarden DM, das 
bei der Lohn- und Einkommensteuer geplant ist. 
Dieses Ziel soll bis 1988 erreicht werden. Im 
gleichen Zeitraum wird das Lohnsteueraufkommen 
um 70 Milliarden DM auf 196 Milliarden DM anstei- 
gen. Das sind 60 % mehr. Die Arbeitnehmereinkom- 
men wachsen in diesem Zeitraum bis 1988 um 30%; 
so jedenfalls die Vorausschätzungen. 
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(A) Jetzt kommt der wichtige Punkt; Rechnerisch 
müßte also die Lohnsteuer 1988 um mindestens 30,5 
Milliarden DM gesenkt werden, wenn man die Be- 
lastung nur auf das Niveau des Jahres 1982 zurück- 
führen wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Habt ihr das 
schon mal gemacht?) 

— Was wir gemacht haben, werde ich Ihnen gleich 
erzählen. — Hinter diesen Ziffern verbirgt sich das 
bekannte Problem der heimlichen Steuererhöhun- 
gen. Das heißt letztlich, daß die öffentlichen Haus- 
halte bis zum Einsetzen der versprochenen Steuer- 
reform, aber auch darüber hinaus in erheblichem 
Umfange über die Einnahmeseite saniert werden, 
Herr Bundesfinanzminister, und zwar vor allem auf 
dem Rücken der Lohnsteuerzahler. Die geplanten 
steuerlichen Entlastungsmaßnahmen finanzieren 
sich nicht nur selbst, sondern viele Milliarden der 
heimlichen Steuererhöhungen bleiben Verfügungs- 
masse für die öffentlichen Haushalte. 


(B) 


Nun will ich Ihnen nicht vorenthalten, Herr Bun- 
desfinanzminister, daß Sie die heimlichen Steuerer- 
höhungen zur Verringerung der Haushaltsdefizite 
nutzen. Das haben auch — damit komme ich auf 
das Stichwort zurück — sozialliberale Bundesregie- 
rungen vor Ihnen getan. Die SPD-geführten Regie- 
rungen haben aber auch immer wieder Senkungen 
der Lohn- und Einkommensteuertarife vorgenom- 
men. Allein die von 1977 bis zum Ende der von uns 
geführten Bundesregierung beschlossenen Steuer- 
entlastungsmaßnahmen ergeben bis heute ein Ent- 
lastungsvolumen von netto — ich betone: netto — 
33 Milliarden DM jährlich. 

Der damaligen CDU/CSU-Opposition war das al- 
les nicht ausreichend. Sie haben unter dem Schlag- 
wort von den heimlichen Steuererhöhungen eine 
massive Kampagne betrieben, bei der sich vor allen 
Dingen der jetzige Parlamentarische Staatssekre- 
tär Dr. Häfele hervorgetan hat. Ich bedaure, daß er 
nicht da ist, weil ich ihm etwas entgegenhalten 
will. 


(Walther [SPD]: Von dem hört man über- 
haupt nichts mehr!) 

Die Feststellung, die er heute in einer schriftlichen 
Antwort auf eine Abgeordnetenanfrage trifft, das 
Problem der heimlichen Steuererhöhungen sei 
dank der Erfolge der Konsolidierungspolitik weitge- 
hend entschärft, und die von der Bundesregierung 
vorgesehene Entlastung sei deshalb eine reale 
Steuersenkung zugunsten der Steuerzahler, ist ja 
schlicht falsch. Sie ist falsch, und sie ist eine Propa- 
gandaformel. Diese Feststellung, die Herr Häfele in 
der Antwort auf eine Frage getroffen hat, wird z. B. 
durch die Tatsache widerlegt, daß selbst nach die- 
ser versprochenen größten Steuersenkung aller Zei- 
ten die niedrigere reale Steuerbelastung des Jahres 
1982 für die Lohnsteuerzahler nicht erreicht wird. 
Das heißt, die Belastung der Arbeitnehmer mit 
Steuern und Abgaben wird auch 1988 höher sein als 
jemals zu Zeiten der sozialliberalen Koalition. Das 
sage ich mit Blick auf Ihre Frage vorhin, Herr Kol- 
lege, was wir in der Regierungsverantwortung ge- 
tan haben. Daß diese Belastung höher ist als jemals 
zu Zeiten der sozialliberalen Koalition, ist ein trau- 


riger Rekord für eine Bundesregierung, die verspro- (C) 
chen hat, die Steuerlast zu senken. 

An die Adresse des Herrn Häfele sei im übrigen 
gesagt: Wenn Sie schon diesen Fakten, soweit sie 
die SPD vorträgt, widersprechen, so hoffe ich, daß 
Sie nicht widersprechen, wenn der bayerische Mini- 
sterpräsident Strauß — das hat er im Mai 1984 in 
einer ZDF-Sendung getan — feststellt: 

Wir verstehen unter Steuerreform die ganze 
oder teilweise Nicht-mehr-Erhebung der soge- 
nannten heimlichen Steuererhöhungen. 

Das ist klar, das ist eindeutig. Das ist genauso klar 
und eindeutig wie das Eingeständnis von Graf 
Lambsdorff in der „Süddeutschen Zeitung“ vom 
31. August 1984, die geplante Steuerreform gleiche 
die heimlichen Steuererhöhungen nicht aus. 

(Walther [SPD]: Das ist wahr!) 

Dem habe ich nur hinzuzufügen, daß sich die Union 
in unterschiedlicher Verantwortung schwertut. Die 
Wahrheit ist parteiisch — dieses Wort von Bertold 
Brecht bestätigt sich heute wieder einmal durch die 
Haltung der Union. 

Der Zynismus, mit dem nun all das, was Herr 
Häfele, der Bundesfinanzminister, die Union in den 
Jahren der Opposition an Grundsätzlichem in der 
Steuerpolitik vorgetragen haben, zum ideologischen 
Papperlapapp erkärt wird, ist an unserer Debatte 
schon bemerkenswert. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Im übrigen: Warum verschleiern Sie, Herr Bun- (D) 
desfinanzminister, eigentlich den Zusammenhang 
zwischen heimlichen Steuererhöhungen, Haus- 
haltskonsolidierung und Steuerreform? Ich will es 
Ihnen sagen; Wenn Sie sich zu den Fakten beken- 
nen, müßten Sie nämlich gleichzeitig zugeben, daß 
Sie Ihre selbstgefällig vorgetragenen Erfolge aus 
den Taschen der kleinen Leute finanzieren. Sie 
müßten gleichzeitig zugeben, die Steuer- und So- 
zialabgabenlast für die Durchschnittsverdiener in 
nie gekannte Höhen getrieben zu haben. Sie müß- 
ten zugeben, daß Sie die Opfer- und Leistungsbe- 
reitschaft der kleinen Leute in unserem Lande 
schamlos ausnutzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will das auch mit einem Beispiel aus Ihrer 
eigenen Entlastungsrechnung belegen. Vorrangiges 
Ziel — dies will ich als Meinung der SPD vorweg- 
schicken — einer Tarifreform muß es sein, ein Ab- 
flachen vor allem in den unteren Progressionszo- 
nen zu erreichen. Dort befinden sich die meisten 
der progressiv besteuerten Steuerpflichtigen. Au- 
ßerdem steigt dort die Grenzbelastung am stärk- 
sten. Ich füge allerdings hinzu: Es muß auch für die 
Bezieher niedriger Einkommen natürlich einiges 
übrigbleiben; denn auch dort hat in den letzten Jah- 
ren der reale Einkommenszuwachs abgenommen. 

Auch dort hat die Sozialabgabenlast kräftig zuge- 
nommen. 

Was geschieht nun tatsächlich? Was planen Sie? 

Die Steuerentlastung für ein Ehepaar mit zwei Kin- 
dern und einem — zugegeben — Spitzeneinkom- 
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Schiatter 

(A) men von 300 000 DM beträgt ab 1986 durch das, was 
Sie Vorhaben, bei der Tarifreform 3 200 DM im Jahr, 
beim Kinderfreibetrag 1 630 DM. Ich addiere den 
Wegfall der Investitionshilfeabgabe ab 1985 in Höhe 
von 6 913 DM hinzu. Sie entlasten also ab 1986 die- 
ses Spitzeneinkommen jährlich mit 12 000 DM, also 
monatlich mit 1 000 DM. Dagegen steht meinethal- 
ben das Ehepaar mit zwei Kindern, aber mit einem 
monatlichen Einkommen von nur 1 660 DM, also 
sehr wohl ein Durchschnittseinkommen. Die ver- 
gleichbare Jahresentlastung beträgt 784 DM, also 
monatlich 65 DM. 1 000 DM beim Spitzeneinkom- 
men monatlich, 65 DM beim Durchschnittseinkom- 
men! 

Das sind nicht Zahlen, die ich gerechnet habe. Sie 
haben sie gerechnet und der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht, allerdings bisher nicht dem Parla- 
ment. Ich wäre dankbar, Herr Bundesfinanzmini- 
ster, wenn auch das Parlament endlich nicht nur 
die Eckdaten der Tarifreform, sondern das ausge- 
rechnete Ergebnis Ihrer Pläne auf den Tisch bekä- 
me. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man die Fakten zusammenzählt, dann 
bleibt folgendes festzustellen: 

Vizepräsident Westphal; Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Wartenberg? 

Schiatter (SPD): Aber bitte, natürlich. 

(B) 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Schiatter, 
bin ich richtig informiert, daß das eine parlamenta- 
rische Anfrage des Kollegen Spöri war und daß das 
Parlament mit der Beantwortung durch den Fi- 
nanzminister auch diese Information bekam? 

Schiatter (SPD): Nein, Sie liegen nicht richtig mit 
dieser Aussage. Ich habe aus der Pressemitteilung 
des Bundesfinanzministers zitiert, in der die Be- 
rechnungsbeispiele der Öffentlichkeit dargestellt 
worden sind. Es waren Einzelbeispiele. Ich rekla- 
miere hier nicht Einzelbeispiele, sondern ich 
möchte endlich einmal die gesamten Fakten der 
Tarifreform auf dem Tisch des Parlaments haben, 
damit man über die Beispiele, die Sie bisher will- 
kürlich herausgegriffen haben und die schlimm ge- 
nug sind, auch einmal parlamentarisch reden 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt komme ich zu den Fakten, die ich aufzählen 
will. Die in den Jahren 1983 und 1984 beschlossenen 
Haushaltsgesetze und Haushaltsbegleitgesetze des 
Bundes waren durchgängig nach einem Rezept ge- 
strickt: Wenige werden begünstigt, während die 
große Mehrheit der Bevölkerung mehr bezahlen 
soll. Das wird jetzt fortgesetzt durch eine Steuerre- 
form, die im Kern eine der größten ungerechten 
Umverteilungsaktionen zum eigentlichen Gegen- 
stand hat. Das führt übrigens dazu, daß diese Steu- 
erreform sehr viel stärker zu Lasten der Länder- 
haushalte und der kommunalen Bereiche finanziert 
wird als zu Lasten der Bundeskasse. 


Lassen Sie mich noch eine Anmerkung zum Fa- (C) 
milienlastenausgleich machen. Er hat ja in der heu- 
tigen Debatte eine Rolle gespielt. Sie sagen, Prunk- 
stück Ihrer Steuerreform soll die Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs werden. Sie verschweigen 
dabei, daß durch die Haushaltsbegleitgesetze 1983 
und 1984 die Familien jährlich um über 2,5 Milliar- 
den DM geschröpft werden. Rechnet man die Ein- 
sparungen beim Kindergeld durch die demographi- 
sche Entwicklung hinzu, so ist das fast der Betrag, 
den Sie nun den Familien zurückgeben wollen. 

Aber — das ist entscheidend — Sie geben nicht 
dort zurück, wo Sie vorher genommen haben, Profi- 
teure sind auch hier wieder die Spitzenverdiener, 
die über Kinderfreibeträge ein Vielfaches dessen 
erhalten, was Sie dem durchschnittlichen Arbeit- 
nehmerhaushalt mit Kindern zukommen lassen 
wollen. Auch hierzu ein Beispiel: Ein Arbeitnehmer- 
haushalt mit monatlich 3 300 DM Einnahmen 
müßte es auf acht Kinder bringen, um die Entla- 
stung zu erreichen, die Sie für Spitzenverdiener mit 
monatlich 25 000 DM bei nur einem Kind vorgese- 
hen haben. Acht Kinder beim Durchschnittshaus- 
halt gegenüber einem Kind beim Haushalt der Spit- 
zenverdiener! So betreiben Sie den Familienlasten- 
ausgleich. 

Im Wahlkampf haben die Unionsparteien die 
Kappung des Kindergeldes für höhere Einkommen 
als große soziale Tat gefeiert. Diese Kappung soll 
offenbar auch zukünftig bestehen bleiben. Aber die 
Behauptung, sie werde nur ergänzt durch Kinder- 
freibeträge, ist irreführend. Diese Behauptung soll (D) 
verschleiern — das wird Ihnen aber nicht gelin- 
gen — , daß die Bundesregierung in Wirklichkeit be- 
absichtigt, die Kappung des Kindergeldes unwirk- 
sam zu machen. Ihr steuerpolitisches Prunkstück, 
der Familienlastenausgleich, entpuppt sich mehr 
und mehr als eine Mogelpackung. 

Nun reizt das Thema, auch noch ein paar Bemer- 
kungen zur Steuervereinfachung zu machen. Denn 
auch die haben Sie sich auf die Fahnen geschrie- 
ben. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Das ist reine Pro- 
paganda, was Sie da machen!) 

— Herr Geißler, wenn Sie „Propaganda“ schreien, 
dann muß ich sagen: Ich war sehr enttäuscht, daß 
Sie heute morgen nichts anderes geleistet haben, 
als auf den Beitrag, den Herr Apel in diesem Zu- 
sammenhang gestern hier vorgetragen hat, zu sa- 
gen, er habe mit falschen Zahlen operiert. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Hat er! Es waren 
falsche Zahlen!) 

Wenn Sie in die Vorlagen der Bundesregierung 
schauen und die Antwort des Bundesministers am 
Anfang lesen, finden Sie die Zahlen, die ich ver- 
wende und die Herr Apel verwendet hat Und wenn 
Sie sagen, sie sind falsch, müssen Sie sich an den 
Bundesfinanzminister halten, aber nicht an die 
SPD-Opposition. 


(Beifall bei der SPD) 
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(A) Ich. fasse zusammen und komme zum Resümee: 
Auch wir Sozialdemokraten sehen steuerpoliti- 
schen Handlungsbedarf. 

(Abg. Dr. Geißler [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie? 


Schiatter (SPD): Nein. Nicht mehr. Meine Rede- 
zeit ist abgelaufen. 

Auch wir sehen Handlungsbedarf. Bei der Tarif- 
reform geht es aus unserer Sicht um ein Abflachen 
der Grenzbelastung vor allem in der unteren Pro- 
gressionszone und um eine kräftige Aufstockung 
des Grundfreibetrags. Das hilft mindestens zwei 
Dritteln der privaten Haushalte. 

Beim Familienlastenausgleich bleiben wir bei der 
Konzeption des für alle gleich hohen Kindergelds, 
das wir an Stelle der von Ihnen wieder eingeführ- 
ten Kinderfreibeträge natürlich erhöhen wollen 
und erhöhen müssen. 

Im übrigen wiederholen wir unsere Vorschläge 
auf Einführung einer Ergänzungsabgabe und auf 
Kappung des Ehegattensplittings. 

Das alles sind für uns Elemente einer steuerpoli- 
tischen Strukturreform, die einer wirklichen Politik 
der Arbeitsplatzsicherung und des Umweltschutzes 
eine neue finanzpolitische Schwungkraft verleihen 
(B) würden. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Verehrter Herr Kol- 
lege Schiatter, Sie sind neugewählter stellvertreten- 
der steuerpolitischer Sprecher Ihrer Fraktion. Im 
Rahmen des Amtes, in das Sie neu gewählt wurden, 
haben Sie natürlich das Bedürfnis, Aktivität zu 
zeigen und das vorgezogen haben zu wollen, was in 
der ersten Lesung erst im Dezember dieses Jahres 
kommt, nämlich die Aussprache in diesem Hause 
über das, was Sie zitiert haben, nämlich das Steuer- 
entlastungsgesetz mit dieser deutlichen Steuersen- 
kung. 

Erlauben Sie mir, einige grundsätzliche Anmer- 
kungen zu dem zu machen, was Sie hier ausgeführt 
haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Es war schon so im Detail, daß wir das an Hand 
der Zahlen, die uns rechtzeitig zugestellt werden, 
sehr gründlich beraten werden. 

Wenn Sie, lieber Herr Schiatter, zwischen dem, 
was wir in der Opposition gesagt haben, und dem, 
was wir heute nur tun können, einige Widersprüche 
entdecken, dann liegen sie darin, daß das Desaster 


in den Finanzen noch wesentlich größer ist, als wir (C) 
damals vermutet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther 

[SPD]: Ist das ein Quatsch! — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

Wenn man Finanzpolitik, in diesem Fall Steuer- 
politik, betreibt, dann sollte man sich zumindest 
vier Grundregeln der Finanzpolitik vor Augen hal- 
ten. 

Die erste bei der gesamten Betrachtung ist, daß 
man nicht mehr ausgeben kann, als man ein- 
nimmt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die können 
das!) 

Die zweite ist, daß man, wenn man die Einnah- 
men des Staates verstärken will, umgekehrt die 
Leistungsfähigkeit und die Leistungsbereitschaft 
und die Steuerquellen des Staates stärken muß. 

Daraus folgt, als dritte Grundregel für die Steuer- 
politik, daß sie nur dann sachgerecht ist, wenn sie 
an die Leistungsfähigkeit anknüpft. Beispiel: Ein 
Ehepaar ohne Kinder ist steuerlich leistungsfähiger 
als ein Ehepaar mit Kindern. 

Wenn man Steuerpolitik macht, muß man — die 
vierte Grundregel — natürlich auch die Grundre- 
chenarten beherrschen: Addition, Prozentrechnung 
u. ä. Da kommt man zu dem einfachen Ergebnis, 
daß 5 % von 30 000 DM wesentlich mehr sind als 
10 % von 10 000 DM; für die, die nicht folgen können: 
im einen Fall 1 500 DM und im anderen Fall 
1 000 DM. 

(Dr. Spöri [SPD]: Die Leute denken nicht in 
Prozenten, sondern in DM!) 

— Also wenn ich um Prozentsätze senke und die 
Leistungsfähigkeit berücksichtige, wird der Pro- 
zentsatz, und sei er noch so gering, immer zu ande- 
ren absoluten Beträgen führen. Aber wer das nicht 
beherrscht, appeliert eben an den Neidkomplex und 
versucht, Demagogie zu machen, und vermißt dann 
die sachgerechte Politik. 

Wer als Steuergesetzgeber diesen Regeln nicht 
folgt, der verhält sich doch wie eine Räuberbande, 
die bald diesen und bald jenen anfällt. 

(Abg. Dr. Spöri [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Spöri, ich hatte nicht vor, die Debatte lange 
zu verlängern. Lassen Sie mich das zu Ende führen. 

Wir haben die erste Lesung im Herbst dieses Jah- 
res. 

(Dr. Struck [SPD]: Dann dürfen Sie auch 
nicht solch einen Blödsinn erzählen!) 

Wenn Sie die Frage der Finanzierung dieses 
Steuerentlastungspakets ansprechen, die gesamten 
12 Jahre Ihrer Regierungszeit zusammenfassen 
und dort nur die Steuerentlastung herausstellen, sei 
es erlaubt, einmal darauf hinzuweisen, daß es nie 
eine Steuerentlastung gegeben hat, die nicht durch 
andere Steuererhöhungen gegenfinanziert wurde. 

Das Einkommensteuerreformgesetz von 1974 
wurde durch den Abbau der Sparförderung und 
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Dr. von Wartenberg 

(A) Vermögensteuer mit 3 Milliarden DM gegenfinan- 
ziert, das Einkommensteuergesetz 1976 wurde 
durch die Erhöhung von Tabaksteuer und Brannt- 
weinsteuer in Höhe von 1,6 Milliarden DM gegenfi- 
nanziert, das Steueränderungsgesetz 1977 wurde 
durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer in Höhe 
von 6,2 Milliarden DM gegenfinanziert, und das 
Steuerentlastungsgesetz 1980 wurde durch Mineral- 
öl- und Branntweinsteuererhöhungen in Höhe von 
3,8 Milliarden DM gegenfinanziert Insoweit haben 
Sie dieses Parlament niemals mit einem Gesetz 
konfrontiert, das, wie es in unserem nun deutlichen 
Versuch eindeutig der Fall ist, eine klare Steuerent- 
lastung vorsieht 

(Walther [SPD]: Sie finanzieren es durch 
Schuldenaufnahme!) 

Wenn Sie das Gesamtpaket bewerten, dann wäre es 
in der Aussprache zum Haushalt und zur mittelfri- 
stigen Finanzplanung auch richtig, den Gesamtzu- 
sammenhang zu sehen, der auch für die Steuerpoli- 
tik gilt 

Dieser Gesamtzusammenhang, steuerpolitisch, fi- 
nanzpolitisch, läßt sich an drei Punkten charakteri- 
sieren. 

Zunächst kam es uns darauf an, dafür zu sorgen, 
daß die darniederliegende Wirtschaft in Gang ge- 
bracht werden kann, und die jetzigen Ergebnisse 
zeigen, daß dies auch mit einem Dutzend kreditfi- 
nanzierter Beschäftigungsprogramme nicht so wie 
mit den in den vergangenen Jahren verabschiede- 
^ ' ten Steuerentlastungsgesetzen erreicht worden 
wäre. 

Der zweite Punkt ist, daß wir von vornherein als 
zweiten Schritt vorgesehen haben, die steuerliche 
Benachteiligung der Familien mit Kindern zu besei- 
tigen. Was wir Vorschlägen, ist das klassische duale 
System in der steuerlichen Berücksichtigung von 
Kindern, einmal ein Freibetrag in Höhe von rund 
2 400 DM und zum anderen mit einer deutlichen 
sozialen Komponente versehene Kindergeldzahlun- 
gen, die ab 1986 so verbessert werden, daß für die 
Geringverdienenden, bei denen die erhöhten steu- 
erlichen Kinderfreibeträge nicht so voll zum Tra- 
gen kommen, ein Kindergeldzuschlag von rund 
45 DM gewährleistet ist. 

(Dr. Spöri [SPD]: Aber Sie verlagern doch 
die Schwerpunkte!) 

Wenn man das mit dem dann sich aus dem Mut- 
terschaftsgeld entwickelnden Erziehungsgeld für 
fast ein Jahr zusammennimmt, ist das ein deutli- 
cher Schritt in Richtung auf den zweiten Punkt, 
nach dem Ingangsetzen der Wirtschaft, nämlich die 
Familienpolitik zu verbessern, Berücksichtigung 
von Kindern, Förderung und Beachtung der Bela- 
stungen, die eine Familie mit Kindern hat, zumin- 
dest so weit, wie es finanzpolitisch überhaupt zu 
verantworten ist. 

Als Drittes — das steht auch in der Regierungser- 
klärung — das Bemühen, die Einkommen- und 
Lohnsteuertarife deutlich zu senken. Ich darf Ihnen 


ganz offen sagen: Was jetzt vorgelegt wird, ist keine (C) 
Reform des Lohn- und Einkommensteuertarifs, 

(Zurufe von der SPD) 

aber was sich jetzt als größte Entlastung in der 
Geschichte der Bundesrepublik abzeichnet, ist ein 
Schritt in die Reform. 

(Dr. Spöri [SPD]: Die Entlastung ist oben 
sicherlich sehr groß, Herr Kollege!) 

Denn wenn wir den Haushalt in den nächsten Jah- 
ren weiter so vorsichtig fahren und in der Wirt- 
schaft mit einem derartigen Erfolg Weiterarbeiten 
können, dann ist dieser erste Schritt durch einen 
zweiten und gegebenenfalls einen dritten Schritt in 
eine echte Reform des Lohn- und Einkommensteu- 
ertarifes zu transferieren. Darunter verstehe ich 
z. B. eine lineare Kurve im progressiven Bereich. 

(Dr. Spöri [SPD]: Das gibt doch unten bloß 
12 DM!) 

Das ist in zwei Schritten für 1986 und 1988 ge- 
plant. 

Wenn Sie diese drei Punkte zusammenfassen, Er- 
folg in der Wirtschaftspolitik, z. B. geringere Zinsbe- 
lastung, deutliche familienpolitische Komponente, 
Kinderfreibeträge, Kindergeld, Erziehungsgeld, und 
die Tarifentlastung, dann wünsche ich Ihnen viel 
Spaß und viel Staunen bei den Rechnungen, die 
dann im Vergleich zu dem herauskommen, was ge- 
wesen wäre, wenn wir so weitergemacht hätten, wie 
Sie das getan haben. (D) 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber eines dürfen wir auch ganz offen bekennen: 
Natürlich gelingt es uns angesichts der Haushalts- 
lage nicht, die heimlichen Steuererhöhungen voll 
zurückzuzahlen. Das haben wir auch niemals ge- 
sagt. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

Es wäre wünschenswert. 

(Zurufe von der SPD) 

wenn die heimlichen Steuererhöhungen total zu- 
rückgezahlt werden könnten. 

(Dr. Spöri [SPD]: Gedächtnisschwund! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

In unseren Oppositionsjahren haben wir das immer 
wieder gefordert 

(Dr. Spöri [SPD]: Herr Häfele hat die Leier 
abgezogen!) 

Ich habe gleich am Anfang gesagt, daß das Desaster 
wesentlich größer war, als wir vermutet hatten. In- 
soweit gelingt es uns nicht, die heimlichen Steuer- 
erhöhungen total zurückzuzahlen, aber wir gehen 
einen deutlichen Schritt zurück, und wenn wir am 
Ende des Jahres 1986 oder 1987 feststellen, daß die 
gesamtvolkswirtschaftliche Steuerquote nicht we- 
sentlich höher ist als zu der Zeit, in der wir die 
Regierung übernommen haben, nämlich im Jahre 
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(A) 1982, ist das angesichts der bis dahin erfolgten 

Haushaltssanierung ein großartiger Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Spöri 

[SPD]: Wieso? Die Quote von 1982 haben 
Sie doch angegriffen!) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Erlauben Sie mir, daß 
ich zu den Grundlagen des Haushalts, den wir hier 
heute diskutieren, zurückkomme, nämlich zur wirt- 
schaftlichen Situation. Wir haben ja nach der Pla- 
nung noch ein wenig Zeit übrig, und deshalb 
möchte ich dazu noch einige Anmerkungen ma- 
chen. 

Die Regierungskoalition lobt natürlich insbeson- 
dere die Neuverschuldung von 24 Milliarden und 
weist auf die niedrigen Preissteigerungsraten hin. 
Es ist Ihr gutes Recht, daß Sie die positiven Seiten 
herausheben; es ist unsere Pflicht, gewissermaßen 
auf die schwierigen Probleme hinzuweisen, die wir 
eben auch haben und nicht verschweigen dürfen. 

Ich weiß nicht, ob man die Neuverschuldung von 
24 Milliarden so loben kann. Sie ist ganz zweifellos 
niedriger als früher, aber im nächsten Jahr steigt 
sie, so habe ich gesehen, wieder auf 26 Milliarden 
an, und die Bundesbankgewinne von 10 Milliarden 
sind ja auch ein Beitrag dazu gewesen, die Neuver- 
schuldung so zu reduzieren. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Deswegen 
müssen wir weiter sparsam sein!) 

Die CDU lobt jetzt vor allem die geringen Preis- 
steigerungen im laufenden Jahr. Wir begrüßen sie 
ebenfalls. Erlauben Sie mir aber, darauf hinzuwei- 
sen, daß wir im Jahre 1967/68, als Sozialdemokraten 
die Wirtschaftspolitik bestimmten, das ganze Jahr 
über Preissteigerungen von unter 2% hatten. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Schon lange 
her!) 

Nach heutigem Maßstab hatten wir damals aber 
absolute Vollbeschäftigung. Erkauft wurde die posi- 
tive Preisentwicklung in diesem Jahr durch erhebli- 
che Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften bei 
stark sinkenden Lohnstückkosten und bei einer Ar- 
beitslosenzahl von 2,1 Millionen im Sommer dieses 
Jahres. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wer hat uns 
die denn hinterlassen?) 

Das ist eine erschreckende Entwicklung. 

(Walther [SPD]: Unglaublich! — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, seit Herbst 1982, seit 
Sie die Regierungsverantwortung übernommen ha- 
ben, hat die Zahl der Arbeitslosen um weitere 
400 000 Menschen zugenommen, und dabei ist die 
Zahl der Arbeitslosen eher zu niedrig als zu hoch 
angesetzt. Viele Arbeitsuchende melden sich erst 
gar nicht mehr beim Arbeitsamt, weil es doch kei- 
nen Zweck hat, weil sie resigniert haben. Inklusive 
der Dunkelziffer an Arbeitsuchenden, die wir eben 


haben, muß festgestellt werden: Wir haben bereits (C) 
heute eine Arbeitslosenzahl von rund 3 Millionen, 
und das macht verständlicherweise große, sehr 
große Sorgen. 

Viele Menschen in den Betrieben haben Angst, 
haben große Angst um ihren Arbeitsplatz. Allein in 
meinem Wahlkreis gibt es vier Unternehmen, die 
bereits weitere Entlassungen angekündigt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn Sie die 
Dunkelziffer hinzuzählen, müssen Sie die 
Schwarzarbeiter wieder abziehen, Herr 
Jens!) 

Die Lage ist also leider nicht dazu angetan, so, wie 
Sie es machen, große Hoffnungen zu erwecken. 

Der Zuwachs des Bruttosozialprodukts wird in 
diesem Jahr 2,5% betragen. Das ist nicht schlecht. 

Im nächsten Jahr wird er aber — das sind seriöse 
Schätzungen — geringer ausfallen. Die Bundesre- 
gierung rechnet im mittelfristigen Trend, bis 1988, 
ebenfalls mit einer Steigerungsrate von 2,5% p. a. 

Ich frage mich: Wie ist das möglich? Haben Sie 
möglicherweise durch Regierungsbeschluß den 
Konjunkturzyklus abgeschafft? Es ist doch damit 
zu rechnen, daß ab 1986 wiederum eine Abschwung- 
phase einsetzt, so daß Sie, da Sie in diesem Jahr nur 
2,5% haben, niemals auf 2,5% im Durchschnitt kom- 
men werden. 

Viel, sehr viel hängt vom Export ab — das gebe 
ich gerne zu — , aber der verspricht erheblich abzu- 
nehmen, wenn die Vereinigten Staaten darangehen, 
ihr Haushaltsdefizit zu verringern. In dem Moment 
wird auch der Dollarkurs deutlich nach unten ge- 
hen, und in dem Moment werden die Exporte der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich abnehmen. 
Machen Sie sich doch nichts vor; es hat doch keinen 
Zweck. 

Der private Verbrauch in unserem Lande sta- 
gniert. Wo sollte auch eine Steigerung herkommen? 

Die Löhne steigen ja real auch nur minimal. Aber 
viele Einzelhändler in diesem Lande wissen das 
ganz genau. Ihr Umsatz steigt eben nicht mehr, son- 
dern ist in der letzten Zeit zurückgegangen. 

Erlauben Sie mir einige wenige Anmerkungen 
zum Haushalt ’85. Über ihn ist bereits viel gesagt 
worden. Ich möchte zwei Dinge kritisieren, nur zwei 
Dinge, die mir wichtig erscheinen. Der Haushalts- 
ansatz trägt nicht zu Wachstum und zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit bei. Bei einer Steigerung von 1,2 % 
und einem Wachstum des Sozialprodukts von 2,5 % 
wirkt er zwingend kontraktiv. Für uns ist jedoch 
Finanzpolitik nach wie vor ein wichtiges Mittel der 
Konj unkturpolitik. 

(Zuruf des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 

[FDP]) 

Sie reden außerdem viel — Herr Cronenberg — 
über den Abbau von Subventionen. Da wird aus 
allen Reihen lautstark getönt. Einige neuere Sub- 
ventionszahlungen und Steuergeschenke hätten je- 
doch ohne Erhöhung der Neuverschuldung kon- 
junkturwirksam und arbeitsplatzerhaltend ausge- 
geben werden können. Die enormen Zahlungen von 
Agrarsubventionen an landwirtschaftliche Großbe- 
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(A) triebe haben meines Erachtens die Kompetenz, die 
Durchsetzungsfähigkeit und die Glaubwürdigkeit 
von Finanzminister Stoltenberg erheblich redu- 
ziert. 

Meine Damen und Herren, in der Bauwirtschaft 
— fragen Sie mal die Bauunternehmen; wir sind ja 
von der Bauindustrie und vom Baugewerbe gerade 
angeschrieben worden — arbeiten zur Zeit 1,1 Mil- 
lionen Menschen, und der zuständige Minister 
Schneider hat angekündigt, es würden 1988 200 000 
weniger sein. 200 000 Arbeitslose mehr kommen al- 
lein aus der Bauwirtschaft. In diesem Jahr hat die 
Bauwirtschaft 2 000 Firmenzusammenbrüche zu 
verzeichnen, im Aufschwungsjahr 1984! Das ist die 
höchste Zahl an Firmenzusammenbrüchen, die je- 
mals in der Bauwirtschaft aufgetreten ist. Das sind 
Tatsachen, die können Ihnen auch andere erzählen. 
Herr Herion, der Präsident des Hauptverbandes der 
Deutschen Bauindustrie, wird Ihnen das bestäti- 
gen. 

60 % der Aufträge kommen aus dem Bereich der 
öffentlichen Hand. Dabei soll aber keiner behaup- 
ten, im Baubereich gäbe es nichts mehr zu tun. Ich 
meine, es gibt da noch viel zu tun, sehr viel Arbeit. 
Es geht im Baubereich um die Verbesserung des 
Wohnumfeldes, um die Modernisierung alter Häu- 
ser, um die Schaffung beruhigter Zonen, um die 
Entschärfung von Kreuzungen oder um den Bau 
von Bahnübergängen und dergleichen mehr. Ich 
hoffe, dieser Regierung ist klar, daß die Güter, die 
in diesem Jahr nicht produziert werden, nicht etwa 
im kommenden Jahr zusätzlich produziert werden 

^ ' können. Was einmal an Bruttosozialprodukt ausge- 
fallen ist, kann nicht durch verstärkte Arbeit nach- 
geholt werden. 

Ein Wort zur europäischen Stahlindustrie. Sie lei- 
det aus meiner Sicht noch immer unter erheblichen 
Strukturveränderungen. Aber Ursache für diese 
Strukturveränderungen sind die weltweite Arbeits- 
teilung, neue Ersatzprodukte und die wettbewerbs- 
verzerrenden Subventionen in anderen EG-Län- 
dern. Ich finde, es ist völlig abwegig, wenn Regie- 
rungspolitiker versuchen, dem Land Nordrhein- 
Westfalen die Schuld an dieser Krise in der Stahlin- 
dustrie zuzuschieben. Das geht beim besten Willen 
nicht. 

Wir Sozialdemokraten begrüßen in diesem Zu- 
sammenhang ausdrücklich das Positionspapier der 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie: 
Die Subventionszahlungen in Europa müssen Ende 
1985 endgültig abgebaut sein. Die Bundesregierung 
muß vorher dafür sorgen, daß der vereinbarte Ka- 
pazitätsabbau von allen europäischen Ländern ein- 
gehalten wird. Es war aus meiner Sicht bereits ein 
Fehler, daß der damalige Wirtschaftsminister die- 
sem Subventionsunwesen zugestimmt hat. Aber ich 
sehe die Sachzwänge, unter denen er stand. Jetzt 
muß die Bundesregierung die Einhaltung der Ab- 
sprachen garantieren. Wir werden auf dieses 
Thema zurückkommen. 

(Walther [SPD]: Sehr gut!) 

Leider müssen wir befürchten, meine Damen und 
Herren, daß die Bundesregierung die einmal ge- 


meinsam getragene Kohlevorrangpolitik langsam, (C) 
aber sicher aufgibt, Herr Spies. Wir Sozialdemokra- 
ten finden uns nicht damit ab, daß die Investitions- 
hilfen für den Bergbau im Haushalt 1985 erneut 
gekürzt werden. Wer Vorrang für umweltfreundli- 
che Kohle will — und wir wollen das — , der muß 
dafür sorgen, daß die Fernwärme weiterhin ausge- 
baut werden kann. Aber zusätzliche Hilfen werden 
hier bedauerlicherweise nicht zur Verfügung ge- 
stellt. 

(Dr. Weng [SPD]: Entschwefelung der 
Kraftwerke ist Umweltpolitik!) 

Seit jeher erbringt das Land Nordrhein-Westfalen 
auf diesem Felde erhebliche finanzielle Leistungen. 
Vorrang für die Kohle in der Energieversorgung ist 
im übrigen keine Verpflichtung eines einzelnen 
Landes, sondern das ist eine Aufgabe der Bundesre- 
gierung und des Gesamtstaates. 

Erlauben Sie mir ein Wort zur Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse in der Ruhrkohle AG, die in 
der Öffentlichkeit viel Wirbel hervorgerufen hat. 

Ich meine, die Bundesregierung hat sich bei dieser 
Neuordnung nicht mit Ruhm bekleckert. Hier wird 
jetzt ein Produktionsunternehmen durch die Ak- 
tienmehrheit bei den Elektrizitätsversorgungsun- 
ternehmen völlig von seinen Abnehmern abhängig 
gemacht. Die vertikale Konzentration schreitet in 
diesem Bereich erneut weiter voran. Der Energie- 
sektor wird weiter monopolisiert, eine Tendenz, vor 
der man nicht lautstark genug warnen kann. Ich 
meine auch, das Kartellamt muß, wenn es glaub- 
würdig bleiben will, dafür sorgen, daß diese Fusion 
ebenfalls abgemahnt wird. 

Meine Damen und Herren, die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt wird sich im nächsten Jahr nicht ver- 
bessern. Sie ist von vielen Rednern aus meiner 
Fraktion deutlich geschildert worden. Es ist schon 
dramatisch und erschreckend, wie wenig die Regie- 
rungskoalition über dieses brennende Problem 
Nummer 1 gesprochen hat. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Sie handelt!) 

Die regierungsamtlichen Optimisten handeln aus 
meiner Sicht leichtfertig, wenn sie immer wieder 
behaupten, das sei ein Problem, das sich von alleine 
löst. Es wird sich niemals von alleine lösen, und 
Ihre Politik führt mit Sicherheit nicht dazu, daß die 
Arbeitslosigkeit abnimmt, sondern sie wird weiter- 
hin steigen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sie wa- 
ren wohl die letzten zwei Tage in Ost- 
ende!) 

Ich meine, mit Seelenmassage — wie sie von Ihnen 
praktiziert wird — und mit frommen Wünschen ist 
das Problem eben nicht zu lösen. Wer nur in Opti- 
mismus macht und den Unternehmen quasi Psy- 
choquanten verabreicht, kennt nicht die ehernen 
Gesetze einer marktwirtschaftlichen Ordnung. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 

CSU]: Die kennen wir besser als Sie!) 

Notwendig sind neben dem Gewinn, der bei eini- 
gen schon wieder sprudelt, wesentlich niedrigere 
Zinsen und vor allem zusätzliche Nachfrage, Die 
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(A) fortgesetzte Demontage der sozialen Leistungen 
löst die Arbeitsmarktprobleme mit Sicherheit eben- 
falls nicht. Notwendig wäre ferner eine zukunfts- 
orientierte Innova tions- und Technologiepolitik. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Die Sie versäumt haben!) 

Nur wenn wir das Produktivitätsniveau der Volks- 
wirtschaft insgesamt stärken, können wir uns stei- 
gende Löhne und hohe Sozialleistungen in der Zu- 
kunft erlauben. Besondere Anreize sind dabei not- 
wendig für umweit- und sozialverträgliche Verfah- 
ren. Wir dürfen und können die Augen nicht davor 
verschließen, daß in Japan und in den USA, auch in 
Frankreich, massiv mit staatlichen Geldern Indu- 
striepolitik betrieben wird. Wer das ignoriert, ver- 
spielt die Zukunft unseres Landes. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat mit ihrer Initia- 
tive Arbeit und Umwelt den Weg aufgezeigt, wie die 
Probleme angepackt werden können. Hierunter 
fällt auch das von der nordrhein-westfälischen Lan- 
desregierung vorgeschlagene Bundesprogramm für 
Luftreinhaltung bei Kohlebetrieben in Feuerungs- 
anlagen. Ziel des vorgeschlagenen Förderungspro- 
gramms des Landes Nordrhein-Westfalen ist es, die 
notwendigen Umrüstungsersatzbauten zu beschleu- 
nigen und insbesondere zur Verringerung des 
Schwefeldioxids und des Stickoxids beizutragen. 
Die Initiative soll Innovationsanreize geben, um die 
größtmöglichen Emissionsminderungen durch fort- 
schrittliche Verfahren mit geringstem Mitteleinsatz 
' ' zu ermöglichen und darüber hinaus auch insgesamt 
die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Kohle zu 
stärken. Eine umweltfreundliche Kohlepolitik ist 
eine gesamtstaatliche Aufgabe, zu deren Lösung es 
einer nationalen Anstrengung bedarf, wie ich es 
schon hervorgehoben hatte. 

Vor allem in den Gemeinden — auch darauf hatte 
ich hingewiesen — sind viele Infrastrukturinvesti- 
tionen nötig, ja überfällig. Sie sind in der letzten 
Zeit auf Grund der Finanzlage sträflich vernachläs- 
sigt worden. Sie müssen in dieser Zeit angepackt 
werden. Die Kommunen haben ein Anrecht darauf, 
entsprechende Finanzmittel aus der konsumtiven 
Masse des Bundes zur Verfügung gestellt zu be- 
kommen. 

Im übrigen verlangt die Lage auf dem Arbeits- 
markt entsprechend dem geltenden Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz nach einer Konzertierten Aktion. 
Wir Sozialdemokraten stehen für eine derartige 
Strategie des sozialen Konsenses. Alle Länder, die 
diese Strategie praktiziert haben, sind nachweisbar 
besser gefahren als andere. Wenn der neue Bundes- 
wirtschaftsminister Bangemann diese Idee auf- 
greift, so ist das gut. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Ihr seid vorher verfahren!) 

Aber wenn er gleichzeitig den Gewerkschaften 
möglicherweise mit einem Verbändegesetz droht, so 
ist das, gelinde gesagt, etwas sehr ungeschickt. 


Ich komme zum Schluß. Auch die Unternehmer (C) 
wissen im übrigen mittlerweile, was sie an der frü- 
heren Regierung hatten. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Der Präsident des Bundesverbandes der deutschen 
Industrie, Professor Rodenstock, meinte unlängst: 

Was wir brauchen, ist eigentlich eine langfristige 
Orientierung. — Selbst in der konservativen „Wirt- 
schaftswoche“ war in der vorigen Ausgabe zu lesen: 

Viele Unternehmer haben Sehnsucht nach Helmut. 

— Allerdings nicht dem jetzigen, sondern dem vori- 
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Irren ist menschlich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Spies von Büllesheim. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Kollege Jens, der beste Satz, den Sie 
gebraucht haben, war der: Der Bürger weiß inzwi- 
schen, was er an der alten Bundesregierung 
hatte. — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Da stimrnen wir Ihnen voll zu, nur in einem völlig 
anderen Sinne. Es ist ja, wenn man Ihre Rede ge- 
hört hat, ungemein erstaunlich, was dieser SPD so 
alles einfällt, nachdem sie 13 Jahre regiert hat und 
13 Jahre gestalterische Möglichkeiten hatte. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Jetzt muß er 
wieder mit der Erbkrankheit kommen!) 

Sie beschäftigen sich mit Umwelt und haben vorher 
nichts getan. Sie beschäftigen sich mit allen mögli- 
chen Fragen. Das muß doch dem Bürger als Wort- 
geklingel Vorkommen, 

(Horacek [GRÜNE]: Die SPD hat sehr 
große Verdienste!) 

denn auch der einfache Bürger wird doch fragen: 
Warum hat denn diese SPD diese schönen Gedan- 
ken, die doch alle so leicht zu verwirklichen sind 
und die jetzt eine geistige Leistung sind, die aber in 
der Vergangenheit eine politische Leistung hätten 
sein sollen, nicht verwirklicht? 

Sie haben auch von der Kohle gesprochen. Sie 
haben dazu gesagt, daß die Regierungsparteien da- 
bei seien, die Kohlevorrangpolitik, die bis dahin ge- 
meinsam war, aufzugeben. Herr Kollege Jens, das 
wird immer wieder behauptet, das wird immer wie- 
der gesagt, das wird aber auch durch vielfache Wie- 
derholung nicht richtiger. Ich weiß zwar auch, daß 
wir vor dem Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen 
stehen und daß Sie natürlich immer noch auf die 
Stimmen der Bergarbeiter hoffen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Zu 
Recht!) 

Aber ob Sie diese Stimmen der Bergarbeiter mit 
falschen Behauptungen einfahren können, nämlich 
mit der Behauptung, daß die Kohlevorrangpolitik 
aufgegeben wird, halte ich für sehr zweifelhaft. Der 
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(A) Bergarbeiter wird Ihnen nicht vergessen, wie das 
mit Buschhaus war. 

(Horacek [GRÜNE]: Richtig!) 

Der Bergarbeiter wird auch dem „Vorwärts“, die- 
sem Parteiblatt, nicht vergessen, was über den 
Bergarbeiterführer, nämlich über den Kollegen 
Adolf Schmidt, gesagt worden ist. Sie können beru- 
higt sein, denn es liegen mehrfach schriftliche Er- 
klärungen dieser Bundesregierung vor — abge- 
stimmt mit der IG Bergbau, abgestimmt mit den 
Regierungsparteien, getragen auch von den Lan- 
desregierungen — , daß die Kohlevorrangpolitik 
eben nicht aufgegeben wird. 

Sie haben auch von der Neuordnung der Eigen- 
tumsverhältnisse bei der RAG gesprochen. Sie ha- 
ben beklagt, daß nunmehr die Kohleverbraucher, 
nämlich die Elektrizitätswirtschaft, einen bestim- 
menden Einfluß bei der RAG erhalten werden. Ich 
muß Sie daran erinnern, daß durch die gefundene 
Lösung ein Ergebnis verhindert worden ist, daß viel 
schlechter gewesen wäre: Das Land Nordrhein- 
Westfalen hätte sich nämlich mittelbar an der RAG 
beteiligt; ursprünglich war sogar geplant, daß es 
sich unmittelbar beteiligen sollte. Das aber hätte 
nun wirklich nicht im Interesse der Bergarbeiter, 
insbesondere nicht im Interesse des Landes Nord- 
rhein-Westfalen gelegen. Es ist schon so, wie Sie 
gesagt haben: Die Kosten für die Kohlevorrangpoii- 
tik als einer Politik der Energiesicherung müssen 
bundesweit getragen werden. Dazu hätte es nicht 
gepaßt, wenn das Land Nordrhein-Westfalen bei der 

(B) RAG, der bei weitem größten Gesellschaft, einen 
bestimmenden Einfluß bekommen hätte. 

Herr Jens, Sie machen sich auch ehrliche Sorgen 
um die Konjunktur. Sie sorgen sich, obwohl wir in 
diesem Jahr einen Zuwachs des Sozialprodukts von 
real 2,5 % zu verzeichnen haben. Ich glaube, das ist 
zumindest eine gute Grundlage. Darüber hinaus ha- 
ben wir ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
und gleichzeitig auch Preisstabilität, so daß drei 
Forderungen des Stabilitäts- und Wachstums-Ge- 
setzes erfüllt sind. Wenn Sie sich angesichts eines 
Wirtschaftswachstums von real 2,5 % Sorgen ma- 
chen, dann muß man sich fragen, wo denn Ihre dies- 
bezüglichen Sorgen waren, als Sie regiert haben. 
Ein solches reales Wachstum des Sozialprodukts 
hat es, wie Sie aus Ihrer Regierungszeit wissen, seit 
Jahren nicht mehr gegeben. 

Es gibt für die Politik der Bundesregierung wohl 
kein besseres und unabhängigeres Zeugnis als das 
Testat des Direktoriums des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, das die in der Bunderepublik Deutsch- 
land erzielten Erfolge als das Ergebnis einer opti- 
malen Kombination konsequent betriebener fiskali- 
scher Konsolidierungspolitik, flexibler Geldpolitik 
und systematischer Strukturanpassung bezeichnet 
hat. Ich glaube, ein besseres Zeugnis kann man die- 
ser Bunderegierung wohl nicht ausstellen. 

Sie haben natürlich recht, wenn Sie die Arbeitslo- 
sigkeit in dieser Republik beklagen. Wir beklagen 
diesen Umstand ja mit Ihnen, aber Sie haben kein 
Recht, sich zu beklagen, denn Sie wissen genau — 
an dieser Erkenntnis führt kein Weg vorbei — , daß 


die tieferen Ursachen dieser Arbeitslosigkeit in Ih- (C) 
rer Regierungszeit zu suchen sind. Seit dieser Zeit 
rollt der Zug, und diese Bundesregierung hat ihn 
abgebremst. Es ist einfach nicht abzuleugnen — 
darauf wurde in der Debatte mehrfach verwiesen — , 
daß wir einen positiven Beschäftigungstrend ver- 
zeichnen können. 

Die wiedererreichte Stabilität des Geldwertes 
bringt den Arbeitnehmern nach Jahren des Rück- 
gangs oder des Stillstandes wieder einen Zuwachs 
des Reallohnes; das ist es, was die Bürger dieses 
Landes unmittelbar spüren. Aber die Wirkungen ge- 
hen natürlich weiter. Die Stabilität des Geldwertes 
bringt vor allem Vertrauen: Der Unternehmer hat 
wieder eine klare Kalkulationsgrundlage; die Kapi- 
talanleger legen ihr Kapital mittlerweile auch wie- 
der in der Bundesrepublik an; auch das Ausland 
schöpft wieder Vertrauen. Anders könnte man es 
nämlich nicht erklären, daß trotz einer Zinsdiffe- 
renz zu den Vereinigten Staaten in Höhe von nun- 
mehr 5 %, die es in diesem Ausmaß noch nie gab, 
keine wesentlichen Kapitalabschlüsse aus der Bun- 
desrepublik Deutschland mehr erfolgen. Wie wäre 
es um unsere wirtschaftliche Entwicklung und um 
die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt bestellt — 
so ist zu fragen — , wenn wir noch Zinssätze in 
Höhe von 11 % und mehr hätten? Das würde nicht 
nur, wie geschehen, die Finanzierungspläne für 
Tausende von Eigenheimen völlig durcheinander- 
bringen, zu weiteren Pleiten und Unternehmenszu- 
sammenbrüchen führen, sondern auch die unter- 
nehmerische Risikobereitschaft und die Investi- 
tionstätigkeit bei uns wieder auf das Niveau zurück- (D) 
werfen, das unter der Regierung Schmidt zu ver- 
zeichnen war. 

Stabilität ist eben eine wesentliche Vorausset- 
zung für die Verbesserung der Beschäftigungslage. 

Das ist zwar, wie wir wissen, vor Jahren durch das 
berühmte Zitat des Bundeskanzlers Schmidt — lie- 
ber 5 % Inflation als 5 % Arbeitslosigkeit — bestrit- 
ten worden, aber die bittere Erfahrung im eigenen 
Land und entsprechende Beispiele im europäischen 
Ausland haben wohl auch den Wirtschaftspolitikern 
der Opposition die Erkenntnis nahegebracht, daß 
eine inflationäre Entwicklung den Boden für eine 
zunehmende Arbeitslosigkeit und Stabilität den Bo- 
den für eine zunehmende Beschäftigung bereitet. 

Herr Kollege Roth, sind Sie eigentlich noch gern an 
Ihre Kritik an der Deutschen Bundesbank im Zu- 
sammenhang mit den Zinsen erinnert? Haben Sie 
nicht Maßnahmen der Deutschen Bundesbank ge- 
gen die hohen Zinsen gefordert? Wo ist Ihre Kritik 
geblieben? Sie sehen heute, daß wir uns von den 
amerikanischen Zinsen haben abkoppeln können, 
eben deshalb, weil wir Ihren Rezepten nicht gefolgt 
sind. Das müssen wir doch einmal ganz klar fest- 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 

Sie haben das alles nicht kapiert, nichts 
begriffen!) 

Was immer Sie in dieser Debatte an Konzepten 
zur Senkung der in Ihrer Regierungszeit entstande- 
nen Arbeitslosigkeit angeboten haben — Herr Kol- 
lege Jens, Sie sind ja noch einmal auf das „Sonder- 
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(A) vermögen Arbeit und Umwelt“, auf das Beschäfti- 
gungsprogramm des DGB eingegangen — , was im- 
mer Sie anzubieten haben, hat eine Wurzel, nämlich 
— wieder einmal — vermehrte Ausgaben des Staa- 
tes, Geld ausgeben, das nicht vorhanden ist Denn 
wir müssen doch wirklich daran erinnern, daß un- 
ser Haushalt eben noch keineswegs saniert ist, son- 
dern daß wir immer noch mit einer ganz erhebli- 
chen Neuverschuldung leben müssen. 

Mit diesen Programmen bieten Sie das an, was 
wir gehabt haben und was wir nicht mehr wollen, 
nämlich das Material für ein weiteres beschäfti- 
gungspolitisches Strohfeuer, das die gegebenen 
Probleme nicht löst und — anders als ein Stroh- 
feuer sonst — nicht nur harmlose Asche zurückläßt, 
sondern eben Schulden. Diese Schulden — mehrere 
Redner, insbesondere auch Bundesminister Blüm, 
haben darauf hingewiesen — und die Verzinsung 
dieser Schulden schränken unseren politischen 
Handlungsspielraum, wie wir alle wissen, stark ein. 
Ein weiser Mann hat einmal gesagt: Dort, wo Sozia- 
listen regiert haben, bleibt immer ein Denkmal zu- 
rück, das an ihre Regierungszeit erinnert, das 
Denkmal einer hohen Staatsverschuldung. Diese 
Weisheit haben wir hier in der Bundesrepublik 
Deutschland ja auch erlebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Otmar Emminger, der frühere Präsident der 
Deutschen Bundesbank, hat gerade in diesen Tagen 
die Politiker in der „FAZ“ davor gewarnt, die Politik 
hohen Haushaltsdefizits etwa nachzuahmen. 

(B) 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Herr Roth, Sie waren mit Herrn Emminger nie 
einverstanden, aber er ist ja hinsichtlich der wirt- 
schaftlichen Betrachtung wohl oben geblieben. — 
Wir haben ganz andere Verhältnisse als die Verei- 
nigten Staaten, und zwar deswegen, weil das Aus- 
land nicht bereit sein würde, diese erheblichen De- 
fizite bei uns so mit leichter Hand zu finanzieren, 
wie das in den USA der Fall ist. Da werden auch 
heute Dollar-Bonds im Vertrauen auf die gewaltige 
Wirtschaftskraft dieser starken, großen Nation ge- 
kauft. Zum anderen — und das ist viel zu wenig 
bekannt — sind der Anteil der öffentlichen Ausga- 
ben am Sozialprodukt und auch der Grad der Ver- 
schuldung in den Vereinigten Staaten immer noch 
geringer als bei uns. Wie oft haben wir in den letz- 
ten zwei Jahren von den Bänken der Opposition 
Negativbetrachtungen zur Wirtschaftspolitik von 
Ronald Reagan und Margaret Thatcher gehört. Da 
nutzte es uns gar nichts, darauf hinzuweisen, daß 
wir diese Politik im Rahmen der Wende eben nicht 
kopieren, sondern unseren eigenen, den uns ange- 
messenen Weg gehen würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
auch gemacht!) 

„Reagonomics“, „Thatcherismus“ — diese Worte 
wurden von den Bänken der Opposition fast wie 
Schimpfworte gemeint oder jedenfalls gebraucht. 
Es ist erstaunlich, daß wir in dieser Debatte ähnli- 
ches eben nicht mehr gehört haben; wohl deswegen, 
weil die mit diesen Worten angegriffene Politik in 


den jeweiligen Ländern offensichtlich Erfolg ge- (C) 
habt hat. 

Vor einigen Tagen hat man erstaunt in der 
Presse gelesen, daß die Wissenschaftler des DGB 
jetzt sogar in eine Lobpreisung der Wirtschaftspoli- 
tik von Ronald Reagan eingetreten sind. Sie spre- 
chen von einem Beschäftigungswunder in den USA, 

Dort habe man das Beschäftigungsziel im Verhält- 
nis zu dem Stabilitätsziel sehr viel ernster genom- 
men als bei uns. Man empfahl — wie könnte es 
auch anders sein — die Inkaufnahme größerer 
Haushaltsdefizite auch bei uns. Das haben wir auch 
hier in dieser Debatte immer wieder gehört. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß wir uns 
das nicht leisten können. Aber man muß auch dar- 
auf verweisen, daß diesen Erfolgen der Wirtschafts- 
politik in den USA ein starkes Sparprogramm vor- 
ausging; ein Sparprogramm, das zu einer erhebli- 
chen Verringerung der Inflationsrate geführt hat 
Wenn wir die Erfolge gerade auf diesem Gebiet 
betrachten, über das wir uns hier viel unterhalten, 
dann muß man einmal darauf hinweisen, daß seit 
November 1982 in den USA 6,3 Millionen neue Ar- 
beitplätze geschaffen wurden, davon allein im Jahre 
1983 4 Millionen. Ich glaube, daß es sich durchaus 
lohnen würde, auf die speziellen Gründe einzuge- 
hen, warum das in den USA so war. 

Aber ich sehe, meine Redezeit ist abgelaufen. Um 
einer Ermahnung des Herrn Präsidenten, der sein 
Mikrofon schon eingeschaltet hat, zuvorzukommen, 
will ich schließen. Ich will nicht mehr auf die vielen 
Fragen eingehen, die in dieser Debatte angespro- 
chen wurden. Wir haben im Wirtschaftsausschuß 
Gelegenheit, sie wie immer freundschaftlich, ange- 
messen und sachlich zu erörtern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Professor Hauchler. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf am Ende dieses langen Debat- 
tentags Ihren Blick auf ein Thema lenken, das im 
Streit um Arbeit, Umwelt, Gesundheit, um den inne- 
ren und äußeren Frieden der Deutschen leicht aus 
dem Blickfeld gerät. Ich meine die im Vergleich zu 
unseren Verhältnissen viel tiefere und dramati- 
schere Not, in der sich die Dritte Welt befindet. 

(Zustimmung bei der SPD — Beifall des 
Abg. Horacek [GRÜNE]) 

Hunderte von Millionen Menschen sind betroffen. 
Wenn wir keine andere Politik betreiben, werden 
wahrscheinlich Milliarden Menschen in ein Elend 
ohnegleichen hineinlaufen. 

Gestatten Sie mir, daß ich hierzu noch einige An- 
merkungen mache. Die Bundesregierung sieht in ih- 
rem Haushaltsentwurf vor, daß 1985 die Ausgaben 
für die Entwicklungshilfe stärker steigen als die 
Gesamtausgaben, nämlich um 3 % gegenüber 1,2 %. 

Was auf den ersten Blick löblich erscheint, entpuppt 
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(A) sich jedoch bei näherem Hinsehen als schöner 
Schein; denn Maßstab des entwicklungspolitischen 
Engagements ist nicht das, was auf Grund früherer 
Zusagen heute und morgen abfließt und durch Sie 
ausgegeben wird, sondern Maßstab ist das, was an 
Neuzusagen in einem Entwicklungshaushalt 1985 
steht. 

Da ergibt sich ein anderes Bild. Wenn man die 
Verpflichtungen bei der Internationalen Entwick- 
lungsorganisation und der Afrikanischen Entwick- 
lungsbank korrekt auf mehrere Jahre anrechnet 
und verteilt, dann steigen die Neuzusagen im Ent- 
wicklungshaushalt um magere 1 1 %. Das ist bei wei- 
tem kein Ausgleich für den Kahlschlag, den Sie, 
Herr Warnke, und die Bundesregierung in den ver- 
gangenen drei Jahren betrieben haben. Was wir für 
die Entwicklungshilfe aufwenden, steht in einem 
krassen Mißverhältnis zu dem, was wir in die Rü- 
stung stecken. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Horacek 
[GRÜNE]) 

Wir sehen zu, wie die Verelendung in der Dritten 
Welt wächst, während wir gleichzeitig immer mehr 
Waffen produzieren. Drei Viertel der Weltbevölke- 
rung verfügen heute über ein Fünftel des Weltein- 
kommens, verbrauchen ein Viertel der Mineralien, 
verfügen über ein Siebtel der Energie. Diese drei 
Viertel der Weltbevölkerung können nur über ein 
Viertel des Weltgetreides verfügen. Das Pro-Kopf- 
Einkommen der Entwicklungsländer beträgt 8% 
desjenigen der Industrieländer. 

(B) Gleichzeitig explodieren die Rüstungsausgaben. 
Die Londoner „Defence Weekly“ schätzt die Militär- 
ausgaben 1984 auf tausend Milliarden Dollar. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Sie sollten ruhig zuhören, wenn wir über diese 
Probleme sprechen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Oder geht Sie das Schicksal von Millionen Men- 
schen in der Dritten Welt nichts an? — Offenbar 
nicht. 

Der Verlust an Rohstoffen, die unproduktive Bin- 
dung von Know-how und Sparkapital schreien zum 
Himmel, Von 1960 bis 1982 sind die Militärausgaben 
weltweit siebzehnmal stärker gestiegen als die Ent- 
wicklungshilfe. Und jährlich verschlingt die Rü- 
stung zwanzigmal mehr als das, was wir für die 
Dritte Welt ausgeben. 

Wenn wir einen einzigen modernen Panzer nicht 
produzierten, könnten 1000 Klassenzimmer für 
30 000 Kinder gebaut werden. Wenn ein Atom-U- 
Boot der Trident-Klasse nicht vom Stapel liefe, 
könnten vier Millionen Hektar Land vor Überflu- 
tung geschützt werden oder 200 Millionen Hacken 
zur Bodenbearbeitung finanziert werden. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Bo- 
roffka? 

Dr. Hauchler (SPD): Ja. 


Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege, wissen Sie, (C) 
daß nach Üntersuchungen internationaler Behör- 
den die Rüstungsausgaben gerade der Länder der 
Dritten Weit erheblich stärker gestiegen sind als 
die der sogenannten zivilisierten Länder? 

(Horacek [GRÜNE]: Herr Kollege, dadurch 
wird es doch nicht besser!) 

Dr. Hauchler (SPD): Mir ist bekannt, daß auch die 
Länder der Dritten Welt Rüstungsgüter importie- 
ren, sich zum Teil auch mit deutscher Hilfe, mit 
deutschen Blaupausen an Waffenproduktion heran- 
machen. Ich meine aber, wir sollten als westliche 
Industriestaaten nicht so hochmütig sein zu sagen: 

Wir rüsten auf, und die Entwicklungsländer können 
auf Waffen verzichten. Wenn Südafrika gegen Sim- 
babwe Spionagetrupps schickt, wenn Südafrika in 
Angola und in Mosambik einfällt, dann können Sie 
nicht erwarten, daß diese Länder vor solcher Agres- 
sion waffenlos dastehen. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Aha!) 

Können wir weiter Zusehen, wie die Länder des 
Südens immer mehr in die Knie gehen, während 
der Norden vor immer neuen Waffen starrt? Sollen 
wir ohnmächtig mit ansehen, wie immer mehr Waf- 
fen für die Vernichtung und immer weniger Brot 
für das Leben produziert werden? Wir müssen end- 
lich den zerstörerischen Zusammenhang zwischen 
Überrüstung und Unterentwicklung aufbrechen 
und Entwicklung durch Abrüstung in Gang setzen. 

Das ist nämlich wirklich die einzige realistische 
Chance. 

(D) 

Die SPD- Bundestagsfraktion hat diesen Gedan- 
ken in den Mittelpunkt des Zukunftsprogramms 
Dritte Welt gestellt, das Hans-Jochen Vogel und 
Willy Brandt am 30. August 1984 vorgestellt haben. 

In diesem Programm wird eine zusätzliche An- 
strengung der Industrieländer für die Dritte Welt 
gefordert, die der des Marshallplans nach dem 
Zweiten Weltkrieg vergleichbar ist. Anders als da- 
mals kann es aber nicht darum gehen, die Entwick- 
lungsländer in das System der Industrieländer ein- 
zubinden und sie noch abhängiger zu machen. Not- 
wendig ist vielmehr eine Zusammenarbeit, die die 
Identität und Selbstbestimmung der Entwicklungs- 
länder respektiert. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Etwa so wie zwi- 
schen Iran und Irak?!) 

Das Zukunftsprogramm Dritte Welt will einen 
Weltentwicklungsfonds, der — von der Tagespolitik 
der Regierungen unabhängig — den ärmsten Ent- 
wicklungsländern durch Abrüstung in Ost und West 
Selbsthilfe ermöglicht. Die Projekte sollen an den 
drei zentralen Hindernissen für eine sich selbst tra- 
gende Entwicklung in der Dritten Welt ansetzen: 
Überschuldung, ungleiche Welthandelsbedingungen 
und binnenwirtschaftliche Struktur schwäche. 

Dementsprechend fordern wir für die ärmsten 
Länder: erstens eine internationale Entschuldungs- 
aktion; zweitens die Verbesserung der Austausch- 
bedingungen und freieren Zugang der Entwick- 
lungsländer zu den Industriemärkten; drittens inte- 
grierte Programme zur nachhaltigen Steigerung 
der Produktivität in Landwirtschaft und Kleinge- 
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(A) werbe und zur Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen in den Entwicklungsländern, von denen 
wir langfristig auch abhängen. 

Das Zukunftsprogramm Dritte Welt soll die be- 
stehenden Projekte und Institutionen nicht erset- 
zen, sondern durch einen zusätzlichen quantitati- 
ven und qualitativen Impuls ergänzen. West und 
Ost gemeinsam müssen dabei mit dem Süden Zu- 
sammenarbeiten. 

(Beifall bei der SPD — Boroffka [CDU/ 

CSU]: Vielleicht in Äthiopien zusammen 
mit Herrn Honecker?) 

— Ja, auch mit Herrn Honecker hätte man darüber 
sprechen können. Warum nicht? 

(Boroffka [CDU/CSU]; In Bezug auf Äthio- 
pien?) 

Für die Durchführung kann weitgehend auf er- 
fahrene Institutionen im Verband der Vereinten 
Nationen zurückgegriffen werden. Über den Ein- 
satz der Mittel sollte ein Gremium international 
anerkannter Politiker entscheiden, die nicht im po- 
litischen Tagesstreit der Regierungen stehen. Es 
sollte paritätisch mit Vertretern des Nordens und 
des Südens besetzt werden. 

Das Programm soll grundsätzlich mit Zuschüssen 
arbeiten, denn es wäre ja unsolide, wenn wir die 
Sicherung der Grundbedürfnisse, die eben nie ren- 
tabel im kurzfristigen Sinn sein kann, mit immer 
neuen Zins- und Tilgungslasten verbinden. Inner- 
halb der Entwicklungsländer wären Fonds aus Ge- 
(®) genwertmittein in Landeswährung zu bilden, aus 
denen weitere Investitionen für die innere wirt- 
schaftliche Entwicklung der einzelnen Länder fi- 
nanziert worden könnten. 

Meine Damen und Herren, Entwicklungspolitik 
muß zum einen umfassender und längerfristig kon- 
zipiert werden und darf zum anderen nicht weiter 
zum Instrument der Systemkonkurrenz zwischen 
Ost und West mißbraucht werden. 

Zum ersten. Die Zusammenarbeit mit der Dritten 
Welt ist schon viel zu lange Türöffner kurzfristiger 
Wirtschaftsinteressen der Industrieländer. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wie lange denn 
schon?) 

Die Bundesregierung handelt unverantwortlich, 
wenn ihr Entwicklungsminister Entwicklungshilfe 
zuallererst als Wohltat für die deutsche Exportwirt- 
schaft versteht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nicht immer sind solche Wohltaten auch Wohltaten 
für die Entwicklungsländer. Das wissen wir inzwi- 
schen. 

Was haben Sie, Herr Minister Warnke, sich dabei 
gedacht, als Sie vor wenigen Monaten in Pakistan 
bei Projektverhandlungen von heute auf morgen 
und offenbar auf Grund eines schnellen Telex aus 
München ein großes Projekt für ländliche Entwick- 
lung strichen und dafür zig Millionen deutscher 
Steuergelder für ein digitales Fernsprechsystem zu- 


sagten? Wem nützen denn diese modernen teuren (C) 
Apparate, den Bauern und Handwerkern oder den 
Militärs in Pakistan? Es verdichtet sich der Ver- 
dacht einer Zweckentfremdung von Entwicklungs- 
hilfemitteln. Wir werden Fällen in Bangladesch, in 
Kenia und in Portugal sorgfältigst nachgehen. 

Was soll man davon halten, wenn Sie die Ent- 
wicklungshilfe für die Schwellenländer erhöhen 
und dafür bei den ärmsten Ländern Afrikas kür- 
zen? Begreifen wir doch endlich, daß Entwicklungs- 
politik weniger mit Hilfe im engeren Sinn als zu- 
nehmend mit einer gerechteren Weltwirtschafts- 
ordnung zu tun hat. Hier liegt die Wurzel des Pro- 
blems. Nicht kurzfristige Wirtschaftsförderung un- 
ter dem Deckmantel von Almosen, sondern ein 
langfristiger Solidarpakt zwischen Nord und Süd ist 
die Antwort auf die Probleme der Dritten Welt. 
Nicht kurzsichtige Liefermöglichkeiten liegen in 
unserem Interesse, sondern Anstöße für eine Ent- 
wicklung des Südens, die sich eines Tages selbst 
trägt und von äußerer Hilfe unabhängig wird. 

(Dr. Weng [FDP]: Waren Sie einmal dort?) 

Nur politisch und sozial stabile Länder des 
Südens garantieren uns die Rohstoffe, die wir auf 
die Dauer brauchen. Nur entwickelte Volkswirt- 
schaften des Südens sind auf Dauer gute Handels- 
partner. Nur wenn im Süden der Hunger beseitigt 
und die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten 
werden, wird es nicht zu Kriegen um Rohstoffe und 
Märkte kommen. 

Zum zweiten. Die Dritte Welt darf nicht länger 
Gefechtsfeld geopolitischer, militärischer und ideo- 
logischer Ost-West- Konkurrenz sein. Was dachte 
sich die Bundesregierung dabei, als sie einem Milli- 
ardenkredit des Internationalen Währungsfonds an 
das Apartheid-Regime in Südafrika zustimmte, 
gleichzeitig aber billigte, daß der Fonds durch seine 
Auflagen Länder wie Brasilien, die Dominikanische 
Republik, Tunesien und andere sozial und politisch 
destabilisierte und in die Inflation trieb? Wem an- 
ders nutzt denn diese Politik als den westlichen 
Geschäftsbanken? 

Wie kann die Bundesregierung Entwicklungszu- 
sagen an Nicaragua brechen, gleichzeitig aber deut- 
sche Waffenexporte in den Sudan und in Pinochets 
Chile gestatten? Erklären Sie mir das, Herr Mini- 
ster Warnke. Dürfen die ideologische Haltung und 
die Position im Ost-West-Streit wirklich der Maß- 
stab für die Entwicklungszusammenarbeit sein? 

Was die Welt und wir brauchen, ist nicht eine 
Ausdehnung des Kalten Krieges über die ganze 
Welt, sondern eine Verantwortungsgemeinschaft 
von Ost und West als Sicherheitspartnerschaft im 
Norden und als Entwicklungspartnerschaft für den 
Süden. Was könnte zwischen West und Ost denn 
eigentlich vertrauensbildender sein als ein gemein- 
samer Beitrag zur Entwicklung der Dritten Welt 
und zur Bewahrung des Friedens? Denn den Frie- 
den bewahren wir nicht so sehr durch ein Gleichge- 
wicht von Auf- oder Abrüstung, sondern durch posi- 
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Dr. Hauchler 

(A) tive Kooperation über gesellschaftlich unterschied- 
liche Auffassungen hinweg. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Schicken Sie Ihre 
Rede Herrn Gromyko!) 

Die Zukunft aller wird nur dann dauerhaft gesi- 
chert sein, wenn alle begreifen — auch Sie — , daß 
Süd und Nord, West und Ost Teil einer Welt sind 
und nur gemeinsam überleben können. Nirgendwo 
— auch bei uns nicht — ist noch ein Separatfrieden 
mit dem Wohlstand möglich. 

Sagen Sie nicht vorschnell, der Osten würde sich 
auf eine solche Entwicklungspartnerschaft nicht 
einlassen. Jüngste Äußerungen der Ostblockführer 
deuten darauf hin, daß auch dort Abrüstung zur 
Entwicklung ein Thema geworden ist. Die SPD- 
Bundestagsfraktion hat mit dem Obersten Sowjet 
eine gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet, die sich 
mit den Möglichkeiten der Entwicklung durch Ab- 
rüstung befassen soll. Ein erstes Gespräch wird im 
Juli von Egon Bahr, Uwe Holtz und Peter Würtz in 
Moskau geführt. 

Wir werden diese Perspektive weiter verfolgen. 
Wir hoffen, daß auch die Bundesregierung ihre 
Kontakte mit den Staaten des Ostblocks in diesem 
Sinne nutzen wird. Ost und West müssen endlich 
ernsthaft über die Entwicklung der Dritten Welt 
reden und nicht um die Entwicklung immer neuer 
Waffen konkurrieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer das Zukunftsprogramm Dritte Welt ins Reich 
^ ' der Illusionen verweist, der muß beweisen, daß er 
einen realistischeren Weg weiß, um zu verhindern, 
daß Rüstung auch ohne Krieg tötet. Sie tötet jetzt 
jährlich mehr Menschen, als in den Kriegen der 
letzten 35 Jahre umgekommen sind. 

Wer im Schlepptau der Supermächte abwartet, 
bis diese sich aus eigenen Stücken bewegen, der 
blendet sich aus der Verantwortung aus und nimmt 
untätig hin, daß wir alle mit in die Katastrophe 
gerissen werden. Wer Entwicklung durch Abrü- 
stung will, der muß mehr planen für die Entwick- 
lung und weniger für die Rüstung. 


Die SPD-Bundestagsfraktion fordert daher — (C) 

entgegen dem Entwurf der Regierung — für den 
Haushalt 1985 eine Erhöhung der Verpflichtungser- 
mächtigungen im Etat des Ministers für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu Lasten des Verteidi- 
gungshaushalts. Konkrete Anträge werden wir an- 
läßlich der weiteren Haushaltsberatungen stellen. 

Meine Damen und Herren, wir alle sollten erken- 
nen, daß sich im armen Süden eine Tragödie globa- 
len Ausmaßes anbahnt, die in wenigen Jahren wie 
ein Flächenbrand auf den reichen Norden übergrei- 
fen wird, wenn in der Dritten Welt die Wälder abge- 
holzt sind, die Wüsten sich noch weiter ausgedehnt 
haben, Wälder und Böden vergiftet sind, wenn die 
Energie- und Mineralreserven zu Ende sind, wenn 
bei explodierenden Bevölkerungs- und Städte- 
wachstum Hunger, Krankheit und Arbeitslosigkeit 
zu einem Ausmaß von Sterben, Verelendung und 
Erbitterung führen, das unsere heutige Vorstel- 
lungskraft sprengt. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. Ihre Zeit ist schon über- 
schritten. 

Dr. Hauchler (SPD): Ich komme zum Schluß. 

Meine Damen und Herren, im Süden tickt eine 
ökologische soziale und politische Zeitbombe. Sie 
wird bald hochgehen, wenn die Weichen der Ent- 
wicklungs- und Weltwirtschaftspolitik heute nicht 
neu gestellt werden. 

Danke schön. (^) 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen für die heutige Sit- 
zung nicht vor. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 14. Septem- 
ber 1984, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.19 Uhr) 
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